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Vorwort. 



Vorliegende Abhandlung soll dazn dienen, ein möglichst 
genaues Bild von dem Wesen und der Bedeutung 'der maiftni- 

schen Landwirtschaft und unserer ländlichen Bevölliening za 

entwerfen. 

Um ein richtiges Urteil über die Gegenwart zu gewinnen, 
ist es unentbehrlich, die Vergangenheit kennen zu lernen, 
um zu wissen, wie sich die erstero aUmählich aus der letzteren 
herausgebildet hat, und wie sich die bäuerlichen Verhältnisse 
im Zusammenhange mit den bestehenden grundherrlichen 
gestaltet haben; das halte ich für absolut notwendig, um 
ein Verständnis der Sache zu ermöglichen. 

Wenn ich mich aber hier der Aufgabe unterziehe, tiefer 
auf die landwirtschaftlichen Vorgänge meines Vaterlandes ein- 
zugehen, so bin ich mir der Schwierigkeit dieser Aufgabe 
wohl bewusst» denn das Qnellenmaterial, das mir hierfür zur 
Verfügung steht, ist ziemlich gering und nuTollkommen; es 
gibt noch kein zusammenfassendes wissenschaftliches Werk 
über die Agrarpolitik Rumäniens, und die wenigen Arbeiten 
über rumänische Verhältnisse, welche von einiger Bedeutung 
sind, weisen über das Gmndeigentnm und das Eigentumsi'echt, 
sowohl in seiner historischen Entwickelung, als auch in seiner 
modernen Gestalt die grössten Verschiedenheiten, Wider- 
sprüche und Unklarheiten auf. 

Von verschiedenen Seiten aufgefordert und durch das 
Interesse angeregt, das ich für das Wohl der ackerbau- 
treibenden Bevölkerung habe, unterzog ich mich vorliegender 
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Arbeit. Damit erhebe ich aber keinen Anspruch auf voll- 
ständige Lösung der runiaiiischen Agiarfrage, welche auch 
von unseren Landwirten und Sachverständigen, die die agrari- 
sclien Fragen nach den von ihnen allerdings in beschränktem 
Kreise gemachten Erfahrungen ganz einseitig beurteilten, 
bis jetzt nicht hat gelöst werden können. Ich werde 
hier einen besonderen Wert auf die Darstellung der rechtlich- 
geschichtlichen Entwickelung legen und dann kurz auf die., 
bestehenden ländlichen Verhältnisse eingehen, indem ich den 
weiteren Ausbau dieses Stoffes auf später verschiebe. 

Die Qnellen, auf die ich mich gestützt habe, besonders 
in dem ersten Teil vorliegender Arbeit^ d. h. der historischen 
Entwickelung der ländlichen Verhältnisse in Rumänien, smd 
neben den anderen, die ich in der Titteratur angegeben habe, 
folgende: XenopoPs .Jstoria fiomäjulor in Dada-Tralana", 
eine rein-historische Arbeit» in der die Eigentnmsordnung ganz 
in den Hinteigrund tritt, nnd Nädejde's „Din dreptul vediin 
romän" und „Jarasi proprietatea mare la noi*', ein akten- 
mässiger Versuch über den. Ursprung des Eigentums. Was 
den zweiten Teil meiner Abhandlung anlangt, so benutzte 
ich die Schriften von Vaillaut ,,La Ruiiinanie", Paris 1895; 
von Charles C. Arioii „La Situation economique et sociale du 
paysan en Roumanie**, Paris Giard et Bri^re 1895; von 
C. Boerescu „De ram^lioratiou de l'etat des paysans roumains^\ 
Paris, Duraiit 1861; von Georges Morojanu ,,La loi agraire 
de 1864 et Tetat du paysan en Houmanie", Stutt^^art, Im- 
primerie de runion Deutsche Verlagsgesellschaft" 1898; und 
von Vasile M. Kogalniceanu „Legislatia agrara si mäsurile 
luate in favorea agriculturei de ia 1864 pänä adi*'; aussiir- 
dem habe ich mich viel auf eigene Beobachtung gestützt. 

Halle a. S., im November 1903. 
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Überblick über die Litteratur 



Der erste wissenschaftliche Versuch über die sozial- 
wirtscliaftliche Frage iu Kuniänien Iiis zur J^evolutioii von 
1848 ist Bälcescu: Question econoiiiique des Priücipautös 
Daüubiennes. Paris. Librairie Charpeiitier 1850. 

Über den Ursprung des Eigeutums handelt aktenuiässig 
Nadejde: ,^ara8i proprietatea niare la noi". Lit. si SciintL 

Buk. 1889. VoL H. 

Ferner haben wir zn nennen: 

Dr. jur. Geblescu: La propriete rurale a Korne, eu France 
et en Ivuuiiianie 1 vol. Paris. Pedone 1895. 

Dr. Obedenare: La Koumauie ecouoniiq.ue. Paris. Leroux 
1876. 

Keugebauor: Beschreibung der Moldau und der Walachei. 

Breslau 1854. 

G. Benger: Rumänien, ein Land der Zukunft. Stuttgart 1896. 

K. Grünberg: Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 
Bd. IL (Die Bauernbefreiung in Rumänien.) 

K. Grünberg: Die rumänische Agrargesetzgebuncr im Hin- 
blick auf ihre Reform« (Brann's Archiv für soziale Ge- 
setzgebung und Statistik. Bd. II. 1889. 

Ferner möchte ich folgende Werke nennen, die für die 
Betiai'htung rumänischer Agrarverhältnisse von einiger Be- 
deutung sind: 

£. RegiianU: Histoire politique et sociale des principautes 
Dauuhieunes. Paris 1855. 
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Nicolas Blaremberg: Essai compare siir les institiitions et 
les lois de la Roumauie depuis les temps les plus recul^s 
jusqu'ä DOS jours. Buk. 1885, 

Jon Qliika: Eotretiens öconomiqaes. Buk. 1873. 

M. Eogälniceanu: „Emanciparea teranilor*. Bede, gehalten 
1891 in „Acadömie roumaine*'/ Bnk. QObl 

Creangra G. D.: Die Finanzen Rnmänien's. Finanz-ArcblT. 

16. Jahrgang. S. 595—626. 

Gr. Paucescu: Fragmente poiitice. Chestia teräueascä. Buk. 
Göbl. 1893. 

Dr. G. Major: Romäuia agricola. Buk. 1895. 

A. C. Cnza: Teranii si clasele dirigente. fiede, gehalten im 
Abgeordnetenhans 1894 — 95. Jassy 1895. 

Annarnl ministemlni agricultnrei cnn legUe, decretele, si regu- 
lamentele acestni departament de la 1859—1893'. Bnk. 
Göhl. 1893. 

Desbaterile Parlamentäre ale Rom. pro 1862, 1863, 1864, 1866, 
1872, 1881, 1882, 1889, 1892, 1896. 

Ein paar statistische Daten hat neulich Prof. Basilescu 
in der Zeitung „Cronica" Ann!. II. No. 232, 234, 236, 240, 
245, 247, 252, 259, 267 yeröfleutUcht. 
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Einleitung. 



Eine der grössten sozialen Fragen Rumäniens ist heut- 
zutage gewiss die Verbesserung des Bauernstandes. Keine 
andere Frage verdient mehr die Miihe, studiert und gelöst 
zu werden, als gerade diese, da keine andere gelost werden 
kann, bevor wir diese nicht gelöst haben. Die Bauernklasse 
ist diejenige soziale K hisse, die die übrigen ernährt, und es 
ist kein politisch-wirtschaftlicher Fortschritt denkbar, wenn 
die (TFundlage des sozialen Gebäudes, auf dem unsere ganze 
Volkswirtschaft ruht, morsch ist. Und nun fragen wir uns, 
ist die Lage der Bauern in Rumänien wirklich so schlecht, 
wie sie von manchen geschildert worden ist? Hat die Lage 
des rumänischen Bauern irgend eine Verschlimmerung er- 
fahren, oder ist sie immer und zu allen Zeiten dieselbe 
gewesen? Worin besteht diese Verschlimmerung, wenn es 
tatsächlich eine solche gibt, und worin besteht die schlechte 
Lage unseres Volkes, wenn eine solche vorhanden ist? 
Diese Fragen sollen im Laufe unserer Abhandlung erOrtert 
werden. Eins möchte ich aber vorausschicken, was ich aus 
der bisher von mir gemachten Erfahrung kenne, nämlich, 
dass die bestehende Lage der ackerbautreibenden Bevölkerung 
bei uns eine jammervolle, ja sogar eine menschenunwürdige 
ist, und der bekannte Satz J. J. Bousseau*s „der Mensch sei 
frei geboren und schmachtet er doch in Ketten", findet seine 
Anwendung iuif den rumänischem Boden. Obwohl in manchen 
Beziehungen die sozial- wirtschaftliche Lage der Bauern in 
Kumäniea seit einiger Zeit eine, wenn nicht bedeutende, so 
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doch nicht zu leugnende Verbessern ntr erfahren hat, scheint 

mir doch der runiänisclie Bauer heutzutage ausgeartet zu 
sein, und tiotz der bestehenden wirtschaftlichen Freiheit ist 
er heute noch der Willkür der Gruudherreu, resp. deren 
Pächter ausgesetzt. 

Um die Ursachen und Wirkangeu in den Erscheinungen 
des sozial-wirtschaftlichen Lebens eines Volkes festzustellen 
und sie im Zusammenhange zu begreifen, müssen wir bei 
unserer Frage die Faktoren bestimmen, welche zu der heutigen 
schlechten Lage der Bauern in Bamänien beigetragen haben. 
Vielfältig sind diese Faktoren, und man kann in verschiedenen 
von ihnen .den Gmnd der heutigen Zustände sehen, je nach- 
dem man geneigt ist» die Regierung zu stützen oder sie an- 
zuklagen, oder man kann vielmehr die Sache vom Stand- 
punkt der interessierten Klassen aus verschieden auffassen. 
Mag der tieferen Stufe der Kultur, auf der sich das rumänische 
Volk befindet, oder der dem Rumänen angeborenen, vielleicht 
von seinen Vorfahren, den Römern, geerbten Eigenschaft der 
Verschwendung und Unvorsichtigkeit oder auch seiner natür- 
lichen Trägheit seine heutigfe Lage zugeschrieben wurden, 
so liegt (loch meines Firachteiis der Hauptgrund der l)este.hen- 
den schlecliteu Lage d» r Bauern in Rumänien in der Ver- 
teilung von Grund und Boden einerseits und in den aus der 
Knappheit des Grund und Bodens notwendigerweise ent- 
standenen landwirtschaftlichen Verträgen andererseits, also 
in unserer Agrarverfassung. 

Unter der Herrschaft der demokratischen Bewegung, 
der ßleichheitsbestrebungen der arbeitenden Klassen und der 
ungeheuren F<»tschritte des Sozialismus — welcher, wie 
IMsraeli bemerkt: „jetzt nur ein leichter Zephyr ist, der 
kaum die Blätter bewegt, bald aber ein entfesselter Orkan 
sein wird, der alles auf seinem Wege zerstören wird,' — 
ist gegenwärtig das einzige Mittel, Katastrophen vorzubeugen, 
eine Organisation, durch die jeder arbeitsfähige Bürger zu 
Eigentum gelangen kann. In einem Lande, das sich durch 
seine uatürlichen Verhältnisse fast ausschliesslich zum 
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Ackerbau eignet, inul wo, weil die Bevölkerung auf einer 
tieferen Stufe der Kultur steht, der Ackerbau die ein- 
zige Quelle des Beichtums ist, muss jeder freie Mann ein 
Stück Land besitzen, aus dem er seinen Lebensunterhalt ge- 
winnen kann. Man wird vielleicht sagen» dass gerade die 
bereits angeführten Fragen für nns gar keine Bedeutung 
haben ; dann wfirde man aber vergessen, dass wir ein Volk 
sind, das noch in der Entwickelung begriffen ist, dass wir 
unsere Entwickelung fortsetzen und dass, wie diese Fragen 
in anderen Ländern zum Vorschein gekommen sind, sie eben- 
so auch bei uns auftreten werden. Der Grund, warum 
diese Fragen gegenwärtig bei uns nicht akut sind, ist in 
dem tiefen Kulturstadium zu suchen, in dem wir uns be- 
finden. Je mehr aber die nationale Arbeit fortschreiten 
wird, um so leichter werden die Probleme, welche anderwärts 
zum Vorschein gekouiiiien sind, auch bei uns sichtbar werden. 

Im Kijrentumshpfrriff haben wir zwei Elemente zu sehen, 
nämlich ein individuelles, als Folge der individuellen Eigen- 
schaften der Menschen, und ein soziales, als einen Teil der 
Materie, einen Teil der Gesellschaft. Das Eigentum soll 
nicht bloss dem Individuum allein den Genuss seiner Früchte 
gew&lu'leisten, sondern vielmehr dem Interesse der Gesellschaft 
dienen; es soll also das Eigentum die beiden Faktoren des 
sozialen Phänomens, das Individuum mit der Gesellschaft, 
versöhnen. In dem primitiven Zeitalter überwiegt das soziale 
Element im Grundeigentum, heutzutage aber ist das Eigen- 
tum alles sozialen Charakters entkleidet. 

Ich sagte, dass das Übel und die Gefahr, die unsere 
ganze Volkswirtschaft bedrohen, in unserer Agrarverfassung 
liegen. Damit will ich aber die schlechte Lage der Bauern 
in Rumänien nicht ausschliesslich unserer Agrarverfassung 
zuschreiben, es sind auch Ursachen anderer Natur, die dazu 
beigetragen haben. 

Die Agrarverfassung als positive agrar-politische Auf- 
gabe der Staatsgewalt umfasst die Eigeutumsordnung. Im 
Eigentnmsbegriffe unterscheiden wir drei Momente; a) Eigen- 
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tumssubjekt, b) Eigentumsobjekt und c) Eigentumsrecht oder 
-ordnuug, d. h. das Rechtsverhältnis, das zwischen Eligen- 
tunissubjekt und -Objekt besteht. Das Eigeutumssubjekt ist 
historisch wandelbar; die Eigeutumsordaung ist also ge- 
schichtlich bedingt. 

Um ein VerstEadnis des rarnftnischen Etgentimisrechtes 
zu ermdglichen, haben wir die nnerlässliche Angabe, seine 
Fechtlich-geschichtliche Entwickelnng zu beräcksichtigen, nnd 
zur Erleichterung unserer Arbeit haben wir die Geschichte 
der Entwickeluug der Eigentnmsordnnng in folgende Perioden 
geteilt: 1. Die erste Periode nmfasst die Zeit yon der rOmisdien 
Ansiedelung nach dem römisch - daki sehen Kriege (i. J. 107 
n. Chr.) bis zur Begründung der FürsttMitumer (der Walachei 
gegen Ende des XIII. und der Moldau Mitte des XIV. Jahr- 
hunderts). 2. Die zweite Periode nmfasst die Zeit von der 
Begründung der runiäuischen Fürstentümer bis zum Haupt- 
agrargesetz von 1864. Dicsf Periode, die als die des Arbeits- 
zwanges bezeichnet werden kann, zerfällt wiederum in folgende 
drei Teile: a) von der Begründung der Fürstentümer bis zum 
Jahre 1740 für die Walachei und 1749 für die Moldau (der 
erste Versuch zur Emanzipation der Bauern), b) von diesem 
Datum bis zum organischen Statute (Beglement organique), 
und c) von dem Eriass des organischen Reglements bis 
zum Hauptackergesetz vom 14. August 1864. Der erste 
Teil dieser Periode charakterisiert sich durch die allmähliche 
Einschränkung der Bauemfreiheit, indem der Bauer bei Begrün- 
dung der Fürstentümer aufhörte freier Eigentümer zu sein nnd 
rechtlich in Hörigkeit, Erbuntertftnigkeit nnd SchoUengebnn- 
denheit, faktisch aber in Leibeigenschaft und Sklaverei verfiel. 
Der zweite und dritte Teil sind dagegen durch das Streben 
charakteristisch, welches dahin ging, durch gesetzliche Ver- 
suche die Bauemfreiheit auszudehnen, die Bauern von den 
verschiedenen Lasten zu befreien und die l&ndlichen Ver- * 
hältuisse zu regeln. Diese Bestrebung wurde aber erst im 
Jahre 1864 durch die vollständige Emanzipiening der Bauern 
erreicht. Die Tendenz der Ausdehnung der Bauernfreiheit 



uiyiti^ed by Google 



13 



bis zur absolnteii Emanzipation, mit der die Einscbrftnknngr 
der bäuerlichen Rechte anf dem gutsherrschaftlichen Besitz 
verbanden war, findet ihren Ansdmck mit einer besonderen 
Khirheit in dem „Reglement organique** der Moldau und der 
Walachei und in der abgeänderten Oesetzg^bnngr vom 23. April 
1851. S. Als eine dritte Periode haben wir diejenige zn be> 
sprechen, die sich von 1864 bis auf unsere Tage erstreckt 
und die wir als die Periode der Arbeitsfreiheit bezeichnen 
(Leg. rur. artt. 10, 12). 
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1. Die ältesten Zeiten bis zur Begründung 

der Fürstentümer. 

Di3 ältostcu Völker, welche das Gebiet, das heute aoter 
dem Namen Rumänien bekannt ist, bewohnt haben, waren, 
wie aus die Geschichte lehrt, die Goten und die Daken, 
auch „MUchfresser" genannt. Als Halbnomaden» welche 
sich mit der Viehzucht beschäftigten und mit ihren Herden 
von Ort zu Ort schweiften, hatten sie anfangs keine festen 
Wohnsitze. Erst später, als sie auf eine höhere Tolkswirt- 
schaftliche Entwickelungsstufe gelangten, fingen sie an, neben 
der Viehzucht auch Ackerbau zu treiben und gingen somit zu 
einem neuen Stadium der Kultur fiber. 

Was die Einrichtung des Grundeigentums, die Eigentums- 
form und das Eigentumsrecht bei diesen Völkern anlangt , so 
können wir fast nichts mit Genauigkeit darüber sagen. Der 
geschichtliche Nachweis darüber ist sehr gering und unvoll- 
kommen. Die ältesten Dokumente si)rech(*n von drei Arten 
von Grundeigentum und zwar: a) das Staats- oder Doiiianial- 
eigentuiii au Goldbergwerken, ^) b) (Jcsaniteigentuni an W ald 
und Weide, und daneben c) Privat- oder Sondereigeutum an 
Ackerland. Es Ycrstebt sich von selbst, dass die für die 
Anlage vou Wohnung, Hof und Garten nötigen Ländereien, 
weiche dem römischen „heredium" entsprachen, Privateigen- 
tum, also von Privaten erblich übertragbares Land gewesen 

1) Der Staat wurde in diesem Zeitabschnitt mit der Re^erung 
verwechselt, und die Goldgruben kaim man sich bei dem damaligen 
Absolatasmiu nur als Staatsbesitz resp. Eigentum der Hftupter denken. 
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sind. Auf die weitere Umgestaltung der Verhältnisse, die an 
nnd für sieh nicht, von geringer Bedentong ist, können wir 
nicht n&her eingehen, weil die Urkunden im allgemeinen 
sehr nnyollkommen sind und das Quellenmaterial, das uns znr 

Verfügung steht, sehr spärlich ist. 

Im Jahre 107 u. Chr. wurden diese Völker vom römischen 
Kaiser Trajan unterworfen, ihr Land erobert und nach 
römischer Gewohnheit in eine römische Provinz umge- 
wandelt. In Dacien , als einer der römischen Provinzen, 
sind die römischen Gnindzüge der Eigentumsgestaltnng 
vorherrschend gewesen. „Wenn die Börner ein Land er- 
oberten, nahmen sie einen Teil des ßodens für sich in An- 
spruch und gründeten Städte darauf oder schickten Ansiedler 
in die bereits bestehenden** (Appian BeU. civ. I 7). Der 
Gmnd und Boden des eroberten Staates ging in den „ager 
publieus" über nnd hiess „snbcessivnm". Einen Teil des er- 
oberten Gmnd uud Bodens verteilten, verpachteten oder ver- 
kauften die Römer au die Kolonisten nnd an die Veteranen 
{•dgri divisi, assignati) oder sie Hessen ihn manchmal im Be- 
sitze der früheren Eigeutiuiier g^egeu Abgaben „iu natura" 
oder Geld oder uuentgeltlich (agri mensura comprehensi). 
Das unbebaute Land, welches oft von beträchtlicher Aus- 
dehnung war, wurde denjenigen, die es kultivieren 
wollten, gegen Abgabe eines J eiles des Jahresertrages, \/,o 
vom Getreide und Vö Früchten (Appian), überlassen. 

Auch für die Benutzung des Landes als Viehweide war eine 
Abgabe für Gross- und Kleinvieh festgesetzt. Einen anderen 
Teil des BoUeus verkauften die Römer durch öffentliche Ver- 
stdgerung an verschiedene Private (agri quaestorii), und ge- 
wiss gab es noch Ländereien, welche demjenigen gehörten, 
die sie durch eigene Kraft okkupierten (agri occnpatorii) ; so 
zum Beispiel wurden viele Stftdte von den Kriegsführem 
ihren Kriegsgenossen zur Belohnung für deren Dienste ge- 
schenkt. Eins mnss aber in Betracht gezogen werden, näm- 
lich, dass der nach der Eroberung eines Landes an die Ko- 
lonisten verteilte Grund und Boden nicht etwa Gesamt-, 
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sondern qniritarisches Eigentum war, welches nur rOmische 
Bürger erwerben konnten. Es ist Ja bekannt» dass die Ko- 
lonisten als solche nicht das Kecht verloren, römische Bürger 
zn sein, nnd was das Wahlrecht anlangt, so gingen sie manch- 
mal nach Rom, nm zn wählen. 

Der „ager publieus'* stand Jedem Angehörigen des „po- 
puliis", d. h. jedem Patrizier znr freien Verfügung.') Da- 
durch erlangten aber die Patrizier, kein Eigentumsrecht, 
sondern nur ein Besitzrecht, das in der Theorie jederzeit 
widerruflich war; in der Praxis behielten si'i den Niessbrauch 
des von ihnen bebauton Landes, weil kein bestimmter Termin 
für den Rückfall desselben an die Gesamtheit festgesetzt 
war. Diese von den Patriziern auf diese Weise okkupierten 
Ländereien erlangten eine solche Ausdehnung, dass sie ent- 
weder einen Teil derselben den Klienten als „Bittbesitz" 
(praecarium), d. h. auf Bitte des Klienten gegen einen Teil 
des Ertrages überliessen, oder, wegen der grossen Entfernung 
von Rom, das ganze von ihnen okkupierte Land an verschiedene 
Pächter verpachteten. Die Klienten mussten für das von 
ihnen gepachtete Land Abgaben entweder „in natara** (coloui 
partiarii) oder in Geld (coloni) an die Patrizier entrichten. 
Im Laofe der Zeit änderte sich die Lage der Kolonen. 
Der schweren Stenern, wie der Elinbrüche der . Barbaren 
wegen vernachlässigte und yerliess man. sogar den Qmnd 
nnd Boden. Die rOnuschen Kaiser verpflichteten die Grund- 
eigentümer, nm die Einnahme der Stenern zn sichern, die von 
ihren Kolonen zn entrichtenden Steuern zn bezahlen (con- 
tribntio-jugatio). Als eine Entschädigung für die Gmndherren 
wurde ihnen das Recht zuerkannt, ihre Kolonen an die 
Scholle zu fesseln. Auf diese Weise entstand damals schon 
die Schollengeb uudenheit (adscriptio glebae), und die spätere 
Leibeigenschaft des rumänischen Volkes kann als eine Auf- 
erstehung des römischen Kolonatsystems angesehen werden, 
dessen Ursprung, wie angedeutet wurde, die finanzielle Not war. 

1) Bas üreigeiLtiim von Emfl von Lsveleye, ttbenetast von 
Karl Bttcher. Leipaig, F. Brockhans 1879. S. 846. 
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Um die Lage des Ackerbaues zu Terbessern, wurde das 
Kolonatssystem in eine fortwährende Verpachtung umgewandelt. 
So hatte der Golonus (Pächter) einen laktischen Besitz, indem 
er einen .Teil des Jahresertrage^ abzuliefern oder eine be^ 
stimmte Summe Geld zu entrichten hatte. Er war aber 
nicht frei, und wenn das Out, auf dem sich der Pächter be- 
fand, verftussert wurde, so wurde auch der Colonns mit 
veränssert.. Die Lage der „coloni^ war aber bedeutend 
besser als die der Sklaven. ,,('Oloniis" konnte man auf drei 
Arten werden: a) durch Geburt, b) willkürlich und c) durch 
das Gesetz. 

Wir sehen also, dass sich in der louiischeii Provinz 
Dacien auf der einen Seite dei" .,aoer publicus", auf der anderen 
das Privat- oder öondereig-entnni, das sogenannte (luiritarir 
sehe Bigentuin, ausbildete, d^uiritarisches, d. h. persönliches, 
ausschliessliches und unbegrenzter Verg-rösserung fähiges 
Eigentum war der Ornnd und Boden, welcher an verschiedene 
Private verteilt, verpachtet oder verkauft wurde. Da nun 
der „ager publicns*' nur den Patriziern zur Verfügung stand, 
ging er mehr und mehr in die Hände derselben über, welche 
anfangs nur das Besitzrecht an den von ihnen von dem Ge- 
samteigentum okkupierten Gütern, im Laufe der Zeit aber 
das £igentumsi'echt an denselben durch die Veijährung 
(Präskription) erlangten. Wegen der im Laufe der Zeit 
ausserordentlich zunehmenden Ausdehnung der Latifundien und 
auch wegen ihrer zu grossen Entfernung von Rom, wo die 
Patrizier ihre Wohnsitze hatten, fingen die Grundeigentümer 
an, ihre Gütt i an ,,coloni" zu verpachten, deren anfangs günstige 
Lage sich itn iiaufe der Zeit durch die finanzielle Not des 
Staates immer mehr verschlimmerte, bis sie schliesslich „ad- 
scripti glebae" wui deu. — Das war kurz die Form des Grund- 
eigeutuius in Dacieu unter der rönüschen Herrschaft. 

Das Eigentumssubjekt ist historisch wandelbar und das 
Eigentumsrecht ist offenbar geschichtlich bedingt. Die histo- 
rischen Ereignisse üben ihren EMnfluss auf die Eigentumsform 
und -Ordnung aus. Die Aufhebung und Wiederherstellung 

3 
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der persönlichen BYeiheit, welche das Eiß^entiim im Keime 
enthält (Dalloz's Repertoire gen. s. v. Propriete), und die des 
Eigentums ist immer geschichtlich -politisch hediugt und ge- 
setzlich geregelt. Es icommen' aber neben dem politisch-ge- 
schichtlichen noch andere veranlassende Momente in Betracht, 
die die Eigentamsordnnng fiberbanpt bestimmen. Sie sind 
sozialpsychisch - sittlich , was das Eigentumssabjekt, nnd 
technisch -natürlich, was ,das Eigentnmsobjekt anlangt. Um 
aber auch diese nicht weniger notwendig bestimmenden 
Momente der Eigentumsordnung in Bumftoien zu berück- 
sichtigen, muss man mouographisch verfahren. In der vor- 
liegenden Arbeit möchte ich aber, wie schon ihr Titel sagt, 
nur das rechtlich-geschichtliche Moment in der Entwickelung 
des Eigentumsrechtes in Rumänien in Betracht ziehen. 

Nach d?m Tode des Kaisers Tiajau griffen verschiedene 
\()lkt'r naclieiuander Dacion an, und die Schwäche der 
nachfolgenden Kaiser cnnunterte die Harbareiihorden. Ihre 
wiederholten Einfälle veranlassten die römischen Kaiser, 
daran zu denken, Dacien zu verlassen und dem römischen 
Keiche feste Grenzen zu ziehen. Der erste, der eiueu solchen 
Versuch machen wollte, war Kaiser Adrian. Er sah sich 
aber genötigt, auf diesen Gedanken zu verzichten, um die 
Bevölkerung nicht den Barbaren preiszugeben. Das Verlassen 
pacien's geschah im Jahre 272 n. Chr., als der Kaiser Aurelian 
sehie Truppen über die Donau nach Moesieu zurückzog und 
dadurch die Bevölkerung der Plünderung verschiedener Bar- 
barenhorden preisgab. 

Es ist natürlich, dass, nachdejn Dacien von den römischen 

Truiipen verlassen war, keine Sicherheit mehr in der Provinz 
bestand, und die iievölki'rung musste entweder mit den 
Klinischen Legionen über die Dunau gehen oder in's Gebirge 
ziehen. 

Über den Ursprung der Kumänoii bestoht heutzutage 
v'iiiv. Meinungsverschiedenheit. ]>it' c'nwu glaubt-iu ilie])ak<)- 
Kömer wären in's (jebirge gezogen, wo sie etwa löOO Jahre 
iu der Zeit der Völkerwanderung gelebt hätten; die anderen 
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dagegen sind der Meinung, die Dako-Römer wftren mit ded 
römischen Jjegionen nach Moesien gegangen nnd erst später 
nach d^m Aufhören der barbarischen Einfälle als Kolonisten 
nach dem heutigen Rumänien gekommen. Da diese ganze, 
sozusagen dunkle Periode von ungefähr 1000 Jahren während 
der Vdlkerwandernng so streitig ist, so werden wir uns hier 
ffir diese ganze Periode ganiicht mit der sozial -wirtschaft- 
lichen Einrichtung der .Vorfahren unseres Volkes be- 
schäftigen. 

Als die barbarischoii Hiiitällc aufliörteii uad den fried- 
lichen Rumänen keine Gefahr mehr drohte, fing-en sie an, 
sich zn kleinen Staaten zusammonzuschliessen und im Laufe 
der Zeit sich mehr und mehr mit dem Ackerbau zu be- 
schäftigen. Schon im 12. Jahrhundert, wie uns die Ge- 
schichte lehrt, spricht man in dieser Gegend von zwei 
Völkern verschiedener Nationen:' den Walachen, welche den 
oberen, und den Slaven, welche den unteren Teil des Landes, 
also die Donauflur, bewohnten. Eline aus der ersten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts datierende Urkunde (aus der Zeit des 
ungarischen Königs Bella IV.) bestätigt das Vorhandensein 
mehrerer kleiner Länder im nördlichen Gebiete der Walachei 
zu dieser Zeit, von denen sich ein Teil unmittelbar unter 
der uiif^arischen Herrscliaft befand, ein anderer 'l'eil dageg-en 
nur tributarisch, also als Vasall, der iiia^^yarischen Regierung 
an^-pliörte. Ausser diesen kleinen 8taat(Mi sj»rechpn die Doku- 
mente schon vor der Niederlassung (XIll. Jahiluindert in 
der Walachei und XIV. .lahrhundert in der Müldau), nämlich 
gegen 1170, von einem iüiegc, den die Byzantiner gegen 
die Ungarn zu führen hatten, und an dem sich auch die 
Walacheu aus dem Gebiete Vrancea (in der Moldau) be- 
teiligten. Dies Gebiet bildete, wie noch andere, die wir zu 
besprechen halMMi, eine Republik, die erst 12, später aber 
gegen 1802, 24 Dörfer mit einer Bevölkerung von cii'ca 
4000 Familien umfasste, nnd deren Bewohner sich als Nach- 
kommen und . Blutsverwandte von einem alten Stammvater 
her betrachteten. 
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Kine unerlässliche Aufgabe dürfte es für uns seio, die 
politische and soziai-wirtsdiaftlicbe OrgaDisation dieser kleinen 
lind verscUedenartigen Republiken und Staaten zn besprechen. 
Wie schon angeführt wurde, unterscheidet man drei Kate- 
gorien von Staaten und zwar: a) solche, welche direkt der 
magyarischen Regierang unterworfen .waren, b) solche, die 
nur Vasallen der ungarischen Herrschaft waren und c) solche, 
welche von den unb^nntesten Zeiten her, schon Tor den 
magyarischen Einfällen, selbständig gewesen waren und 
sich selbst unabhängig regierten. Gehen wir jetzt näher 
auf jede Kategorie dieser Staaten ein. Da die ersten zwei 
Kategorien sicli nur durch ihre politische Lage von einander 
unterschieden, so werden wir sie im Zusanmieuhauge als eine 
einzige Kategoi'ie heriicksichtigen. 

Bei den ersten zwei Kategorien von runiäuiscben Klein- 
staaten finden wir, dass die sozial-wirtschaftliche Organisation 
der Rumänen fast die gleiche ist, wie die der ungarischen 
feudalen Staaten. Au der Spitze des Staates und als dessen 
Führer stand ein dem ungarischen Könige untergeordneter 
Fürst, der „voevoda** genannt wurde. Manche von diesen 
Fürsten emanzipierten sich später, indem sie nichts mehr 
von der ungarischen Regierung wissen wollten; sie regierten 
dann über ihi*e Gebiete selbständig. Was die Befugnisse 
dieser Yoevoden betrifft, so finden wir sie vor allem als 
militärische Führer, die das Heer, das aus ihren Gebieten 
rekrutiert wurde, kommandierten. Neben der Eigenschaft 
als Befehlshaber hatten sie auch die richterliche Funktion, 
und die Titel, die man ihnen beilegte, waren sehr hoch- 
tönend; so nannte man sie z. B. „excellentissimi", „magni- 
fici" ^) etc. Als ihre ünterbeaniten sind uns die sogenannten 
„kenesii" bekannt, die nianchnial mit den Voevoden ver- 
wechselt sind. In der Kegt4 waren die Kenesen Volks- 
vertreter'-) und Volksführer, uud bildeten eine Mittelklasse 

1) Siehe Xenopol „Istoria Rom. in DaciaTr^aiia". Bd. II. S. 146. 

2) Die Kenesen sind als Dorfbfirgenneister anzusehen. In der 
Regel hatte jedes Dorf seineu Bürgcmeister» „kneaz** oder ,Jadex*' 



Digitized by Google 



— 21 — 



zwischen dem Adel und dem Volke. Sie uutcrscbieden 
sich dadurch yon dem Adel, dass, während ihnen, ebenso wie 
dem Volke, Abgaben auferlegt wurden, die sie zu entrichten 
hatten, letzterer steuerfr^ war. Der KOnig allein hatte 
die Möglichkeit, durch eine spezielle Gunst die Kenesen für 
steuerfrei zu erklären und sie in den Adelsstand zu erheben; 
dann hiessen sie .nobiles kenesii*. 

Man weiss nicht, ob (li(^ Ämter der Voevoden erblioli 
waren, oder ob beim Ableben der betreffenden der Kiiiii^^^ die 
weitere \ ( i tiifrnnffsg-ewalt besass. Die Ämter der Kenesen 
aber sind durch verschiedene Urkunden als nicht erblich 
nachgewiesen und sie konnten auch mit der Einwilligung 
des Königs veräussert werden. Sehr lange Zeit waren 
diese Amtsrerrichtungen den Kenesen nicht lebenslänglich 
übertragen, sondern, wie aus den Urkunden zu ersehen ist, 
»nsque ad benepiacitnm nostrum**. Wir finden aber doch, 
dass nach dem Tode eines „kneaz** von dessen Erben Ge- 
bühren für die Übernahme der Erbschaft nach dem wala^ 
ehischen Gewohnheitsrechte zu entrichten waren, nnd zwar 
hatten sie entweder ein Sjähriges Kalb oder einen abge- 
häuteten Ochsen abzuliefern. Das kommt aber nur in den 
ältesten Zeiten und auch nur ausnahmsweise vor. Wir 
sagten, dass dies nach einem „walachischen Gewohnheits- 
rechte" geschah; der Ursprung dieses Bechtes ist bei den 
Siebenbür£ren zu suchen. Es reofelte einerseits die Privat- 
verhältiiiss(^ iiiitei- den Rumänen, andererseits aber die 
zwischen den Kumänen und der ungarischen Regierung. 
Daraus ersieht man, dass den Rumänen manche Privilegien, 
so die Anerkennung des Adelsstandes, die ihrer Häuptlinge, 
Kenesen und Voevodeu, und das Weiterbestehen manclier in 
dem rumänischen Volke tiefwurzeiudeu juridischeu Guwohu- 
heiteu, gewährt worden sind. 



genannt; es gibt aber Fälle, wo das Dorf zwei »Judioes" hatte, und 
nur sehr selten wurde die Ffthnug zweier Dörfer einem eiiueigen 
,jadez'* anvertraut Siehe: J. Nadcgde „Din vechiul drept rom&n". 
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In der Theorie war der König in Ungarn der absolute 
Herr des Gnind und Bodens; er hatte „dominium eminens**. 
Als Beweis dafttr gelten die verschiedenen Schenkungsakten, 

in denen er erklärt, inauche von ihm von langen Zeiten her 
erwoi bene Güter wieder zu vorschenken. M In der Regel 
konnte der König: auf dem (iiuiui und fioden frei veiiüfren 
und anfang-s den Niessbraufli (usufructus) desselben sowohl 
(h^ni Adel als auch den Baiiei-n gegen verschiedene Dienst- 
leistungen — und zwar militärische hei den ersteren und büi ger- 
liclie oder plebejisclie hei den übt igeii sozialen Klassen — über- 
lassen. Die IJrkundeu sprechen aber sitätei- von der abso- 
luten, d. h. dauernden Bt'stätiL'uiiir dieser auf Grund und 
Boden ausgeübten Hechte. Im l>aufe der Zeit wurden also 
die bisherigen blossen Nutzin'esser iles (irund und Bodens als 
absolute Eigentümer desselben anerkannt. Es bestanden zwei 
verschiedene Besitzformen und zwar adliger Grundbesitz, 
der dem Adelsstande''') gehörte und keiner Abgabe unter- 
worfen war, und der Grund und Boden, der sich im Be- 
sitze der Bauern befand und als unadliger Grundbe- 
sitz galt, dessen Besitzer folglich Abgaben zu entrichten 
hatten. 

Dies gilt von den Rumänen, welche in Ungarn wohnten. 
Es hindert uns aber garnichts, dasselbe anch von denjenigeu 
zu glauben, die die kleinen rumänischen Staaten diesseits 
der Karyiathen bewohnten, die, wie erwähnt wurde, sich zum 
Teil diiekt unter der magyarischen Herrschaft befanden, zum 
Teil aber den Ungarn nui* inbutpf lichtig waren. 

1) Nicht nur die Könige, aondem auch ihre Vasallen, die 
Voevoden, hatten das Recht, Gttter zu verschenken. 

2) Wir finden aber» was den adligen Grundbesitz betrifft, fol- 
gendes: „Grund und Boden, ebenso wie das Haus, konnten adlig 

sein, ohne dass der Eiü^entünier zu jrleicher Zeit von seinem Bürger- 
stande in den Adels.stand erhoben zu sein brauchte" (Col. Traj. 1883. 
S. 430). Er konnte alter vom Könige resp. Voevoden, wenn er sich 
durch irgend eine Dienstleistung ausiceichnete, und das geschah in 
der Regel im Kriege, in den Adelsstand erhoben werden; dann war 
er Ton allen Abgaben und Last^ befreit. 
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Was nun die Ausnutzun<? des (Tiundeigentiuiis anlann^t, 
so geschah dies in der Regel in Gemeinschaft, indem inniger 
verbundeoe Gruppen wie Brüder, Vettern, Onkel nnd Neffen 
ein oder mehrere Güter gemeinschaftlich erwarben. Diese 
Familieugmppen, von einem gemeinsamen Stammvater ab- 
stammend, bewirtschafteten ihren Grand und Boden in der 
Regel nicht verteilt, sondern zogen gemeinschaftliche Nntzung 
aus dessen Einkünften. Theoretisch waren sie nicht ge- 
halten, eine Teilung vorzunehmen» und in der Praxis iapd 
diese Teilung für gewöhnlich auch nicht statt. Die Mit- 
glieder solcher Verwandtschaftsgmppen hatten ihren ideellen 
Anteil an dem gemeinschaftlich erworbeneu Grand und Boden, 
und zwar war die Grösse des Anteiles je nach dem Grad der 
Verwandtschaft zu dem gemeinsamen Stammvater ^b^^^mmt. 
Die Tatsache, dass sie nicht eine Teilung des Gesamteigentums 
der Familie vornahmen, ist ein Beweis, dass nur die Not- 
wendijrkeit des Zusamiiienlebens die Nachkommen in einem 
festen Hund zusauniieuhielt. Jedocli kamen solche Teilungen 
schon da vor, wo es sich als notwendig erwies, und wir 
finden neben diesem Gesamteigentum verschiedener Individuen- 
gruppen auch Dörfer, die siiii veiteilt im Besitze von zwei, 
drei, vier und sogar niehrereii Alten, Nachkommen eines 
einzigen Vorfahren, befanden. ') Eine andere Tatsache, die 
uns ein genaues Bild liefert, dass dies ungeteilte Gesamt- 
eigentum auf der Notwendigkeit der sozialen Lebensart beruhte, 
ist die, dass wir nicht selteu Xudividueu finden, die sich durch 
Zusammentun der ererbten Güter vereinigten und dieselben 
„brüderlich** erwarben.^) 



1) Siehe: J. Nadejde, „Dia vechiul drept roniän". Buk. 1898. 
S. 134. 

2) So erstrebte man eiiic Nachahmunjr der natürlichen Bluts- 
verwandtschaft durch eine Blutmisclmngsverwandtschaft. Ein schönes 
Beispiel gibt uns Densnseann in seinen Dokumenten mit den drei 
,Blntslrennden<* Joan, Oalian and Borcea, die die Genehmigung vom 
Ftttsteu Mircea dem Grossen (in der Walachei) erlangten, das Dorf 
Yaad za enichten. (Goi Tn^. 1888. S. 449.) 
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Es anterliegt keinem Zweifel, dass solche Gruppen, in 
deren Besitz der ganze Grand nnd Boden sich befand, nnter 
der Bevölkerung der heute zum Königreich Rumänien ver- 
einigten Fürstentümer, der Moldau und der Walachei, existiert 
haben. Um das zu beweisen, braucht man gar nicht einmal die 
von Ladislan Pi^ in seinen „lois ronmaines compar^es ayec le 
droit slave et byzantin" angeführte Tatsache als wahr anzn- 
nehmeu, nämlich, er hätte iu ßukovina und in der Walachei 
(Distrikt Arges) solche Hausgemeinschaften gefunden, die bei 
den Südslaven „Zadniga" heissen und an deren Spit/e das 
älteste Mitglied (Vater oder Bruder) steht, soiiüiru man 
braucht einfach nur die Urkunden und verschiedene Dokumente 
zur Hand zu nehmen, aus denen man diese Ei^-tMitunisforni 
und diese sozial-wirtschaftliche Organisation ersehen kann. 
Ein im Jahre 1478 erlassenes Dokument') (Moldau Mr. JI. 
8. 254) weist nach, dass eine Krau mit ihrem Sohn*' das Dorf 
Drancalaestii einem anderen Bauern uiul seinen Brüdern und 
Schwestern verkauft hat. Wenn nuu die Mitglieder diesei* 
aus vier Brüdern und zwei Schwestern zusammengesetzten 
Gruppe ihr väterliches Vermögen nicht gemeinschaftlich er- 
worben, sondern es unter einander verteilt hätten, so hätten 
sie sicher nicht ein Dorf gekauft, das allen gemeinschaftlich 
zu Gute kommen sollte. Ein anderes wichtiges Dokument 
ist das vom Jahre 1570.^) (Ur. IL S.2Ö8.) Hierdurch wird 
bekannt gemacht, dass Vosca Oornea's Tochter dem Vasco 
nnd seiner Schwester Maica, dem Lazar, Joan, Zajip, der 
Floarea, dem Joan Tartacutza und der Murasca, dem Gucinl, 
dem Puia, der Magdalina, dem* Bardos, Lupe, Cordas nnd der 
Petra, Vs Dorfe Movileni verkaufte. Was war diese 
Individuengruppe anders als eine «Pleme**, eine „Zadruga'', 
eine „confraternitas'* (Bräderlichkeit) oder eine Gruppe von 
Brüdern und Vettern, welche „in commauibus" lebten?-') 

1) Wädojde, op. cit. 

2) Obwohl wir diese Einrichtang erst in den späteren Ur> 
kunden finden, so hindert uns das nicht zu gUtuben, dass sie auch 
in den Altesten Zeiten bereits vorhanden gewesen ist, 

3) Nadc;jde, op. cit. S. . 
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Solrlit' HiUiskoninuuiioneii , die im KranzüsischcMi 
„cuiiiimuiaiite de fatiiille" heisscü oder auch ~ wie es hin 
mid wieder vorkommt — „association de famille", welcli 
letzterer Ausdruck alierdiugs Karl Bücher^) weniger passend 
erscheint, finden sich auch noch heutigen Tages, wie das 
schon 1893 vom damaligen Minister Gr. J. Lahovari bemerkt 
wurde,'^) in ßukovina und Siebenbürgen. Hier gibt es solche 
n Brüder**, die ihr Eigentum nicht verteilen, sondern es 
gemeinschaftlich erwerben, indem sie zusammenleben und 
zwar auf demselben Hofe, wobei dann- der älteste „Bruder**, 
„baditza" genannt, die Herrschaft in der Familie führt. 

Wir führten bereits an, dass wir in diesen Zeiten zwei 
verschiedene Formen des Eigentums an Grund und Boden 
finden, und zwar adligen und unadligen Grundbesitz. Der 
erstere befttnd sich in den Händen des Adels, der letztere 
in denen der Bauern. Jeder von diesen beiden Grundbesitzen 
knüpfte an verscliiedeiie 1 )ienstleistungen an, mit dem Unter- 
schiede, dass die Dienste, die von dem Adel zu leisten 
waren, rein militärisch, diejciiigop. aber, die von den anderen 
Bürgern an den königlichen Fiskus oder an den Adel selbst 
zu leisten waren, nicht nur militärische, sondern auch 
plebejische, bürgerliche waren. Ks herrschte aber in diesen 
Zeiten (XII. und XTII. Jahrhundert) der unadlige, d. h. der 
bäuerliche Grundbesitz vor, und das ist ja aus der einfaclien 
Tatsache erklärlich, dass der grösst»- Teil der ganzen Be- 
völkerung aus Viehzucht- und ackerhautreibeuden Bauern 
bestand. Die Adelsklasse kam nur selten in Fraire, was 
allerdings nach der Niederlassung in den beiden Fürsten- 
tümern überhaupt nicht mehr der Fall war. 

Nicht dasselbe kann man von den Walachen sagen, 
die sich in Siebenbürgen befanden, weil dort ganz andere 
VeiMltnisse vorlagen. Da kann man schon vor dem XII. Jahr- 
hundert zwischen dem Adel des Königreiches. und dem Sieben- 
bürgens, also zwischen ungarischem Adel und den Bojaren 

l) .Aids l rei^ftitutu". Lei))zi^ 1879. F. A. Brockham. S. 866. 
2i „Über Laudesgewohnheit". 
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(los liandes Kä<rriras i'spr. Kaearasch) iintt'rschpidfMi. Ks be- 
stand noch ein weiterer Unterschied zwisdien den „vicini" 
(spr. witschini) oder „jobagi" (spr. jobadschi) und den Leib- 
eigenen oder Sklaven (Zif^enner). Mit den Ausdrücken „yicin" 
und ,.jobag'* wurden die Bauern bezeichnet, uud '/war mit 
dem ersteren diejeuigen, die Untertanen der rumänischen 
Bojaren waren, und mit dem zweiten diejenigen, die als 
Untertanen der siebenbürgischen Krone oder des magyarischen 
Adels anzusehen waren. Übrigens ist der Name „vicin" lateini- 
schen Urspinnges und bedeutet Landbewohner and zugleich 
auch die vasallische Lage der Einwohner dem Adel, den 
Klöstern oder auch den Königen gegenüber. Ausser dieser 
Bedeutung hatte der Name „Tlcin^ noch eine andere, nämlich 
„Nachbar** (voisin). Später, nach der Verschlimmerung der 
Lage der Bauern, verstand man unter „yicin^ auch den 
Leibei^MMien. Der Name ».vicin-*, der vom lateinischen ^vici- 
nns" und „vicns" (Dorf) herstammt, wurde in Sicbenbiirg'en 
und in der Mohlau sehr viel, und später, zwar selten, aber 
doch anch in der W'ahichei g-ebraucht. Sonst brauchte man 
in der Walachei zur Hezeicliuung dersellx'u sozialen Klasse 
ein Synonym zu „vicin"; die Untertanen der Bojaren und 
Klöster wurden mit dem Namen „rumin" (spr. rumuu) be- 
zeichnet. „Ab (»ijoriue" liatten der „vicin" und der „rumin" 
uirht die herab wurdisrende Lag-e, in die sie .siiäter frcri^-ten. 
und somit ändert sich im Laufe der Zeit auch die Bedeutung 
beider Bezeichnungen. 

In der Moldau und dei* Walachei, wo die sozial- politi- 
schen Verhältnisse etwas anders als in Siebenbürgen lagen, 
konnte mau in diesen Zeiten, die uns hier beschäftigen, nicht 
zwischen mehreren sozialen Klassen unterscheiden, und die 

wenigen Bojaren, die dort zu finden waren, scheinen aus 
dem Nachbarlande gekoumien zu sein. Kist durch die Nieder- 
lassunof und nach der Be^niindung beider Fürstentümer ti-at 
;(lliiuihli; li ein schärferer Gegensatz zwischen den Bojaren 
und den Bauern hervor. 
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Vor alleu JJingen hatten die Bauern den ungarischen 
Königen und den rumänischen Voevoden gegenüber gewisse 
Dienstleistungen zu erfüllen, und zwar hatten sie die Ver- 
pflichtung, die Grenzen und ÖchlOsser zu verteidigen. Aus 
diesem Grunde trugen sie auch verschiedene Namen wie 
»castrenses*, „popnli castrenses*, «milites castri**^) etc. Sie 
mussten sich auch an verschiedenen militfirischen Feldzügen 
heteiligeu, und nicht nur die Grenzen ihres Landes gegen 
die Augriffe fremder Völker verteidigen, sondern aiieh im 
Notfalle, d.h. im Kriegsfalle, dem ungarischen König Hilfe 
leisten. Durch diese AHlitärdienstleistungen und verschiedenen 
Abgahen und Stenern waren die ersten ramänisehen Staaten 
von der ungarischen Regierung abljäugig und somit Vasallen 
des ungarischen Staates. 

Iii der Tat luitte der ungarische König schon seit dfu 
ältesten Zeiten das K»'cht der freifu Verfügung iilter den 
Uruud und Roden, aber nur selten niaclite er davon in biaiich. 
Ebenso jrescliah es mit dem R(!cht(\ das er an seinen \'asallen, 
Voevoden und Kenesen liatte, nanientlicli aus eigenem Inter- 
esse, um mit ihnen nielit etwa in Streit zw geraten, was 
natürlich deren Kuianzipierung hei vorgeruten und sie viel- 
leicht zu Feinden der l ngarn gestempelt hätte. Dagegen 
verfügte der ungarische K'»nio- über die verschiedeneu Ab- 
gaben und i^teuern nach Belieben und konnte Einnahmen 
daraus veräussern. Solch»' Beispiele finden wir nicht selten, 
nud das ist auch aus dem hochwichtigen, schon erw&hnten 
Dokument vom Jahre ^247 (unter der Regierung des ungari- 
schen Königs Bella IV.) klar zu ersehen. 

Die bereits besprochenen „milit«s castri" tragen auch 
den Namen „jobagiones castrornm", woher der Name Jobag'S 
als Synonym von „vicin", dessen sp&tere Bedeutung wir 
schon erwähnt haben-, abzuleiten ist. Zu erw&hnen ist noch,* 
dass die „milites castri** oder »Jobagiones castrorum** ebenso 
wie die Kenesen im Laufe der Zeit ans verschiedenen Ur- 

1) Diese Bexeichnuti^ finden wir auch in Siebenbürgen (Xeno> 
pol. op. cit. Bd. II, S. 150). 
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Sachen in die Liig-e der Leibeigenscluift vorfieloii. Dasselbe 
Schicksal haben die Kenesen in den in Ungarn ausgebildeten 
rumänischen Voiwodschaften gehabt, und zwar geht hier das 
allmähliche Siokeii dieser Klasse H.uh) in Hand mit der 
Denationalisierunjjf des rumänischen Adelsstaudes, sodass die 
1 Lebenskräfte des ruinÄDischen Elements von zwei Seiten 
herabgedrückt wurden: a) sein Adelsstand verliess es tmd 
ging zu den Magyaren über, indem er sich magyarisierte, 
b) die Kenesen verloren ihre Rechte und Privilegien, und 
wenn sie noch Rumänen blieben, so verloren sie doch ihre 
anfangs angesehene Stellung und gingen allmählich zur Leib- 
eigenschaft über. 

Da wir sciion die politische und sozial-wiitschaftliche 
Lage der ersten rumänischen Staaten berücksichtigt haben, 
gehen wir nun dazu über, von denselben Gesichtspunkten 
aus die iiHge der kleinen He})ul)liken kurz zu besprerlien, 
.die sich, wie wir bereits anführten, jahrhundertelang selbst- 
ständig regieiten. 

Die Geschichte weist vier solcher Repul)liken ^) auf: 
1. Vrancea (spr. Wrantscha). 2. Cimpuluug (spr. Cumpulung) 
in der Moldau (Bukovina), 'A. Tigheciul (spr. Tigätschul) und 
4. Cimpulang in der Walachei. 

Die älteste E2rwähuuug einer rumänischen Bevölkerung 
am Fusse der Karpathen in der Moldau, wo sich heute die 
beiden Distrikte Bacau und Neamtzu hinziehen, geschieht von 
dem byzantinischen Schriftsteller (Unnamns (geb. 1145). Er 
erzählt, der byzantinische Kaiser Kmauoil Coninenus habe 
einen Kric^^ gegen die I ni^Miii zu t'uhreu gehabt, an dem 
sich auch die Walachen aus dem erwähnten Gebieti; als 
Bundesgenossen der Byzantiner beteiligt hätten. Nach Prof. 
OncinI waren die Verbündeten der Byzantiner die Walachen 
aus (1(111 iM'bii'te Vrancea, die das Kriegsheer von Leon 
Batatze begleiteten. Durch die späteren Erzählungen des 



]) Die Bezeichnuner ..Repulilik" für diese kleinen Staaten findet 
sich zum ersten Mal bei D, Gantemir (Scrisörea Moldovei). 



- sd - 

Fürsten D. Cantemir g:ewinnen wir ein ziemlich genaues 
Bild über die sozial-wirtschaftliche ()r<i:auisation dieser Re- 
publik schon im XII. uod XIII. Jahrhimdert. 

Das Landesgebiet Vraucea hatte in den ersten Jahr- 
hunderten nach der Begründung der rumänischen Fürsten- 
tümer yiel ausgedehntere Grenzen als heutzutage. Im Laufe 
der Zeit ist ein grosser Teil dieses Gebietes teils durch 
Usurpation in die Hände der Mächtigen, teils durch Verkauf 
an die Obrigkeiten übergegangen. ^) Im engeren Sinne des 
Wortes liatten hier die P>iiiwohnpr manche Piivilegien, oder 
richtiger gesagt., sie hatten im Laufe der Z(Mt ihre alten 
Hechte nicht verloren. Merkwürdig ist es, und dadurch 
unterscheiden sich diese vier lvei»uhh*keii von lieii rmiiaiiischen 
Kleinstaaten, die wir hesproclieii haben, dass, wahrend die 
Bewohner der letzteren von den aus l iigani gekoniiiicncii 
AusiedU'rn unterdrückt wurden, tlie erstereii aus unbekannten 
Gründen von den Begründern der Fürstentümer unberührt 
und ihre Bevölkerung frei und selbständig blieb. 

Die BevöllEei'ung von Yrancea hat ihre Unabhängigkeit 
den Ansiedlem gegenüber dadurch 1ie wahrt, dass sie den 
späteren Fürsten „allbekannte und festbestimmte* Abgaben^) 
zu leisten hatte und zu den militärischen Dienstleistungen 
verpflichtet war; sonst regierte sie sich selbst nach eigener 
Gewohnheit. In Cantemir's Zeit umfasste Yrancea 12, gegen 
1852 24 Döiier mit einer Bevölkerung von über 4000 Familien 
und einer Gesamtfläche von circa 100000 faJeie.^) (Nädejde 
op. cit.) Die Bewohner dieses ganzen Gebietes betrachteten 
sich als Blutsverwandte, die von einem gemeinsamen Uigross- 
vater abstaniniten, der sieben Söhne gehabt, unter die er das 



1) Nicht selten tuuleii wir auch, dass Für-sten von der \'ranrea- 
Bevölkorung Grund und Boden ankauften, um die Klöster damit 
beschenken ssn können. 

2) £iner der Vornehmsten dieser Bevölkerung berichtet nns, 
dass die Bevölkerung eine bestimmte Anzahl Jagdfalken jährlich als 
Tribut zu liefern liatte, 

3; Das Fläcbenmass in der Moldau — 1,43 ha. 
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Gebirge verteilt hatte. Jeder von seinen Söhnen bekam 
einen ideellen Anteil des verteilten Orand and Bodens und 
bildete mit seinen Nachkommen zusammen engrere Verwandt- 
schaftsgruppen, in deren Besitz sich der ganze Grund und 
Boden befand. Innerhalb dieser Blutsverwandtschaftsgnippeu 
wurde der Orund und Boden gemeinschaftlich bewirtschaftet 
Jeder der Nachkommen des alten Stammvaters hatte also 
einen ideellen Anteil an dem Grund und Boden, der früher 
nur als Weide und Wald ausgenutzt wurde, oliue dass man 
zu irgend einer Ttüung überginjij. 

(iegen 1H17 verteilte die Vrancea-ßevölkernng, nach- 
dem es ihr gelungen war, einer Aufmuntenuig der türkischen 
Pfoite folgend, sich von der Herrschaft des Bojaren Jordachi 
Rnset» dem das ganze Gebiet von dem regierenden phanaiioti- 
sehen Fürsten Alexander Ypsilanti (1803) geschenkt worden 
war, zu emanzipieren, ihre 21 Berge unter die damals be- 
stehenden 14 Gemeinden. Aus der Beschreibung der „Land- 
wirtschaft im Distrikte Putna" von J. Jonescu sieht man, 
dass, als die Bevölkerung sich genötigt sah, eine Teilung 
vorzunehmen, drei von diesen Bergen, ungeteilt, als Gesamt- 
eigentnm der Dörfer, denen sie zukamen, geblieben sind. In 
manchen der von- der Berichterstattung von 1817 zitierten 
Dokumente lespn wir von Grund- und Kodeiivci kiiiitVn seitens 
der Bevölkerung an die J^'ürsteu G. Stephan und Matliciis 
Bessa'ab und an die vei*schiedenen Bi»jaren. Daraus ersehen 
wir, dass Grund und Boden im Laufe der Zeit durch Ver- 
äusserung an fremde Khiniente geschniälrrt woiden ist. 
Natiii'licli geschali die Veriiusseruug von Tiändcreien nur mit 
Geuehniignng der Mitglieder der VerwandtschaftvSgra])i)e, und 
wenn diese Formalität niclit erfüllt wurde, war die Ver- 
äusserung null und nichtig, und das Gut konnte wieder be- 
ansprucht werden. Durch dies Beisprnclisrecht der Erben 
(reti ait lignager) , das auch in J)eutschland ^) bis zum 
XVI. Jahrhundert aufrecht erhalten wurde, erkannte man 



1) Karl Bttcher, „Ureigentiun". 1879. S. H70. 
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der Familie das Obereig:entniTi zu, indem diesö gegen 2u- 
rückerstattnn^ des Kaufpreises ein höbeires Becht daran 
hatte. Die Tatsache, dass die Viuneea-BeTÖlkerang sich 
ausschliesslich mit der Viehzucht beschäftigte, da man auf 
ihrem UDfruchtbaren hochgelegeneu Boden Iceincn Ackerbau 
treiben konnte, erklärt uns zur Genüge, warum diese gemein- 
schaftliche Verwaltung seitens einer ßlutsverwandtschaftsgruppe 
sich länger als irgendwo erhalten hat. 

Die zweite freie Republik in der Moldau, und . zwar in 
dem nördlichen^) Teil derselben, war die Republik „Ciinyu- 
lang".-) Erwähnung geschieht dieser von rumänischer Be- 
völkerung bewohnten Republik iiu Jahre 12.'U während der 
KegieruMg dfs uii;.:arischeii Königs Andreas II.-') Iii einem 
Kriege, den die Ungarn gegen einen polnischen Fürsten zu 
führen hatten, traten die Kenesen, „Boloiioveni" genannt, als 
KriegsgiMiossen der rngarn auf. Ein Dokument gibt uns 
auch die wertvolle Notiz, dass die kloine Stadt Holohov aus 
(xalizien „Villa Valachorum'* genannt wurde. Dies von 
llöO her noch erhaltene Dokument scheint also die älteste 
Erwäiinung der Walachen zu sein. Das Gebiet der bdloho- 
venis<'hen Kenesen (Rumänen) war ein sehr ausgedehntes; es 
erstreckte sich von den Karpathen bis au die Grenzen 
(laliziens, den republikanischen Staat Cinipulung umfassend. 
Die Bewoliner von Ctnipuluug siud die Nachkouimen der 
alten Bolohovenen. Dies zweite in der Moldau privilegierte 
Gebiet nmfasste gegen Ende des XVII. Jahrhunderts 15 Dörfer. 
Der grösste Teil dieser Dörfer ging 1777 in den Besitz 
Österreichs über, und nur wenige von ihnen, wie Dorna und 
andere, verblieben der Moldau. Eine wichtige Tatsache ist, 
dass bis zum Jahre 1761 kein F&rst irgend einem Bo- 
jaren Ländereien aus Cfmpulung geschenkt hat, was sonst 



1 ) Jetzt gcliört die^s Gebiet nicht uichr zu Rumänien, sondern 
ist 1777 an Österreich gefallen. 

2) Nicht mit der walachischen Republik „Ct^ipulnnf^'* zu ver- 
wechseln. 

8) Siehe: Xenopol. op. cit. Bd. II. S. 192. 
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im Ijande üblich war. In diesem Jahre worden nbor 8 Berge ^) 
ans dem erwähnten Gebiete vom Fürsten O, Galimach seiner 
Kttsine geschenkt. Sp&ter') beschenkte der Färst Coust. 
Ypsilanti seinen Sohn mit einigen Ddrfern ans dem Dorna- 
Gebiet mit einer Bevölkerung von circa 8000 Seelen. 

Alle Bewohner der Republik Cinipiiluno- betraihteleii 
sich als Blutsverwandte, die von eineni gemeinsamen Vor- 
tahieu abstanuntiMi. Sic frlanVttt'ii, ilire VorfahnMi hätten die 
Waldungen ausgerodet, uui die l)(jrfer, die sie bewolinleu, 
zu errichten. Anfangs bescliäftiglen sie sich niit Viehzucht 
und erst in dem XVIII. Jahrhundert fingen sie an, Ackerbau 
zu treiben, ^^'as die Ausnutzung ihres (^rund uud Bodeus 
anlangt, so finden wir auch hier dasselbe Prinzip wie in dem 
vorherbesprocheneu Gebiete. Der Grund und Boden lag in 
den Händen blutsverwandter Gruppen, die sich von ihren, 
eigenen Keuesen regieren Hessen. Was ihre i>oIitiscbe Or- 
ganisation betrifft, so scheint das ganze Gebiet in kleine 
Kreise geteilt gewesen zu sein, an deren Spitze je ein Voevod 
stand, dem. die Kenesen untergeordnet waren. Ihre privile- 
gierte. Lage unterschied sich bedeutend von der sozial- 
politischen I.«age der iibrigen Bevölkerung, die wir nach der 
Begründung der Fürstentümer zu bespr<^chen haben. Wie 
schon angedeutet wnrde, haben sich die Bewohner dieser 
Republik nach der Begründung des B'ürstentums Moldau nicht 
mit den AnsifHllern verschmolzen ; sie haben von verschiedenen 
Fürsten Selbständigkeit erlangt, mussten jedoch dafür manche 
Abgaben leisten. Vor allem wart'ii sie, wie alle .\ngehorige 
des Fürstentums, militärpfliclitig, und ihre Nachkommen, die 
eine soziale Mittelklasse bildeten, machten später den grr>sst*'n 
Teil des Heeres aus. Ausser (h-m Militärdienste, i\vr auf 
eigene Krcliuung geschah, waren sie iiocli zu einer an den 
Staatsschatz zu entrichtenden Kopfsteuer {\nv) vcipflichtet. 
Wie gross diese Steuer war, wi.ssen wir nicht; ihre Wi'Aut 
wurde aber nicht vom Fürsten festgesetzt, sondern die Zahlung 



]) Nädrjde, op. cit. 
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geschah anl dem Wege der VereinbaniDg. Sie gaben noch 
den sogen. Zehnten von ihren nnzfihligen Schafen, die sie 
züchteten, ab, uid Gantemur berichtet, dass die Bewohner 
der Men Republik Cinipulnng seinerzeit 24000 Schafe als 
tfthrliche Abgabe zn entrichten hatten. An den Waldnngven» 
die sie besassen, hatten sie nnbesehrSnktes Beeht» ohne irgend 
welche Verpflichtung, Zehnte und Abgaben davon zn leisten. 
Sie durften das gefällte Holz in eigener Wii-tschaft verbrauchen 
oder es verkaufen resp. verschenken, ohne irgend jemandem 
Rechenschaft abzulegen. Die Erbschaftseinrichluu^ mit dem 
Beispruchsrecht des nächsten Erbau und der Blutsver wandten 
finden wir auch liier. 

Das dritte freibftaerliche Gebiet lag in dem heutigen 
Bessarabien, in dem Hochwalde Tigfaeciul. Dies ganze Ge- 
biet umfasste circa 30 italienische Meilen ^) und hatte • den 
grossen Vorteil für die Einwohner, dass bei der Dichtigkeit 
des Waldes niemand <^e Genehmigung der Besitzer Holz 
aus demselben entfernen konnte. Die Bewohner dieses Ge- 
bietes haben sich ebenso wie die der anderen kleinen Bepur 
büken frei und selbstftndig regiert. Zu Cantemir's Zeit hatten 
diese Waldbewohner dem Fürsten eine kleine Abgabe zu 
zahlen und waren verpflichtet, Militärdienste als Reiter auf 
eigene Kosten zu leisten. Die Republik Tigheciul scheint 
auch sehr alt zu sein, da schon 1147 die Dokumente von 
einer Bevölkerung, „brodnici" genannt, sprechen. Verschiedene 
Papstdiplome sprechen auch vou einer Bevölkerung, die den 
südlichen Teil der Moldau bewohnte und uuter dem Namen 
„Blachi" bekannt war. Die sogen. Tigheciu'sche Republik 
gehörte nach Prof. Onciul dieser Bevölkerung an, welche 
rumänischer Nationalität war. Wir werden vollständig be- 
rechtigt seiTi, wenn wir dieselbe politische und sozial-wirt- 
schaftliche Organisation bei dieser wie bei den anderen von 
uns bereits besprochenen Republiken annehmen. Prof. Onciul 
ftthrt als Beweis dafür, dass die kenesiscbe Organisation bei 



1) Näd^de, op. dt.- 
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dieser BeTölkernogr sehr verbreitet f^wesen sein soll, die 

Tatsache an, dass sich die meisten T^okalitäten, wo man noch 

heute von Kcncseu sprechen hört, ^,a'ra(le in der Niedermoldau, 
also wo die alte Republik Tigheciul war, iH'finden. Ausseideni 
Äoll sowohl die Republik Vrancea als auch Tigheciul, da beide 
von dem ersten und zweiten bulgarischen Königreich abhängig 
wareu, fast dieselbe kenesische Einiichtuug gehabt haben. 

Als ein Tiertes privilegiertes Gebiet war in der W&lacbei 
die Stadt Cünpnlnng mit ihrer Umgebung anzusehen. Diese 
Stadt^ die 1290 von dem Herzog Rudolph dem Schwarzen 
errichtet worden war, zfthlte zu ihrem eigenen Besitz 7 Berge, 
Ackerland, Wald, Weide und ausgedehnte, mit Pflaumen be- 
baute Wiesen* Auf der ganzen iläehe be&nden sich ausser 
der Stadt noch mehrere Dörfer. Die Bewohner der St^idt 
besassen Dokumente schon aus den ersten Jahrhunderten 
nach der Begründung der Ifürstentünier , wodurch ihnen von 
den ersten Fürsten schon der Besitz an Grund und Boden 
zuerkannt wurde. Die Fürsten verpflichteten sicli, mit diesem 
gtjmeinschaftlichen Besitz niemanden zu beschenken. Die 
Bewohner dieser kleineu Republik hatten das Recht, ilire An- 
gelegenheiten selbst zu regeln und bewahrten das vollkomuiene 
Eigentumsrecht au den umliegenden Gebirgen der Stadt. 
Verschiedene Urkunden weisen sowohl die Steuer- und Ab- 
gabeufreiheit der Bevölkerung der 8tadt, als auch die Auf- 
hebung der Ein- und Ausgangszölle, der Getreidezehut«n, der 
herrschaftiicbeD Dienstleistungen und dergl. nach. Die Be- 
völkerung war nur der allgemeinen Wehrpflicht unterworfen. 
Der Grund und Boden lag in den Händen von Individuen- 
gruppen, welche von einem gemeisamen Stammvater ab- 
stammten. Die BewirtAchaftnng des Grund und Bodens war 
eine gemeinschaftliche, und Jedes Hitglied hatte seinen ideellen 
Anteil, ohne dass ugend eine Teilung vorgenommen wurde. 
Was nun die anderen Liegensidiaftett und Vermögensbestaad- 
teile betrifft, wie die Bauptfttze und die Wohnungen, die 
Gärten und die Zwetschenwiesen, so stellten diese das Privat- 
oder Sondereigentum, das amecbliessliche, freiverfügbare 
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SigeDtum dar. Es bestand bei ihnen ein Becht, das ibnlich 
dem war, das wir bei den anderen Kleinstaaten gesehen 
haben, nXmlich, wenn man im Todesfälle eines Bürgers den 
Yerkanf seines Hanses oder Gmnd und Bodens Tomahm, war 
es keinem der Stadt nicht angehörigen Bürger gestattet, zu 
kaufen. Grundeigentum durften also nur Stadtbürger besitzen 
und diese Tatsache deutet an, warum diese blutsverwandte 
Genieiuscliaft sich bis auf unsere Tage aufrecht erhalten hat. 

Und nun wollen wir, bevoi' wir weiter gehen, noch 
ein Wort über diese gemeinschaftliche Geschlechtseinrichtung 
sagen, vun der sich in verschiedenen Gebirgsgegenden Ru- 
mäniens bis zom heutigen Tage noch Spuren erhalten haben. 
Vor allen Dingen müssen wir erwähnen, dass das Gesamtgut 
unter den Mitgliedern der Familie eine enge Gemeinschaft 
geschaffen hat, eine Gemeinschaft der Interessen brüderlichen 
Qemeinsinnes, wovon sich noch manche Spuren in der Sitte 
unserer DOrfer bis auf die heutigen Tage bemerkbar machen. 
Ein schroffer Unterschied zwischen Arm und Boich konnte 
bei solcher Würtschaftsweise überhaupt nicht entstehen. Die 
ftusserste Armut musste hier unbekannt bleiben, und ein ver- 
kommenes Landesproletariat, wie es die Gegenden des Gross- 
grundbesitzes aufweisen, war hier jedenfalls unmöglich. Die 
Neigung des Menschen, über den Boden, den er mit seinem 
Schweisse netzt, selbst zu verfügen, war durch dies Wirt- 
schaftssystem, das jedem Bodenbauer ein unantastbares und 
bis zu einem gewissen Grade unveräusserliches Recht ge- 
währte, befriedigt. Jeder arbeitete nicht nur für seine eigenen 
Interessen, sondern durch das Zusammenleben auch für das 
Wohl des Ganzen, und dadurch war das System für die Ge- 
rn oinscliaft ein Segen. Und wo das materielle Wohl vor- 
haudi'u ist, da felüt auch das psychische nicht. 

Noch eines aber haben wir in Betracht zu ziehen, 
nämlich die Tatsache, dass wir es bei dieser Einrichtung mit 
einem Stück Volksgesetzgebung zu tun haben, die das Volk 
selbst geschaffen hat und die darum viel besser passt als 
alle Gesetze, die am grünen Tische gemacht werden. 

8* 
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Die Ausbildung: des späteren Feudalismus vnd der ab- 
soluten Macht dor Fürsten Imt aber diese heilsame Ein- 
richtung iu's Vei derben gestürzt. 



2. Von der Begründung der Fürstentümer 

bis zum Hauptagrargesetz von lö64. 

a) Von der Niederlassung 
(in der Walachei 1290 und in der Moldau 1359) 
bis zur Reform des FÜrsteti Conai Mavrocordaf 
(1746 für die Walachei und 1749 für die Moldau). 

Die religiösen Veii'olguugen, die seitens der Päpste und 
der ungarischen Kijnige gegen das unter der ungarischen 
Heirschaft stehende rumänische Volk gerichtet waren, ver- 
anla.ssten einen Teil der dortigen rumänischen Bevölkerung, 
Haus und Hof zu verlassen und nach einem Massenaufstand 
in eiuem anderen Lande neue Wohnsitze aufzusuchen. So 
ging 1290 ein Teil der rumänischen Bevölkerung aus Fagaras 
unter der Leitung des Voeyoden Rudolph des Schwarzen 
über die Karpathen und gründete doil einen neuen unab- 
hängigen Staat, das Fürstentum Walachei. Dasselbe geschah 
etwas später von einem anderen rumänischen Volksstamme, 
der 1359^) unter der Leitung des Voeyoden Bogdan Mara- 
muresch verliess, die Karpathen überschritt, sich auf dem 
zwischen dem Gebirge und dem Pmthus sich erstreckenden 



1) E0 gibt ▼eiwshiedene Meimmgeo Ob» das Datum der 

grossen Atiswandernn^ nach der Moldau. Manche nehmen das Jahr 
1299 (Ureche), manche das Jahr 1304 (Miron Costin in seinem „polni- 
schen Gedicht"), niaiu lu (Mellich das Jahr 1342 (Cronica putneana 
und auch Neculai Costin j an. Das bisher von unseren Histurikeru 
allgemein angenommene Datum iat das Jahr 1359. 
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Gebiete niederliess und dort eineo unabhäugig-organisierten 
Staat, das Fürstentum Moldau, gründete. Wir haben schon er- 
wähnt, dass das südlich und östlich von den Karpathen liegende 
Gebiet bei der Aakunft der neuen Ansiedler nicht unbewohnt 
war, wie es von manchen rumänischen Geschichtsschreibern ^ 
behauptet wird, soDdem hier befanden sich die kleinen Staaten 
und Bepnbliken» die wir besprochen haben. Auch haben wir 
bereits angedeutet, dass einerseits manche von diesen mmfini- 
schen Staaten sich mit den neuen Ansiedlungen yereinigten 
und das hier bestehende lumftnische Element mit dem neuen 
aus Ungarn gekommenen sich versctimoH, andererseits aber 
die yier von uns erwfthnten Republiken yon den rumänischen 
Fürsten das Zugeständnis erlangten, gegen Abgabe „in natura" 
oder in Geld sich frei und bis zu einem gewissen Grade un- 
abhängig von der Herrschaft selbst zu regieren. Die rumäni- 
schen Ansiedler sind nicht etwa als Eroberer des Ijandos 
anzusehen, denn eine Eroberung war nicht notwendig, solange 
ihnen seitens der Eingeborenen kein Widerstand entgegen- 
gesetzt wurde. Auch waren die Ansiedler selbst nicht darauf 
vorbereitet, eine Eroberung des Ijandes vorzunehmen, da sie 
sich selbst den ungarischen Verfolgungen entzogen und in- 
folgedessen nicht etwa nach einer Ausdehnung ihrer Herr- 
schaft strebten, sondern nur eine Existenz suchten; doch 
waren sie in dem neuen Lande willkommen, weil die Ein- 
geborenen eines organisierten Lebens bedurften, das ihnen 
trotz der barbarischen Störungen nicht ganz unbekannt und 
schon in beginnender Ausbildung begriffen war. Von den 
beiden Gesichtspunkten ans ist die Annahme einer mit dem 
Schwert vorgenommenen Eroberung also beseitigt.^ 

Mit der Niederlassung eng verbunden war die Unter- 
werfung der bereit» diesseits der Karpathen sesshaften alten 
mmänischen Völkerstämme durch die neu über das Gebirge 
herübergekommenen. Dadurch trat das soziale Leben der 
Rumänen in eine neue Aera ein, und man konnte im Laufe 

1) Chronikenschreiber wie Cantemir, Uradhe ete. 

2) Xenopoi, op. cit Bd. m, a 40. 
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der Zeit tod hetrseheiideii und nnterdrflckten sozialen Khueen 
sprecheD. Die grdsste Hehrheit der yon jenseits der Kar- 
patben hergekommenen Bevdlkening bestand ans Beiehen, die 
durch die religiösen Verfolgungen mehr zn leiden hatten, nnd 
da sie vermögende liente waren, standen ihnen keine grossen 
Hindemisse entgegen, das Vaterland zn verlassen. Wir 
müssen nicht etwa glauben, dass die angesiedelte Bevölkermig 
der i^'ürstentiimer sich aus Menschen der niederen sozialen 
Klassen zusammensetzte. Die Annen haben natürlich ihrer 
matericMon Lage wegen vorgezogen, sich den weitereu Ver- 
folgungen auszusetzen, statt ihre Heimat zu verlassen. 

Es ist ja natürlich, dass, wenn eine wohlhabende, aul 
einer höheren materiellen nnd intellektnellen Stufe der Kultnr 
stehende Gesellschaftsklasse mit einer freien, aber minder 
wohlhabenden nnd intellektuellen in Verbindung kommt, die 
letztere eine untergeordnete Stellung der ersteren gegenüber 
einnunmt. Trotzdem in den rumänischen Fürstentümern kerne 
Eroberung mit der Waffe vorgenommen worden war, voll- 
zog sich dennoch eine Unterwerfung der Eingeborenen 
durch die Kolonisten wegen der materiellen und intellektnellen 
Verschiedenheit beider Elemente. Dass eine solche Unter- 
werfung stattgefunden hat, beweist auch der rumänische 
Name „rumin" (sprich rumiin), der neben der liedeutung 
„lüimäne" auch die eb(Mis() gel)räuchliche Bezeichnung für 
die verachtetste Klasse der (Tescllschaft wurde, di«; im Laufe 
der Zeit mit der Sklavenklasse verwechselt woiden ist. Die 
Erklärung dieser letzteren iiedeutung des Namens ist in der 
Tatsache zu suchen, dass die eingeborene rumänische 
Bevölkerung der Walachei nach der Niederlassung den 
„munteni" ^) (Bergbewohner, diejenigen, die aus dem 
Gebirge kamen) untertänig geworden ist, und dass ihr 
ethnischer Name (Rumin = Rumäne) durch diese Unterwerfung 
eine zweite Bedeutung, die des Untertanen, erlangt hat; mit 



1) Mit dem Namen „Mimteiiia<*, der ans dem Namen „Mnnteni*^ 
abstammt, bezeiehnet man noch heutantage die Walachei 
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der Unterdrückung fing der ^ame «ramin an, die Bedeutung 
des Leibeigenen zu gewinnen. 

Der SchUissol der politischen Organisation einer in ihrer 
Gründung begriffenen Gesellschaft ist das Staatsoberhaupt, 
das bei den Bamäaen bis in die neuesten Zeiten den Titel 
»VoeTod'' hatte. Wir haben scbon gesehen, dass diese Ejin- 
richtang den Rumänen schon Tor der Niederlassung bekannt 
war, und zwar bei den kleinen Staaten, die wir m den Betg* 
gegenden sdion vor der Begründung der Fürstentümer vor- 
fonden. Es waren unter anderen die Voerodschaften ton 
liyrtioy und Seneslan, Die Organisation der Voerodschalten 
ist slaTiscb-bulgarischen Ursprunges (slayisch „vojevoda** = 
bell! dnx) und war den Rmnünen schon in den Zeiten der 
bulgarischen Herrschaft bekannt. Es unterliegt aber keinem 
Zweifel, dass die Einrichtunjsr der Voevodschaften unter der 
ungarischen Herrschaft riiauchon Modifikatioium unterworfen 
war. Wie schon angedeutet, war das Haupt dieser Voevod- 
schaften ein dem König-e untergeordneter Vasall, der eine 
territoriale Autorität hatte, und dessen Hauptbeschäftigungen 
die Ablialtung des Gerichtes und der Oberbefehl über das 
Heer bildeten. Mit der Verpflanzung des Vocvodenamtes 
aus .Siebenbürgen vollzog sich folgende Abänderung in ihrer • 
Lage: aus Untergeordneten vvui'deu sie Unabhängige, die 
neben dem Titel des Voevoden auch den des .Gospodar" 
(Hansherr, dann Herrscher, Souverän) und später auch den 
des „samoderjavnei'* (Autokrat, Selbständiger)^) annahmeiL 

Solange dieVoeiroden königliche Vasallen waren, hatten 

sie nicht die Möglichkeit, ihre Untertanen in den Adelstand 

zu erheben; sie durften auch nicht die Privaten mit Grund- 
besitz belehnen ; also war ihnen das Recht der Schenkung 
versagt, w'eil sie selbst von dem Könige beschenkt wurden. 
iSohald sie aber unabhängig und Herrscher ausgedehnter 
Ländereien geworden waren, fimrcn sie au, das Beispiel der 
UDgarischeu Könige uachzuahnieu, indem sie ihren Untertanen 



1) Xenopol, op. dt Bd. m, & 40. 
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OraDdstficke schenkten und de in den Adelsstand eriioben. 
Infolgedessen betrachtete man den Fürsten, resp. Voevoden als 
den Herrn des ganzen okkupierten Landes. Dies System» 
das wir i&nf mmänischem Boden schon in den ersten Jahr- 
bnnderten nach der Begründung der Ffirstentfimer vorfinden, 
wnrde ans Ungarn eingeführt, das es selbst erst Ton dem 
europäischen Feudalismus entlehnt hatte. Die älteste Er- 
wähnung von solchen königlichen resp. fürstlichen Schenkungen 
finden wir schon in der moldauischen liegende über die Be- 
gründung des FürstenUinis, wo der Voevod Drages einem 
Manne, den er in dem neuen Lande traf, Grund und Boden 
als „ewigen und erblichen" Grundbesitz schenkte. ^) Dasselbe 
finden wir auch bei dem Begründer der Walachei, Rudolph 
dem Schwarzen, mit der Schenkung des Nachbargebirges au 
die Bewohner der Stadt CimpuiuDg. 

Da bei . dem damaligen Absolutismus die Autorität des 
Staatsoberhauptes mit dem Eigentumsrecht an dem be- 
herrschten Lande verwechselt wurde, so betrachtete man den 
Fürsten als Eigentümer seines ganzen Landes. Nicht nur 
der Grund und Boden, mit dem der Fürst gewöhnlich die 
siegreichen Kriegsfübrer und die Bojaren beschenkte, sondern 
' auch die noch im Schoosse der Krde geborgenen Reichtümer, 
ebenso wie die verschiedeneu Abgaben und Lasten seitens 
der Beschenkten bildeten die fürstlichen Besitzungen und 
Einnahmequellen. Jedoch nicht nur der unbewohnte Grund 
und Boden allein, welcher ohne Besitzer war, sondern auch 
die bewohnten Gebiete, die Dörfer, wurden als fürstliches 
Eigentum angesehen.'-) Aus diesem fürstlichen Grundeigen- 
tum und den fürstlicheu Dörfern bestritten die Eerrscher die 



1) Siehe: Xenopol, op. cit. (Ureche). 

2) Das ersieht sich au.s verschiedenen Dokumenten. Fast alle 
Dokumente betreffs der (Jutsschenknngen setzen an die Stelle des 
Namens Landgut (mo^ie) den Ausdruck „Dorf" (sat, welcher vom 
slAyisohen nselo" heimkommt}, der den Einwohner-Begriff enthAlt; 
wenn man unbewohnte Gebiete veraohenktei wurde diese Tatsache 
ansdittckUch betont. (XenopoL) 
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Belohniin<2:on für diejeiiigini iluer l lUertaueu, die sich vor 
allem im Kriege ausgezeicliiiet hatten. Mit der Hingabe 
eines Dorfes oder eines Gutes hörte das betreffende auf, 
fürstliches Eigentum zu sein; es wurde adliges oder kirch- 
liches resp. klösterliches. Der Bevölkerung, welche die Dörfer 
bewohnte, also dei* ackerbautreibendeu Bevölkerung, die ver- 
schiedene Lasten und Abgaben bisher an den Fürsten za 
«itrichten hatte, wurde die Verpflichtung auferlegt, mit der 
Uebeigahe des Qutes oder Dorfes an den neuen Eigentfimer 
die Dienst-, Natural- und Geldleistungen an den letzteren zu 
entrichten. 

Wir haben bereits angeführt, dass die Tatsache der 
Niederlassung einen mächtigen Einfluss auf die ganze soziale 
Organisation des rumänischen Volkes ausgeübt hat. Wir 
sagten, die autochthone rumänische Bevölkerung hätte den 
Ansiedlern gegenüber eine Unterordnung Diahren, und die 
Ansiedler hätten aus Ungarn die Einrichtung der Feudal- 
herrschaft mitgebracht. Der Fürst wurde als Eigentümer 
des gauzen Landes betrachtet. Bei der Aneignung dos okku- 
pierten Landes haben die Fürsten aber schon von Anfang an 
eine Ausnahme hinsiciitlich des Grundeigentums der vier er- 
wähnten Republiken gemacht. Der Fürst erkannte, wir 
wissen nicht aus welchen Gründen, das Eigentumsrecht dieser 
Bevölkerung an Grund und Boden an. Mehr in der Moldau, 
als in der Walachei haben die Fürsten, wahrscheinlich aus 
eigenem Interesse, den Grund und Boden dieser freien Be- 
völkerung nicht angetastet. Schon von dem ersten moldaui- 
schen Voevoden, Bogdan, wurden einem Teil der eingeborenen 
Bevölkerung manche Privilegien zuerkannt, da er sich in den 
Kriegen, die er gegen die fremden Nationen und meistens 
g^n die Ungarn zu führen hatte, die Sympathie seiner 
Untertanen zu erringen strebte. Wie es scheint, lag die 
Sache ganz anders in der Walachei, wo diese Gefahr nicht 
von den ersten Tagen ihrer Begründung an vorhanden war. 



— 42 — 



Mit wenigen Ansnabmen ^) hat hier der erste Fürst end seine 
Nachfolger das ganze Land in Anspruch genomineD. Das 
Land, das das fürstliche Bigentam ausmachte, wnrde selbst- 
verstftndlich der BevOlkernng gegen dem Fürsten zu leistende 
Zehnten und Frohnden zur Bebauung überkusen. 

Die freie Klasse der Bevölkerung, deren Eigentim von 
den Fürsten in der Kegel unangetastet geblieben ist, bildete 
eine mittlere soziale Klasse, atif die sich durch alle Zeiten 
die Macht des Staates stützte. Aus dieser anfange privile- 
gierten Klasse und aus den Kcnesen und deren Naehkomnien 
ist diejeuig:t( soziale Klasse der niniänischeu Bevidkerung 
entstanden, di(^ in der Walaclitü „niosneni" (spr. moschneni) 
und in der Moldau „rezesi" (spr. reseseln") heisst. Diese 
Klasse der freien Kleingrundbesitzer hat sieh in immer kleiner 
wm-dender Zahl bis auf den heutig-en Tajr erhalten. Sie ist 
diejenige, die in allen Zeiten die Habsucht der Grossen eiregt 
hat, uud mit deren Organisation die grössten Taten nnd die 
ruhmvollsten Kriege verbunden sind. Immer hat die soziale 
Dekadeuz der »mosneni" die der Bevölkerung und des 
ganzen Landes nach sich gezogen, und der Verlust der 
Autonomie der kleinen rumänischen Republiken am Fnsse 
der Karpathen zog in der Moldau und in der Walachei im 
17. uud 18. Jahrhundert den Ruin beider Fürstentümer 
nach sich. 

Man darf nicht denken, dass die Fürsten diesen freien 
Kleingrundbesitz stets unangetastet gelassen haben. Niemand 
konnte die Fürsten daran hindern, wenn es die Landesge- 
wohnheit gestattete, und wir finden schon in den ältesten 

Zeiten manche anfangs freien Dörfer im Besitz der B'ürsten 
oder der Bojaren und Klöster. Die Umwandlung- eines freien 
Dorfes durch Verschenkung an den A(k'\ oder an die Klöster 
in ein adli^j^es oder klösterliches Dorf wurde imniei- als Strafe 
oder Herabwürdigung angesehen. Diese Strafe wendete mau 

1) Die Anerkennniig deg alten Beehtes der Bewohner der Stadt 
Ctmpulung und ihre Belehnang seitens des Fttnten Rudolph des 
Schwarsen mit 7 benachbarten Böigen. 
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manchmal für die Verbrechen an, die auf diesen freien Terri- 
torien verübt wurden, manchmal aber fand die Anwendung 
der Strafe statt, weDn die Bewohner eines Dorfe«^ die hohen 
Steuern und Abgabwi an di«' Regiening nicht entrichten 
konnten. Durch diese zwei Mittel also vollzog sich die I'm- 
wandtimg Tieler frei-bftaerliehen Dörfer in seiche, die den 
Bqiaren and Klöstern gehörten. Dadareh sind ihre freien 
Eigentttmer im Laufe der Zeit allrafthlich in die Lage der 
Ldbeigenschaft geraten, was die Doknnente bestätigen. Eine 
ans der Zeit des Fürsten Rndolph Michnea (1613) stammende 
Urkunde weist die Beschlagnahme des Dorfes Apele Vii 
seitens des Fürsten Michail des Tapferen nach, weil die 
Kenesen, d. h. die freien Bewohner (razesi) jenes Dorfes, 
nicht im Stande waren, die Kopfsteuer (bir) zu entrichttti. 
Dies Dorf wurde dann von Michail dem Tapferen seiner 
Tochter als Mitgift gesclienkt, uiul auf diese Weise sank es 
die drei Stufen hinab, die von der Freiheit zur Leibeigen- 
schaft führen: freies, fürstliches und endlich adliges Dorf. 
Die Art des Obereigenliuiisrechtes des Herrschers über das 
ganze Gebiet seines Landes wird besonders durch folgende 
sonderbare Kijii'ntiimlichkeit bewiesen: der Fürst bestätigte 
nämlich aus fürstlicher Gnade auch die Au- und Verkäufe 
von Grund und Boden, die zwischen Privaten stattfanden. 
Dies ßecht, das von den mannigfachen Dokamenteu nachge- 
wiesen ist, hatte seine Wurzel nicht in den fürstlichen 
Schenkungen. Die Tatsache ferner, dass der Fürst das von 
seinen Vorfahren Privaten bewilligte Eigentum widerrufen 
konnte, kann man besonders ans der Geschichte der Hechte 
nnd Priirilegien der Bewohner der Stadt Chnpnlung ersehen, 
die bei jedem Fttrstenwechsel zu dem neuen Fürsten kamen, 
um die Bestätigung ihrer Priyileglen von neuem vomebmen 
zu lassen. Das Widerrufungs- und das unbeschränkte Ver- 
fügungsrecht der Fürsten über das indlTidnelle Grundeigentum 
beweist, dass das Privateigentum ihrer Bewilligung unterstand. 

Aus dem Gesagten geht folgendes hervor. Die wesent- 
lichste iiliürichtuug der menschlichen Gesellschaft, auf der 
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(las ^aiizo natioiuile Fortschreiton beruht, d. h. das Ki<^(Milum, 
winde dem W'ohlwollon des Fürsten überlassen uud dessen 
SclH'iikiiiiir als ein«' Gunst angesehen. Darin sieht tnau die 
Charakteristik des daujaligen Ai»solutisnius des Staatsober- 
hauptes in den niinäuischen Fürsteutüniern. Man kann sich 
schon denken, was die Folgen eines solcheu Kechtes für eine 
Gefahr gehal)t hätten, besonders bei uns, wo später der 
Fürstenwechsel sich sehr schnell vollzogen bat, bfttte nicht 
die B'urcht» die Zahl ihrer Feinde zu vennehren, die rnmftni- 
sehen Fürsten von den mannigfaltigsten Missbrftnchen ihrer 
Rechte zurückgehalten. So haben whr nicht nur die von 
Anfang an bestehende absolute Verfügung der Fürsten über 
das Privateigentum allein zu konstatieren, sondern auch, wie 
wir gesehen haben, mit manchen ans der Gewohnheit ent- 
sprungenen Besehrftnkungen über das Oesamteigeutum, das 
von der mittleren, freien, sozialen Klasse der «mosneni** nnd 
„razesi** erworten war. 

Wenn nun das Piivateitrentum sich sozusa^j^en in den 
Händen des absoluten Herrschers befand und es seinem un- 
beschränkten Verfügungsrecht unterstand, dann sind wii* um 
so mehr berechtigt, zu glauben, dass das ganze öffentliche 
Vermögen in seinen Händen lag. Die Trennung, die man 
hinsichtlicli der l^erson des Fürsten vornahm, nämlich, ihn 
einmal als Persönlichkeit zu denken, dann als Staatsführer, 
vollzog sich noch nicht in den älteren Zeiten, sondern erst 
nnter der türkischen Herrschaft. Das ganze Einkommen ge- 
hörte dem Blirsten, der einen Teil desselben dem Adel nnd 
den Klöstern abtrat. Das ganze Land war Eigentum des 
Fürsten und das Volk sein Sklave. Im strengsten Sinne des 
Wortes hatte der Fürst eine absolute Macht, die er über 
sein Volk ausüben konnte. Es war der asiatische Despotis- 
mus, nnd dies ist die Charakteristik der rumänischen „domnia** 
(Herrschaft). 

Es stellt sich schon in den ersten Zeiten der Be- 
gründung der Fürstentiiiner ein Klassenunterschied in 
Rumänien heraus, und man kann die ganze Bevölkerung in 
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lolgeDde dm Klassen teilen: a) in den Adel,. der zvan grOssten 
Teil ans Siebenbürgen mit den Voevoden, den Begründern 
der Fürstentümer, eingewandert ist, b) In die freie mittlere 
Klasse, die .Kleingmndbesitzer (mosneni nnd razesi), die ^n 
gemeinschaftliches Leben führten, nnd c) in die übrige freie 
aekerfoantreibende BeTülkerang, die das PriTateigentnm erwarb 
und mehr in der Walachei als in der Moldau eine unterge- 
ordnete Stellung den Ansiedlern gegenüber eingenommen hat. 
Diese letztere ist diejenige soziale Klasse, die insbesondere, 
trotz ihrer anfangs relativ untergeordneten Stellung, die 
grösste Zahl der rumänischen freien Bauern unifasste ; sie ist 
diejenige, die im Laufe der Zeit durch die fürstlichen und 
adligen MissbrRuche am meisten zu leiden hatte und später 
ein(! Herabwürdigung erfahren hat; aus ihr hat sich zum 
grössten Teil die Klasse der heutigen Bauern Rumäniens 
entwickelt, und da sie zu allen Zeiten die grösste Mehrheit 
der rumänischen ackerbautreibenden Bevölkerung ausgemacht 
hat, werden wir ihr unsere ganze Aufmerksamkeit schenken, 
weil mit ihr das Schicksal der ganzen rumänischen Nation 
aufs innigste verbunden ist 

Um die noch heutzutage bei uns viel verbreitete 
Meinung, es existiere in den rumänischen Fürstentüniern 
kein erblicher Adelsstand, als grundfalsch zu erklären, brauchen 
wir nur akteiiinüssig zu verfahren, woraus sicii das Vor- 
handensein dieser aus der natürlichen Notwendigkeit ent- 
sprungenen sozialen Fjnrichtung in den runiänisciieii Gebieten 
deutlich ersehen lässt. Wir brauchen uns ja nur die Tat- 
sache der Niederlassung zu vergegenwärtigen, um ein klares 
Bild davon zu gewinnen. Welcher sozialen Klasse gehörte 
eigentlich das Gefolge beider Begründer der rumänischen 
Fürstentümer und aus welchem Lande kam es her? Dies 
sind die Fragen, die wir erst beautworten müssen. — Wir 
haben schon erwähut, dass sich an diesen grossen Aus- 
wanderungen zum grOssten Teil die wohlhabende Klasse der 
Bevölkerung beteiligte, und ausserdem dürfen wir nicht ausser 
Acht lassen, dass die Ansiedler aus einem Lande kamen, wo 
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ein Unterschied zwischen den sozialen Klassen schon längst 
bestand. Es war das ungarische FeudalGystem mit seineo 
monarchischen Grandsfttzen der Voevodschaft, des Adelsstandes 
mit seinen Pflichten und Bechten, der feudalen Gewohnheit der 
Schenkungen von Grund und Boden u. dgl., welches die Ungarn 
selbst von anderen zivilisierten Völicem Westeuropas entlehnt 
hatten. Nicht nur auf diesem deduIrtiTen Wege kOnnen wir 
die Existenz eines erblichen Adelsstandes bei den Rumänen 
erklären, sondern die positiven Schriften, die wir besitzen, 
sciieinen die Tatsache ebenfalls zu beweisen. Schon der 
Schriftsteller, unser Fürst I). Cautemir, spricht in seiner 
^Beschreibung der Moldau * von einer Einteilung" des Adels- 
standes in drei verschiedene Klassen : ^) a) die Hojaren, denen 
die Fürsten die höheren Staatsäniter anvertrauten, \)) die 
zweite Klasse umfasste die Hotbediensteten (curteuii) und 
c) die dritte adlig-e Klasse die Reiter (calarasi). „Die Hof- 
bediensteteu," sagt er, „sind diejenigen Adligen, welche nicht 
die Bojarenwürde erlangt haben, da diese letztere nur den- 
jenigen, die adligen Ursprungs waren, gewährt wui-de." Dieser 
Unterschied zwischen den Bojaren und den übrigen Adligen 
bestand zur Zeit Cantemir's, wo der Zndrang nach den 
höheren Ämtern unglaublich gross war. Er war aber gamicht 
am Platze in den früheren Zeiten, wo die Bojarenwfirde nicht 
an ein Staatsamt anknüpfte. Dass aber schon in den ersten 
Zeiten der Fürstentümerbegründung ein Unterschied zwischen 
dem Adel und den übrigen Gesellschaftsklassen yorhanden 
war, unterliegt keinem Zweifel. Gehen wur nun dazu über, 
die Rechte und die daraus entstandenen Pflichten des Adels 
zu untersuchen. 

Die Bojaren sind diejenige soziale Klasse, in deren 
Händen sich spätei- das Schicksal der rumänischen Fürsten- 
tümer befand; sie sind es, die wir in fortwährenden Auf- 
ständen gegen die Fürslen finden, ferner, die bis auf die 
letzten Zeiten ihr Kasteninteresse mit unbeschreibliclifMn 
Griuime verteidigt imd den grossen Mächten Widerstand zu 

1) Siehe: Xenopol, op. dt. Bd. III, S. 156. 
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leistcu gewusst haben, als diese uns der Bttko?ma und Befls- 
arabiens beraubt hatten; eine solche Klasse war gewiss keine, 
die sich vor den Fürsten bückte. Die ganze Geschichte 
unseres Vaterlandes hat ihre Seiten mit den Namen der Ver- 
treter dös Adelsstandes yoH geschrieben, und wenn diesen 
anch mancher Varwnrf trifft» so mnss man doch, trotzdem 
in friedlichen Zeiten ihr indiTidnelles Interesse überwog, ihre 
groissett Leistungen in KriegsfiUlen aneriLennen, wo sie das 
Privat- dem gemeinschaftliehen Interesse nntörardneten, um 
der vaterländischen Gefahr entgegenzutreten. Den Ursprung 
des Adelsstandes h^i den Bumänen muss man schon vor dtar 
mt^ Ausbildung der ram&nisehen Kleinstaaten suchen. 
Sollte diese Einrichtung von den Römern herstammen, so 
• niüssten wir auch lateinische Bezeichuungen dafür haben; die 
Tatsache aber, dass die adligen Titel fasst immer mit slavi- 
schen Namen bezeichnet wiirden, veranlasst uns mit vollem 
Rechte ihren slavisch-bulgarischen Ursprung auzuerkeuuen. 
Die Bezeichnung für den rumänischen „nobil" war „jupän" 
(spr. schupun); man findet sie anfangs in der Walachei und 
in der Moldau. Später wurde diese Bezeichnung in der 
Moldau durch den polnischen Namen „paii" ersetzt. Das 
Wort Jupän" ist aber slavisch-bulgarischen Ui-sprunges und 
stammt von «zupaD'* (Herrscher, dominus, Adel) her, und 
wenn man es auf den rumänischen Adelsstand angewendet 
findet, so ist das auf slavisch-bulgarischeni Einfluss zurück- 
zuführen, der in den der Begründung der Fürstentümer vor- 
angehenden Jahrhunderten auf die Buminen ausgeübt wurde. 
Der Name »boier*^, den wir schon bei Oantemir und anderen 
finden, ist, wie die gansse NomenUatur der Abstufungen dieser 
Würde slavisch-bulgarischen Ursprungs und kommt vom 
slavisch-bulgarischen „boyar* (optimatus) her, welches Wort 
selbst vom slavischen .bot* (Krieg) abstammt. ^) Dass später 
ein sozialer Unterschied innerhalb des Adels- selbst vorhanden 
war, bezeugen uns verschiedene Uriouiden, ans denen man 

1) Die Hanptpflielit der Bqjaren war, sieb an den Kriegen zu 
. beteiligen. 
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eine Abstufang des Adelsstandes ersehen kann. Wir nennen 
hier nnr das aus dem Jahre 1569 datierende Dokument, das 
folgende Adeisklassen unterscheidet: a) eonsiliarii, b) officiales, 
c) domini, d) nobiles und e) miÜtes.^) Die erste Kategorie 
bildete den fürstlichen Rat (Eabinetsmitglieder), die zweite 
enthielt die Bojaren, die keine Rftte waren» die sich aber 
doch im Dienste des Fürsten befanden und ein staatliches 
oder ein fürstliches Amt erwerben konnten; die „domini** 
waren die Bojaren ausser Dienst; die »nobiles" waren die 
Söhne der Bojaren, die noch kein Amt erUingt hatten, und 
die „milites** bildeten die fünfte Kategorie, die auch zn den 
Militärdiensten als Reiter (calarasi) oder als Bogenschützen 
(arcasi) und Fusssoldaten verpfliclitet waren. Wir können 
aber, wie schon Cantemir hemerkt, noch einen weiteren 
Unterschied bei dem Ath'lssUiiul niaclien, nämlich zwischen 
den eigentlichen Bojaren und dem Adel. Während die 
ersteren vStaats- oder fürstliche Beamte waren und sich ihre 
Klasse erst im Laufe der Zeit mit dem Zudrang nach den 
Ämtern l)ildete, waren die Adligen keine Beamten und unter- 
schieden sich durch die Grösse ihres Vermögens und ihre 
soziale Stellung von den übrigen niederen sozialen Klassen. 
Wir hatten also Adlige, .die Beamte, und solche, die nicht 
Beamte waren, oder grosse und kleine Bojaren, wie man sie 
zu nennen pflegte. Aus dem Gesagten sehen wir schon, dass, 
Während die Einrichtung der Voevodschaften und des Adels- 
standes ihren Ursprung schon in den ältesten Zeiten hat» die 
des Beamtentums eine relatiy neue ist; namentlich ist sie 
später nach der Begründung der Fürstentümer ins Leben 
getreten. Und anders konnte es ja nicht sein, denn die 
Bjinrichtung des Beamtentums wurde erst dann ins Leben 
gerufen, als sich eine Notwendigkeit hierfür herausstellte. 
Mit der Ausdehnung der Staatsgewalt und der Verbreitung 
der Hofangelegenheiten wurde eine Spezialisierung vei^ 
schiedener Berufe nnerlSsslich. Ein weiterer Unterschied 
zwischen den Bojaren und den übrigen Adligen bestand darin, 

1) Siebe: Nadejde, op. citv 
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dasSf während die Ritterschaftswürde erblich war, die Bo- 
jarenwürde durch Erbschaft nicht auf die Kinder übertragen 
werden kODUte. . Jedes männliche Mitglied der adligen 
Familien masste eine hierarchische Reihe von Funktionen 
dnrchlanf en, von den niederen bis zn den höheren, nnd wenn 
der Fürst bei irgend einem eine besondere Gabe bemerkte, 
konnte er ihn in wenigen Jahren bis in die höchste Funktion 
erheben, anch wenn er aus einer niederen adligen Familie 
stammte. 

Mit dem Adeisstand verbunden war der Besitz von 
[jändereien und Dörfern; auch hatten die Untertanen, sobald 
z. B. ein solches Dorf vom Fürsten einem Adligen zum Ge- 
srhi iik gemacht worden war, ihre Lasten und Abgaben nicht 
mehr dem Fürsten, sondern diosiüii betreffenden Adligeu zu 
entrichten. Wir haben bereits von dem Verfüguugsrecht des 
Fürsten über das ganze Land gesprochen. Durch die fiirsi- 
lioheii Srheiikuiigen, die gewöhnlich in Kriegszeiten geschalieii 
und dann in der Regel besonders an Adlige, wurden mit dem 
verschenkten Out oder Dorfe anch die daranf sesshaften 
Bauern, die anfangs frei waren, veränssert, and das ver- 
schenlcte Dorf oder Gut worde dadurch, wie gesagt, ein 
adliges. Ans den verschiedenen Dokumenten ergiebt sich die 
Tatsache, dass die von der ackerbautreibenden Bevölkerung 
zu leistenden Abgaben anfangs nur aus Geldleistungen und 
den Zehnten des Ertrages bestanden. Von einer Arbeits* 
leistung, die erst im Laufe der Zeit eingeführt wurde, ist in 
den früheren Zeiten gar nicht die Bede. Anfangs haben 
sich die Bojaren nur mit den Einnahmen aus den Zehnten 
und den verschiedenen Geldleistungen, wenn diese letzteren 
ihnen von dem Fürsten überlassen worden waren, begnügt. 
Nicht selten aber finden wir das Recht des Grundherrn (das 
wird später Regel) auch an den F^innahmen aus der Kopf- 
steuer, auf die der Fürst manchmal zu Guusleu der Bojaren 
verzichtct<\ 

Eins der wichtigsten Privilegien, dessen sich in allen 
Zeiten uud fast bei allen Völkern der Adel ei^freute, war die 

4 
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dteuerfreiheit Obwohl wir dies PrivUegiam später aaeb 
bei uns finden, bat es doch in seiner vollen Ansdehnnng in 
den Alteren Zeiten nicht existiert. In den früheren Zeiten 
der politischen Ansbildang der mmanisehen Fürstentfinier 
konnte von allgemeinen Klasse iiprivilegien nicht die Rede 
sein, da bei der AnsbÜdnng eines Staates, wo anfangs eine 
Organisation der Gesellschaft in Bildung begriffen war, alle 
Formen des öffentlichen Lebens einen individuellen Clmrakter 
hatten. Diese ei-ste Zeit hatte den Charakter dt?s strengsten 
lodividualisnuis, weshalb auch die Kittorschaft anders war, 
als sie später in ihrer voUstäiuligen Ausbildung erseheint. 
Ks bestand jene Unsicherheit und der Mangel an präzisen, 
festbestirnniten Nonnen, die das Lclieii der im Werden be- 
griffenen Gesellschaften beherrschen. In dieser ersten, noch 
unausgebildeten Periode des öffentlichen Trebens bestand keine 
Steuerfreiheit; alle Bürger ohne Unterschied der Klassen 
waren steuerpflichtig. Nur die Kopfsteuer (tributuni, bir) 
scheint ihres unwürdigen ') Charakters wegen den Adel nicht 
getroffen zu liabeo. Unser altes Recht oder die sogenannte 
Landesgewohoheit kannte nicht das Prinzip der allgemeinen 
Steuerfreiheit des Adelsstandes, wie es in Westeuropa vor- 
handen . war. Wir finden» obwohl selten, doch Fälle, wo der 
Fürst manchen Steuern und Abgaben entsagte, sei es 
durch eine Befreiung der Steuerpflichtigen, sei es, dass der 
JTürst mit den aus diesen Steuern und Abgaben entstai^denen 
Einnahmen einen seiner Gttnstlinge beschenkte. Einen ebenso 
wenig ausgeprägten Charakter hatte in dieser Zeit das Becht 
der Grundherren an der Arbeit der Bauern, und die unter- 
worfene Banernklasse (rumini und vicini), die sich durch die 
Niederlassung den Ansiedlern gegenüber in einer unterge- 
ordneten Lage befanden, war ihres Grundeigentums noch 
nicht beraubt; sie hatte noch das Eigentumsrecht an Grund 
und Boden, das sie auch in den späteren Zeiten der Leib- 
eigenschaft nicht verlor; deuu iu dieser für die rumänische 

1) Diese Stener erlangte dadurch einen tmwfirdigen Charakter, 
dass sie von einer unterworfenen Bevölkerung besahlt wurde. 
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Oeschicbte traurigen Zeit hatte der Bauer wenigstens das 
Becht, von seiner Scholle nicht getrennt zu werden, nnd 
wenn er aach in der Tat nicht als TOller Eigentümer seines 
Grund und Bodens anzusehen war, konnte man ihn doch 

wenigstens aus seinem Besitz nicht vorjagen. 

Aus den adligen Rechten entstaudon naturgemäss ver- 
schiedene Pflichten dem Fürsten g<»genüber. Die erste 
wichtigste und für diesen Zeitabschnitt, wo das Vaterland 
gegen die Angriffe der vei-schiedensten Nationen verteidigt 
werden musste, unabweisiicbe Pflicht war die Militärpflicht. 
Jeder freie Mann musste auf eigene Kosten dem Vaterlande 
dienen, und an den Militärdienst und den guten Ruf, den 
man im Laufe eines Krieges erlangte, knüpfte sich die Be- 
lohnung mit Grund nnd Boden. Später, als durch die 
Schenkungen die fürstlichen Einnahmen knapp wurden und 
den Fürsten kein Grund und Boden mehr zur Verfugung 
stand, beginnt die Belohnung fcr geleistete Dienste eine 
andere Form anzunehmen und zwar durch Verleihung hoher 
Stellungen, und damit machte sich der Zudrang nach der 
Bureaukratie bemerkbar. Da begannen die zerstdrenden 
inneren Kämpfe des Adels unter einander um die Thron- 
erlangung und -folge; dazu kamen noch die wiederholten 
Angriffe und die Unterwerfung beider rumänischer Fiiisten- 
tünier durch die Türken, die Krhöhung der Steuern und Ab- 
gaben, um den immer steigenden, von den Türken sogar 
mehrmals im Jahre verlangten Tribut zu decken, uud alles 
trug zu einer Umgestaltung der Verhältnisse bei. 

Wir haben schon darauf hingewiesen, dass man die 
ackerbautreibende Bevölkerung in zwei sich von einander 
unterscheidende soziale Klassen teilen kann. Beide umfassen 
freie Bauern, nnd zwar die eine di^enigen, die in Gemein- 
schaft lebten und gegen Abgaben sich selbständig regierten, 
die andere diejenigen, die ihre relativ untergeordnete Lage 
der Niederlassung zuzuschreiben hatten und die Privateigen- 
tum gegen Abgaben «in natura** (die sogenannte dijma (spr, 
dischma) = decima Zehnt) von dem Ertrage ihres Grund 
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and Bodens erwerben konnten. Diese letztere nnd anch ein 
Teil der ersteren Klasse verlor im Laufe der Zeit ihr Eigen- 
tomsrecht durcb die Usurpation der Mficbtigen nnd durch 
anzftblige Fftlscbnngen der Besitzakten seitens der Gmiid- 
herren. 

IMe Kleingnmdbesitzor, die iu der Moldau „razesi" und 
in der Walachei „niosiu üi ;^enaiint wurden, haben, wie schon 
ano^edeutet, bereits vor der Begriiiuluiig dw Fürstentümer 
das Gesamteigentiuii erworben, indem sie sich als Nachkommen 
eines gemeinsamen StHmmvaters betrachteten. Sit; reffierten 
sich selbständig, und ihr Grundeigentum ist wenigstens zu 
Anfang des politisciien Lebens der rumänischen Fürstentünier 
unantastbar gewesen. Durch die stfMgende Macht und die 
Habsucht der Grosseu wurden deren Blicke mehr und mehr 
auf das Grundeigentum der „mosueni** gelenkt. Die grossen 
Ausbeutungen auf die denkbar schändlichste Art seitens der 
Grundherren und die übeimässigen Lasten infolge der unauf- 
hörlichen Kriege richteten im Laufe der Zeit einen grossen 
Ti'il dieser freien und selbständigen Bauern wirtschaftlich zu 
Grunde, und ibro Anzahl, die anfangs nicht unbedeutend war, 
reduzierte sich auf ein Minimum. Diese mittlere soziale 
Klasse setzte sich aus der Bevölkerung der vier freien Re- 
publiken und ans einer grossen Anzahl freier Bauern zu- 
sammen, die sich derselben Rechte und Privilegien erfreuten, 
femer Gesamteigeutnm ei*warben, sich aber nicht selbständig 
regierten. Sie waren die Nachkommen der früheren Kenesen, ^) 
deren Organisation wir bereits kurz besprochen haben. Sie 
bildeten enge Korporationen nnd stammten von den Kenesen, 
deren anfänglich hochaugesehene Stellung im Laufe der Zeit 
eine Verschlechterung erfulir, bis sie später aiis Dorfbürger- 
meistern zu Leibeigenen wurden. Die Grossen, deren Wollust, 
wie Schiller einmal sagt, „gleich der nimmersatten Hyäne 
ist, die sich mit Heisshunger Opfer sucht'', fingen infolge 
ihrer steigenden Macht au, Ansprüche auf das Grundeigentum 

1) Unter diesein Namen waren die „moaneni* noch bis in -die 
Kitte des 15. Jahrhunderts in der Wabushei bekannt, 



Digitized by Google 



— 53 — 



der freien „mosneoi'* uud Keneseu zu erhebeu, iudem sie sie 
als ihre Uutertaaen betrachteteo. Und es gelang ihnen auch 
später durch ehipöreade Ungerechtigkeiten, die freien Klein- 
bauern ihres Eigentums zu berauben und sie in die Reihen 
der Leibeigenen zu Stessen. 

Die zweite Klasse der ländlichen Bevölkerung setzte 
sich anfangs aus den übrigen freien Bauern zusammen, die 
nicht ..niosiioiii" (nizcsi) otler Kenesen waren. Sie ist die- 
jcnigt' si)/ialt' Klassf, die nach der Begründung der Fürsten- 
tümer eiiH' untergeordnete Lage erfahren hat. Wie <rrsagt, 
hatten diese Bauern anfangs ihren eigenen (Jrund uud Boden; 
sie waren aber verpflichtet, einen Teil des Ertrages ihres 
(^rnnd und Bodens, der rechtlich unter deu damaligen Ver- 
hältnissen Eigentum des Staatsoberhauptes war, an den 
Fürsten, abzuliefern. Neben dem Zehnten vom Getreide, 
Wein, von Bienen, Schafen, Schweinen, Rindern etc, waren 
sie zu manchen Arbeitsleistungen yerpflichtet, wie zu den 
bekannten Holzfuhren, zur Einrichtung von Mühlen, zum 
Fang von Stören n. dergl. Ausserdem waren sie zum Ifili- 
tftrdienste und zur Entrichtung verschiedener Einkommen- 
und insbesondere Itopfsteuern veipflichtet. Betreffs ihrer 
sozialen Lage unterschieden sie sich nicht viel von der 
ersten mittelbftuerlichen Klasse; denn der Unterschied be- 
stand fast nur iu der politischen Lage: während die letzteren 
sich selbständig regierten, waren die ersteren fürstliche 
Untertanen. Durch die Schenkungen der Güter, auf denen 
sie sich befanden, entweder an die Bojaren und überhaupt 
an die siegreichen Kriegsführer als Belohnmm- für ihre ge- 
leisteten Dienste oder an verschiedene Klöster für heilige 
Zwecke, fand eine Änderung in ihren Verhältnissen statt. 
Die Grnndherren - Bojaren und Klöster — vertraten in dem 
geschenkten und dadurch zu ihrem Eigentum ß-owordenen 
Dorfe den Fürsten, indem sie fast dieselben Rechte an den 
Bewohnern ausüblen. Alle bisher dem Fürsten zu leistenden 
Abgaben und auch manchmal die Arbeitsleistungen (Frohn- 
dienste) gingen auf den Grundherrn über. Und nicht selten 
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9iDd die FftUe, wo der Fürst sich mancher Rechte, wie des 
der SlenereiDnahme u. dergl. za Gunsten der Gniudherren 
begab. Eins müssen wir a^r feststellen, nftmlich, dass die 
ackerbantreibende BeTdlkerong in dieser Periode, die wir be- 
handeln, lange nicht die spätere Herabdrücfciing durch miss- 
brftnchliche Ausübung der Rechte seitens der Grundherren 
erfahren hat; denn solange dem Fürsten noch ausgedehnte 
LRndereien zur Belohnung seiner Untertanen zur Verfügung 
Stauden, hatten die Bojaren nicht nötig:, ihre Untertanen zu 
bedrücken, um damit ihre Grundstücke intensiver auszunutzen. 
Die (TruiRlherrcn brauchten sich nur durch heroische Tateu 
im Kriege auszuzeichnen, um sich der turstliclieii Hdolimin^ 
durch Grund und Hoden zu erfreuen, und deshalb war ihn» 
ganze Aufiiierksanikeit mehr auf die pxtensive Veniichniiig 
ihres Venuögens gerichtet. Wenn si(; im voraus wussten, 
dass eine ruhmvolle Tat eine Belohnung durch Grundstücke 
nach sich zog, dann brauchten sie keinen Druck auf ihre 
Uutertaaen auszuüben, um so ihr Einkommen intensiv zu 
vermehren. Der Gruud und Boden ist aber eine von der 
Natur beschränkt gewährte Gabe, und unterscheidet sich 
ausser durch seine Unzerstörbarkeit und Uubeweglicbkeit 
noch durch seine Unvermehrbarkeit in Bezug auf seine Aus- 
dehnung von den anderen Betriebsmitteln. Als die I^Hirsten 
im Laufe der Zeit ihre Gntsquellen erschöpft hatten, d. b. 
als sie keine Grundstücke mehr zur Belohnung ihrer Unter- 
tanen hatten, hielten die Bojaren es nicht mehr für nötig, 
dem Fürsten Militftrdienste zu leisten, oder sie kämpften 
.wenigstens nicht mehr mit Bogeisterung, da sie kein Interesse 
mehr am Erfolge hatten. Der Güteryorrat war zu Ende, 
und eine ruhmvolle Tat konnte nicht mehr belohnt werden. 
Einerseit-s sucht« dann der Für*st die infolge der unzähligen 
Kriege zur Deckung der Ausgaben nötigen Summen zu 
schaffen, indem er das Volk zweimal, dreimal oder noch öfter 
mit Steuern belastete; andererseits strebten dio Grundherren 
danach, immer noch möglichst grosse Erträge aus ihren 
Grundstücken zu erzielen, und da dies nicht mehr durch die 
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oberflächliche Vermehniog ihrer LändertMcii geschehen konnte, 
suchten sie aus anderen Quellen und auf andere Weise ihr 
Ziel zn erreichen; sie fingen an, ihre Untertanen durch die 
Vermehrang ihrer Ansprüche zu hedrttcken, sei es durch Er- 
hfiihnng der natürlichen Ahgaben, der Zehnten, sei es durch 
Frohndienste. Dadurch sah sich der Bauer von zwei Seiten 
belastet; er sollte mehr fUr seine Bedr&nger arbeiten als für 
sich selbst Wenn er seinen Verpflichtungen dem Grundherrn 
^egrenüber nicht mehr nachkommen und die ihm von der 
Kegieriiiig auferlegten Stenern nicht mehr bezahlen konnte, 
sah er sich ^ipenöti^t, den Schutz der Mächtigen anzurufen, 
indem er seine Freiheit veräusserte und sich dem letzteren 
mit Haus und Hof verkaufte, um damit seine Pflichten zur 
Leistun«- aller Steuern und Abg-ahen auf seinen Käufer zu 
übertragnen. Dies war der erste und ^össte Stoss, der dem 
Gefüiile der nationalen Unabhäng-ig-keit g-egeben wurde, und 
di<' Schmeichelei g'egen den Mächtigen wurd%eine bürgerliche 
l-flicht Daun begannen die Misshelligkeiteu zwischen den 
Kojaren und den Hauern, das Kiend der läadlicheu Be- 
völkerung und die Aufstände. 

Whr haben nun die weitere Geschichte der Fürstentümer 
in ihrer Beziehung zu der Eigentumsordnung zn verfolgen 
und infolgedessen zwei Momente zu unterscheiden: a) die 
türkische und b) die phanariotische Herrschaft 

Die erfolgreichen Kroberungen der Türken und die 
Unterwerfung Konstantinopels im Jahre MöH vei-afdasste 
einen grossen Teil der Untertanen (h^s türkischen Reiches 
wegen der unerträglichen türkischen Herrschaft ihre Heimat 
zu verlassen und auf rumänischem Boden Zuflucht zu suchen. 
Diese Kiiiwaiiderer waren im neuen Lande willkommen; sie 
kamen zum grüssten Teil den Grundherren sehr gelegen, 
denn diese bedurften zur Bebauung ihrer liändereien einer 
grosseren Menge Arbeitskräfte. Anfangs war die Lage dieser 
Kolonisten eine relativ gute; sie standen aber in- einer wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit zu den Grundherren, die diese nach 
und nach missbraachteu und die Bauern in ülrbuntert&nigkeit 
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and Leibeigenschaft bmehten. Sie schmolzen später mit der 
frei gewesenen ramftnlsehen Bevölkerung zasammen, die in- 
folge der fortwährenden Kriege wirtschaftlich zn Omnde 
ging, and bildeten dann die später so tief gesunkene Klasse, 
die wir in der -Walachei als „rumini*^ and in der Moldan als 
„yedni** bezeichnet haben. 

Nicht lange darauf begannen die Türken, die rumäni- 
schen Fftrstentttmer anzugreifen und sich tributär zu machen; 
1391 sehen wir die Walachei (anter dem Fürsten Mircea I.) 
und 1515 die Moldau (unter dem Füi*sten Rop^dan III.) aus 
eigener Initiative Kapitulationen schliesseii , wodurch sich 
beide unter das türkische Protektorat stellten. Die Türken 
erkannten sie als „freie iiicht eroljertc Länder" an und ver- 
sprarhf'ii sie zu srhützeii, indiiin sie i!iii«'n die Verpflichtung 
auferlegten, jährlich einen Trihut („Geschenk") zu entrichten. 
Den Türken wurde ausdrücklich der Aufenthalt in den 
FürstentünH'ni «ntersagt, uod sie durften daselbst keinen 
Grund und Boden erwerben. 

Die Umgestaltung der ländlichen Verhältnisse in deu 
beiden Fürstentümern unter der türkischen HetTschaft ist auf 
zwei Momente zurückzuführeo : erstens auf den indkekten, 
durch die Türken ausgeübten Einfluss auf die Lage der 
Bauern, und zweitens auf den direkten durch die Bojaren. 
Gehen wir nun zuerst zur Besprechung des indirekten türki- 
schen und dann zu der des durch die Bojaren unmittelbar 
ausgeübten Einflusses auf die Entwickelung der ländlichen 
Verhältnisse Bnmäniens über. 

Im Laufe der Zeit hildeten die Türken das Protektorat 
üher die rumänischen Fürstentüniei- zur Suveränetät aus und 
vwlangten 146Ü, 1529 etc. etc. eine Steigerung des „Gv- 
schenkes". Ausserdem begann unter dei- türkischen Herr- 
schaft die rumänische Thronfolge iiichi mehr erblich zu sein; 
die Fürsten sollten zur Erlangung des Thrones dem Sultan 
teuere Geschenke machen^ diese Geschenke wurden nach dem 
Besteigen des Thrones, zu wiederholteu Malen von der länd- 
lichen Bevölkerung erhoben; denn die Uruudherren hatten 
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sich iin Laufe der Zoit iliror aiiffosohenen T>-H2:n wcfron der 
Steueriinmunität erfreut. Mit joder Steigeruu^ der türki- 
schen Ansprüche an den 'JVn)ut, der von den Fürsten ohne 
Einschränkung ihrer Einkünfte bezahlt werden sollte, stiegen 
in gleichem Masse die Abgaben und Stenern, denn wie 
konnten die F&rsten anders als anf diesem Wege ibren Ver- 
pflicbtttngen den Türken gegenüber nachkommen? 

Die Tatsache schon, dass die Verfügung über den Thron 
sich in den Hftnden der Türken befand, bot den rumänischen 
Bojaren die Gelegenheit, gute Geschäfte zn machen. Das 
nationale Unabhängigkeitsgefühl, das in den früheren Zeiten 
die ruinäuische Bevölkerung charakterisierte, artete jetzt in 
Streitigkeiten, Händel, Ränke und innere politische Kämpfe 
zur Erlan^^un^r der Heri-schaft aus. Das war den 'J'ürkeu 
nicht uuanjrenehni, denn sie konnten daraus guten Uewinu 
erzielen, indem sie den Thron dem Meistbieteiulen znspra<*hen. 
Nicht seU(!n finden wir Fälle, wo d<'r Thronbewerber sich 
auf dem \Veg(! des Dailehns die nötigen Summen verschaffte, 
um die immer steigenden Ansprüche des Sultans befriedigen 
zu können. Das geschah natürlich in der Hoffnung, diese 
ans der unerh<'>rten Steigerung und KiufiUirun? eigener neuer 
Stenern und Abgaben zu decken und auch dadurch den 
künftigen Fürsten zu bereichern. Die bezüglich des Tributs 
immer mehr gesteigerten türkischen Ansprüche, die Über- 
bürdung des Volkes mit Stenern, sowie die EiDrichtung von 
„Lizitationsgeschäfteu** zur Erlangung der rumänischen Herr- 
schaft und die damit verbundene Ausbeutung der Bojarenklasse 
durch die Türken, dies alles führte zu dem völligen Ruio 
des gesamten rumänischen Volkes. 

In diesem Zeitabschnitt vollzogen sich zwei grosse Um- 
wandlungen in den rumänischen Gesellschaft.sklassen, die im 
Laufe der Zeit die riebensbedingungen des Volkes änderten : 
die Adligen widmen sich allmählich dem Beamtenstand, und 
die Bauern gehen mehr und melir zur Hörigkeit und Leib- 
eigenschaft über. Die Freiheit und Selbständijrkeit sowohl 
der eiueu wie auch der anderen Klasse wurde Ausnahme mit 
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dem Uiiterscliieü, dass, während die crstereii, wenn iiiicli 
durch Schmeichelei gogeu deu Fürsten, erhebliche Vorteile 
aus ihren Ämtern zogen, die letzteren in die grnndherrliche 
Hörigkeit pforieten, die zur Loibeig-enschaft und Sklaverei 
führte. Die Entwickelung solcher Zustünde der Verhältnisse 
sollte vcrhäuguissvolle Folgen für die nationale Unabhängig- 
keit der f'ürstentümer haben. Die im Inneren herrschende 
Schmeichelei und Hörigkeit erzengte schliesslich dasselbe 
Verhalten auch nach aussen hin. Die Freiheit konnte 
sich nicht auf die Leibeigenschaft stützen, ebenso wie 
die Selbständigkeit nicht auf die Schmeicbelei und Diener- 
schaft 

Wir haben schon darauf hingewiesen, dass die zahlreichen 
SrlienkutifTtMi der Fürstfii an Grund und Boden allmählich 
zu einer immer mehr zunehmenden Knappheit der fürstlichen 
Güter führten. Wenn deu F'ürsteu kein Gut mehr zur Ver- 
fügung stand, fingen sie au, den zur Schenkung an die 
Klöster und Bojaren nötigen Grund nud Boden sich entweder 
auf dem Wege des Ankaufs desselben von den freien Bauern 
zu verschaffen, die, um die Steuern bezahlen zu können, 
einfach ihren Grund und Boden veräusserten, oder auf dem 
Wege der Verbannung und der auf StrafverfOgnng hin voll- 
zogenen Beraubung des Kleingmndbesitzes. Es ist aber klar, 
dass der auf den erwähnten Wegen erworbene Grund und 
Boden nicht für die ganze adlige Klasse ausreichte, deren 
Güter dnrch die Krbschaftsverteilnng immer knapper wurden. 
Deshalb suchten jetzt die Adligen ihre Einkünfte anders als 
durch Teilnahme am Kriege zu vermehren oder sie wenigst4?ns 
dadurch nicht zu vermindern. Ks machte sich zunächst ein 
Zudrang zur Hureaukratie bemerkbar. Die frühere kriegeri- 
sche Tätigkeit des Adelsstandes fing an al)zuiit'liiiien, und die 
in den Bojarensland Lahobenen Adligen verliesscii ihre Land- 
sitze, zogen in die Stadt, um sieh (Inn Fürsten mehr und 
mehr zu nähern und sich seiner Gnade zu erfreuen. Dann 
fingen die Schmeicheleien, der Hader und die Käuke zur Fr- 
languug von Ämtern und später auch des Thrones au, und 
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der alte Kriei^führor vorgasB seine Waffen, um statt ihrer 
die spriehwörtliclie Pfeife zn nehmen. 

Die Ämter konnten aber nicht den glänzen Adelsstand 
aafhehmen, denn bei den damaligen Staatsverhftltnissen ist 
das Beamtentam nicht wie in unserem hentig^en Sinne anzn- 
sehen. Diejenigen Adligen, die nicht zu Ämtern gelangten, 
sahen sich genötigt, auf dem Lande zu hleihen und weiter 
Ackerbau yai treiben. Jiii Laufe der Zeit gerieten ihre Nach- 
kommen durch die erbliche V'erteihing iiirci (lüter in die 
Lage der Kieingrundbesitzer und erfuhren mit der Zeit das- 
selbe Schicksal wie die ackerbautreibende Bevölkerung. 

Indem die Bojaren durch ihre hochangesehene Lage 
ihren Wirkungskreis erweiterten, richteten sie betreffs Ver- 
mehrung ihrer Kinkünfte, die sie nötig hatten, nm die immer 
leeren Hände der Türken zu füllen, ihre Blicke immer mehr 
auf die ULndüehe Bevölkerung. Die an die Grundherren zu 
entrichtenden bäuerlichen Abgaben und Lasten wurden ver- 
doppelt, sogar verdreifacht Einerseits verlangten die Gitind- 
herren Abgaben von verschiedenen Naturalien, wie von Ge- 
treide, Mehl, Honig, Wein, Ochsen, Schweinen und sonstigen 
landwirtschaftlichen Nebenprodukten, deren sie für ihren 
Haushalt bedurften, andererseits mnssten die Bauern zahl- 
reiche Frohndienste leisten. Die Abgaben von Zehnten, die 
den Bauern schon in den früheren Zeiten nicht unbekannt 
waren, erschwerten anfangs ihre Lage nicht erheblich; dann 
aber übten sie einen Druck auf die aus, die sie entrichten 
mussteil, wenn die Anzahl der landwirtschaftlichen Produkte, 
wovon die Zehuten abgegeben wurden, stieg. Denn wiUiiciid 
der Zehnt anfangs nur von eiiiig<'ii landwiilschaftlicben 
Kohprudukteu erhoben wurde, wurde er im LaiitV der Zeit 
auf ein innner grösseres tiebiet ausgedehnt. Einen noch 
scbwereien Druck aber übten die Grundherren auf ihre 
Untertanen durch ihie immer mehr steigenden Ansprüche an 
die Krböhung des Arbeitsquantums aus. Während der Hauer 
anfangs nur zu einigen Frohntagen im Jahre seinem Grund- 
herrn gegenüber verpflichtet war, stieg die Zahl der zu 
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leisteiulen Aibcllsta^ye im Lauft^ der Zeit ciiicblicli. Dadurch 
wurde der lUiuor an der Arbdt auf soinoni «'iprnnen (rnind 
und Hoden verhindert und hatte sehr oft grossen Schaden 
zu leiden; nicht seltei) ging seine Erute zu Gruude, und 
Kummer und Armut zogeu in sein Haus ein. 

Berücksichtigt man oun die MilitArdieDSte, die von. den 
Bürgern alleif sozialen Klassen auf eigene Kosten geleistet werden 
mnssten und die den kleinen Grundbesitzern nicht nnerhebliehe 
Ausgaben verursachton, sowie die fortwährenden Krienke, die 
das Volk zur Verteidigungf seines Vaterlandes zu fiiliren hatte, 
so ^rewinnt man schon ein Bild der damalip:en wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Hauern. „Diese Kriege haben die Freiheit 
im Lande aufgehühm ; wenn der alte Kriepfer nach Hause 
zurückkehrte, fand ers<'ineh rau weinend; seine Toeht<,M' oder 
seinen Sohn, die ei- in der Wiejre f>-(»lassen hatte, waren ihm 
entrissen. Arm, da er für sein Vaterland gckäniiift hatte, 
sah er sich, um seinen finanziellen V^erpflichtungeu nach- 
kommeu zu können, genötigt, seine Freiheit zu veräussern, 
indem er sich mit seinem Grund und. Boden an den Reichen 
verkaufte." Während des Krieges vernachlässigte der 
Bauer seine Wirtschaft; seinen Acker konnte, er nicht mehr 
bebauen, da der Krieg ihm die dazu nötige Zeit raubte, und 
sein Viehstand ging infolgedessen zn 'Grunde, und wenn wir 
auch die Plünderungen des Feindes dazu nehmen, so sehen 
wir das ganze Unglück, das sich auf das Haupt der Bauern 
häufte. 

Von allen Seiten bedroht, von den Fürsten durch die 
zahlreichen Steuern überbürdet, von den Grimdherren durch 
die nntsslosen Abgaben und Lasten herabg»Mirückt, den feind- 
lichen Plünderungen ausgesetzt und ferne}- noch infolge der 
durch Krbtcilung verursachten Verkleinerung scintfs Grund 
und Hddciis, sah sich der Iraner zu einem Ausweg genötigt, 
um seine und seiner Angehörigen Existenz erhalten zu können. 
Er suchte und fand den Ausweg! Es wai* aber der ver- 

1) Vaillant: ,Iia Aouaiaiiie'*. t.11. ^ 
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hän^nisvollo Weg, der ihn in seiner Unbefangenheit und Re- 
wusstlosigkeit zum Abgrund führte, «ud ilim seine Freiheit 
kostete. Die Freiheit ist das teuerste Gut, für das die 
Völker alle Jahrhonderte hindurch gekämpft und ihr Bhit 
vergossen haben; es ist das, nach dem der Mensch trachtet, 
wenn er sich vom Tiere untei'scheiden will. Und warum hat 
der rumänische Bauer seine Freiheit veräussert? Ohne sich 
Bechenschaft von den Folgen einer rechtlich-wirtschaftlichen 
Abhängigkeit zu geben, glaubte er dadurch eine bessere 
Lage erlangen zu können. Indem er den mächtigen Schutz 
der Grossen zu erlangen und für sich und seine L&ndereien 
die Steuerfreiheit zu gemessen strebte, verkaufte er sich ein- 
fach mit seinem Grund und Boden seinem Grundherrn. Damit 
fing die Periode der Hörigkeit an. 

Ans den zahlreichen Urkunden und sogen. ^ Kaufbrief en**, 
die „er soll ihm (dem Gnindherrn) ramm werden mit seinen 
Söhnen und seinem ganzen Gut" lauten, geht deutlich liervor, 
dass der Bauer sic.ii fast immer mit seinem Grund und Boden 
verkaufte. Sein Gut v( iscliwand aber durch den Verkauf 
nicht in das Gut des Grundherrn; wenn die Bauern sich von 
den Grundherren wieder loskauften, lautete die allgemeine 
Formel immer: „er hat sich mit allen Teilen seiner (liiter 
losgemacht", d. h. obwohl der Bauer in die Hörigkeit geralt^n 
war, bewahrte man ihm doch sein Grundeigentum, das mau 
ihm nach dem Losmachen von seinem Grundherrn zurücker- 
stattete. Der Bund zwischen dem Hörigen und seinem Gut 
war so fest, dass, wenn er nur seine persönliche Freiheit 
von dem Grundherrn loskaufte, dies in den Kaufbriefen aus- 
drücklieh gesagt wurde. Eine vom Jahre 1692 datierende 
Urkunde enthält auch, den Beleg dafür« dass die Bauern, 
wenn sie sich als Erbuntertanen verkauften, das Eigentums- 
recht an ihren Grundstücken bewahrten. In dieser Urkunde 
hat Fich ein gewisser Petm Oapatzina mit seinen Landsleuten 
aus Coskodia dem SHlrsten Mathens als Hörige „mit allen 
ihren Gütern*^ verkauft;)) nachher wurden sie .mit allen 

]) Siehe: Xeuupol. op.dt. Bd. IV. S.142. 
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ihren Gütern" dem Kloster Strehaia geschenkt. Der klarste 
Beweis aber, dass die Erbuntertanen trotz ihrer Höri^rkpit 
das Eig^(>ntnmsrecht an ihren Gütern nicht verloren, siod die 
Kaufbriefe, wodurch ein Grundherr einem anderen einen seiner 
ErbuDtertanen verkaufte. Eine Urkuode aus dem Jahre 1618 

lautet fdgendermassen : damit man weiss, dass ich 

dem Herrn ... (folgt der Name des Käufers) einen meiner 
Hörigen aus . . . (folgt der Name des Dorfes) namens . . • 
(folgt der Name des Hörigen) mit seinen Söhnen, die ihm 
tiott geben wird und mit seinem Anteil aus dem Ackerland, 
Wald, Wasser (Teichen oder Flüssen) etc. . . . verkauft 
habe.** Ausser diesen allgemeinen Fällen, wo sich der Bauer 
„mit seinem Grund und Boden'' verkaufte, und die die Mehr- 
zahl der Fälle bilden, finden wir auch vereinzelte Fälle, wo 
die Bauern, um die Steuern bezahlen zu können, nur ihren 
(tiuiuI und lioden und erst später unter dem Druck der 
Zeiten, als sie ihren fiskalischen Verpflichtungen nicht mehr 
iiaclikouimeu konnten, auch ihre i)ersönliche Freiheit ver- 
äusserten. Aber nicht nui- der Steuerdruck aliein veranlasste 
die Bauern zu erwähntem Schritt, sondern aucli die inannig"- 
fachen Kälschung-en seitens der Bojaren, die die Macht in 
Händen hatten, beraubten die Bauern ihrer Freiheit und 
ilii'es Grund und Bodens. Wir nennen hier nur eine Urkunde 
von 1700, in welcher nachgewiesen wiitl, dass ein gewisser 
Stoian sein Gut an einen Bojaren namens Rudolph verkauft 
hat, »ohne auch zugleich seinen Kopf" veräussert zu haben, 
ohne also dem Käufer Erbuntertan zu werden. Der Sohn 
des betreffenden Bo|aren aber machte nach Verlauf von 
einigen Jahren einen falschen Vertrag, wodurch er den Sohn 
des betreffenden Bauern als seinen Erbuntertanen erklärte. 
Es gelang ihm- aber nicht, den daraus entstandenen Prozess 
zu gewinnen, und der »fiauer wurde freigesprochen. Wir 
sohen also, dass die Bojaren von dem geroeinen Verbrechen, 
von der Ungerechtigkeit und -den Fälschungen verschiedener 
Kaufakten Gebrauch machten, um die Bauern nicht nnr ihres 
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GnindeigeDtams, sondern auch ihrer persönlicheu Freiheit za 
berauben. 

Nach dem Gesagten unterliegt es keinem Zweifel, dass 
der Bauer in dieser Lage noch seinen Grund und Boden be- 
sass, ohne den er nicht verlcauft werden durfte ; erklärte sich 
der Bauer als Hörigen, so bedeutete dies noch nicht den 
Verlust seines Grundeigentums. Die „exorbitante IHspositions- 
befugnis'' der Gruudherren, die später ausdrücklich anerkannt 
wurde, und die Behandlung des Leibeigenen überhaupt als 
Sache und als solche ohne seinen Willen ob mit oder ohne 
das Gut, zu dem er gehörte, verkauft zu werden, war nicht 
vorhanden. Und wenn auch das letztere vereinzelt vorkam, 
so ist es doch in dieser Zeit als rechtswidrig und strafbar 
anzusehen. 

Indem der Hörige seinen Grund und Boden nicht verlor, 
wurde einerseits sein Eigentumsrecht daran durch die Steige- 
rung der Zehnten, andererseits seine Freiheit durch die zu- 
nehmenden Anforderungen an unentgeltliche Arbeitsleistungen 
für den Grundherrn beschränkt. Sein Verhältnis zu dem 
Grundherrn war durch die Gewohnheit geregelt, und der 
letztere rousste ihn mit Ackerwerkzeugen versehen und in 
der Not erhalten. Dafttr war der Erbuntertan verpflichtet, 
seinem Grundherrn Vio Ertrages seines Grund und Bodens 
zu liefern und ein bestimmtes Arbeitsqnantum im Jahre, das 
nach den Ansprüchen des Grundherrn schwankte, zu leisten. 
Die Behandlung, welche die Erbuntertanen seitens ihrer 
Herrschaft erfuhren, war eine sehr verschiedene; neben Bei- 
spielen einer milden Behandlung, stehen solche de^ entgegen- 
gesetzten Art; sie waren ganz der Willkür des Grundherrn 
üliei Uist,en. Der Grundherr konnte seinen Hörigen mit Ge- 
fängnis und Rutenschlftgen strafen, aber töten durfte er ihn 
nicht: ein solcher Fall wurde als Mord angeseluMi und 
mit dem Tode bestraft und machte das Weib und die Kinder 
des Opfers frei. Im Todesfalle des Hörigen, wenn er keine 
Erben hinterliess, hatte der Grundherr allerdings ein Krb- 
recUt; und dass in diesen Zeiten eine wirkUclie Leibeigen- 
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Schaft im eigontlielieii Sinne immer noch nicht vorhanden 
war — wenn es ihr auch schon sehr nahe kam — beweist 
die 'l'atsache, dass der Erbuutertan nicht etwa verniot^eiis- 
unfäliig war, somit die Heirsehaft über sein Privatvermögeii 
nicht verfügen konnte. Zu Lebzeiten des Hr»ri^ren durfte ihm 
der Grundherr nicht willkürlich sein Verinögen an Geld, 
Tieren und Ackerwerkzeugen nehmen, und wenn das ver- 
einzelt vorkam, so gescliah es nur rechtswidriger Weise. 

Infolge der fortwährenden Kri^e Torminderte sich die 
Zahl der Bauernhöfe erheblich; ganze Dörfer verschwanden, 
und grössere Grandbesitze entstanden dag^n, indem auf 
den adligen .Gütern in grosserem Umfange Bauernhofs und 
-Dörfer eingingen und den umli^nden Bauern schwere Hof- 
dienste auferlegt wurden. Der Grossgrundbesitz bildete mch 
auf Kosten des Kleingrundbesitzes aus. Es wiederholte sich 
drisselbe Phänomen wie im alten Rom, nur mit dem I^nter- 
schiede: während der verarmte römische Bürger in der 
Stadt blieb und, um sein Leben fristen zu können, seine 
Wahistiimne dem Kelchen verkaufte, veräusssrte der rumäni- 
sche Bauer, wenn er die Beschwerden nicht mehr aushalten 
konnte, seinen Grund und Boden^ und seine persönliche Frei- 
heit und iring allmählich zur Leibeigenschaft und Sklaverei 
über. Die Worte des Plinius „Latifundia perdidere Italiam" 
fanden hier ihre Anwendung: „Latifuudia perdeut Roma- 
niam**. 

Allmählich wurde die .Klasse der hOrigen Bauern ver- 
mehrt und zwar nicht nur durch die. anfangs freien Bauern, 
die Privateigentum erwarben, und die von Anfang an als eine 
der mächtigen untertänige Klasse angesehen wurde, sondern 
auch durch das Herabsinken der selbständigen, freien Bauern, 
die Gesamteigentum erwarben, in eine den ersteren gleiche 
Lage. Die wmosneni* in der Walachei und die »ra^i** in 
der Moldau, die anfangs in der vollständigen Unabhängigkeit 
von Grossgrundbesitzern lebten, machten sich infolge der 
fortwährenden Kriege und infolge der ihnen seitens dei- Re- 
gierung auferlegten zu hohen Steuern mehr und mehr von 
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den Grossen abhängig, indem sie ihre Güter und selbst ihre 
Freiheit an die mächtigen Bojaren verkanften, um sich, der 
Stenerimmnnit&t erfreuen zu kennen. Anfangs war die Zahl 
der untert&nigeu Bauern yerhältnismftssig klein, und die länd- 
liche Bevölkerung setzte sich zum grössten Teil aus den 
frei&kf selbständigen Kleiograndbesitzem zusammen, auf die 
sich die Heeresmacht stützte. Im Laufe der Zeit aber ver- 
minderte sich ihre Anzahl erheblich, und ihre Güter gingen 
in die Hände der Gross^rundbesitzer über. Drei Ti suchen 
haben dazu beigetragen und zwar: a) das Interesse, b) die 
Not und c) der Zwang. Die Grossgrundbesitzer erfreuten 
sich gesetzlich der Steuerinimunität. während die bäuerliche 
Khisse im allgemeinen und die der freien, selbständigen Klein- 
grundbesitzer insbesondere fast die ganze Steuerlast zu tragen 
hatten. Es lag somit im Interesse der Bauern, die Steuerüber- 
bürduug auf die Grundherren abzuwälzen, um dadurch Steuer- 
freiheit geniessen zu können. Infolge der fortwährenden Kriege, 
die Armut in die ländliche Bevölkerung brachten, sahen sich 
die Bauern genötigt, ihren Grund und Boden zu verkaufen, 
um ihren fiskalischen Verpflichtungen nachkommen zu können. 
Obwohl es sich in den aus der zweiten Hälfte des XVI. Jahr- 
hunderts datierenden Urkunden um Gttterverkäufe handelt, 
die von den Bauern „ungezwungen** d. h. mit eignem Wfllen 
vorgenommen waren, ist es doch kaum zu glauben, dass die 
Bauern sich von den Gütern getrennt haben würden, die sie 
von ihren Vorfahren geerbt hatten, wenn sie nicht die materi- 
elle Not dazu gedrängt hätte. Indem die Kldngrundbesitzer 
sich zur Veräusserung ihrer Güter genötigt sahen, bedienten 
sich die Grossgrundbesitzer verschiedener Mittel, um ihre 
Latifundii'ii durch das Kiiireiheu der kleinbäuerlichen (jüter 
in die ilii i;Lj;en zu vermehren und die Bauern somit zu zwingen, 
sich mehr und mehr von ihnen abhängig zu machen. Daher 
kam die Herabdrückung der Bauern und die verschiedenen 
Fälschuugen der Besitzakten seitens der Grundherren. 

Das Schwinden des bäuerlichen Grundbesitzes in 
Rumänien war, wie wir gesehen haben, nicht eine Folge der 

6 
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politischen Ereignisse wie in England und Irland, sondern 
vielmehr eine der ökonomischen Kalamitäten, die allmählich 
die finanzielle Lage der Bauern veisclilecbterten nnd diese 
zur Verftusserung erst ihrer Freiheit, dann aber bald ihres 
Grnndeigentams zwangen und sie dadurch zum grössten Teil 
zu Landafi)eiten auf den gmndherrlidien Besitzungen hei'ab- 
drückten. Im Laufe der Zeit machten sich die Erbnntwtajien 
abhängiger Ton den Grundherren, und die AutoritAt der 
letzteren über die Person und die Arbeit der ersteren er- 
streckte sich auch auf das Grundeigentum der Bauern. Auf 
diese Weise fingen die Gmndherreu an, die Bauern als solche 
zu betracbteu» die keinen Grund und Boden besassen und 
sich nur auf den adligen und klösterlichen Gütern auf- 
hielten. 

Die masslose Steiofenuig der Frohndienste und des da- 
durch immer noch nicht befriedigten Bedaifos der grossen 
Güter an Arbeitskräften führte zu einer Versciiärfung der 
Pflichten der Untertanen und zur Ausbildung der Leibeigen- 
schaft, die ihrerseits durch masslose Ausbeutung eine Aus- 
wanderungsbewegung veranlasste. Die Bauern zogen vor, 
Haus und Hof zu verlassen, um sich auf andere Güter zu 
l>egeben, wo die Iftndlichen Verhältnisse milder waren; zum 
grössten Teil flüchteten sie nach den Klostergütem. Dann 
machte sich einerseits der Bedarf der herrschaftlichen Güter 
an Arbeitskräften noch fühlbarer, und trotz der grossen Zahl 
der fremden Arbeiter, die die Gmudherren aus den Nachbar- 
ländern einführten nnd denen sie verschiedene Privilegien 
(Steuerfreiheit u. dergl.) gewährten, blieb doch ein grosser 
Teil ihrer Felder unbebaut. Andererseits wai- die Kiitleerung 
der l)i>rfer den Dorfg-enossen unwillkommen, denn hol dem 
damaligen Repartitionssteuersystem , wo die Steuern dem 
ganzen Dorfe auferlegt und auf die einzelnen Bauern je nach 
der Leistungsfähigkeit verteilt wuiden, hatte die (i(»riieiiide 
ein Interesse an der Vermehrung ihrer Mitglieder. Aus diesen 
(iründen wurde es zur Gewohnheit der Dorfgenessen, die 
Bauern, die das Dorf vcrlicsseu, zwangsweise zurückzubiiugeu. 
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Die Graudherren nahmen mit der Zeit dasselbe Eecht in An- 
sprach. 8ie fingen an, die flüchtigen Bauern zu verfolgen 
und znrüekznbringen, indem sie an dem durch die Gewöhn- 
heit festgestellten Grundsatz festhielten, dass nicht nor ihnen 
das Vertreiben der Erbnntertanen aus ihren Gütern nicht 
gestattet sei, sondern dass auch die Bauern die Güter ihrer 
Grnndherren nicht verlassen dürften. Es wurde also das 
Anstritts-Verbot ins Leben gerufen, und es fehlte nur noch 
die gesetzliche Begelung dieses Rechtsverhältnisses, um die 
Freiheit der Bauern vollstilndig ausheben, ihre Freizügig:- 
keit zu vorhindern und die Erbantertänigkeit zur Leibeigen- 
schaft auszubilden. Die Gelegenheit dazu bot sich bald. 
Gegen Ende des XVI. .Jahrhunderts fand in der Walachei 
eine sozial-politische Revolution statt. Das Volk, empöi t über 
die Verschwendung des Fürsten Alexandeis TV., der einen 
Teil der Steuererhebung und -Auflegung seinen Gläubigern 
überliess. die alle Mittel zur Aussaugung des Volkes ergriffen, 
stand unter der B'ührung des Fürsten Michai Viteazu auf 
und setzte ihn auf den walachischen Thron. Durch die 
erfolgreichen Kriege des ueuen Fürsten wurde die militärische 
Aristokratie immer mächtiger, die Bauern dagegen durch die 
zunehmende Ausbeutung wirtschaftlich immer Diehr zu Grunde 
gerichtet. Durch die Flucht der Bauern nach den Kloster- 
gfitera stieg der Bedarf an Arbeitskräften, verminderte sich 
die Zahl der Steuerpflichtigen; die Steuern konnten nicht 
mehr erhoben werden und der nationale Reichtum sank. 
Eines Tages zwangen die Bojaren den Fürsten Hichai zur 
Unterschreibnng des Ediktes von lö9ö, das folgendermassen 
lautete: „Jeder Bauer soll, wo er auch sein mag, dem Grund- 
herrn, bei dem er sich befindet, vidn (spr. witscbin) oder 
rumin (spr. ramun), d. h. Leibeigener sein.*' l>ie fiskalischen 
Rücksichten des Fürsten M einerseits und der Zwang der 
nuichtigen Aristokratie andererseits veranlassten ihn, das 
Edikt zu unlei schreiben. 



1) Ihm wurde der Tribut von den TOrken erhöbt. 

6* 
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Durch das erwähnte Edikt vorlor der Bauer „ex leg:e" 
die Freizügigkeit und blieb an die Scholle gefesselt Als 
„adscriptus glebae"" konnte man ihn mit dem Boden, zu dem 
er gehörte, vermieten, Tertaaschen, verschenken oder ver- 
kaufen, aber nie durfte er abgesondert von seinem Grund and 
ßoden verftnssert werden. Der Grundherr mnsste ihm ein 
Stück Land zur Bebaaong überlassen, ferner musste er ihn 
mit Ackerwerkzeugen versehen und in der Not für seinen 
Lebensunterhalt sorgen. Der Grundherr hatte an seinem 
Leibeigenen wie früher ein Eii>recht, falls letzterer ohne 
Erben stairb. Dass der Bauer noch eiu Eigeutumsrecht — 
obwohl dies durch die Steigerung der Zehnten und I<>obnden 
auf ein Minimum reduziert wurde — an seinem Grund und 
Boden hatte, ersieht mau schon aus der J^estininuuig des er- 
wähnten Ediktes, dass er nicht al>ge.sou(iei t von dem Boden, 
zu dem er gehörte, veräusseit wt-ideu durfte, und wonu 
das vereinzelt geschab, scheint es nur rechtswidrig gewesen 
zu sein. 

Der Grundherr konnte über seinen Leibdgenen nach 
Belieben verfügen, nur töten dnrfte er ihn nicht, denn das 
wurde, wie angedeutet, als Mord angesehen und als solcher 
mit dem Tode bestraft Für den ihm nnd seiner Familie zur 
Bebauung überlassenen Grund und Boden mnsste der Leib- 
eigene seinem Grundherrn Vio Erti*age8 liefern nnd war 
zu einem von dem Grundherrn zu bestimmenden Quantum 
Arbeit verpflichtet; denn trotz des Versuches der Regierung, 
die Begelung der Rechtsverhältnisse zwischen Banem und 
Grundherren in die Hand zu nehmen, blieb doch der Wille 
der letzteren entscheidend. Die Dienste der an die Scholle 
gebundenen Zwaugsarbeiter waren bei dem Mangel an gesetz- 
licher Regelung oft uiiLTiiicsslich. Der Grundherr vcilangte 
von seinem Untertanen so viele Arbeitsleistungen, dass letz- 
terer keine Zeit mehr hatte, seinen eigenen Boden zu be- 
bauen; er musste seine Arbeitskräfte fast nur zum Nutzen 
des (irundherrn verweilen und Hess zum gnissten Teil sein 
Feld brach liegen. Die Folge war, dass Elend und Kummer 
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in sein Haus einzogen. Seine physischen Kräfte nahmen bei 
diesem Zwan8;s8ysteni allmählich ab ; er degenerierte physisch 
und moralisch. 

Die kriegerisdie Tätigkeit des Fürsten Hicbai trag zur 

Verschlimmerung der Lage der ländlichen Bcvölkeninff bei. 
Die Bauern wurden mehr und mehr aus freien Grundbesitzern 
unter das Joch i\vv IJntertänisfkeit und Leibeigenschaft ge- 
bracht, und ihre Anzahl wurde durch die Kleingrundbesitzor 
(niüsiieui und razesi) vermehrt, die auch von dem liberalen 
Fürsten Michai selbst in der schändlichsten Weise ausge- 
beutet wurden, um sein Söldnerheei- bezahlen zu können; denn 
schon in diesen Zeiten stützte sich die nationale Unabhängig- 
keit des Landes nicht mehr auf die früheren tapferen Bürger. 
Einerseits verliess der Adel, der früher einen grossen Teil 
der Heere bildete, seine militärische Tätigkeit, um sich uach 
der ßureaukratie zu drängen, andererseits wnrde von ihm den 
Leibeigenen die Teilnahme an den Kriegen untersagt, natUr« 
lieh, um während des Krieges seine Felder nicht unbebaut 
liegen zu lassen. Nur auf diese Weise ist die grosse Zahl 
der vom Fürsten unterhaltenen Söldner zu verstehen, die ihm 
bedeutende Kosten verursachten und zu deren Deckung er 
Geld von der ländlichen Bevölkerung brauchte. 

Inzwischen wurde die Lage des Leibeigenen immer 

schlechter, indem man ihn als „res immobilis" behandelt« und 
ihn als „Hefe der Menschheit" ansah. Man machte kaum 
einen Ihitei^chied zwischen ihm und den Zigeuner- und 
Tatarensklaven; man liess ihn fühlen, er sei nicht Person, 
sondern Sache. Man ging sogar so weit, dass man den 
Leibeigenen trotz der rechtlichen Kinscluänkiing- des Gruml- 
herrn auf seine l'erson nicht nur mit, soiideni auch ohne 
seinen Willen und auch ohne das Gut, auf dein er sich be- 
fand, veräusserte. Mau verkaufte ihn ohne den Grund und 
Boden, zu dem er gehörte, oder man versetzte ihn nach Be- 
lieben von einem Gute zum anderen, indem man Mann und 
Frau, von einander und von ihren Kindern getrennt, verkaufte. 
Und wenn dies in jenem Jahrhundert in rechtswidriger 
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Weise geschah, so wurde diese Gewohuheit im Laufe der 
Zeit zum Gesetze ausgebildet. Die Gruiidherren fingen an, 
ihre Leibeigenen als eine besitzlose Klasse zu betrachten, 
und die kleinen bäuerlichen Parzellen gingen ganz in dem 
Grossgrundbesitz auf. Die Gewohnheit, die Leibeigenen als 
Sache zn betrachten und sie als menschliche Betriebskraft zn 
verwenden, dehnte sich allmählich ans, nnd an die Stelle der 
Leibeigenwirtscbalt trat eine Sklayenwirtschaft. 

Infolge der überhandiuhiiuiiilen Herabdriickiing der 
Untertanen seitens ihrer Gnuulherren konnten erstcre ihr 
Schicksal nicht länger ertragen. Und wir dürfen nicht ver- 
gessen, dass sich die Bauern zu allen Zeiten nicht etwa über 
die Zehnten, sondern über die unermesslichen Frohndienste 
und die Beraubung ihres Eigentums durch die Grundherrc^n 
beklagt haben. Eine Auswanderungsbeweguug erwies sich 
als notwendig, um sich der unmenschlichen Behandlung zu 
entziehen. Eine sich immer mehr stei^renide Auswanderung 
begann, diesmal aber stäiker als im XVI. Jahrhundert. Die 
Bauern yerliessen diesmal nur ihre Bedrücker, denn ihre 
Güter waren ihnen längst genommen. Sie schlugen den 
alten Weg ein und gingen entweder nach den KlostergStem, 
wo die Behandlung seitens der Mönche humaner war, oder 
zum grOssten Teil sahen sie sich genötigt^ ihr Vaterland, das 
sie durch alle Zelten hindurch mit ihrem Blute verteidigt 
hatten und das die Gräber ihrer Vorfahren barg, zn verlassen 
und über die Grenze zn gehen oder sich schliesslich als 
Wegelagerer nmherzutreiben, statt länger die Bedrückung 
durch ihre Grundherren zu ertragen. Daher sehen wir durch 
das ganze XVII. Jahrhundert hindurch zahlreiche Edikte 
g(^,^on den „Austritt" der Untertanen unter Andioliung 
schwerer Leibes- und Geldstrafen. Ei*st in der Moldau durch 
den „codex Basile'* im Jahre 1646, wodurch die Schollen- 
gebundenheit aus der Walachei eingeführt wurde, und dann 
in der letzteren durch den „codex I^essarab" oder „Judrep- 
tarea legei" im Jahn; 16r)2 finden wir die Bestinmiung, dass 
die Aufnahme eines flüchtigen Bauern schwere (Geldstrafen 
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uach sich ziehen sollte. Nichts konnte aher die Bauoi n zu- 
rückhalten, und die fortwährende Ki iieuerung solcher Austritts- 
Verbote zei^t schon an sich, wie wenig alle diese Verorduunsfcu 
halfen. Dies grosse Flüchten verursachte eine Abnuhnie 
der Bevölkerung. ('bor die geringe Bevölkerung beider 
Fürstentümer wurde schon 1099 von eiFiem katholiscluin 
Bischof Fra Bernardo l^uirini berichtet, und auch l'olo Minio 
schrieb in einem Bericht an den venetianischen Staat, Uass 
die rumänischen Fürstentümer wenig bewohnt wären. ^) 

Eine unerlässliche Folge der inneren Zastäude war die 
nationale Abhängigkeit der Fürstentümer nach aussen hin. 
£in Land, dessen soziale Klassen in einem so grossen Gegen- 
satz zueinander standen, wo die Reichen die ganze Macht in 
Händen hatten und die Zeit in Bänken und Parteikämpfen 
verbrachten» die armen Bauern dagegen, die für anderer Ver- 
schwendung und Beichtum kämpften und starben, und nicht 
eine Scholle ihr Eigentum nennen konnten ; ein Land, dessen 
militärische Tätigkeit längst nicht mehr existierte, und dessen 
natiouale Macht sieh nur auf die Soldheere stützte, konnte 
den mächtigen Feinden gegenfiber keine politische Unab- 
hängigkeit mehr bewahren. Die Freiheit konnte sich nicht 
auf die Sklaven Wirtschaft stützen und ebensowenig die Selbste 
ständigkeit des Landes auf die Dienerschaft und das Sold- 
heer. Die Türken niasstcn sich uUiualilicli grössere Kcchte 
über die Fürsteutünier an, bis sie schliesslich im Jahre 171») 
sich das Recht vorbehielten, uns Fürsten aus Phanar-'i zu 
senden. Das Volk wehrte sich diesmal nicht jregen diese 
politisch sehändliclie Gewalttat; das Land gehurte ja nicht 
mehr ihm, da seine Freiheit in den Händen der Bojaren lag. 
Mit der griechischen Herrschaft fing eine neue Periode in 
der Ent\vi< keluug des Grundbesitzes in den Fürstentümer n an. 

Diese für die i'umänischi? Gescliichte traurige und ver- 
hängnisvolle Periode der griechischen Herrschaft (1716— 17U2) 
kann nur verstanden werden, wenn man dabei immer im 

1) Siehe: Xenopol. op. cit. Bd. V. S. 125. 

2) Ein griechisches Viertel in Konstantinopel. 
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Auge behält, dass das rnniHnische Volk von einem fremden, 
ausser Land befindlichen Staatsoberhaupte regfiert wurde. Ks 
ist der Zeitabschnitt, in (b^ni der Thron der Fürstentümer - 
den Bestimniunp:(Mi der Verträfi^e mit den Türken zuwider — 
an den Meistbietenden der Phanarioten versteijofert wurde, 
deren wirtschaftliches Programm war, in kurzer Zeit möglichst 
viel (.Tield zu gewinnen. Die Phanarioten, die schlaue Männer 
aus dem türkischen Phanar waren, nahmen, um die Macht 
der Bojaren zu schwächen, die ihnen Widerstand leisteten, 
die agrarische Frage in die Hand und berieten deren Lösung. 
Sie gaben sich den Anschein, als ob sie sich für das materi- 
ell'^ Wohl des liandes, für die Massregeln, die gegen die 
KatvölkeruDg des Landes ergriffen waren, und für die Lage 
des mtnänift^en Bauern interessierteil. Ihr Ziel war an- 
scheinend, die Lage der Bauern zu verbessern, tatsächlich aber 
nur, ein Mittel zu finden, die Bauern besser ausplündern zu 
können, entweder im Namen der Regierung oder als Grund- 
herren. Es bildete sich ein neuer Qedanke, und zwar die 
Yermittelung der Begierung zwischen den grundherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnissen. 

Die ganze phanariotische Periode ist von der (Toscliichte 
als eine solche nacligcwieseii. die von Missbräuclicn und 
Plünderungen beherrscht war. Die griechischen Fürsten' aus 
griechischen Familien aus Konstantinopel bestiegen als Werk- 
zeuge der türkischen Politik den Thron der rumänischen 
Fürstentümer. Die undenkbar grossen Summen, die für die 
Erlangung der Herrschaft von den Bewerbern an die Pforte 
gezahlt werden mussten, verschafften sich die phanariotischen 
Fürsten gewöhnlich auf dem Wege des Barlehens, Indem sie 
mit den zahhreichen Kreditoren, zum grössten Teil Türken, 
in das neue Land kamen. Der betreffende Fürst Hess dann 
diesen Kreditoren in seinem Lande freie Hand in der Steuer^ 
erhebung zur Tilgung seiner Schulden. Diese Wucherer 
beuteten nun das Volk aus, um die den Fürsten geliehenen 
Gelder zweifach, |a oft zehnfach herausznsaugen. Sie scheuten 
nicht die schändlichsten Mittel, um auf die leichteste Weise 
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niög:lichst schnell ihr«' Taschen zu füllen, um sie dann wieder 
in die Hände des neuen Hewerbers entleeren zu können, und 
dann von neuem dasselbe Mittxil zu ergreifen, ihre Kapitalien 
zarückzubekominen. Sie wareu vod Beruf tüchtige Wucherer 
and machten mit der Anssangang der armen Bauern gute 
Geschälte. Ahor auch die neuen Fürsten sollten sich nicht 
.umsonst um das Wohl des rumäuischeu Volkes bemühen ; ihre 
der rnmäDischen Nation geleisteten Dienste mnssten honoriert 
werden. Die Höhe .des Honorars war aber dem Belieben des 
Fürsten anheimgestellt, dessen Qmndsatz stets war, in kurzer 
Zeit möglichst viel Geld zu verdienen. Zehnfache Steuern 
und Abgaben stürzten auf den Kopf des rumänischen Bauern, 
und dieses Aussaugesystem verschlimmerte sehr den elenden 
Zustand der Bauern, die einerseits von den Grundherren als 
Leibeigene, andererseits von den Phanarioten im Namen der 
Begierung ausgebeutet wurden. Um dem Volke die Steuer- 
zahlung zu erleichtern, beschränkten die griechischen Fürsten 
die von den Grundherren auf die bäuerliche Aibeitskraft 
bisher ausgeübten Rechte. Daher entstanden dann fort- 
während Unzufriedenheiten der Bojaren und der Kampf 
gepen die fremde Herrschaft. Durch oben erwähnte und 
auch sonstige Massregelu suchten die Phanarioten sich dem 
Volke nielir zu nähern, um mit seiner Hilfe den Bojaren 
Wideistaiid leisten und das Volk so noch besser aussaugen 
zu können. Wenn man noch die Sittenverderbnis, die all- 
mählich unter der türkischen resp. der phanariotischen Herr- 
schaft im Lande um sich griff, in Betracht zieht, so gewiunt 
man schon ein Bild der damaligen Verhältnisse. Das Land 
wurde materiell und sittlich zu Grunde gerichtet. „L'euor- 
mit6 des redevances et des abus, la tyrannie des Phauariotes 
et des boyards du pays**, sagt ein rumänischer Geschichts- 
sphreiber^) .firent des paysans les hommes les plus mal- 
heureux de TEurope. Jamals ils n'ötaient assnrto du fruit 
de leur travail, Jamals ils ne pouvaient savoh* 8*ils mangeront 

1) V. Kogalniceanu, „Histoire de la Valachie**. Berlin 1887. 
S. 206. 
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lo paiii ([irils avaiüiit sciih', car ä tont nionu'ut un satellite 
du priiK'o poiivait vonir leur enlevcr leiirs instrunients ara- 
toircs et hnirs bostiaux. Epouvantes, n'etant plus sürs de 
ri«n, ils n^gligerent ragriculture, iie travaillereut plus la lern» 
que juste cc qa'il fallait pour avoir le pain de lcm*s malhea- 
reiix eufauts. La crainte que le produit de leur travail ne 
toinbät entre Ics maiDS de, lears oppresseurs, produisit l'apathie, 
d'oü naquit la V^resse, vice qu'on leur impute tant anjourd'- 
hai. Aussi voyait-on beanconp d'entre eux, dans leur dtees- 
poir, quittar le pays, ce que laisaient ceQx qni habitaient snr 
les frontiöres, ou se faire brigands, ce que faisaient surtout 
cenx de rintöriear^ qui n^avaieot pas les facilit^ de fuir.** ') 
In der phanariotischen Periode trieben die Türken die- 
selbe Politik wie früher in den mmäniscben Fürstentümern. 
Ihr Ziel war noch immer die Anssaugung des Landes durch 
die Phanarioten. Um ein khires Bikl über die Belastung des 
Landes durch die verschiedenen Geldleistuiigt ii zu gewinnen, 
möchten wir statistisch rerfahren. Die Einnahmen der 
Fürstentümer zerfielen in vier Kateo-oricn : a) in ilie des 
Staates, b) des Fürsten, c) der Fiustin ((Temahlin des Fürsten) 
und d) der sogen, „casa rasurilor". a) Was zunächst die 
Staatseinnahmen betrifft, so finden wir sie in der Foini der 
Kepartitionsstenern. Zu bemerken ist, dass nur die direkten 
Steuern die Staatseinnahmen bildeten. Sie wurden von dorn 
Fiskus den einzelnen Dörfern auferle£>-t, indem sie njiter die 
Bewohner je nach der Leistungsfähigkeit repartiert wuiden. 
Diese direkten Steuern bildeten drei Kategorien. Erstens 
haben wir die sogen, „sferturi'' (spr. schverturi) zu nennen. 
Die Höhe dieser Stenei-, die melirmals im Jahre nur von den 
Bauern erhoben wurde (denn die Bojaren waren nicht zu 
dieser Steuer verpflichtet), wurde von dem Fürsten nach Be- 
lieben festgesetzt. In der Regel hatten die Bauern sieben 
„sfertori** jährlich zu leisten; manchmal wurde aber ihre 
Zahl in der Walachei bis auf zwölf erhöht, und zwar in 

1) Nach Georg-es Morojano: „La loi agraire de 1864 et i'6tat 
du paysau eu Boumauie^. S. 7. 
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folgender Weiso: das erste „sfert" im Monat Novenil'er, das 
zweite im April des nächsten Jahres, das dritte im Mai, das 
vierte im Juni, das fünfte im Juli, das sechste im Sejjtember 
und das siebente im Oktober. Die Monate August, Dezember, 
Januar, Februar und Mftrz waren »sferf-frei, aber doch 
nicht steuerfrei, denn es wurde die sogen, „ajutorintza" er- 
hoben, weiche wiederum in zwei Teile zerfiel und zwar in 
die Sommeiviyutoriutea, die im August, und in die Winter- 
ajntorintza, die in den Wintermonateu zu entrichten war. 
Die erstere schwankte zwischen 200000-300000 lei,i) die 
zweite dagegen war viel grösser und schwankte zwischen 
400 000— ÖOO 000 lei. Dann haben wir die zweite direkte 
Steuer, die der sogen, ^^mazili** ^ und „ruptasi** ^) zu nennen, 
die sechsmal im Jahre erhoben wurde. Ausser dieser Steuer, 
der Qnotitätsstener, deren zu erhebender Stedersatz jedes- 
mal besonders bestimmt wurde, hatten diese Bürgerklassen 
noch die Winter- und Sommer-ajutorintza, ebenso wie das 
Volk, zu zahlen. Die dritte Steuer, welche wieder in der 
Form der (^uotität erliobeii wurde, betraf die Kaufleut(% 
welche die Siuniiieii zweimal im Jahre zu leisti'U hatten und 
zwar d(Mi ersten Teil am Tapfe des heiligen Georgs (23, Ai»ril) 
und den zweiten am Tage des heiiigeu Demetrius (2ö. üktoberj. 

In Ziffeni ausgediückt betrugen die Staatseinnahmen 
in der Moldau im Jahre 1796 (nach Xeno|M>l): 

Das zweite „sfert*" im April 1796 . . 21995 Lei 31 Baui 
„Mazili** und „rujjtasi", erste Abgabe . 3369 „ 81 „ 
Kaufleute am Tage des heiligen Georgs 

(23. April) 8591 „ 

Das dritte „sfert" im Mai 17Uü . . . 41ÜÜ7 „ 97 „ 



1) Siehe; Xeiiupol, op. cit. Bd. X. S. 12;"). 

2) ,Mazili' .hiessen diejenigen i^üt^er, die anfangs dem Adel 
angehörten, die aber, da sie nicht su den Bojarenftmtem gelangen 
konnten, aal dem Lande btieben nnd mit der Zeit einfiiclie Bfirger 
wurden. 

3) jiRuptasi** waren Fremde, die «ich im Lande niedergelassen 
hatten. 
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„Mazili" mul „niptasi", zweite Abgabe . 33ö8Lf'i 77 Baui 



Das vierte ^sfert" im Juni 1796 . . . 
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Das sechste „sfert* im September . . 
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Das siebente „sferf* im Oktober . . . 
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»Mazili" und .rnptasi*, fünfte Abgabe . 
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Kauflente am Tage des heiligen Demetrius 
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Das erste „sfert** im November 1797 . 
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»Mazili* und „ruptasi'*, sechste Abgabe. 
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Winter-ajutorintza von den Bauern (De- 
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Sa. der Gesamteinnahmen iür die Moldau 1 l.OOööö Lei ')23ßani 



Wenn wir die Stoueni (lerjeuigeu Bauern, „scutelnici" 
genannt, die, obwohl in das Steuerregister des Fiskus als 
steuerpflichtig eingetragen, die Steuern doch au die Grund- 
berren zahlten, in Abzug bringen, so haben wir: 

Lei 1150 656,23 

rund Lei 923000 Netto-Staatseinnahmen für die Moldan. 

b) Die zweite Kategorie der Einnahmen floss in die 
Tasche des l^^ürsten (Hofschatz). Diese Eiunahmeu bildeten 



1) Eän alter Lea entspricht 88 oentimes, also Vs uiweres nenen 

Leu (ein neuer Leu 1 Franc). 

2) Diese Kategorie 7011 Baaem werden wir später be- 
sprechen. 
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die indirekten Steuern, denen auch die Bojaren unterlagen. 
Sie betrugen im Jahre 1777 (Xenopol, Bd.X. S. l^): 



die Weinsteuer aus Odobesci 140000 Lei 

die Weinstener ans den übrigen Weinbergen . 100000 « 

Schaf- and Kuhstener 200000 „ 

Pferdestener 30000» 

Bienensehwarmabgabe 30000 „ 

Betrag ans den Zöllen 200000 „ 

Betrag aus den Salinen . . 100000 „ 

Summe: 800000 Lei. 



c) Die dritte Kategorie der Einnahmen bildeten die 
der Fürsten, deren Höbe sich in der Moldau auf 30000 Lei 
belief. 

d) Schliesslich die vierte Kategoii«' hildeten die P'.in- 
Hiilinien de?- „rasa rasurilor". Diese bestritten die Gehälter 
der Beamten und Pensionäre und betrugen 32ii000 Lei. 

Summiert man sämtliche P^innahnien des Fürstentums 
Moldau, 80 erhält man mnd 2076000 Lei. 

Die Gesamteinnahmen des Fürstentums Walachei be- 
trugen im Jahre 1767: 

Staatseinnahmen ans direlcten Steuern . . . 1810 000 Lei 
EUnnahmen des Fürsten aus indirekten Steuern 865000 « 
Einnahmen der Fürstin ans der Kopfsteuer 

der Zigeuner 40000 „ 

Einnahmen der „casa rasnrilor" , . . . ■ 458000 ^ 

Oesamteinnabmen: 2673000 Lei*) 

Für das Jahr 1796, also 30 Jahre später, waren die 
Gesamteinnahmen der Walachei 3564000 Lei,«) also um 
1 161 000 Lei grösser als die der Moldau, die für dasselbe 
Jahr 2 403 000 Lei betrugen. 



1) Naeh „Bsaer* (Eitiert fim Xenopol). 

2) Einschliesdich der an die Bcjaien von „scntelmci'* geeahlten 
Stenem. 
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Die statistischon Angraben von „Thoniton'' ^) betreffs 
der Gesamt ( in iiaUmeo beider Küratentümer vom Jabre 1812 
sind folgeude: 

Id. Walachei: f. d. Moldau: 
die Kopfsteuer 2 200 000 Lei 1 776 000 Lei 



„Mazili** und die Zttnfte . . 
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Einnahmen der »casa rasnriloi " 


770 000 




321 0(X) 





Summe: 4 280000 Lei; 3 löl 000 Lei. 



Die Differenz der Gesamteinnahmen beider Fürstentümer 

zwischen (hin .lahre. 17Ü6 und 181:^ zeigt eini' Steit^eruno; 
der Einnahmen, die nur auf das Sinken der Münze zurück- 
zuführen ist. 

Um das l^udget für das Jalir 1767 festzustellen, liaben 
wir nun die Staat sans«iabiMi ins Au^ife zu fassen. Nach 
„Hauer" zerfielen die Staalsaiisgaben in soh'lie, die im Lande 
gemacht wurden und die auch die Hutausgabeu i iiUiieiten, 
und in solche, die für die Türken und aucii nicht nur für 
den türkiseben Staat, sondern auch für die verschiedenen 
Privaten nnd für die türkischen Hoheiten, die uns die Ehre 
erwiesen, uns zu hesQcfaen, bestimmt waren. Wir haben also 
für die Walachei: 

Aussahen für die Türken: 

Der Tribut und die Ausgaben für die Er- 
langung des Thrones 917 313 Lei 

1) Siehe: Xenopol 
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Lohn der „Jeniceri" (türkische Soldaten) aus 

den Donanfestimgen 153540 Lei 

Tilgung eines Teiles der fürstlichen Schulden 145195 ^ 

Die Zinsen dieser Schulden 4 275 „ 

Geschenke in Geld an türkische Hoheiten . . 2^145 „ 
Geschenke in Fellen, Stoffen und Uhren an 

türirische Hoheiten 840tO , 

Für den Aufenthalt der Türken in dem 

Fürstentum 19063 ^ 

Geschenke der »Paschas*, um die türkischen 
Kauflente in ihren Missbrftncben einzu- 
schränken 12898 » 

Honorar für „Efendisi** n. andere Beamte 7 528 » 

Geschenke zum Rhamazanfest 40 240 „ 

Ausgaben füi- die in Bukarest sich aiitiialten- 

den Frenuli'ii ü23ü „ 

Verschiedene Unkosten für die Geldanweisungen 

narh Konstantinopel 730 „ 

Geschenke an die „Cudii" (Richter), die die 
Streitigkeiten zwischen deu Kuaiäoeu und 

den Türken richteten 79ü » 

Unkosten für die Erhebung der Steuern etc. für 

die Türkeu 60000„ 

Ausgjiben des fürstlichen Hauses in Konstan- 

tiuopel . . 4H578 „ 

Gesamtausgaben für die Türken: 1 529552 Lei. 

Ausgaben im Lande: 

Küi- die Pensionen der Bojaren und liir die 

W'itvvenpfletre 50 700 I^i 

Weihnachts- und Ostergeschenke für die Bojaren, 

Witwen etc 5947 „ 

Für den Haushalt des Fürsten und sonstige 

kleine Hofauso^abeii 8 (iO.'i , 

Für die Unterhaltung von zwei Hofkirchen . 10 854 , 

Für die fürstlichen StäUe 3 ü75 , , 
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Honorar der Schatzkam merbeamten .... 7825 Lei 

Ausgaben lur die Ehrenkleider öOö „ 

Ausgaben für die «Lipcani* and andere Boten 7491 „ 

Stenerfroiheltszettel 64B86 ^ 



Gesaratausgabeu im Laude: 166112 Lei. 

Die Gesamtausgaben des Fürstentams Walachei be- 
trugen also zusammen 1 717 982 Lei. Wenn wir die Gesamt- 
ansgaben von den Gesamteinnahmen im Jahre 1767 in Abzug 
bringen, so erhalten wir: 

Gesamteinnahmen ausschliesslich der Rin- 
nahmen der „casa rasurilor* . . 2215000 Lei 

ab : Gesamtausgaben . . 1 717 982 „ 

Uberschuss: 497 018 Lei. 

Dieser Überschuss wurde aber nicht etwa zu Staats- 
zwecken verwendet, sondern floss ausser den fürstlicheu Ein- 
nahmen in die 'J'asche des Fürsten. Das Verhältnis der im 
Interesse der Türken und der für das Wohl(!) des Landes 
verwendeten Gelder war also 8 : 1. Die Münze hatte aber 
damals eine viel grössere Kaufkraft als heute; sie war etwa 
24 mal so viel wert. Und wenn wir das Verhältnis der 
damaligen nnd der heutigen Produktionskraft Bnmäniens — 
denn heutzutage ist Bumäniens Produktionskraft mindestens 
öO mal so gross wie damals — und noch den erheblichen 
Unterschied der Budgets^) in den beiden Zeitabschnitten in 



1) D«8 Budget Bamäidens fUr das Jahr 1900-1901 stellt sich 
nach „Notice sur la Bournanie en 1900^' (Paris), herausgegeben von 
„ragence officielle ronmaine d'informations industrieUes et commer- 
oiales" folgendermassen dar: 

Einnahmen: 

Direkte Steuern 41 030 000 Lei 

Indirekte Steuern 71 7(50 000 „ 

Staatsnionopole 56 40() (X}0 „ 

Kinküiifte des Domäneii-Miinsteriums 24 227ÜÜ0 „ 

Kinküiit'te des Ministeriums der ütfentliulien Ange- 
legenheiten * 21964437 n 

Sinkflnfte d. Ministeriums d. Inneren Angelegenheiten 11 25S963 „ 
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Betracht ziehen, dann haben wii* schon eine Vorstellung über 
die Ausplünderungen unter der phaoariotiscben Herrschaft. 

Nicht nur die Geldleistungen allein druckten die fi- 
nanzielle Lage des Volkes hemnter, sondern auch die will- 
kürliche Entnahme der verschiedenen Naturalien und land- 
wirtschaftlichen Nebenprodukte aus den rumänischen Fürsten- 
tümern durch die Türken. Das Volk musste für den türkischen 
Bedarf jährlich 300000 Eüas, d. h. 1060000 hl Weizen 
produzieren. Ebenso wurden die Pferde für das türkische 
Heer aus den Donauf ürstcntiiniern, zum trrössten Teil aus 
der Moldau, rekrutiert. Das Ikiuholz, das die Türken zum 
Bau ihrer Wohnung^en brauchten — sie bauten ihre Häuser 
fast aussohliesslich aus Holz — bezogen sie auch aus den 
Fürstentümern. Kurz, wenn die Türken etwas bedui-ften, 
so brauchten sie sich nur an den phauariotischen Fürsten zu 
wenden, um es für einen spottbilligen Preis zu erhalten ; 

Einkünfte des Fiiianzministeriutus 4 690 000 Lei 

Einkünfte des Krieg^^^ministeriums 1118000 „ 

Binkfinfte des Hinisteriams des Äusseren .... 216000 „ 

BinkflnUe des Ünterriehtsmintsteriunis ..... 260000 „ 

Einkünfte des .Tustizministerinnis 431 000 „ 

Sonstige Hinnahmen 11 910000 . 

Gesamteinnahmen 245825 400 Lei 

Ausgaben : 

Staatsschuld 92 772 092,36 Lei 

Kriegsministeriam 45940609 » 

Finansministerinm 90887787 „ 

Unterrichtsministerium 29906677 „ 

Ministerium des Innern , . 19 148 770 , 

Ministerium der «"»ffentlichen Angelegenheiten . . 4 79;') 000 „ 

Justizministerium . , 6408456 „ 

Domänen 6 083 IftH (!) 

Ministerium des Äusseren 1 796 460 „ 

Ministerrat 72880 „ 

Ausgaben 286790284,86 Lei 
Fonds für die Erttffnwig von sapplementarischem 

nnd ansserordentlicbem Kredit 1 488 141,64 „ 

Gesamtausgaben 288278876,— Lei 

6 



Digitized by Google 



Ö2 — 



mauchmal, und das g-esdiali nicht selten, nahmen sie es als 
„üeschenk" au, und von Zahlung war dabei keine T\*e(h\ 

Es ist ja klar, dass der Baner unter soicbeii Verbäitr 
Dissen nicht mehr bestehen konnte. Ausgebeutet von den 
Fürsten im Namen der Regierung und von den Omndherren 
als Leibeigener, unterdrückt durch die immer steigenden 
Abgaben an die Türken, indem er nicht im voraus wusste, 
was er für Pflichten zu erfüllen hatte, denn mit dem An- 
bruch Jedes Tages lief er Gefahr, sein Hab und Gut zu ver- 
lieren, zog der Bauer am Ende vor, sein Haus zu verlassen, 
um entweder in den Wäldern als Weg^clagerer nmherzu- 
sch weifen oder über die Grenzen nach Siebenbürgen, Bu- 
kovina und Serbion zu gehen, statt länger dies Los zu er- 
tragen. Noeh grösser wuitle die Auswanderungshewcguiig, 
und zwar hauptsächlich in Oltenia, dem westlichen Teile der 
Walachei, scdangc diese Provinz unter der Herrschaft der 
Österreicher, vom Jahre 1718 (Friedensvertrag von ]*assaro- 
witz) bis 1739 (Friedensschluss von Belgrad), staiul. Aus 
den uoch auzufiihivnden (iiiinden nahm die Zahl der Be- 
völkerung immei- ab, und 1731 fanden der (^raf V(»n Wallis 
und der Freiherr von Rebentisch auf ihu'v Reise durch Ru- 
mänien den gairzen Distrikt Mehedintzi fast unbewohnt uud 
die Distrikte Romanatzi uud Vilcea (spr. Wultscha) zum 
grössten Teil entvölkert. Zwei waren es der Ursachen dieser 
Entvölkerung, und zwar nahm erstens die Zahl der Geburten 
allmählich ab und die der Todesfälle immer zu, was unter 
den damaligen Verhältnissen Ja natürlich war, und zweitens 
verminderte sich die Zahl der Bevölkerung erheblich durch 
die Flucht der Bauern nach den Nachbarländern. 

Durch manche Reformen dachten die Österreicher die 

Zustände in Rumänien zu verbessern und der Auswanderungs- 
bewegung Einhalt zu tun. Bisher war man nicht auf den 
(4edanken gekommen, die Lage di'r Bauern durch refoiiua- 
toiisrhe Massregeln im Tyande zu verbessern, denn man 
kümmelte sich nicht um den Bauer, der iibei'haupt nur als 
&dc\ic des Gruudberru angesehen wurde. Die üstei reichische 
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Herrschaft war es, die zum ei-steii Mal, natüi'licii aus eigenem 
Interesse, aa eine Versöhnang der Bauern mit ihren Be- 
drückern, den GrundheiTen, dachte, und dieses Vorhaben 
durch sittliche und wirtschaftlich-reformatorische Massregeln 
dnrchznsetzen strebte. Dadurch hat sie aber, wie wir sehen 
werden» nnr noch grössere Unznfriedenheit erregt, und nicht 
nnr unter den beiden sozialen Klassen, sondern auch bei dem 
Klerus, der damals die Höhe der Unslttlichkeit erreicht hatte. 
Ausser der bekannten direkten Kopfsteuer war die Be- 
völkerung noch zu folgenden elf Steuern verpflichtet: zu dem 
Bienenschwarmzehnten (desetlna), dem AVeinbergszehnten 
(vadrarit), dem Schweinezehnten (gostina), der Tabaksteuer 
(tntnnarit), der Viehsteuer (vacarit), der Schaf^tener (oerit), 
dem Weide^elde (erbarit), zu der Abgabe von drei Lei auf 
jede Fuhre gesalzener Fische (niascarit); dazu kam noch die 
Abgabe der Kaufleute auf ,,cot",»j die Abgabe auf die Wein- 
fässer (conianarit) und die Schornsteinabgabe (funiarit). L^iid 
wenn wir noch die besprochenen „sfeiluri", deren Zahl sich 
jährlich auf sieben, oft aber in der Walachei auf 12 belief, 
und die von den Bauern bezahlt werden mnssten, in Betracht 
ziehen, so können wir uns denken, dass der Bauer so viel 
Abgaben nicht bestreiten konnte; denn sobald die eine Steuer 
erhoben war, uinsste er schon wieder fiir die nächste sorgen. 
Die Baueni wurden aber besonders von den Bojaren durch 
die Steuererhebung ausgebeutet. Niemals bekamen sie eine 
(Quittung oder irgend einen Schein znm Beweis der geleisteten 
Abgaben, und oft mussten sie zum zweiten Mal dieselbe 
Summe zahlen. Die Ungerechtigkeit ging noch darttber 
hinaus, indem man die Dorfbewohner für die Zahlung der 
Steuern ihrer geflüchteten Dorfgenossen verantwortlich machte. 
Die denkbar grösste Ungerechtigkeit und Unsittliehkeit 
herrschte in den Fürstentümern, und die Mönche, die ihre 
nicht unbedeutenden Ländereien durch Leibeigene und 
Zigennersklaven bearbeiten Hessen, gaben sich der grössten 
Unsittliehkeit und dem Müssiggaug hin, unterstützt durch 

1) EanheitUchea LangenniasB ^ 66 Centimeter. 
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das planlose Almosengeben an die Kirche. Dies war knr2 
der Znstand der Fürstentümer, als die Österreicher die Herr- 
schaft über Oltenia erlangrten. 

Vor iilU'in wollte (li(^ östorreichischo Regieruii«? die Will- 
kür, der die Rpvolkt-nin«» hei tler Erhebunji: der Steuern 
aiisg-esetzt war, beseitigen und die iinreg-elniä.ssigen Steuern 
durch festgesetzte, unveränderliche ersetzen, „sodass jeder 
T^nteitan im voraus wissen sollte, was er im Laufe des 
.Jahres an Steuern zu zahlen hatte". J)ie von den Öster- 
reichern eingeführte Steueireform bestand in der Aufhebung 
eines Teiles der indirekten Steuern, wie der Viehsteuer, des 
Weidegeldes, der Abgabeu von 3 Lei auf jede Fuhre ge- 
salzener Fische, der auf die Weinfässer und auf die Schorn- 
steine etc. Die übrigen indirekten Steuern, wie der Bienen- 
schwarinzehnt, die Tabaksteuer und die Schafsteuer, sollten 
wie bisher erhoben werden, mit dem Unterschiede» dass 
diese sowohl von den Bauern wie auch von den Bojaren und 
Klöstern jedes Jahr abgegeben werden mnssten; denn die 
Grundherren (Bojaren und Klöster) zahlten sie bisher nnr 
yon drei zu drei Jahren. Dies war die erste Massregel, die 
Unzufriedenheit unter den herrschenden Klassen erregte. — 
Eine weitere Reform, die sich auf die Fixierung der von 
den Leibeigenen dem Grundhemi zu lastenden Arbeitstage 
bezog, fand nicht unbedeutenden Widerstand in der Bojaren- 
klasse. Das Schicksal der Tveibeigenen war bisher ganz der 
Willkür der (ii iiiuliiprrschaft überlasst'ii ; diese zwang ihre 
l'ntertant'ii zur Feldarbeit und verlangte von ihnen so viele 
Leistungen, dass der Hauer fast die ganze für die Land- 
wirtschaft wichtige Zeit im Inteiesse seines (irundherni ver- 
wenden musste. Indem der (irundherr das schöne Wetter 
zur Verrichtung seiner Feldarbeiten für sich in Anspruch 
nalnn, Hess er seinem Leibeigenen die Tage frei, wo des un- 
günstigen Wetters wegen keine Feldarbeit besorgt werden 
konnte. Zum eisten Male dachten die Österreicher an eine 
Fixierung der Arbeitstage und glaubten dadurch ^'inp Regelung 
der ländlichen Verhältnisse herbeiführen zu können. Die 
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Zahl der Kobottage wurde wohl fixiert, aber das an oiuem 
Tage za leistende Arbeitsquantum wurde nicht bestimmt. 
Barin fanden die Grundherren das Mittel, zn ersetzen, was 
ihnen von der fremden Begierung bestritten wurde; später 
wurde die von den Leibeigenen an einem Tage zu leistende 
Arbeit ins Hasslose gesteigert Als eine dritte reformatoriscbe 
Massregel, die gegen den Müssiggang und die Unsittlichkelt 
des Klerus gerichtet war, können wir die Verpflichtung der 
Mönche zu einer bestimmten Steuer ansehen, da diese bisher 
mit Unrecht Steuerfreiheit genossen. Die veischiedeuen Ab- 
gaben, die die Mönche in der Form von Geschenken an die 
Bischöfe bisher leisten raussten, wurden beseitigt und an 
ihre Stelle trat eine gesetzlich festgestellte Abgabe. Auch 
die Klosteräbte wurden in ihren bi.sherigcn Hechten be- 
schi'änkt, U!h1 <'s wurde ihnen die Veritflichtuiif? anfcrh^gt, 
Rechenschaft Uber die Verwendung der klösterhchen Ein- 
nahmen abzulegen. Der Klerus protestierte energisch gegen 
dies(' Massnahmen, die er als eine Antastung der religiösen 
Freiheit (!) ansah. 

Wir sehen also, dass die neuen Verordnungen sowohl 
beim Adelsstand wie beim Klerus bedeutende Unzufrieden- 
heiten hervorriefen, denn dadurch wurde Ordnung an Stelle 

der bisherifi^on rnordining eingeführt. Mit den österreichischen 
Kefonnen, die gegen die bisherige Ungerechtigkeit und gegen 
die i)rivilegierten Klassen gerichtet waren und eine (ileich- 
heit in der Lasten- und Abgahenverteihing und suiiiit eine 
Hesserang der Lage dei* licrabgeilrürkten niederen Klassen 
erzielen wollten, sollten sich nun, wenn auch die übrigen 
sozialen KI;iss<'ii unzufrieden waren, die Bauern wenigstens 
zufrieden erklären. Wir finden aber, dass in diesem halle 
der unzufriedenste Teil der rumänischen Bev('»lkening gerade 
die Bauernklasse war, und dass in der letzten Zeit der öster- 
reichischen Herrschaft die Entvölkerung des Landes eine so 
grosse wurde, dass selbst die Existenz des Staates bedroht 
war. Die Gründe der Unzufriedenheit der Bauern und die 
Ursachen, die zn der Zunahme der Hauemauswandemng 
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unter der österreichischen Begientng beitragen, waren ver- 
schiedener Natur. Zuerst haben wir den Missbranch der Be- 
fugnisse österreichischer Soldaten und deren Plünderungen 
ta nennen. Die österreichische Uamlson sah die Untertanen 
als eine femdliche, strafwürdige Bevölkerung an; die Plün- 
derungen der undisziplinierten Soldaten waren noch schlimmer 
als die der „Jeniceri'* (türkische Soldaten), deren Aufenthalt 
in Rumänien wenigstens nur von kunser Dauer im Gegensatz 
zu dem der Österreicher war. Eine weitere Ursache scheinen 
die iibertriebciKMi luid wiederholten unentgeltlichen Transporte 
für den Bedarf des Heeres gewesen zu sein, zu denen das 
Volk im Interesse der fremden Armee verpflichtet war. Es 
bestand wiederum in diesen den Bauern aufei legte ii Ver- 
pflichtungen kein Mass und keine Ordnung. Eine diitte Ur- 
sache der 1 Unzufriedenheit der Bauern waren die steuern im 
allgemeinen und deren Erhebung im besonderen. Obwohl 
die indirekten 8tenern, wie wir gesehen haben, erheblich 
vermindert wurden, übte die Erhöhung der direkten doch 
einen schweren Druck auf die Bauern aus. Die Regierung 
hatte die Verpflichtungen der Bauern den Grundherren gegen- 
über reduziert, um von den ersteren die gesteigerte Kopf- 
steuer leichter erheben zu können. Im Jahre 1728 betrugen 
in Oltenia die eingenommenen direkten Steuern 211 8ö6 Gulden 
und 30 Kreuzer; 10 Jahre später belief sich ihre Zahl auf 
244802 Gulden. Und wenn wir diese Zahl auf die steuer- 
pflichtigen Familien, deren Zahl damals 29 841 betrug, ver- 
teilen, so ergiebt sich die Summe von 8,5 Gulden für jedes 
Familienhaupt Wenn wir dazu noch die indirekten Steuern 
rechnen, die mindestens viermal so gross waren (einschliess- 
lich der Summen, die den Steuereinnehmern zu gute kamen), 
so ergiebt sich eine ikdastung seitens des Staates für jeden 
Familienvater von circa 40 (lulden jährlich, eine ganz be- 
trächtliche Siunme, die sich nicht ohne Schwierigkeiten von 
den Bauern aufbringen Hess. 

Die Hanptursache aber der bäuerlichen Unzufriedenheit 
war das Sinken des Wertes der Münzeinheit. Der Wert 
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des Ziots war auf 75% seines biskerigeii Weites gesunken; 
es giugra also 25% des Wertes Terloren. Hit dem Sinken 
des Geldwertes mnsste auch der Preis der Waren steigen. 
Die Verteuemng der Waren verursachte eine allgemeine Er- 
schlaffung des Handels im Lande. Besonders litt dadurch 
der Honighandel des Distriktes Kehedintzi, wo die Haupt- 
beschäftigung der Bauern die Bienenzucht war. Da die 
Bauern das Produkt ihrer Bienen nicht mehi* günstig absetzen 
konnten, ging die Bienenzucht zu Grunde; infolgedessen 
wurden ihre Einnahmen knapper und ihre Lebensweise 
schlechter. Die Steuern konnten nicht mehr gezahlt werden, 
über 4UO0 Familien schweiften ein ganzes .lahr in den 
Wäldern umher, und deshalb konnten die Steuern nicht 
34 (XJÜ Gulden einbringen. Man fing wieder an, die fürchter- 
lichen alten Mittel in Anwendung zu bringen, um das Geld 
vom Volke zu erpressen. Die Zahl der Bevölkerung ver- 
minderte sich inzwischen erheblich und die Tatsache, dass 
die Bevölkerung in fortwährender Abnahme begriffen war, 
wurde durch die Zählung, die der Fürst Koust. Mavrokordat 
im Jahre 1741 in der Walachei vornehmen Hess, bewiesen. 
In diesein Jahre befanden sich in der Walachei 147rK)0 
Baueruf aniilien; 1746 betrag ihre Zahl nur 70000 uad 17ö7 
war sie bis auf 35000 gesunken.^) Die F'olge davon war 
eine allgemeine Armut im Lande. Die Grundbesitzer litten 
Mangel an Arbeitskräften und ihre Felder blieben zum 
grössten Teil unbebaut; die Steuern konnten nicht mehr er- 
hoben werden, und die Angst vor der türkischen Wut» wenn 
das Land die Ansprüche der Pforte nicht befriedigen konnte, 
gab dem phanariotischen Fürsten Konst. Mavrokordat und 
den Bojaren viel zu denken. 



1) Betr. ffs der bisher angegebenen statistischen Ziffern siehe 
Xeuupol. üp. cit. 
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b) Die vorhergehende Gesetzgebung des organischen 

Statutes. 

Bei d(Mu HVu-k auf die l)i8herig-e Eiilwickcluiig' der Vcr- 
hältuissc und auf das Kro:('biiis, zu d(MU sie }>-t'füliit liat, 
liegen uns zwei not wendige Kragen vor: wie hat sich zu- 
nächst der Hauernstand und wie dann die sogeu. Ottentlicbe 
Meinung zu dieser Entwickehnig verhalten? 

Was zuuächst den Bauerostand betrifft, so hat dieser 
seiner weiteren Herabdrückung und Unterjochung einen offenen 
Widerstand allerdings nirgends geleistet; die EntwickelUDg 
vollzog sich schrittweise. Die Erinnerung an den früheren 
erblicheD Besitz und überhaupt die besondere Lage der Vor- 
fahren, die im Gedächtnis des Bauern lebendig war, und das 
Abtreten seines Hofes, auf dem sein Vater und Grossvater 
gewohnt und den diese in schweren Kriegszeiten mit Mühe und 
Not kümmerlich erhalten hatten, veranlassten den Bauer, sich 
schütz- und hilfesuchend an die Regierung resp. an den 
Fürsten zu wenden, und wenn ihm letztere vielleicht Recht 
gaben, musste doch die obere Instanz, an die sich seine Herr- 
schaft wendete, nach den damals bestehenden Rechten immer 
zu seinen Ungunsten entscheiden. Diese traurige Tatsache 
gab Aulass zu zahlreichen Symptomen einer inneren Gäiiruug 
in der ganzen Arbeiterbev<»lkerung und später auch zu ver- 
einzelten Ausbrüchen, die freilich im Keime erstickt wurden. 
Die Entvölkeruug des Landes, deren Kauptursachen das 
Bauernlegen und die Leibeigenschaft "waren, nalim infolge- 
desseu immer zu, und die Auswauderuugsbewegung kam so 
niemals zum Stillstande. 

Wie aber wurden damals die wirtschai'tliclien und so- 
zialen Fragen diskutiert? Die Leibeigenschaft wurde für 
ebenso notwendig gehalten wie das Sklaventum in den älteren 
Zeiten. Der liberale Gedanke der neuesten Zeit lag damals 
der öffentlichen Meinung — obwohl es eine solche in unserem 
heutigen Sinne noch nicht gab — fern. Niemandem ist es 
eingefallen, Mittel zur Beseitigung des Missstandes vorzu- 
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schlafen, da dies dem liitoresso der herrscheuduii Klasse 
widerstrebt hätte. Es war ja klar und wurde allo^emein au- 
erkaüüt, dass die Frohuwirtschaft nur mit leibeig-i'uen Bauern 
die bisherigen Vorteile bieten konnte; nur die Verkäufe von 
Untertanen bildeten das Mittel, die vorhaudeuen Arbeitskräfte 
dem Bedarfe entsprechend zu verteilen, was die Ijeibeigeneu 
ja bei dem Mangel an Freizügigkeit nicht selbst tun konnten. 
Deshalb wurde die herrschende Auffassung von der Unent- 
hehrlichkeit der Frohndienste und der Leibeigenschaft aufrecht 
erhalten. 

Die durch die starke Auswandemngsbewegung der Unter- 
tanen verursachte, im Vergleiche zu dem Flächeninhalt des 
Landes und der Fruchtbarkeit des Bodens auffallende Spär- 
lichkeit der Bevölkerung, die sich ganz besonders in den 

Stenern g^eltend machte, und der damit zusammenhängende 
Mangid an Arbeitskräften, dazu noch in besonderem Masse 
die Angst vor den Türken, falls das TiUnd seinen Vci-pfiichtung-en 
diesen gegenüber nicht nachkünunen konnte, lenkten zum 
ersten Male die Aufmerksamkeit des Fürsten Kunst. Mavi okordat 
auf das umfassende Bauernlegen, worin man die Hauptursacheu 
der zur Zeit herrschenden Zustände sah. 

Der idianariotische Fürst Konst. Mavrokonlat, der als 
eine Ausnahme unter den anderen Phanarioten anzusehen ist, 
versuchte durcli reformatorische Massieg(;ln die Lage der 
Bauern zu verbessern. Er wollte eine Interessenversöhnung 
der beiden sozialen Klassen, der Bojaren und Bauern, herbei- 
führen, indem er die ganze Steuerlast auf die Bauern wälzte, 
gleichzeitig aber die Bechte der Grundherren an der Arbeit 
ihrer Untertanen möglichst einschränkte. Er erstrebte eine 
Emanzipiemng der Bauern von ihrer Gnmdherrschaft, damit 
sie den erhöhten Steuerdruck leichter tragen konnten. 

Die erste seiner Reformen charakterisiert sich dadurch, 
dass drei der wichtigsten Steuern, die die Bauern am schwersten 
belasteten, aulgehoben wurden, und zwar die Viehsteuer, der 
Weinbergszehnt und die Abgabe auf den „pogon" ^) (Gnind- 

1) Flächemnäss » zwei preuss. Morgen (^j« h&). 
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Steuer), l'in die daduicli vom fStaattjschatz erlittenen Verluste 
zu ersetzen, erhöhte er die Kopfsteuer ; diese sollte vou nun 
au viermal im Jahre, je 2^2 Lei (im (lanzcn also 10 Lei 
pro Jahr) von jedem Faniilicnhaupt, entrichtet werden. Durch 
diese Reform erwies sich aber der Fürst als «nngescbickter 
Politiker und Fiuanzmann** ; denn einerseits erschwerte er 
der Bauemklasse die Steuerlast durch die Erhöhung der 
Kopfisteuer, andererseits sprach er den Adel von allen 
Stenern frei. 

Infolgedessen dauerte die Auswanderung: der Bauern 
noch fort. Der walachische Fürst bekam einen Firman 
(j^rossherriichen Hefehl) von der i*forte, die geflüchteten 
Bau(!rn zuriickl)ringen zu lassen. DieAng.st vor den Türken, 
die im Falle der durch die Entvölkerung verursachten Nicht- 
zahlung des Tributs die Walachei bedrohten, veranlasste die 
Bojaren, die weiteren Reformen des Fürsten anzuerkenneu. 
Die Generalversammlung, die von Mavrokordat in dei- Walachei 
(im März 1746) zusammenberufen wurde, beschloss, dass die 
gewöhnlichen Abgaben der zurückkehrenden Iranern auf sechs 
Monate aufgehoben werden sollten, damit sich diese Wohnungen 
einrichten und für ihre eigene Haushaltung sorgen kduuten. 
Gleichseitig sollte die Kopfsteuer nach Verlauf dieser sechs 
Monate auf 5 Lei pro Kopf der Bevölkerung reduziert und 
in vier »sferturi" gezahlt werden. Ferner sollten sich die 
Bauern ungehindert auf den Gütern niederlassen, wo sie hleiben 
wollten; die Schollengebundenheit wurde also hiermit auf- 
gehoben. Die Robotpflicht wurde auf sechs Jährliche Arbeits- 
tage festgestellt, und die von den Bauern an die Grundherren 
fär den ihnen zur Bebauung ttberUissenen Grund und Boden 
zu entrichtenden Abgaben wurden auf Vio Ertrages aller 
Naturalien, wie Heu, Samen, Frfichte etc., fixiert. 

Die Bauern erklärten sich aber mit diesen Ileformen 
nicht zufrieden. Sobald ihnen die Freizii^-iL''k('it zugestanden 
war, vermehrt«* sich die Auswanderungsi)ewe}ruiig. Nach 
einer Beratunjr des i^'iirsteii mit den» „divan" (Hofrat) wurde 
die Nationalversammlung zum zweiten Male zusammeuberufen. 
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la der Sitzung yom ö. Angast 1746, woselbst sie sich 
den Anschein gab, als ginge sie von dem evangelisehen Grand- 
satz aus „liebe deinen Nächsten wie dich selbst, sprach die 
Versammlung die Emanzipierung der Bauern aus. „Den 
Leibeigenen, die sich in den ältesten Zeiten mit ihren Gütern 
an unsere Vorfahren verkauft hatten, wird von uns die Leib- 
eigenschaft gegen eine Abgabe (Loskanf) von 10 Lei pro 
Kopf aufgehoben werden; denjenigen, die im Laufe der 
Zeit nur ihre persönliche f>>eiheit veräussert hatten, wird 
dasselbe Recht oiii^^i läunit, sich gej^en Zahlung von 10 Lei pro 
Kopf lüszuka Ilten.'" Diesnml wurde den Bauern die persiai- 
liche Freiheit j^e^währt, und niclit mir denjeni^ren, die sich 
mit dem (irund und Boden v t i kauft hatten, son(h'rn aucli den 
anderen, die noch eigenen (Jrund und Boden besassen. Um 
die (iJiuullierren für die durch die Kinanzipierun^r der Bauern 
verursachten Verluste zu entschädigen, verfügte Konst. Mavro- 
kordat, dass jeder (Grundherr eine Summe Geld von einer 
bestimmten Anzahl von der Kopfsteuer befreiter Bauern, 
»scutelnici" genannt, zu erheben hat. Die Summe, die jeder 
von diesen Bauern entrichten musste, schwankte zwischen 
50 und 100 Lei je nach der Leistungsfähigkeit des Bauern 
und nach dem Belieben des Grundherrn. Je nach dem Stande 
des Bojaren richtete sich die Anzahl der zu obiger Summe 
verpflichteten Bauern. So bekam der Adel des ersten Banges 
die Summe von 56 Bauern, die zwischen 2800—5600 Lei 
schwankte, der des zweiten Banges die Summe von 20 Bauern, 
etc., ausbezahlt. Wir sehen also, dass hiermit eine neue, 
den Gmndherren abgabenpflichtige Bauemklasse geschaffen 
wurde. 

Zu den ei wähnten Znc-est;iii(lnissen entschloss sich jil»er 
nur ein kleiner Teil der (Jrundherren, denn die; Vorlage der 
ersten NationalversammUmg wurde nur von 45, die der 
zweiten von 6t) Bojaren unterschrieben. Die Mehrheit der 
Grossgrundbesitzer war unzufrieden mit diesen Reformen und 
lehnte sich gegen den Fürsten auf, der sofort von den 
Türken in die Moldau versetzt wurde. Hier nahm er sich 
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vor, eboiü'alls mit nuiucheu rcfürmatorisc'uMi Versiiclicii ein- 
zugreifen, deim die Lage der ßevölkeriiug dieses Landes war 
noch bixleiitend schwieriger als in der Walachei. Hier liatte 
sich tatsächlich die Erbiintertänigkeit zar wahren Leibeigen- 
schaft ausgebildet; hier übten die GrundUerreu ihr Becht an 
den Untertanen in der missbräuchlichsten Weise aus, indem 
hier die rechtswidrige Gewohnheit in noch grösserem Umfange 
herrschte, die bäuerlichen Zwangsarbeiter abgesondert von 
den Ländereien, auf denen sie sassen, zu verkaufen, sie auch 
wider ihren Willen von einem Gute aufs andere zu versetzen, 
EUtern und Kinder willkürlich auseinander zu reissen und sie 
überhaupt als „res immobilis" anzusehen und infolgedessen 
sie mit den Zigeunersklaven gleichzustellen. Hier war 
also das Elend noch viel grösser als in dem Schwesterlande. 

Die am 6. April 1749 in der „'rrei-Krarchi"-Kirche in 
Jassy zusammenberufene Nationalversammlung der Moldau 
beschloss, dass „die L(nl)eig(Mien nicht etwa als Sklaven wie 
die Zigeuner, die mit ilirer ganzen h'amilie zur ununter- 
brocheueu Arbeit für ihre Herren verpflichtet waren, anzu- 
sehen sind; Leibeigener heisst Dorfbewohner, der keinen 
Grund und Boden erwirbt und aus dem Dorfe nicht ausziehen 
darf. Die Bauern dürfen nicht mehr abgesondert von dem 
Boden, zu dem sie gehören, verkauft oder von ihrer Familie 
getrennt werden; wenn ein Gnt verkauft wird, so dürfen die 
Bauern nicht damit veräussert werden, sondern als Dorf- 
bewohner sollen sie im Dorfe bleiben und dem Grundherrn 
weiter Dienste leisten; diese letzteren sind aber nicht mehr 
nach freier Willkür zu beanspruchen, sondern sollen auf 
24jährliche Arbeitstage für die Leibeigenen, und auf 12 für 
die fremden Ansässigen, die sogen, „latnrasi*, fixiert werden. 
Femer sollen die Bauern t/io ^ Ertiages ihres Bodens den 
Grundherren abliefern". 

Ks wai(Mi also diesi!ll)(;n Reformen wie in der Walachei, 
abei' nur in viel beschränkterer Weise als dort. Die Er- 
klärung der [)ersöulichen Kri'iheit ohne das Zugeständnis der 
Jj^eizügigkeit und die Fixierimg dur Jährlicüeu Aibeitstage 
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auf 24 und 12 in der Moldau uud auf 6 in der Walachei 
bildeten den Hauptunterschied der Mavrokürdat'scUen Kefornieu 
in beiden Fürsteutümcni. 

Wenn wir uns nun fragen, welche Wirkung- diese 
Reformen s:oliabt und weichen Kinfluss sie auf die Bevölkcrunir 
ausgeübt haben, so werden wir knrz antworten, dass die 
Lage der Bauern dadurch elender, die der Grundherren dagegen 
besser g^ewordeu war, und, wie die Leibeigenschaft eine 
Modifikation des alten Sklaventums war, so war diese Eman- 
zipierung eine Modifikation der bisherigen Leibeigenschaft. 

EmanzipiernngsfftUe der Baueni finden wir schon in den 
vorangehenden Urkunden dieser Zeit, in denen aber ausdrück- 
lich gesagt ist> dass die emanzipierten Bauern, nur was ihre 
Person anbelangt, als solche anzusehen sind, indem ihr £lrund 
und Boden Eigentum des Grundherrn bleibt. Selbstverständ- 
lit'li koiuiteu die fi l i^pgebenen Bauern im Laufe der Zeit, 
wenn die Freiheit zu schwer zu »Mtiagen war - und dirs 
war leider gewöhnlich der Fall — ihre Peison wi<'(ler unter 
das Joch der Leibeigenschaft bringen. Manchniiil linden wir 
jedocli, obwohl sehr selten, liheraldenkende adlige Heir- 
schaften. die die Leibeigenschaft auf ihi'en (lütern ganz auf- 
hüben, und ihre Leibei<renen mit dem Grund und H<H]en, auf 
dem sie sasseu, frei gaben. Die einzigen Fälle einei- all- 
gemeinen Freilassung der Untertanen, die unsere (beschichte 
kennt, sind nur zwei, und die merkwürdige Tatsache ist, dass 
diese von zwei Frauen herstammen. Die eine Urkunde 
stammt von der Witwe des Bojaren Dima^ her, die kurz 
vor ihrem Tode — wahrscheinlich mit Einwilligung der Re- 
gierung — die l«Yeilassung der auf ihrem Gute „Valsanesci" 
befindlichen Untertanen vornahm, mit der Bestimmung, dass 
sie nicht mehr zur Leibeigenschaft übergehen dürften. Der 
zweite Fall ist der der Frau Ilcana, Witwe des Bojaren 
Konst. Cantacuzino, die mehrere ihrer Leibeigenen mit ihrem 
Grund und Boden unter der Bedingung frei gab, nie wieder 
Leibeigene zu werden. Diese Beispiele sind aber bis zur 

J) Siebe Xeuüpol. op. cit. Bd. V. ö. 146 uud folg. 
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allgemeinen Aufhebanj^ der Leibeigenschaft ohne Nachahinttng 
geblieben. Zu dieser vorangegangenen Emanzipierung ge- 
hören wohl auch — zwar nicht der Form, aber dem Wesen 
nach — die in den verschiedenen Urkunden nicht selten vor- 
kommenden Loskäufe von Untertanen, die aber nicht zn der 
gesetzlich allgemein aasgesprochenen Emanzipiemng gezühlt 
werden können. 

Werfen wir nnn einen Blick anf die Havrokordat'schen 

Reformen zurück, um zu sehen, wif sich dadurch die Lage 
der niiniiiiischiMi Ii('v<)lk{nunf^ jreäudert hat, um dann die 
Kntwickelung der ländlichen Verhältnisse weiter besprechen 
zu können. 

Vor allem war die augenblickliche Emanzipierung eigent- 
lich keine vollständige Aufbebung der Leibeigenschaft und 
auch nicht das Resultat einer länger vorbereiteten, plan- 
mässigen Agrarpolitik, sondern nur eine Umgestaltung der 
bisherigen Verfassung, die in Zeiten der politischen Unruhe 
und Not erfolgte. Von einem gleichzeitigen Verbot des 
Banernlegens und einem Weglallen der Frohndienste war da- 
bei keine Rede. Für eine Regelaug der bäuerlichen Besitz- 
verhältnisse war in keiner Weise gesorgt; die Bauern waren 
schutzlos den Folgen der Emanzipierung preisgegeben. Die 
Freizügigkeit und die damit verbundene Aufhebung der 
SchoUengebundenheit, die in der Moldau nicht zugestanden 
war, wurde in der Walachei durch eine Menge erschwerender 
Vorschriften geradezu illusorisch gemacht. Die durch das 
erwälinte Urbarium zugesprochene persönliche Freiheit konnte 
nicht lange aufrecht erhalten werden, denn (his Verbot, 
Grtindeig(»ntuiH zu erw(M"ben, lili(^b in (h'u Kütstentümern be- 
stellen. Von einer gesetzlichen Verpflichtung, den Bauern 
Land zu gewäliren, und sie dadurch von der voliständiireu 
Abhängigkeit iluer (iiundherren zu befieien, war dabei keine 
Re(b\ Man yali dem Bauern die Kreilieit (wenip'stens in 
der Walachei), ohne ihm gleichzeitig die Selbständigkeit zu 
gewähren. Die Überlassung des Grund und Bodens an die 
Bauern zur Bebauung war ganz dem Belieben der Grund* 
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herroll jinboiiii «fostcllt. Zu welchem Kiuli; dies führen sollte, 
ist leicht ersichtlich; der Bauer sah sich genötigt, entweder 
seine Freiheit direkt zu verkaufen, um ein Stück Laad von 
dem Grundherrn zu erhalten, oder für den ihm zur Be- 
bauung überlassenen Qmnd und Boden zwangsweise die Be- 
dingungen seines Patrons anzunehmen, seinen Ansprüchen 
zu folgen und dadurch seine Freiheit indirekt einzubüssen. 
Nach wie vor war der Bauer Zeitpftchter, ^emphyteot**, wie 
er spitter definiert wurde. An eine Parzellierung der grossen 
Gutswirtschaften hat niemand gedacht. Das Interesse, das 
die Herrschaft für ihre dauernden Untertanen hatte, wurde 
durch die Emanzipierang Terringort; die Orundherren sahen 
sich dadurch nicht mehr zur Unterstützung und Versorgung 
der Bauern in Notzdten verpflichtet. Sie waren den Emanzi- 
pierten sfeirenüber ohne Verantwortung, während der Bauer 
niehi- <Mne Last darin « iiipfand, indem er in der Not dem 
Hunger preisgegeben war. Der alleiniofe Vorteil der Hauern 
war die Fixiernnjjf der jährlichen Früliutaüe, die aber bald 
Iii niissbräucliliclister Weise iibersehritlen und oft wieder 
auf M() liiiiauiVt'«<'hraubt wuidtMi. Ki-eilieit und Leibeigen- 
schaft wurden auf das Verworrenste durcheinander geinisclit. 

Als Folge der Freilassung zeigte sich ein allgemeiner 
Mangel an Arbeitskräften, was die Verbreitung der neuen 
Verhältnisse hinderte und die Orundherren veranlasste, die 
Freizügigkeit missbilligend anzusehen. Sobald der refor- 
matorische Fürst sich nicht mehr auf dem Thron der Fürsten- 
tümer befand, waren den Grundherren keine Schranken mehr 
gezogen; das Gesetz wurde vollständig missachtet und sie 
eigneten sich ihre früheren Privilegien wieder an. Sie begannen 
unter ihre Regalien auch die SteueHreiheit, die ihnen von 
iVlavi'okordat gewährt wai\ zu zählen und die Bauern wo- 
möglich noch mehr als früher auszubeuten. Dazu kam noch 
die Last der Steuein, die voll und ganz auf die Bauern ge- 
worfen waren und einen unerträglichen Druck auf sie aus- 
übten. Die autgehobenen Steuein wurden von den Nach- 
folgern de» liberalen l' üi'steu wieder ins Leben gerufen, und 
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nicht selten die jährliche Zahl der Kopfsteuern, die von 
Mavrokordat axki vier bestimmt war, auf zwölf und noch 
darüber hinaus erhöht. Die alten Zeiten kehrten in ihrer 
vollen ßlüte zurück, um diesmal die Baaero noch weit mehr 
herabzudrücken. 

Wir sehen also, wie eine Institution, eine Reform rechtlich 
gut und heilsam sein kann, de facto aber nichts anderes als 
ein Mittel zur Herabdrückang der niederen Klassen und zur 
Ausbildung einer despotischen Regierung ist. Zwischen Grund- 
herrn und Regierung gestellt, herabgedrückt von dem einen 
und ausgebeutet von der anderen, ging der Bauer wirt- 
schaftlich zu Grunde und artete piiysisch und geistig ans. 
Seine Fortpflanzungskraft wurde infolgedessen immer geringer, 
bis sie schliesslich ganz aufhörte. Die dünne Bevölkerung, 
an der die Beschränkung der Heiraten durch die Herrschaft 
ebensoviel Schuld tniir wie die oft harte I^cliandlung der 
Bauern, die lorUvithr^Mid den Austritt der Untertanen in zu- 
nehmender Anzahl vriaiihisste, war als ein Korrelat der 
grossen <-;üter anzuselieir Indem der Hauer physisch 
degenerierte, stand er in dei- Regel nicht auf einer höhereu 
Stufe der geistigen und sittlichen Bildung. Sonst war die 
ganze phanariotische Henschaft durch die unglaublich grosse 
Unsittlichkeit charakteristisch. 

Eine der Lage der Bauern günstige Besserung ist also 
durch die reformatorischen Massregeln Mavrokordats nicht er- 
zielt worden. Wir stehen aber nicht an, zn sagen, dass diese 
in der Tat ein Weg zu den weiteren Reformen waren, die die 
Hebung des Bauemstandes erstrebten und ihren Höhepunkt 
erst im Jahre 1B64 durch das Hauptagrargesetz erreichten. 

Die weitgehende nnzufriedeiilit ir und (Jährung in der 
ländliehen Bevölkerung, die sicli dureh Aufruhr und Aus- 
wanderung kund tat, ei regte im Jahre 17HS die Aufmerksamkeit 
des Fürsten Karl (ihika, der den zni iickkehrenden Bauern 
versprach, sie sollten a) in dern ersten Jahre drei 'J'age, 
b) in dem zweiten secJis Tage und c) vom dritten Jahre ab 
für immer neun Tage Irohudieuste leisten. 
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Im Jahre 1770 wurde in der Moldau vom Fürsten 
Gregfor Ghika die Zahl dier jährlichen Frohntage yon 24 auf 
12 reduziert, nämlich je vier im Frühling:, im Sommer und 
im Herbst) und grundsätzlich die gesetzliche Verpflichtung 
der Gmndherren ausgesprochen, den auf ihren Gütern an- 
sässigen Bauern Ländereien zuzuweisen. Infolgedessen zeigten 
sieh die Bojaren unzufrieden und protestierten durch ein an 
den Bersten gerichtetes Bittgesuch, wodurch sie seine Mass- 
regeln als eine Spoliatiou (!) erklärten. Der Fürst, der kurze 
Zeit vorher eine patriotische Tat vollbracht hatte durch den 
Widerstand, den <'r den Türken wep^en Abti etung eines Teiles 
der Moldau (Hnkoviiia) an Österreich leistete, starb als Opfer 
seiuer Ergebenheit für das Wohl des Volkes, iudeni er den 
gruudUerrlicheD Auforderuugeu nicht beistimmen wollte. 

Dreizehn Jahre nach dem Tode Ghikas (1777) wurden 
in der Moldau durch das Urbarium des Fürsten Alezander 
Moruzzi (1790) die Agrarverhältnisse wieder neugeorduet. 
Dieses Urbarium — das erste legale Urbarium überhaupt — 
erkannte dem Bauern das Recht zu, seine Robotpflicht im 
Notfalle durch gedungene Tagelöhner leisten zu kOnnen (art. 16). 
Zum ersten Male wurden die den Bauern zuzuweisenden 
Ländereien auf -/,, des herrschaftlichen Grund und Bodens 
fixiert (art. 18). Der Grundherr hatte das Recht, für sich 
'/a si'iiu s Grund und Bodens zu behalten, während die ül)rigen 
*/3, ausgenommen die beholzten Gegenden, den B.uiern 
zur Bebauuno: überlassen werden sollten. Wenn der Grund- 
herr den Zehnlcü nicht annehmen \sollte, waren die Bauern 
verpflichtet, ihm :uif \'erlan<?en denselben mit je sechs „Piaster*' 
(2 Frs. 22 cent.) pro „falcie" (1,43 ha) einzulösen. Das 
Mass der bäuerlichen Pflichten wurde in folgender Weise 
festgesetzt: die Bauern mussten im Frühling oder im Herbst 
80 Ruten, d. h. eine „falcie", pflügen und eggen, 15 Ruten 
ausgäten und 80 Hüten mähen, Ton denen die Garben zur 
Tenne des Graudherm befördert werden mussten. Sie mussten 
femer auf einer „falde" das Heu mfthen, einbrmgen und, 
wenn es nötig war, auch mit einem Gehege umgeben, bei 

7 
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der Krrichtun^ von vier Heuschobern Hilfe leisten (4 Frohn- 
tage), zwei Holzfuhren befördern, zu den Kosten zur Kr- 
richtung und Ausbesserung der Deiche und Mühleu beitragen, 
von 50 Hienenschwärmen dem Grundherrn einen geben, so- 
wie aller landwirtschaftlichen Produkte, Musgenonimen 
diejenigen, die aus den zn den Wohnungen gehörigen (lärten 
stammten, dem Grundherrn abliefern; die zur Aufbewahrung 
des Mais notwendigen Geb&nde herrichten und die Beföi^dernng 
der Emteerträgnisse in letztere besorgen. 

Nach dem zitierten Urbarinm zerfiel die Landbevölkerung 
in vier Kategorien : a) die erste Klasse bildete die reichen Bauern, 
die Notables (frnntasi), b) die zweite Klasse umfasste die Mtttel- 
standsbauern (myioci), c) die Angehörigen der dritten Klasse 
waren die Kleinbauer (codasi) und d) die Kleinbauern, die nur 
1— d Stück Hornvieh besassen, bildeten die letzte Kategorie. 

Der Grundherr war zur Zuweisung von höchstens -/^ 
dos (lesamtareals seines ganzen Gutes an die darauf befind- 
lichen Hauern verpflichtet, und die \>rteilung des Grund 
und P>o(lens erfolgte je nach der Kateguiie, zu der die Hauei n 
gehörten. Je Wüliiliabeiider einer war, um so mehr Giuud 
und Boden erhielt er. Ks verwirklichte sich das biblische 
Wort: „Wer da hat, dem wird gegeben.*' — So sollte der 
Grundherr bewilligen: 

4 Jaicie** (ä 1,43 ha) =^ ö,72 ha Wiesenland, 
4 „ „„„=^„ Weideland, 
4„ Ackerland; 

,falcie" . . . . = 4,29 ha Wiesenland, 

= „ „ WeidehMid, 



den »fruntasi" 



deu „niijloci' 



den „codasi" | 2 

( 
l 



den Bauern 
vierter Klasse 



.falcie' 



1 „falcie" 
1 



— „ Ackerland; 

=■ 2,86 ha Wiesenland, 
= « » Weideland, 
= „ „ Ackerland; 

= 1,43 ha Wiesenland, 

= „ „ Weideland, 
= H I» Ackerland. 
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Das erwähnte Urbarium, das sich durch die Begelangf 
der grundherrlidieii za den bftaerUchen Verhältnissen und 
dnrch das Streben, die Bauern möglichst unabhängig von 
ihrer Grnndherrschaft zu machen, charakterisierte, er^elte 
nicht die erwünschten Resultate. Denn wie Konst. Boerescn 
in seinem „Am61ioration de Tötat des paysans ronmains** 
(S. 42) bemerkt, „les obligations impos6es anx paysans 
ötaient si Tarite et si roultiples et de plus si mal döfinies, 
que le propri^t^ire pouvait disposer k son gr6 de la presque 
totalite des jounu'ps ouvrieres d'uiie aiineo", lebte der Bauer 
durch die Überhäufung; seitens des GrniuUu'i rii mit mannig- 
faltigen Arbeiten und durcli d'w Heilriickung desselben mit 
Steuern einerseits, und da ihm andererseits das Stück Land 
nur zur Bebauung überlassen wurde, ohuo irgend ein Eigen- 
tumsrecht daran zu haben, nacli wie vor in vollständiger 
Abhängigkeit von seinem Grundherrn. 'J^atsächlich befami 
sich der Iraner in folgendem Dilemma: entweder, sagt der 
Grundherr, bezahlst du mir als Grundherrn die vom Gesetz 
zuerkannten Rechte, um dir die für deine Existenz nötigen 
Tiändereien zuzuweisen, oder, wenn du dich damit nicht zu- 
frieden erklären willst, lasse ich dich einfach vor Hunger 
sterben. Dem Grundherrn lag schon seit 1749 keine Ver- 
pflichtung mehr ob, die Bauern mit Existenzmitteln zu ver- 
sorgen, denn sie waren durch das Urbarium von MaTrokordat 
emanzipiert Der Bauer hatte nur ein Besitzrecht an dem 
von ihm bebauten Grund und Boden, das mit der Auflösung 
des ländlichen Vertrags aufhörte. Das ausschliessliche, erb- 
liche Eigentumsrecht wurde dem Bauern immer noch nicht 
zuerkannt. Efn weiterer Nachteil des Gesetzes lag in der 
Mannigfaltigkeit der Frohntage, die die Bauern abzuleisten 
hatten. Die bäuerlichen Arbeitsverpflicbtnngen waren so 
ausgedehnt, dass der Grundherr fast die ganze für den Acker- 
bau nötige Zeit für sich in Anspruch nehmen konnte und in 
der Tat auch nahm. Von einer gesetzlichen Fixierung der 
Frohntage war dabei keine Rede, und die im Jahre 1749 
fiuerte Auzahl derselben wurde in uiissbräuchlichster Weise 

7* 
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überschritten. Der Bauer sollte für andere pflügen und 
säen, während ihm fast keine Zeit nieiir blieb, für sich selbst 
zu sorgen. 

In der Walachei erhielt sich das (besetz Konst. Mavro- 
kordats mit einigen durch Alexander Ghika getroffenen Ab- 
änderungen bis zur Regierung des Fürsten Ypsilanti (1808). 

Aus der bisherigen Betrachtung der Entwickelung können 
wir nun ersehen» dass, trotz der reformatorischen Bestrebungen 
mancher phanariotischeu Ffirsten, in der zweiten H&lfte des 
18. Jahrhunderts, die deshalb als eine Ausnahme unter 
den übrigen Phanarioten anzusehen sind, die Lage der Bauern 
in Rumänien keine wesentliche Besserung er^ren hat. Diese 
Tatsache ist aber nicht schwer zu verstehen, wenn wir uns 
die damalige grosse Macht der Aristokratie, das phanarlotische 
Regime und den türkischen Despotismus yergegenwärtigen, 
wozu aber in nicht unbedeutendem Masse die öffentliche 

Meinung jener Zeiten beigetragen bat. » le des- 

potisme des Tnrcs, riniijiio rt'^gime des phauarioU's, les 
iuipöts pesaiit t(nijonrs, les avanies pesant plus encore, 
et plus encore les niains tyranniques des boyards , sagt 
Vaillant, ^) tout avait force nne ofi ande partie de la 
Population k eniigrer en Bulgarie, en Servie, en Bucovine, 
en Russie nienie. A Hucarest et k Jassy r«'*£rne la plus pro- 
fonde misere; dans toutes les nies, des malades, des Mpssps, 
des infirmes, etalent en public les i>laies vives qui leur ron- 
geut le Corps; dans la caropague une population nue, li?ide, 
epuisee de fatigue, forc^e de semer pour les antres avant 
de le pouvohr pour elle-m§me; le quarantiöme du sol ä peine 
mis en culture. 

Das war der Zustand der Verhältnisse in Rnmänien, 
als die Ideen der französischen Revolution bei uns einiger- 
massen durch die Erregung der Aufmerksamkeit der gebildeten 
und mit ihren eigenen Interessen nicht beteiligten Klassen 
Wurzel fassten. Der neue liberale Geist, der Geist der Auf- 
klärung und Humanität trat an die Stelle der bisherigen An- 

1) La Küumauie. Bd. Ii. 2öO. 
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schanungen. Die Leibeigenschaft wurde als oiue Schmach 
der Menschheit bezeichnet» die dem Menschen sowohl seine 
physische als auch seine moralische Kraft raubt. Alhnählich 
und in immer grosser werdenden Kreisen wachs die Erkenntnis 
von der Notwendigkeit einer baldigen nnd durchgreifenden 
Reform. Die gute Versorguug der Untertanen, ihre ttbei^ 
wiegend humane Behaiidluno: durch' die HeiTSchaft and das 
Bestreben, dem Lande eine gesunde sozial - wirtschaftliche 
Verfassung zu geben, waren die neuen GtHhuiken, die auf 
die Tagesordnung kamen. Die gewaltige Bewegung der 
französischen Revolution weckte in den Fürstentümern den 
nationalen Ueist, und die edlen Worte: „warum verkehren 
alle die Kuiiiänen noch nicht brüderlich? . . . warum sind 
sie von fiiiHiider eretrennt? ... es wird ein 'J'a^ kommen, 
wo die Walachei und Moldau ihre Erlösung erlangen werden! 
. . . . was fehlt ihnen aber dazu? .... der hochherzige 
Adell . . hallten von der Theiss bis zur Donau wider. 

Die französische Revolution von 1789 hätte sicher ihren 
vollen Widerhall auf rumänischem Boden gefunden und ihren 
blutigen Teil auf das Donaugestade übertragen, wenn der 
Zustand Rumäniens dem Frankreichs gleich gewesen wäre. 
Von drei mächtigen Nachbarn umgeben, die abwechselnd die 
Fürstentümer okkupierten, waren die Rumänen gezwungen, 
ihren Rachedurst im Zaume zu halten. Die förtwährenden 
Kriege zwischen Rnssland nnd der Türkei bis zum Jahre 
1812 yerursaditen grosse Verluste für die rumänischen 
Fürstentümer. 

Mit dem Eintritt der Erlöser (!) in die Fürstentümer 

hoffte das Volk Heilung von den bisherigen Leiden. Seine 
Hoffnung wai- aber vergeblich, dif Kerabdrückung und Aus- 
beutung nahmen kein Ende. Ein Urteil des Franzosen Val- 
croissant.') der über die Lage der W^alachei nach der nissischen 
Okkupation spriclit, lautet: ..ciii Land, durchweg ausgeplündert, 
verwüstet, ansgebeutet und verbrannt." * An einer anderen 
iStelie berichtet derselbe, dass „in der Moldau und der Wa- 

1) Siehe Xenopol. op. cit. S. 188t 
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lache! nichts mehr übrig geblieben ist, sodass die Riisseu 
sich genötigt saheo, ihren Proviant aus Polen heranzusch äffen." 

Die Abtretung eines neuen Teiles der Moldau, Bess- 
arabiens, an Russland (1812) erregte diesmal nicht mehr die 
Stimme des Fürsten, gegen diese Ungerechtigkeit zu pro- 
testieren, ^e es damals bei dem Ranh der Bncovina der 
Fall gewesen war. Die Bojaren, anstatt sich dem Volke an-- 
zuschliessen und mit doppelten Kräften den Bussen, die bis 
ins Herz der Moldan vorrückten, Widerstand zn leisten, er- 
griffen die Gelegenheit^ mit dem despotischen Reiche zu- 
sammen das Volk besser auszubeuten. Ober eine Million 
Einwohner yerliessen ihr Vaterland, um sich dem Tode zu 
entziehen. Die Pest, von der Vaillant*) sagt: »eile vint 
eiH'oro au^menter les niiiics; plus de cent persounes suc- 
coiiibaient chaque joiir. et eile eu emporta en tout plus de 
trois cent niille, vt'i wüstete die Fürstentümer, sodass die 
Walachei uiciit mehr als 120000 steuerpflichtige Faniiiien 
und die Moldau nur 75000 asählte. 

Achtzehn Jahre nach dem Krhiss th's Urbariums des 
Fürsten Moruzzi nahm der Fürst Alexander Vpsilanti in der 
Walachei (1H08) einige Massregeln zur Hebung der Bauern- 
klasse vor und versuchte manche vom Fürsten Mavrokordat 
im Jahre 1749 eingeführte und von den Bojaren nach seinem 
Tode niedergetretene Beformen ins Leben zurückzurufen. 
Nach Aufstellung seines Gesetzentwurfes im Jahre 180B in 
dessen Einleitung der jB'ürst mit viel Geschicklichkeit — woran 
es den Phanarioten allerdings nicht fehlte — auseinander 
setzte, wie wichtig für den Staat eine InteressenversOhnnng 
beider bisher kämpfenden Klassen und eine recbtiiche und 
passende Regelung ihrer Verhaltnisse sei, berief er in dem- 
selben Jahre die Nationalversammlung (Bojaren und Biachdfe), 
um dem Gesetze ihre Stimme zu sichern und es Öffentlich 
bekannt machen zu können. In der Einleitung zu diesem 
Gesetz teilte der Fürst ferner mit, er hätte sich bei dem 
Entwurf der besten (!) Giiiudsälze der alten Gesetzgebung 

1) La Roiuzwiiie. Bd. U. S. 288. 
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bedient, d. h. der Landcsgewolmheit-, die im Laude von An- 
fang: an geseteliche Kfaft batte. 

Wir geben hier den Inhalt des Gesetzes an: 

l'*. Die Pächter (Banem) werden dem Grundherrn 

12 fährliche Arbeitstage leisten. Wenn letzterer einen auf 
eine Herabsetzungr der Frohntage gerichteten Vereinbarungs- 
vertrag abo^i-'schlossen hat, und wenn dies nachweisbar ist, 
so ist es ihm verl)oten, von dem Bauern 12 Arbeitstage zu 
vcrlaiigtüi, (ia er sicli sclVtst das Gesetz gemacht liat; ausser- 
dem kann eine derartige Bestimmung eine List zu seiuen 
persönlichen Gunsten enthalten. 

2*^. Der Bauer schuldet als Abgabe eine „yadra"^) von 
je 20 vadras, die er von seinem Weinberg erntet; falls keine 
besondere Abmachung zwischen dem Besitzer des Weinbeiges 
und dem des Grund und Bodens vorliegt, darf man ihn (den 
Baner) nicht zwingen, diese Abgabe in Geld zu leisten, in 
EIrwftgnng, dass diese Abgabe dn alter und legalisierter 
Brauch des Landes ist, wie Wir aus den Urlmnden der 
Klöster und Bojaren ersehen haben. Aber damit die Schwachen 
nicht durch Mehrforderungen der Steuereinnehmer gedrücl^t 
werden (da ja die GmndheiTen die Abgabe gemllss den 
Listen der Steuereinheber einziehen), haben Wir beschlossen, 
den Inhalt der „vadra" dadurch zu vermindern, dass Wir 
eine mit uuserer fürstlichen Marko vorsehoiio ,.vadia ' ver- 
teilen lassen, damit die Abgabe nach diesem und keinem 
anderen Mass erhoben werde. Alle diejenigen, welche nach- 
weislich diese Vorschriften verletzen werden, sollen wie die- 
jenigen bestraft werden, welche sich falscher (4ewichto und 
Masse bedienen, und di(i Verfolgung soll vom Oberhaupt des 
betreffenden Ortes in die Hand genommen werden. 

3^. Niemand darf einen Weinberg ohne Bewilligung des 
Grundherrn anlegen; wer gegen diese Verordnung auf einem 
Platze eine Anpflanzung macht, welchen der Grundherr für 
sdnen eigenen Gebrauch bestimmt hat, der verliert seine 

1) Hohlmasa, enthaltend drca 18 litei. 
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Arbeit; hat er aber auf einem Platze ^^epflanzt, welcheu der 
(irundherr nicht in Henulziiii<i^ hatte, so übernimmt der 
Pfhmzer keiue wie immer geartete Verautwortujig, Ua der 
Grundherr die landesübliche Abgabe erhält. 

4^. Scheukt der Grundherr auf seinem Gebiete kciuen 
Wein, so kann der Bauer mit Bewilligung des Grundherrn 
solchen yerkaufen ; hat aber für jede Toune einen „Piaster*' ^) 
und eine „YeLdün.*^ Wein an den Gmndherm abzugeben. 

5*^. Wenn ein Obdachloser, d. h. ein Bauer oder ein 
auf fremdem Boden Wohnender, seinen Weinberg im Stich 
Iftsst, 80 soll der Grundherr Uns den Fall zur Kenntnis 
bringen. Wir werden dann dem Baaern eine Frist von einem 
Jahre gewähren; hat er während dieser Zeit nichts des- 
gleichen getan, so soO der Grundherr den Weinberg als sein 
Eigen betrachten. Die beiden Termine gelten nur, wenn 
nicht Fälle von „zwingenden Umständen" (force majeure) 
vorliegen. 

6**. Der Bauer schuldet dem Grundherrn eine Abgabe 
von allen Früchten, die er aus Saatgut auf dessen Boden 
gezogen liat, ausgenommen die des Gaiteus, der sein Haus 
umgiebt; für diese schuldet er nichts. 

7^. Die Bauern sind verpflichtet, von dem von ihnen, 
sei es auf dem von ihnen l)(n\'ohnten (irundstück, sei es auf 
einem anderen Grundstück geeruteten Ueu jeden zehnten 
Schober abzugeben. 

8^. Vom Weizen und von der Gei-ste, die er durch 
Aussaat erzielt hat, mnss der Bauer Vio abliefern; wie ge- 
bräuchlich, muss er diesen Zehnten mit seüiem Wagen zur 
Tenne des Grundherrn fahren. Wenn er ans Trägheit oder 
Unachtsamkeit nicht verfährt, wie es oben gesagt ist, und 
das ganze Getreide für sich nimmt, so soll der Distrikts- 
Vorsteher dem Gmndhenm zu seinem Bechte verhelfen. 

9**. Der Bauer muss vom Mais einen Zehnten abgeben. 
10^. Der Bauer muss drei „bani** für jeden Bienenkorb 
zahlen; die Schwärme sind abgabenfrei. 

1) Ein Piaster = 37 cent. 
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11*^. Für die Ziegcu müssen die Baiieru dem Uruiul- 
herrn im Winter und Sommer je zwei „baui** pro Kopf zahlen. 

12'*. Für die Herden, die sich auf seinem Grund und 
Bodeu befinden, nmss der Graudberr je nach der Übereinkunft 
Käse oder Geld empfangen. 

13^. Die Schweine der Bauern sind abgabenfrei, doch 
ist den letzteren nicht gestattet, jene in die vom Grundherrn 
für den Eichelyerkanf bestimmten Wälder zu treiben; nur 
auf Grund eines besonderen Vertrages mit dem Grundherrn 
dürfen sie es tun. Wer ohne derartige Abmachung seine 
Schweine in die bezeichneten Wälder treibt, ronss den Grund- 
herrn mit jenem Betrag entschädigen, den er anderswie 
hätte erzielen können. 

14**. Wenn der Bauer auswandert oder ohne direkten oder 
indirekten luben stirbt und er dem Fiskus nichts schuldet, 
so kann der (71 iiiullu rr dessen Gärten und alle seine Frucht- 
bäume als sein Kirren ansehen. 

15". Der Grundbesitzer wählt für seinen (*ig-enen Gc- 
branrb dfii l»psten Teil des Grund und Hodens; er darf aber 
nicht jene Gebiete sicli aneig-nen, welcka der Bauer vorher 
urbar gemacht und beackert liat. 

16^. Kein Bauer darf iu dem Fisch weiher des Gruud- 
herru fischen. 

17**. Kein Bauer darf Wein oder Branntwein auf dem 
Gebiete des Grundherrn ohne dessen Einwilligung verschleissen 
oder einen Handel mit Lebensmittehi eröffnen, ausser er 
einigt sich vorher mit dem Grundherrn darüber. 

18*^. Der Bauer darf, da er keinen Grund und Boden be- 
sitzt, keine Mühle bauen; dies ist das Recht des Grundherrn. 

19**. Der Bauer hat freien Iflschfang in den Teichen, 
für die er dem Grundherrn eine Abgabe leistet. 

20". Der Grundherr darf dem Bauern kein Land weg- 
nehmen, das dieser urbar gemacht hat, sei es, um es zu be- 
säen, sei es, um eine Wiese oder einen (Tarten anzulegen. 

21^. Der Grundherr empfängt von jeder Schafherde, die 
Junge hervorbringt, und die vom 25. März bifi zum Tage 
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des St. (Jeorg (2Ö. Ai)iilj auf sriiiem Gebiete gelagert hat, 
je ein Lamm uud eiueu „Piaster'*. 

22^. Falls der Grundherr keine Gelegeuheit hat, die 
12 Arbeitstage der Bauern zu verwenden, so müssen letztere 
für ilnc Familien ein „Zlot" (V4 Piaster) zahlen. Der Grund- 
herr hat kein Becht, falls es ihm an Arbeitskräften auf einem 
seiner Güter mangelt, den Bauer aal das beti'effende Gut zu 
versetzen, um die 12 Tage voll zn machen, ansgenommen, 
das betreffende Gnt grenzt an das von dem Bauern bewohntOi 
oder die Strecke zwischen beiden übersteigt nicht 2—3 Weg- 
stunden» oder endlich die auf Jenem Gute sesshaften Bauern 
sind nicht imstande, die nötigen Arbeiten zu vollenden. 

Kurz nach der Abtretung- Bessarabiens (1812) kam der 
phauariotische gesetzf^ebonde Fürst Caradja auf den wa- 
lachischen Thron. Durch seine erst im Jahre 1819 aus dem 
Griechischen ins Rumänische übersetzte Gesetzgebung wurde, 
obwohl er die Verhältnisse der Bauern zu den Grundherren 
zn regeb beabsichtigte, die Lage der Bauern doch bedeutend 
schlechter. 

Die Generalversammlung des Fürstentums wurde vom 
Fürsten zusammenberufen, um das neue Gesetz anzunehmen 
und ihm beizustimmen. Die Adresse, die die Versammlung 
an den Fürsten richtete und in der sie erklärte, über das 
Gesetz abgestimmt und es angenommen zu haben, lautete: 

»Ew. Durchlaucht! 

Gemfiss dem Befehle Ew. Durchlaucht haben wir 
uns alle zu wiederholten Malen vereinigt und mit Auf- 
merksamkeit das von Ew. Durchlaucht entworfene Gesetz- 
buch gelesen. Wir haben uns davon überzeugt, dass dies 
Gesetz eine Erläuterung der alten, in unserem Lande 
gebräuchlichen kaiserlichen Gesetze ist, sowie der alten 
und kanonisierten Gebräuche unserer Heimat." ') 

1) Sidie Morqjanu: «La loi agraire de 1864 et l'^tat du paysan 
en Roumanie*'. Stuttgart. Imprimerie de rUniou „deatsche Verlags- 
gefleU8ohaft<*. S, 18. 
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Welches wareu aber die alteu und kanouisierteD (Je- 
bränche des Landes, von denen in dieser Adresse die Rede 
war? Sie bostimmten offeakundig folgende Rechte und 
Pfiichtea der Bauern: 

1®. Das Becbt för alle im Lande geborenen Ackerbaner, 
den für ihre Existenz nötigen Grund und Boden zn bean- 
spruchen. Der Grundherr hatte kein Recht, sie daran zu 
hindern oder zu verjagen. Was aber für unsere Zeit mehr 
Bedeutung hat, ist 

2**. das ansrlrüc.kliche Weidereclit ((Temeiiideweide für 
das Vieh), das den Iranern ohne irgend eine Veipfliehtuug 
dem Grundherrn fjefreniibcir gewährt wnrde, ausgenoinnien 
die Schafherden zur Zeit der Paarung (25. März bis 2'^. April), 
die Schafhürden und die Ziegen, für die der Grundherr ein 
Anrecht auf eine sehr geringe Entschädigung hatte. Mit 
anderen Worten, das Weiderecht des Bauern für sein Vieh 
war in keiner Weise begrenzt oder dem Grundherrn unter- 
worfen; auch waren keine bestimmten Entschädigungen yor- 
geschrieben. 

3*^. Das Recht des Bauern, weder von seinem Acker, 
noch von seinem Weinberge vertrieben zn werden. 

Dagegen waren die Bauern wiederum verpflichtet: 

l'\ für den Grundherrn während eines 12 lägigen Frohu- 
dienstes den Acker zu bestellen und ausser dieser Zeit auch 
im Notfalle gegen Entschädigung seitens des Grundherrn. 

2^, Zehnten nud andere aus dem Gesetze ersichtliche 
Abgaben zu leisten. 

Ans dem ganzen Gesetzbuch des Fürsten ("aradjas, das 
im allgemeinen die bäuerlichen Verpf licht ungr^i dem Staate 
einerseits (die Steuern wurden verdoppelt) und den Grund- 
heiren gegenüber anderei*seits vermehrte, lassen wir nur 
den dritten 'i'eil des VI. Kapitels folgen. 

Dieser Teil („Legiuirea Caradja") lautet: 
art. 1. Der Frohndienst ist eine Art „emphyteusis", 
die in Rumänien gebräuchlich ist, sobald der Grundherr die 
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Besiedeliiiig seines Uruud uud Bodens mit Frotaubaueni 
gestattet. 

art. 2. Der Frohnbaaer ist verpflichtet, zu Gunsten des 
Grnndherrn Jährlich 12 Arbeitstage zu leisten; wenn ein 
Grundherr mit einem Bauern einen Vertrag auf weniger als 
12 Tage abscbliesst, so ist dieser Vertrag ung&ltig. Was 
Jene Verträge betrifft, die eine geringere als eine 12tägigc 
Arbeftsleistung stipuiiereu, jedoch aber Yor der Verdient- 
JichuufT dieses Gesetzes abgeschlossen wurden, so haben sie 
Rechtskraft. 

art. Wenn ein Grundherr in arglistiger Weise mit 
den Frohnbaiiern eines anderen Grundherrn einen Vertrag 
auf weniger als 12 Arbeitstage schliesst, um damit die ersteren 
nach seinem eigenen Gute zu ziehen, so soll er, sobald die 
Tat bekannt wird, sein Frohnrecht verlieren und dem Frohn- 
heiTU, dessen Bauern er gemietet hat, die Abgaben, die von 
diesen geschuldet werden, zahlen. 

art. 4. Ausser der 12tägigen Frohnarbeit im Jahre 
ist der Frohnbauer seinem Grundherrn zu Je einem Arbeits- 
tag im Früljahr und im Herbst vei'pflichtet; aosserdem mnss 
er ihm zu Weihnachten eine Fuhre Holz „schenken", die er, 
wohin der Grundherr wünscht, zu schaffen hat; die Ent- 
fernung darf aber nicht sechs Wegestuuden tiberschreiten. 

art. b. Hat der Grundherr keine Gelegenheit, von seineu 
Frohni)auern Arbeit zu verlangen, so sollen ihm dieselben 
einen Piaster für jeden Arbeitstag zahlen. 

art. 6. Der Grundherr ist nicht berechtigt, seine Frohn- 
bauem zu Arbeiten auf einem anderen Gut zu verwenden, 
sobald die Entfernung desselben drei Wegstunden übersteigt. 

art. 7. Der B>ohnbauer dai'f ohne eine schriftliche 
Erlaubnis des (irundluirn keine Kodung vornehmen. Der 
Grundherr muss in diesem Schreiben den Ort und die Aus- 
dehnung des zu rodenden Landes bestiiiniieu. Fehlt diese 
Erlaubnis, so verlieit der Bauer seine Arbeit, und der Grund- 
herr kann das gerodete Land als sein Eigen betrachten. 
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art. 8. Der Gnindherr hat koinon Anspiudi auf das 
Land, das die Vorfahren des Bauern urbar gemacht und 
diesem voi t i-lit haben, ebensowenig auf das mit seiner Er- 
laubnis gerodete Land. 

art. 9. Wenn ein Frohnbauer ohne Erlaubnis seines 
Grundherrn auf dessen Grund und Hoden einen Weinberg 
anlegt, so verliert er jedes Anrecht daran. 

art 10. Wenn der Frohnbauer seinen Weinberg drei 
Jahre lang brach liegen lässt, so soll er vor*s Gericht ge- 
stellt werden und dies ihm eine Frist gewähren; wenn 
er auch während dieser Frist seine Arbeiten nicht verrichtet, 
so geht er seines Weinberges zu Gunsten des Grundherrn 
verlustig. 

art. 11. Ausgenommen auf Grund eines Vertrages mit 
dem Grundherrn ist es den Krohnbauein nicht gestattet, 
Wein oder Branntwein auf dessen (irund und Bodeu zu 
verkaufen. 

art. 12. Ks ist el)enfalls dem Frohnbauejn verboten, 
ohne Vereinbjiiung mit dem Grundherrn eine Lebensmittel- 
haudkmg zu eroffnen. 

art. 13. Der ?>ohnbauer daif keine Arülih» bauen. 

art. 14. Der Froiinbauer darf nicht im 'iV-iche des 
Grundherrn fisehen; zahlt er die Abgabe, so darf er in der 
Donau fischen. In den seinen Grund und Boden durdi- 
laufenden Gewässern hat er das Fischrecht ohne irgend welche 
Gegenleistung. 

art. 15. Wenn der B'rohnbaner flüchtet oder ohne 
Erben stirbt, so kann der Grundherr sich seines Hauses und 
Gartens und des von dem Bauern urbar gemachten Landes 
bemächtigen, falls der Fiskus keine Forderungen daran hat. 

art. 16. Die Frohnbauem mfissen dem Gnindherm ab- 
liefern: von je 22 „vadras" Wein eine „vadra"; von je 

0 Schober Weizen, Gerste und Hirse einen; von 10 Schober 
Heu einen oder nach l'bereinltunft; von jedem „pogon" 
(50 ar.) 4 ,,banitzas" ausgekernten Mais oder H „banitzas" 
Alaiskolbeu — die „bauitza" zu 22 „Ukas*' (ca. 30 kg) be- 
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rechaet; von allen anderen laudwirtscbaftlichen Piodukteu 
müssen sie ^'j^ abgfeben. Alles mnss nach dem Hofe ge- 
bracht werden, den der GruDdherr auf dem betreffendeu 
Ornndstück bat 

art 17. Der Frohnbauer mnss dem Gnindberm ffir 
jeden Bienenkorb drei „bani** zahlen. Sowohl im Sommer 
als auch im Winter muss er für Jede Ziege eine Abgabe von 
zwei ,bani^ zahlen. 

Wenn wir nun die beiden erwähnten Gesetze mit- 
einander vergleichen, so sehen wir, dass das zweite fast ganz 
mit dem ersten übereinstimmt. Das zweite iinit rscheidet sich 
von dem ersten hauptsfichlich nur dadurch, dass es durch 
artt. 2, 4 und 5 die Tjat^c (Kt Bauern bechuiteiid erschwerte. 
Nach art. .0 des letzten Gesetzes liatte der (Jiundherr das 
Recht, falls er nicht alle von den Bauern abzuleistenden 
Frohntage verwenden konnte, sich jeden ungeleisteten Arbeits- 
tag mit einem Piaster (H7 cent.) bezahlen zu lassen. Wir 
sehen also, dass diese Entschädigung, zu der der Bauer ver- 
pflichtet war, durch das letzte Gesetz vervierfacht wurde; 
denn nach der P>(>stimnning des G(>setzes des Küi-sten Ypsi- 
lanti miisste der Bauer die nicht geleisteten Frohntage mit 
nur je Piaster bezahlen. Nach art. 4 musste der Bauer 
ausser den gesetzlich fixierten Arbeitstagen seinem Grund- 
herrn noch zwei Arbeitstage, je einen im ITrühjahr und Herbst 
leisten, und ihm zu Weihnachten eine Fuhre Holz ,,schenken^ 
und dieselbe auch bis zu einer Entfernung Ton sechs Weg- 
stunden transportieren. Ganz nachteilig aber wirkte artw 2 
des Gesetzes Garadjas auf die Lage der Bauern, indem er 
jede auf eine Herabsetzung der Frohntage gerichtete Ver- 
einbarung für nichtig erklärte. Der Gesetzgeber wollte also 
nicht, dass die Bojaren etwa grossnuitiger seien als er! 

Wir sehen also, dass die beiden (ii'setze, insbesondere 
aber das letztere, die Lage der l^aucrn verschlechterten. 
Kine gesetzliche Fixierung des Masses dei- den Bauern zuzu- 
weisenden Päiidcreieu ist überhaui>t in der Walachei nicht 
erfolgt. Hiei- ist man immer i,deu alten und kanonisierten 
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(T(?l)räuch(Mi dos Tjandes'* g-oiuäss veifabrcii. DtM- don Baitoi ti 
zuzuweisende Grund und Boden wurde der freien Verein- 
barung zwischen den Grundherren und den Bauern über- 
lassen. Durch dieses Vorgehen wurde die wirtschaftliche 
Abhängigkeit der Bauern inuner noch nicht aus dci- Welt ge- 
schafft. Der Bauer niusste nach wie vor seiner Grundherr- 
Schaft die auf 12 fixierten Robottage . leisten, nnd das an- 
yerhältnismässig grosse Arbeitsquantum, das von ihm an 
einem Tage verlangt wurde, entsprach einem gewöhnlichen 
dreifachen Ärbeitsquantum, sodass man die 12 jährliehen 
Arbeitstage mindestens auf 36 veranschlagen könnte. Von 
einer Fixierung des Arbeitsquantums überhaupt oder der Zahl 
der tfiglichen Arbeitsstunden war dabei keine Rede. Diese 
war ganz der Willkür der Gruudherren überlassen, und man 
kann schon daraus ersehen, wie die damalige habsüchtige 
Aristokratie dieses Recht hat ausnützen können. Fälle, wo 
die Landarbeiter 16 oder noch mehr Stunden am Tage 
für den Grundherrn arbeiten niussten, dürfen uns nicht 
wundern, da diese, obwohl selten, aber doch vereinzelt noch 
heutzutage bei uns vorkommen. 

Als eine bedeutende soziale Schattenseite dieses Systems 
ist wohl der Gegensatz von Kapital und Arbeit zu nennen, 
der in unseren Zeiten durch die zum grössten Teil au die 
Stelle der Selbstbewirtschaftung getretene Pachtwirtschaft 
in hohem Masse verschärft worden ist Der Grundherr, der 
sich um das Wohl und Wehe der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung fast gar nicht kümmerte, war nur Vertreter des 
Kapitals, seine Bauern dagegen, die in unmittelbarer Ab- 
hängigkeit von ihm lebten, nur Vertreter der Arbeit. Um 
eine möglichst hohe Grundrente zu erzielen, drückte der 
erstere seine Zeitpächter herab, forderte von ihnen das grßsste 
Arbeitsqnantnm und überschritt ausserdem fortwährend die 
ihm von den Gesetzen gezogenen Grenzen, sodass die 
Bauern, wenn sie es nicht mehr aushalten konnten, nach den 
Wäldern zogen und unter TiCitung eines Han]»tes Kiliiboi- 
baudeii bildeteu und eiueu b^stemutischen Kampf gegen die 
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Bojaren und Griechen boj^annen. Es bildete sich das ßauditen- 
wesen. Die Tätigkeit dieser Bauditen, Verfechter der In- 
teressen des rumänischen Volkes, war auf Bestehlung, Be- 
raubung und selbst aucb auf das Töten der „sebwarzen 
Bande** (Bojaren nnd Griechen) gerichtet, deren Gelder sie 
an die Armen nnd an die in bedrängter Lage sich befinden- 
den Bauern verteilten. 

Ende des 18. nnd Anfang des 19. Jahrhunderts brachte 
eine Revolution das rumänische Volk in Aufregung. Die 
Griechen, die sich seit dem Fall Konstantiuopels unter der 
türkischen Herrschaft befanden, konnten den Druck des tür- 
kischen Halbmondes nicht niclir ertragen. Von der fran- 
zösischen Kevoliition beeiiitliissl luul von den liboraloii Frin- 
zipi(Mi des 19. .lahi liiindtsrts begeistert, wollten si(» das liirkischo 
Jur.li, das ihre Ileiniat zu schwer drückte, abschütteln. Die 
erste Bewogun«^ gf'gt^n die türkische Herrschaft fand schon 
1780 statt, und nicht etwa auf griechischem Hoden, sondern 
in Rumänien, das in der ganzen Phanariotenzeit mit (kriechen 
überscinvemmt war. „^EiaiQia luiv (fila)v^ (Gesellschaft der 
Freunde), deren Grundsatz „C^jr6> /) (fiXoytvfia'^ (es lebe die 
Liebe zur Heimat) war, wurde in Bukarest geschlossen. Die 
phanariotischen Fürsten beider rumäuiscbeu Fürstentümer 
suchten auf alle Weise diese Bewegung zu vergrössern, indem 
sie strebten, selbst die Hilfe des rumänischen Volkes heranzu- 
ziehen. Solange Busslaud, dessen Ziel die Besitznahme Kon- 
stantinopels war, der Bewegung Hilfe nnd Unterstützung ver- 
sprach, schlössen sich die Rumänen dieser politischen Bevolutlon 
an. Sobald aber auf G-rund des „heiligen Bundes^ ^) ßnssland 
die Revolution nicht nur nicht mehr fordern wollte, sondern 
ihr auch entgegentrat, gaben die Rumänen den Gedanken auf, 
das türkische Joch abzuschütteln; denn sie kannten schon 
die Folgen davon aus einem erfolglosen Falle. Es wäre auch 
für die Rumänen sehr schwer gewesen, neben ihren Todfeinden, 
den Griechen, die ihnen seit langen Zeiten das Blut aus- 
sogen, zu käiiii)fen. Ks bildete sich dann eine nationale Partei 

]) Zwischen Frankreich, Österreich and Bussknd. 
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iu der Moldau, deren Ziel die Vertreibung der Griechen aus 
den Fürstentümern war. Sie versuchte, den Tüi'ken zu be- 
weisen, dass sich das rumänische Volle niclit gegen die türkische 
Herrschaft, sondern gegen die Griechen, die den Frieden in den 
B'ürstentümern stören, erbeben wolle. Dasselbe geschab auch 
in der Walachei, nur mit dem Unterschiede, dass, während in 
der Moldau die ßewegnng ansschliesslicb gegen die Griechen 
gerichtet war, also einen rein politischen Charakter hatte, 
bei der walachischen Bewegung dagegen zwei Momente in 
Betracht zn ziehen sind: das politische und daneben das soziale 
Moment. Der Führer der Bewegung in der Wahidiei;War 
Tudor Vladimh-esca. Obwohl wegen selncor Verdienste in den 
Adelstand erhoben, galt seine Neignng doch dem Volk, dem er 
selbst entstammte. Schon in dem ersten Manifest, das er im 
Januar 1821 an das Volk richtete, forderte er die liauern auf, 
sich zusanimeii/Aischliessen, um „mit dem Uebel das Uebel zu 
vertreiben", und dadurch eine nationale Regierung zu erlangen. 
Als er die Fahne der Freiheit zum ersten Male in Oltenia 
erhob, kamen aus allen 'J'eilen des T^andes die rachsüchtigen 
Hauern und Messen sieb in seinem Heere anwerben. Der Hass 
gegen die Phanarioteu wuchs noeh mehr, als der Fürst Alexander 
Sutzu die Bewohner der Stadt Tirgoviste ihi er Güter berauben 
wollte. „Kr (der Fürst) drang mit Gewalt in ihre Wohnungen 
«in, verjagte oder verhaftete die Familienhänpter und liess sie 
auspeitschen, um sie zur Herausgabe ihres \'ermögens zu 
zwingen."^) Die Bande des Hauptmanns Tudor Vladimirescu 
bildete sich ausschliesslich aus undisciplinierten Elementen; 
nicht nur die unterdrückten und die wenigen freien Bauern, 
nicht nur die Wegelagerer und die Banditen, sondern auch die 
Verbrecher aus den Gefängnissen, die zur Zeit freigesprochen 
wurden, schlössen sich an den tapfem Ffihrer an. Obwohl er 
zu wiederholten Malen seinen Mitkämpfern erklärte, nur das 
unredlich erworbene Vermögen solle geplündert und dessen 
Besitzer getötet werden, genügte dies doch seinen Leuten nicht. 



1) \aiUaiid op. cit^ 

8 
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die jedes Hab und Gttt als iiiirpfilich erworbenes ansahen und 
folglich alles plünderten. Weder Vorwürfe noch Strafen noch 
selbst Tod:3Sstrafen, die über diejenigen Soldaten verhänget 
Warden, die die ihnen von Tudor gewährten Rechte iniss- 
brauchten, konntstn die Bache der fiaaern wSssigen und ihre 
Wut zähmen. 

Obwohl der Führer der Bewegung den Türken erklärte, 
die Reyolntlon sei nicht gegen die türkische Herrschaft, sondern 
gegen die Griechen gerichtet, die seit langer Zeit das rumänische 
Volk ansbenteten und sich jetzt gegen die Türken in einem 
Lande, das nicht ihnen gehörte, erhoben hätten, konnte man 
bei der damaligen herrschenden Unordnung das Streben beider 
Elemente nicht von einander unterscheiden. Die rumänische 
soziale Revolution wurdi' mit der griechisch -politischen ver- 
wechselt. Vor der Ankunft der l iii kcn in den Fürstentümern, 
die die Revolution unterdrücken wollten, trafen die Kührer der 
beiden Parteien in Bukarest zusammen. Als Vpsilanti, der Füi'st 
der Walachei und zugleich der Führer der griechischen 
^Eiuf(jt'((, (U'iii Führer der rumänischen Partei vorschlug, er 
soll«' sich mit den Griechen verbinden, um das Joch des Halb- 
mondes abzuschütteln, bekam er von letzterem die Antwort: 
„Griechenland ist die Heimat der Griechen und Rumänien die 
der Rumänen.^ Von dieson Tage an verlor der Grieche 
jede Hoffnung und nahm sich vor, den rumänischen Führer 
zu Viiea. Es golan)^ ihm, d(Mi rumänischen ßauernfreund in 
die von ihm gestellte Falle zu locken und ihn hinterlistiger^ 
weise zu erdolchen. Mit dem Tode Vladimirescus hörte jede 
rumänische Bewegung auf, und die griechische- Revolution 
wurde von den Türken erstickt Dieses kühne Unternehmen 
hat Rumänien vielen Schaden gebracht; »tout fnt livrö au 
pillage et ä Tincendie. Les denx capitales m^me ne fnrent 
pas §pargnto: Bucarest et Jassy furent d^vastöes et livröes 
auz flammes, et plus de deux mille maisons furent consnmöes 
dans )»tte derniöre vilie« sagt Boerescu. ') Jedoch kam der 

1, I/iinielioration de T^tat des paysacs roumains. Paria J86J. 
Libirairie A. Durand S. öO. 
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Gedanke des natioDaleo Kämpfers aas dieser Haine heraus! 
die BuiDftDen erlangen ihr altes Becht wieder, die oatioaale 
Regiening zu wählen. Die phanariotische Epoche wurde für 
immer vei-siegelt (1822). 

Im russisch-türkischen Krlegfe von 1828, der das russische 

Heer nach Rumänien fülirte, haben die Fürstentümer viel ge- 
litten. Obwohl die Kuniänt ii selbst an dem Krieg-e nicht be- 
teiligt waren, und ihnen die Kassen die Auf rech terhaUung der 
Ordnung und eine vollständige Sicherheit, auch seitens der 
russischen Truppen, versprachen, hatten die Fürstentümer doch 
die schwersten Zeiten zu ertragen, von demMi die Geschichte 
zu belichten weiss. Der Steuer- und Alj^rabcndruck neben 
den mannigfaltigen Arbeitsleistungen, denen das \ olk unter- 
■\voi*fen war, indem man die Hauern und ihre Frauen als Zug- 
tiere benutzte und sie an die Wagen zur Beförderung des 
Kriegsmatenals spannte — da der russische General .Taltuhin 
meinte, es käme nicht darauf an, ob Menschen oder Tiere zur 
Ausführung der Befehle verwendet würden — , yei^gfrösserten 
den Ruin der rumänischeu Länder. Und wenn man noch die 
Brutalität der russischen Soldaten, die Verletzung des Haus- 
rechts, das Morden, die Hungersnot, die Pest und die Vieb- 
senchen in Betracht zieht, so kann man sich die Kahimitäten 
des Landes, den hohen Grad des Leidens und die grundlose 
Tiefe, in die das rumänische Volk yersunken war, yergegen- 
wärtigen. Nach dem Friedensschlnss (1828) bekam Russland 
das Okkupationsrecht über die rumänischen Fürstentümer, bis 
die Türkei ihren Verpflichtungen nachgekommen wäre. Da 
aber die Türken in ihicr ungünstigen finanziellen Lage die 
Kriegsentschädigung niclit sofort zahlen konnten, blieben die 
Fürstentümer bis zum Jahre 18H4 unter der russischen Okku- 
pation. Am 15. November 1829 wurde der Graf Paul von 
Kisseleff zum Landesvei weser der Fürstentümer ernannt. 
Dieser liberah», unparteiische (Tfaf nahm sich vor, diejanimer- 
volle Lage beider Länder zu verbessern, indem er durch einen 
Komplex von Gesetzen, das sogen. „Reglement organi(iue", 
der bisher in den ^Fürstentümern heiTscbeuden Willkür feste 
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Grenzen 2a ziehen, die HOhe der Stenern, die die BeTÖlkeron^ 
drückten, herabzumindern, das Verhältnis der bäuerlichen zn den 
staatlichen und gmndherrlichen Rechten ein fttr alle Mal zn 
regeln und die anderen Kalamitäten des Landes zu beseitigen 
suchte. Obwohl die Bestimmuugeu des unt«r dem ansschliesslichen 
Einflüsse und der Anseht Busshinds abgelassten organischen 
Eeglements nicht ganz liberal waren, hat doch das organische 
Statut darin sein Verdienst, dass es wenigstens den Ueber- 
grifteii und der Willkür der Grnndlierrscliaft feste Grenzen 
zog und durch praktische Massnahmen die übrigen Kalamitäten, 
vor aHem die Pest und die ViehseuchLMi, die die Bevölkerung 
und das Vieh dezimierten, beseitigte. Dass das Gesetz oder 
besser die Gesetze, die unter dem Namen „Reglement orga- 
nique" zusammeugefasst waren, nicht zu Gunsten der ländlichen 
Arbeitsklasse erschienen, ist deutlich aus der Art und den Um- 
ständen zu ersehen, wie sie in den Fürstentümern eingeführt 
wurden. Erstens war das betreffende Statut das Werk eines 
Staates, dessen ländliche Verhältnisse nicht günstiger waren 
als l>ei uns, und aus denselben Gründen, besonders wegen des 
Widerstandes der mächtigen Aristokratie, war eine ganz liberale 
Neuordnung der agrarischen Verhältnisse nicht zu erzielen. 
Femer konnte man doch von einer Begierung, die dem Lande 
kurz vor der Okkupation Endlich gesinnt war, nicht mehr 
erwarten. Zweitens aber wurde die Gesetzgebung von einer 
Generalversammlung bestimmt, die sich ausschliesslich aus Bo- 
jaren zusammensetzte und in der der russische Staat selbst 
resp. sein Vertreter den Vorsitz ftthrte. Wie konnten nun 
die Bojaren, ausser einigen liberaldenkenden Grundherren, die 
das Statut nicht unterschreiben wollten, zu Gunsten des Volkes 
entscheiden, dessen Bedrücker sie waren ? Ihr Interesse schrieb 
ihnen vor, die Bauern möglichst auszubeuten. Trotz alle- 
dem müssen wir aber anerkennen, dass die russische Gesetz- 
gebung diuch die Einschränkung der freien Willkür der Gruud- 
herren von besonderer Wichtigkeit für die weitere Eutwickelung 
der Verhältnisse wai*. 
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c) Das oi^anische Statut und die abgeänderte Gesetz- 
gebung von 1851. 

Nach der Debatte und der Modifizieruiiof des org:anischen 
Statuts wurde dies vou der Vei^ammlun^ acceptiert, von der 
Pforte bestätigt und im Juli 1831 erst in der Walacliei und 
im Januar 1832 in (l(>r Moldau veröffentlicht. Dem Inhalte 
nach zerfi<*l das organisrhe llef^lenienl in zwei Teile, und zwar 
in den i)()litisch -administrativen und den sozial-ökonomischen 
Teil. Der letztere soll uus hier beschäftigen. 

Das Ziel dieses zweiten Abschnittes des organischen 
Statuts war ein doppeltes : a) eine Umwandlung des bisherigen 
Steuersystems und b) eine Neuordnung der bäuerlichen Ver- 
hältnisse in Bezug auf die grundberrlichen. Wir haben nun 
das Gesetz nach diesen beiden Richtungen hin zu besprechen. 
Was zunächst das alte Steuersystem, ^) soweit man es so nennen 
darf, anlangt, so fing das neue Gesetz seine Reformen mit 
Abschaffung einer Reihe Ton indirekten, sowie direkt fixierten 
Steuern nnd mit der Bestimmung der Höhe der bisher will- 
kürlichen Kopfsteuer an. Die alte K(»pf Steuer, die auf dem 
Wege der Repartition^ erhoben wurde, wurde nach dem zi- 
tierten Gesetz durch eine Personalsteuer ersetzt, die aber nicht 
etwa den persönlichen materiellen Verhältnissen entsprach, 
also nicht einen jeden nach seiner Leistungsfähigkeit traf. 
Dadurch wurde wiederum keine progressive Besteuerung erzielt. 
Jede Hanernfainilie iiiiisstc, ohne Rücksiclit auf ihr \'erni(»gen 
oder Einkonitiicii, die durch das russische (lesetz auf 30 Piaster 
(11 Frs. lü ceut.) fixierte Kopfsteuer entrichten. Durch diese 



1) Aus unserer hisherig'en Betrachtung: kann man deutlich er- 
sehen, das.s die alten Abgraben keineswegs ein wirkliches Steuersystem 
waren, sondern sie bildeten eine tatsächliche Ausbeutung des hftuer- 
liehen Vermögens, das als fUntliches Gut betrachtet wurde; denn 
eine richtige Steuererhebung ist bestimmten Regeln unterworfen und 
hat bestimmte Grenzen, was damals nicht der Fall gewesen ist. 

2) Die Auferlegung der Kopfsteuer auf „Lude" (Vereinigung 
mehrerer famiUen, die kollektiv zu diesen Steuern verpflichtet waren.) 
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Massregel entzog das Gesetz die Steiierpflichtigeu der fürst- 
lichen Willkür, denn trotz aller Schattenseiten dieses Vor- 
gehens hatten die Banem den Vorteil, dass sie in der Lage 
waren, im voraus zu wissen, was sie zu entrichten hatten, 
and nicht mehr einer täglichen willkürlichen Erhöhung^ aus- 
gesetzt waren. Einer der wichtigsten Grundsätze der Be- 
steuerung, nSmlich die Ordnung, wurde zum ersten Mal bei 
uns durch das organische Statut eingeführt. Was die übrigen 
durekten und indirekten Steuern betrifft, so zog das erwähnte 
Gesetz gleichfalls der türkischen und fürstlichen Willkür feste 
Grenzen. Die zahlreichen Steuern und Naturalabgaben, denen 
das Volk unterworfen und durch die die Lage der Bauern im 
höchsten Grade gedrückt war, wurden dnrch das „Reglement 
organique* abgeschafft. Die Bauern mussten sechs jährliche 
Arbeitstage zur Errichtung und Verbesserung der I^andstrassen 
ableisten. In der Tat betrug aber die Zahl, wie in der 
Moldau im Jahre 1849 von dem „comit^. moldave" ') berichtet 
wurde, nicht selten 24. Der Bauer musste ferner 2 „paras" 
(ca. 2 Cent.) für jedes Gespann vor dem Eintritt in die Städte 
und 4 „paras", wenn es sich um die Hauptstadt handelte, 
zahlen. Der Kommune gegenüber hatte der Hauer folgende 
yeri)fli('htungen : er musste 6 Piaster (2 Frs. 22 cent.) pro 
Familie für den Stadtaufseher uud 2 „Piaster" (74 cent.) für 
den Dorflehrer zahlen. Er unterlag ferner einer auf 3 „Piaster* 
(1 Frs. 11 cent.) fixierten Jahreskommunalsteuer, die in ausser- 
ordentlichen Fällen auf das Doppelte erhöht werden konnte. 
Eine fernere Last waren die 5 „Piaster" 18*/« »paras** (ca. 
2 Frs.) an Schul- und Militäreinquartierungsumlagen.*) Zu- 
sammen betrugen die gewöhnlichen Jährlichen Lasten also 
46Vs, resp.49V2 »Piaster** (ca. 18 IVs.). Was nun die zweite 
Tom (besetze festgestellte Steuer, die sogen. Patentsteuer an- 
langt, so betraf diese nur die Kauflente und Zünfte, und des- 
halb li^ sie nicht im Bereiche unseres Stoffes. 

1) Siehe Baicescu .Questions ^conomiqaes eto.*^ S. 41. und fol^. 

2) Grünberg, Handwörterbuch der StaatswiBsenscbaften. Bd. 
II. Batternbeireiung in Bumftnien. 
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Die Bojaren wurden von dem zitiei teu (besetz sleuei-frci 
gesprochen, und diejenige Baaemklasse („scutelnici^), welche 
von Mavrokordat ins Leben gemfen wurde (siehe 8. 91), die 
alle Steuern an die Grondherren zu entrichten hatte, und die 
im Laufe der Zeit in eine wirklidie DienerschaftsUasae um- 
gewandelt wurde, wurde durch das russische Gesetz auf- 
gehoben. Die «scutelnid** wurden dadurch gewöhnliche Steuer- 
pflichtige, und die Bojaren sollten dafür je nach der Anzahl 
der Bauern, die ihnen vor dem neuen Gesetze steuerpflichtig 
waren, von der Staatskasse entschädigt werden. ^) Bei dieser 
Gelegenheit erhielten 17000 Bauemfamilien ihre persönliche 
Freiheit. Durch die gesetzliche Steuerfreiheit erreichten nun 
die P^ojareu das von ihiiuü die ganze phanariotische Epoche 
hiudurch erstrebte Ziel. 

Wenn nun durch das neue Steuersystem des organischen 
Statuts eine erhebliche Besserung der Lage der Bauern her- 
vorgerufeu wurde, sollten sie in Gemässheit des Gesetzes, was 
ihre Verpflichtungen den Grundberren gegenüber anlangt, 
grösseren Lasten unterworfen werden. Wie man aus dem 
Texte des organischen Reglements ersehen kann, unterliegt es 
keinem Zweifd, dass das Gesetz indirekt zur weiteren Uerab- 
drftckung der Bauern durch ihre Grundhen^chaft beigetragen 
hat, denn „der Zweck dieser Gesetzgebung ist," lautet das 
organische Statut, „die Rechte des Grundbeätzes zum Schaden 
der Staatskammer zu vermehren, um die Grundherren für den 
erlittenen Schaden zu entschädigen/ Einerseits hatten nicht 
alle Bojaren »scutelnici", und als solche hatten sie es nicht 
nötig, sich für das Wohl der zu befreienden Bauern zu „opfern" ; 
andererseits aber sollten die Bojaren für den durch die Eman- 
zipieruug der „scuteluici" erlitteuen Schaden von derStaats- 



1) Pro Kopf „scutelnici" erhielten die Bojaren eine lebens- 
längliche Rente von 60 „Piaster" (82 Vn, 20 cent.) jährlich. Siehe 
Reglement ofganique für die Walachei S. 88art. 64 und S. 189 art 
1 und folg.; fftr die Moldau Kap. S, AbaehniU 1, artt 71 und 72, §8 
and folg. 
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kammei' entschädigt werden. Warum spricht üauQ das Gesetz 
von einem Opfer seitens der Bojaren und wanim lautet die 
allgemeine Formel fiii- alle Bojareo? ! . . . Das ist ja er- 
klärlich, denn die Bojaren waren es, die das Gesetz bestimmt 
hatten, und somit branchten sie niemandem Bechenschaft von 
ihrer Logik abzulegen! 

Wenn nun das höchste Ziel des Grafen Kisseleff, unter 
di'ssen Ausinzien das organische Statut zustande gekommen 
war, (»ine Intt'ressenversühnung beider in Betracht kommenden 
Gesellscliaftsklassen durch eine möglichst richtige Aussrieichung 
der T^flirhtcn zu den Rechten war, wenn soiiK' Anfinerksamkeit 
auf die Uebereinstimniuug der von den Bauern an die Grund- 
herren zu leistenden Arbeit mit dem von den letzteren den 
ersteren zuzuweisenden Grund und Bodeu gerichtet war, und 
schliesslich, wenn er tatsächlich die Zuweisung von Ländereien 
dem Bedarfe der Hanorn entsprechend anstrebte, so fragen 
wir uns nun, ob die liberalen Gedanken des russischen Generals 
sich verwirklicht haben? ! . . Bedauerlich! Die Stimme der 
Ellenden fand diesmal auch kein Oehdr! 

Wir wollen al)er auf das Gesetz, wie es von der Ver- 
sammlung modifiziert wurde, näher eingehen, indem wir erst 
die Rechte und dafui die Pflichten der Bauern den Grund- 
herren gegenüber genauer besprechen. 

Das organische Statut verpflichtete die Gruudherren, 
den auf ihren Gütern ansässigen Bauern Ländereien im 
Höchstmasse von '/j der Gesamtfläche ihrer Güter zur Be- 
bauung zu überlassen. Die ländlichen Arbeiter bildeten drei 
Klassen, je nachdem sie vier Ochsen und eine Kuh, zwei 
Oehseo und eine Kuh oder nur eine Kuh besassen. 

Der Grundherr niusste jedem Dorfbewohner in der 
Walachei ohne Ausnahme 400 q. Klafter (15,7 ar.) in der 
Ebene und 300 q. Klafter (11,8ar.) in den Bergen T.and für 
Wohnung, Hof und Garten zuweisen. — Überdies musste 
jeder Bauer ifi der Walachei, je nach der Grösse seines 
Viehstandes, an Land erhalten: 
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die erste Klasse 
(mit ö Stück 
Hornvieh) 



die zweite Klasse 
(mit :^ Stück 
Horuvieli^^ 



„po^ou" (25 ar.) Weideland für jedes 8tiick 
Hornvieh; zusammeu also 2^2 »pogou". 

1 „pogou'' (50 ar.) Wiesenland für jedes Stück 
Hornvieh; zusammen also 5„pOj^oii**. 

3 tiPOgon" (l»ö ha.) Ackerland. 

V2 i^pogfon" (25 ar.) Weideland fiii- jedes Stück 
Hornvieh; zusammen t "o ,,i»ogou". 

1 „poß-on" (50 ar.) Wiesenland für jedes 
Stück Hornvieh; zusammen 3 „pogou". 

3 „pogon*" (1,5 ha.) Ackerland. 



die dritte Klasse] V2 »P^Rou" (25ar.l Weideland. , 
(nar mit einer i 1 „ (öOar.) Wiesenland. 

Kuh) J 3 „ (150 ar.) Ackerland. 

Jeder Bauer musste also ohne Rücksicht auf die (Trosse 
seines Viehstandes 3 »pogon* (l^tha.) Ackerland för seine 
Existenz nnd Je nach der Zahl seines Viehes — Jedoch nicht 
mehr als für zwei Paar Ochsen nnd eine Kuh — 2 Vs »pogon**, 
1 Vs »pogon" oder V« »pogon* Weidehwd u. 5,3 oder 1 „pogon" 
Wiesenland erhalten. 

Oder: 

3 „pogon" Ackerland | zusammen^) 10' 2 
2 1/2 » Weideland j „pogon" (5 »/j ba.) 
[5 n Wiesenland j Grund nnd Boden. 

die zweite [ 
Klasse erhielt ' 



die erste , 
Klasse erhielt^ 



»pogon** Ackerland 1 zusammen ') 7 V3 
Weideland [ »pogon" (3^/4 ha.) 



[ 3 n Wiesenland | Grund nnd Boden. 



die dritte . 
I^lasse erhielt 



3 „pogon*^ Ackerland 
1/2 Weideland 



ff 



zusammen ') 4 V2 
pogon" (2V4ha,) 



Wiesenland 1 Grund und i3odeu. 



In der Moldau erhielt )eder Bauer ohne Rücksicht auf 
die Grösse seines Viehstandes: 



1) Ausser den 400 resp. SOG q. Klaftern, die jeder Dorfbewohner 
erhalten mitwte. 
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10 niold. Kateu („pr^jini") = 17,87ö ar. für Wohnung, Hof 

und Garten. 

1'/, Jalcio" (a 1,48 ha.) . = 214,5 ar. für Ackerland 
20 moldauische Kuten , , = 35,75 ar. für Weideland 
40 moldauische Baten . . = 71^ ar. für Wiesenlaod. 

Überdies erhielten die Bauern fttr Je 2 Stttck Hornvieh 
— Jedoch nie mehr als für zwei Paar Ochsen und eme 
Kuh — weitere 

60 Raten = 107,26 ar. Weideland 
60 Raten = 107,25 ar. Wiesenland. 

Das Mass des Ackerlandes und der für Wohnung, Hof 
und Garten zugewiesen<'n F^äudei-eien blieb also für alle drei 
Klassen das gleiche; die Bauern der ersten und zwtiiten Klas.se 
erhielten aber einen Zuscluiss von 107,25 ar. Weideland und 
ebensoviel WiosenlauU resp. 214,5 ar. Weideland und ebenso- 
viel WiesenlauU. 

Oder: 

[ 214,5 ar. Ackerland 
für die erste Klasse | 250,25 ar. W^Mdeland (zusammen) 

[ 286,0 ar. Wieseulaud „ 

214,0 ar. Ackerland 
143,0 ar. Weideland (zusammen) 
178,75 ar. Wiesenlaud „ 

214,5 ar, Ackerland 

für die dritte Klasse ] 35,75 ar. Weideland 

I 71,5 ar. Wieseulaud. 

Zusammen erhielten (ausser den 10 Ruten (17,87öar.) 
für Wohnong, Hof und Garten): 

die erste Klasse: 750,75 ar. (7,51ha.) 
die zweite Klasse: 536,25 ar. (5,36 ha.) 
die dritte Klasse: 321,75ar. (3,22 ha.) 

Differenziert man die den Bauern in der Moldau und 
in der Walachei zugewiesenen Ländereit^n, so ergiebt sich; 

für die | in der Moldau: 7,51 ha. | j>j|£gj.QU2 • 2 26ha 
erste Klasse ( in der Walachei: 5,25 ha. J • > • 



ffir die zweite Klasse 



Grun^ und Boden. 
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für die | iu der Moldau: 5,36 ha. 1 uj|£gj,ßjjjj . j öl ha 
zweiteKlassej in der Walachei: 3,75 ha. j ^ . , i . 

für die J in der Moldau: 3,22ha. | ßiff^pgjjj. 097ba. 
dritte Klasse \ iu der W-iüachei : 2,25 ha. j ' * 

Ein weiteres Becht der fianern, das für die spätere 
Entwickeiang der VeriiftUmsse von Bedeutoog ist, war das 
Recht, das nötige Brennholz ans den Ton dem Grundherrn 
dazn bestimmten Waldnugeu zn holen. Die Banem waren 
schon vor dem nissischen Gesetze dazu berechtig ; das be- 
treffende Gesetz erkannte nur dieses alte Recht an. 

Dies waren die Rechte der Bauern. Was hatten sie 
nun dasrefren zu leisten? In der Walachei, wo die ßaaem 
bedeutend weniger Grund und Boden als in der Moldau er- 
hielten, waren die Arbeitsbedingungen naturgeniäss etwas 
leichter. Wir haben schon gesehen, dass das Urbarinm des 
Fürsten M omzzi in der Moldan nicht irgend eine Bestimmung 
der von den Bauern zu leistenden jährlichen Arbeitstage zu- 
stande gebracht hat. Es war den Bojaren gleichgültig, ob 
die gesetzlich fixierte Anzahl der Jährlichen Arbeitstage 12, 
14, 24 oder 36 betrug. Denn wie es sich aus ihrer an den 
Fürsten Moruzzi gerichteten Klage ergiebt, wurden die 
12 jährlichen Arbeitstage von den Banem nicht so innege- 
halten, dass das von ihnen täglich geleistete Arbeitsquantnm 
dem von einem gewöhnlichen Arbeiter täglich geleisteten 
entsprach; mit anderen Worten, die Bauern aiboiteten nicht 
ainif'is, als dass sie sich iiui um die „Zählung der an- 
scheinend geleisteten Arbcitstairc" kümmerten; so haben die 
(ii'undhorrcn ihre Anfmcrksanikcit auf das Jährlicli zu lfMst(Mi(le 
Arlicitsquautum gehsnkt, indem sie daran wiederiioltt' An- 
sprüche erhüben und diese allerdings auch in erwünschtem 
iMasse befriedigt erhielten. Durch das organische Statut 
wurde insofern die bäuerliche Arbeit erschwert, als dadurch 
nicht mehr das jährliche, sondern das tägliche Arbeitsqoautum 
fixiert wurde. 
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Ihn- Hauer iiuisstc seinem lirundherni die 12 traditionellen 
Arbeitstaji^e (Landarbeiten) leisten, imd zwar je 4 im Früh- 
jalir, Sonnner und Herbst. Besass der Bauer Zugtiere, so 
sollte die Arbeit mit diesen, wenn nicbt, dann mit der Haud 
yerrichtet wei-deu. Der Bauer nuisste ferner eine Fubre trans- 
portieren, deren Ziel 6 Wegstunden nicht überschreiten durfte, 
was also mindestens einen Ta»: in Anspruch nahm; ausserdem 
musste er einen Tag mit dem Pfiuge arbeiten. Je 100 Familien 
mossten 4 Leute zum persönlichen Dienste des Grundherrn 
für das ganze Jahr stellen, was mindestens weitere 13 Tage 
im Jahre fflr jede Familie ausmachte. Die Zahl der gesetzlichen 
Frohntage betrug also zusammen mindestens 27. Es muss 
aber berücksichtigt werden, dass das vom Gesetze bestimmte 
tägliche Arbeitsquantum ganz unnormal und masslos war und 
deshalb nicht an einem Tage geleistet werden konnte. So 
musste In der Walachei jeder Bauer, der ein Paar Ochsen 
besass, am Tage 10 walachische K'uten, also 540 (i- Klafter 
(ä 2 ni. ) Boden beackern, besäen und beegtren; wer zwei i'aar 
Ochsen besass, eine doi)i)elt so grosse Fläche. Es musste 
weiter „pogon" (10 ar.) an einem Tage ausgejätet werden; 
6 Kuten mussten an einem 'l'age gemäht und in (Tarbon ge- 
bunden werden; die Kosten für die Befrnderuug zur Tenne 
trug der Grundherr. Das Heumachen uiul das Einbringen des 
Heues von einem „pogou" (öü ar.) wurde zu ö Arbeits- 
tagen berechnet. 

Viel schwerer waren aber die Arbeitsbedingungen in der 
Moldau^ wo. die Arbeiter mehr Grund und Boden erhielten. 
Als G^nleistung für den ihm zugewiesenen Grund und Boden 
hatte der Bauer hier Folgendes zu erfüllen: 

12 .Arbeitstage (Landarbeiten) jährlich, nämlich je 4 im 
Frühjahr, Sommer und Herbst; besass er Arbeitstieie, mit 
diesen, wenn nicht, mit der Hand. Der Bauer musste ferner 
7^^'ei Holzfuhren transportieren, was, da das Holz eventuell 
bis aus einer Entfernung von vier Wegstunden geholt 
werden musste, zu wenigstens 3 Tagen veranschlagt werden 
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kann. ') Daun musste er 1 — 2 Fuhroii machon, ionachdom die 
Entfornung von dem Gute, wo der Bauer sass, bis zu dem Be- 
stiramung^sort. 8 — 16 oder bloss 1-8 Wegstunden betrag, was 
also mindestens zu weiteren 4 Tagen bprechnet werden muss, und 
4 Tage zur Verricbtung der auf dem Gute notwendigen Re- 
paratnren verwenden. Es mussteu endlich je 25 Familien 
einen Mann zum persönlicben Dienste beim Gutsheirn für das 
ganze Jahr stellen, was mindestens 13 Tage im Jahre für 
jede Familie ausmachte. Die Zahl der gesetzlichen Frohn- 
tage betrag hier also znsammen mindestens 36. Das gesetzlich 
fixierte Qaantam der an einem Tage za leistenden Arbeit war 
hier grösser als in der WalacheL So mnsste jeder Bauer, 
der ein Paar Ochsen besass, an einem Tage 14 moldauische 
Knten (25 ar.) urbar gemachten Boden und 9 Buten (17 ar.) 
Brachfeld umpflügen, besäen und beeggen; wer zwei Paar 
Ochspn besass, eine doppelt so grosse Fläche. Ferner nuissten 
an einem Tage 12 lUUeii (22 ar) ausgejätet werden; 16 Ruten 
mussten in einem Tage gesichelt oder 20 Ruten gesonst werden, 
und di<' Beförderung und das Einbringen der Ernte iu Schober 
musste aii'-h an demselben Tage gescliehen. 

Wir seilen also, dass das gesetzlich bestimmte Arlx'its- 
quantum für einen Tag übertrieben war, und die Bauern 
brauehten zur Leistung- der vom Gesetze auf einen Tag be- 
stimmten Arbeit mindestens 4 — 5 Tage, sodass die Zahl der 
12 jährlichen Robottage wenigstens mit dem vierfachen resp. 
fünffachen Betrag veranschlagt werden kann. Ausser diesen 
Arbeitsleistungen, die zum Teil dem Gesetze gemäss durch 
Geldleistungen ersetzt werden konnten — und das Recht 
hierüber zu bestimmen besassen nur die iTrundherren — mussten 
die Bauern Vio Ertrages aller landwirtschaftlichen Produkte, 
% des Heues, Weines in der Walachei und Vio 

in der Moldau an den Grundherrn abliefern, und sie waren 
noch Terpflichtet, diese Produkte nach dem Frohnhofe zu 
befördern. 

1) Wenn der Biiner keine Zu<;tiere besass, SO tnusste er dafür 
4 Frohntage mit der Uaud arbeiten. 



Digitized by Google 



126 — 



Summiert man nun sämtliche Frohnta^e, so erhält man 
mindestens 05 — 70, d.h. 45^/,, dos Ackerbaujahres.') Konnte 
nun aber der liauer die übrijifon Arboitstaofc des Ackerbanjahres 
für seinen Hedaif verwenden? Nein; denn die abzuhnsteiiden 
Arbeitstag-e ninsstcn in drei p]pochen im Jahre geleistet werden, 
und zwar, wie erwähnt, je ein Teil im Frühjahr, Sommer und 
Herbst; der (irundherr Verlan o-te die V^errichtung der Land- 
arbeiten, sobald er es nötig hatte, d. Ii. wenn das Wetter, 
wonach man sich in der Landwirtschaft zu richten hat, sich 
dazu eignete. Und wenn mau noch berücksichtigt, dass die 
Höhe des lOrtrages im höchsten Masse von der rechtzeitigen 
Arbeitsverrichtang abhftngt, dass eine wenige Tage vorher oder 
nachher verrichtete Arbeit das Wachstum der Kulturpflanzen 
sowie deren Ertä^^e vorteilhaft resp. nachteilig beeinflussen 
kann, und dass der Bauer für die dem Grundherrn aus der 
nicht rechtzeitigen Arbeitsverrichtung entstandenen Schäden 
gesetzlich verantwortlich gemacht wnrde, so kann man sich 
die furchtbare Lage der Bauern vergegenwärtigen. 

Das Gesetz stellte das Prinzip auf, die Arbelt der Bauern 
solle dem Erfragte des Bodens entspreclien, der ihnen zugewiesen 
wurde. Wir wollen darauf näher eingehen und die Zahlen 
sprechen lassen. 

Wie bereits erwiihiil wurde, hatten die Grundherren das 
Kecht, falls sie die Arbeit der Bauern nicht verwtMidcn konnten, 
sich von den letzteren die nicht «geleisteten Arbeitstakte b»'zahlen 
zu lassen, und zwar je nacli der Höhe des Viehstandes, den 
der Hauer besass. Die Kntschädiiruntr für den Kobotentp^ang- 
wurde pro Tag auf 4 ,.Piaster" für die erste Klasse, auf 3 
„Piaster" für die zweite Klasse utul auf 2 „Piaster" für die 
dritte Klasse fixiert. So nuissteu die Bauern nach 
dieser Vorschrift in der Walachei, wo, wie wir sahen, die 



1) GrünberfT, Bauernbefreiung in Rumänien (Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften). Das Ackerhanjalir entliiUt in Huniänien 
210 Ta^fe, von denen rund HO für Sonn- und Kt i* rt iue und nocli einit;t\ 
an denen wegen schlechten Wetters etc. keine Feldarbeiten besorgt 
werden können, in Ahzüg zu bringen sind. 
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Anzahl der jofpsotzlichen Frohntage zusammen mindestens 27 
betrug, die erste Klasse 27X4— 108 „Piaster", die zwoite 
Klasse 27X3 — 81 „Piaster" und die dritte 27 X 2 54 
„Piastpr" an den Ginndherrn zahlen. Wenn wir nun die 
Zehnten, die der Bauer dem Giundherrn zu liefern verpflichtet 
war, iu Geld berecUuen woUeo, so ergiebt sich: 

fttr die erste Kl., für d. Weizen-, Mais- u. Heuzeluilen = 44 „Piaster'- 
• n aweite » „ • n » » ~ 82 ^ 

n n dritte n^n 1» »» » ""19 w 

Wir halxMi aber angeführt, dass das gesetzlich tixierte 
Quantum der an einem Tage zu leistenden Arbeit auf keinen 
Fall an einem einzigen 'J'age geleistet werden konnte, sodass 
die Zahl der 12 jährlichen Bobottage mindestens mit dem 
vierfachen, ja fünffachen Betrag veranschlagt werden kann. 
Wenn wir diesen (Jbersehuss der Hobottage auf miudesteDS 
30 Tage berechnen und in Geld auf jede Kbisse repartieren, 
80 erhalten wir: 

für die erste Klasse: 3() X 4 120 „Piaster" 
„ , zweite „ ,HOX:^— 90 „ 
» « dritte „ 30x2^ 60 

Summiert man nun sämtliche in Geld berechneten Frohn- 
tage und Zehnten, so eihall man: 



für die 
erste Klasse 



a) 27 X 4==: 108 ^Piaster" (fQr die gesetzlich 

/ fixierten Robottage) 

b) 44 n (f' d. Weizen-, Mais- 

und Henzehnten) 

c) 30 X 4 =r 120 „ (für den Überschuss 

der Bobottage) 

Zusaumieu: 272 -Piaster". 



1) Nach der Scliiltzung der Bojaren, Mitglieder <U r Konnnission 
von 1848, war der Weizenzelint auf 15 „Piaster", der Maiszelint auf 
11 und der Heiuehnt auf 18 taxiert. Siebe auch Konst. Boerescn 
op cit. S. 70. 
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für die 
zweite Klasse 



für die 

drittti Klasse 



a) 27.x 3 = 81 „Piaster" {für die gesetzlich 

fixierten H<»l)ott<ij2:e) 

b) 32 „ (f. d. Wei/j'ii-, Mais- 
und Heuzehnten) 

c) 30 X 3 = 90 „ (für den t'l)erschuss 
^der Robottage). 

Zusammen: 203 „Piaster''. 

a) 27 X 2 = 64 „Piaster" (für die gesetzlich 

fixierten Robottage) 

b) 19 „ (f. d. Weizen-, Mais- 
und Heuzehnten) 

c) 30 X 2 — üü , (für den Überschuss 
^der Kobottage) 

Zusammen: 138 „Piaster". 

Wenn wir dieselbe Rechnung für die Moldau, wo die 
Arbeitsleistungen viel schwerer und mannigfaltiger waren als 
in der Walachei, ausführen, so haben wir für die gesetzlichen 
Frohntage:') 

für die erste Klasse: ;J()X4 = 144 „Piaster" 
zweite „ : 36X3 = 108 „ 
dritte , : 36 X 2 = 72 

Der in Geld berechnete Wert der Zehnten war für die 
erste Klasse 44 „Piaster^, für die zweite 32 »Piaster^ und 
für die dritte ^19 „Piaster".») Zieht man nun den Überschuss 
der Robottage, der hier grösser als in der Walachei war, 
also zu mindestens 40 Tagen veranschlagt werden kann, in 
Betracht, so erhält man in Geld berechnet: 

für die ei-ste Klasse: 40X4 = 160 „Piaster* 
„ , zweite „ : 40 X 3 =-120 „ 
„ „ dritte „ : 40 X 2 = 80 „ 



n 
n 



1) Siehe Seite 124. 

2) Obwohl die Zehnten in der Moldan, wo der Grund und 
Boden reichlicher als in der Walachei zugewiesen wurde, bedeutend 
grösser waren, neUmeu wir doch für die Aloidau deuselbeu Wert an. 



biyiiizeü by Google 



^ 129 — 



Summiert man sämtliche ia Geld taxierten iTrohntag^ 
und Zehnten» so ergiebt sich: 



für die 
erste Klasse 



für 
die zweite 
Klasse 



a) ao X 4 = 144 ^Piaster" (für die gesetzlich 

fixierten Robotta^e) 

b) 44 » (f. d. Weizen-, Mais- 

ond Heuzelinten) 

c) 40 X 4 = 160 „ (für den f^berschuss 

der Robottage) 

Zusammen: 348 ,»Piaster**. 

a) 36 X 3 = lOö „Piaster'* (für die gesetzlich 

fixierten Robottage) 

b) 32 n (f- Weizen-, Mais- 

und Heuzehnten) 

c) 40 X 3 = 120 . (für den Überschuss 

der Bobottage) 

Zusammen: 260 ,,Piaster**. 

a) 36X2= 72 ^Piaster" (für die gesetzlich 

fixierten Robottage) 

b) 19 „ (1 d. Weizen-, Mais- 

und Heuzehnten) 

c) 40 X 2 = 80 „ (für den Überschuss 

der Robottage) 

Zusammen; 171 «Piaster". 



Stellen wir nun die in der Moldau in Geld berechneten 
bäuerlichen Arbeits- und Naturalleistungen denen der Walachei 
gegenüber, so erhalten wir folgendes: 



für 
die dritte 
Klasse 



in der 
Holdan 



1. Kl. ^348 „Piaster" 
II. „ =260 
III. „ = 171 



n 



f I. Kl. = 272 „Piaster" 
. II. . = 



"^^^^^^'^ [in.: =133 



n 
n 



a 



für die L Klasse 
=: 76 „Piaster« 

ffir die II. Klasse 
= 57 „Piaster" 
fOr die m. Klasse 
= 38 „Piaster" 
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Oder in Francs^) berechnet: 

( I. Kl.« 128,75 Frs. 

IL « = 96,20 „ 
[III. = 63,25 . 

I. Kl. = 100,65 Frs. 
II. „ = 75,10 „ 
III. „ == 49,20 „ 



in der 
Muldau 

in der 
Walachei 



für die I. Klasse 

= 28,10 Prs. 
für die II. Klasse 

= 21,10 Fi-s. 
für die III. Klasse 
= 14,05 Frs. 



Vergleicheil wir nan das den Banem gesetzlich zuge- 
wiesene Glesamtareal an Grand und Boden mit den von ihnen 
dafür zn erfüllenden in Geld berechneten LeistuDgeii, so er- 
halten wir: 



Grund und Boden 
(Acker-, Weide- und Wiesenland) 

I. Kl. = 7,51 ha 
II. „ = 5,36 „ 
III. fi — 0,22 ^ 

I. Kl. — 5,25 ha 

II. , =3,75 „ 
m. „ =2,25 „ 



für die 
Moldau 

für die 
Walachei 



Die in Geld t^ixierten Arbeits- 
und Naturalleistunß;eii 

I. Kl. = 128,75 Frs. 
n. , = 96,20 „ 
lU. „ = 63,25 „ 

I. Kl. = irO,65 Fi-s. 

II. „ = 75,10 , 
in. , = 49,20 „ 



Wie wir daraus ersehen, war der Grandsatz des orga- 
nischen Statuts, «die Leistungen der Bauera an die Grund- 
herren sollen nach Massgabe der ihnen zugewiesenen 
Landereien geschehen", in Widersprach mit der Wirklichkeit 
geraten. Denn vorausgesetzt, dass der Boden damals in 
Rumänien mit nicht mehr als 5% verzinst und dass ein ha 
Ackerland mit nicht mehr als 170--200 „Piaster** (63—74 Frs.) 
bezahlt wurde, waren die zu erfüllenden Leistungen der 
Bauern im Vergleiche zu dem erzielten Ertrage des erhaltenen 
Grund und Bodens viel zu gross. Um die uns Ausbeutung 
der Hauern klar zu machen, wollen wir den Preis, den der 
Kauer für den zugewiesenen Grund und Boden zahlte, inil 
dem, den er unter den damaligen Ycrhältuisseu hätte zu 



1) Ein „Piaster" = 37 ceut. 
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zahleu braucheu, vergleichen. Nehmen wir den durcbscbnitt- 
lichen Preis eines ha zu 68 Frs. an, so sollte der Bauer 
unter den damaligen Verhältnissen, bei b% Verzinsung des 
Grund und Bodens lür jedes ihm zur Bebauung überlassene, 
d. h. von ihm geipaefatete, ha ungefähr 3,40 Frs. zahlen. 
B'ühren wir nun die Rechnung ffir jede Banemklasse in den 
beiden Ffirstentümem ans, so haben wir: 

Die Bauern hätten zu zahlen brauchen: 

. , f I. Kl. für 7,51 ha ä 3,40 Frs. = 25^ Frs. 

m der 



Moldau 

in der 
Walachei 



II. „ „ 5,36 „ „ „ „ — 18,20 
ni. „ „ ^»22 „ „ „ „ = 10,95 „ 

[ I. Kl. für 5,25 ha ä 3,40 Frs. = 17,85 Frs 
j II. „ « 3,75 . „ „ „ =12.75 „ 

[III. „ „ 2,25 n n n n = 7,65 « 



Fügen wir aber noch hinzu, dass der Qmndherr in Ge: 
mässheit des organischen Statuts das Recht hatte, sich die 
Hälfte der 12 Arbeitstage, die mit dem Vieh geleistet werden 
sollten, mit der Hand leisten zu lassen, und dass der Bauer 
anstatt eines mit 2 Ochsen zu leistenden Arbeitstages, 1 Vs 
mit der Hand, und anstatt eines mit 4 Ochsen, 2 mit der 
Hand leisten mnsste, so müssen wir uns überzeugen, dass 
die Unglücksqueile dos elenden runiäuischeii Bauern uner- 
schöpflicb war. Ks iiiusslen iiaih dieser Bestimmung die 
Bauern der ersten Klasse, welche vier Ochsen besassen, sechs, 
die der zweiten Klasse, welche zwei Ochsen besassen, drei 
Arbeitstage im .lahre dem Grundherrn mehr leistm. Und 
wenn wir aiicii diesen llbeisciuiss der Frohntage in Geld 
umsetzen, so ergiebt sich für die beiden Baueruklasseu in 
beiden Fürsteutümeru: 

I. Kl. 6 X 4 » 24 „Piaster** ^ 8,90 Frs. 
n. „ 3X3= 9 „ ^SjOO „ 

Addieren wir diese Summen zu den obigen (S. 130), so 
erhalten wir: 
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in der 
Moldau 

in der 
Walachei 



I. Kl. 128,75 + 8,90 = 137,65 Frs. 

IT. „ 96,20 -f 3 = m),2() ^ 

III. „ 63,25 = 63,25 , 

( I. Kl. 106,65 + 8,90 » 116,55 Frs. 

I II. « 75,10 + 3 « 78,10 „ 



|lll. „ 49,20 = 49,20 „ 

Wir finden also erhebliche Unterschiede zwischen dem, 
was der Bauer zahlte, und dem, was er nur zu zahlen 
brauchte. 

Wenn nun die Leistungen der Bauern im Vergleich zu 
dem ihnen zugewiesenen Grund und Boden erheblich grösser 
waren, wie steht es dann mit dem Grund und Boden, der 
ihnen gesetzlich zur Bebauung überlassen wurde? Konnte 
der Grund und Boden, den der Bauer erhielt, seinem Be- 
darfe entsprechen, wie es die Absicht des Gesetzgebers war? 
lliui welche Abänderung hat das organische Statut in der 
Lüge der Ikiuern hervorgerufen ? 

Um die Frage, ob der zugewiesene (xrund und Boden 
dem Bedarf e des Bauern entsprach, beantworten zu können, 
wollen wir zu einem Vergleiche des im Jahre 1790 erlassenen 
(lesetzes (Urbarium des Fürsten Moruzzi) und des organischen 
Statuts übergehen. Nach dem Urbarium des Fürsten Moruzzi 
in der Moldau musste der Grundherr den Bauern bewilligen: 

11,44 ha Wiesen- und Weideland, 
5,72 „ Ackerland. 

8,58 ha Wiesen- uud Weideland, 
4,29 „ Ackerland. 

5,72 ha Wiesen- und Weideland, 
2,86 „ Ackerland. 

2,86 ha Wiesen- und Weideland, 
1,43 „ Ackerland. 



erste Klasse 



zweite Klasse 



dritte Klasse 



vierte Klasse 



I 
{ 
( 

i 



1) Nnrh diesem T"^rlinrium wurde die ackeihiiutreibeude Be« 
vülkeruiig, wie schuii crwühut, iu vier Klas&eu geteilt. 
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In Gemässbeit des organischen Statuts erhielten die 
Bauern :*) 

5,86 ha \\ icson- uud Weideland, 
,15 » Ackerland. 



erste Klasse 

zweite Klasse 
dritte Klasse 



/ 5,: 
12,1 

12,1 

( 1,10 

1 2,JÖ 



3,22 ha Wiesen- und Weideland, 
,15 n Ackerland. 



1,10 ha Wiesen- und Weideland, 
Ackerland. 



I für die zweite Klasse, 



4,62 ha Wiesen- und Weideland i ,.. , .^^ 

' für die dntte Klasse. 



Es ergiebt sich eine Differenz von: 

6,08 ha Wiesen- und Weideland \ . 

\ für die ^te Klasse. 
3,57 „ Ackiuland J äiiwws, 

5,35 ha Wiesen- uud Weideland 
2,14 „ Ackerland 

0,71 „ Ackerland | 

Aus den. angeführten Tabellen ergiebt sich zweier- 
lei: a) das Ackerland, das nach dem organischen Statut den 
Bauern zugewiesen wurde, war viel knapper als das, welches 
di(3 Bauern in Gemässheit des Urbarinms des Fürsten Moruzzi 
erhielten, und b) die Ausdehnung der Wiesen und Weiden ist 
in Gemässheit des ersteren in relativ geringerem Masse zu- 
gewiesen worden. Die Folge davon war eine Beschränkung 
der Viehzucht und ein Sinken des materiellen Wohlstandes 
der ländlichen Bevölkerung. Sonst soll uns diese Tatsache 
gar nicht wundern, denn das organische Statut wies den 
Bauern nur soviel Wiesen- und Weideland zu, als sie für nur 
ö Stfick Hornvieh benötigten. Was sollten nun die Bauern, 
die mehr als zwei Paar Ochsen und eine Kuh, event auch 
Pferde besasscn, Hufaugeu? Entweder nnissten sie von dem 
Grundherrn mehr Land beanspruchen, und dann blieb dies nach 
dem zitierten Statut der freien Vereinbarung beider Teile über- 
lassen, und auf diese Weise entstand schon damals der iand- 



1) In der Moldau. 
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wirtschaftliche Vertrag zwischen den Graudherren und den 
Banem» oder sie mnssten sich eines grossen T^les ihres Yieh- 
standes entledigen. Das war das erste Moment, der Mangel 
an Wiesen, der bis znm heutigen Tage noch die Viehzucht 

in Rumänien erheblich heeintriichtigt. Die anfangs viehzucht- 
treibeiido Bevölkerung; Kuniänieus, deren uiioi'schöpfliche Reich- 
tuiiisqiielle die Vicliziiclit war, sollte sich nach dem or^^anischen 
Statute fast ausschliesslich mit dorn Geticidchan hescliäftigcn, 
und die zahlreichen Hornvieh- und Schafherden, sowie das 
edle (icstiit, das wie die ersteren früher auf den ausgedehnten 
Wiesen und Weiden unseres Vaterlandes uniheischweifte und 
den Glanz und den Reichtum der Nation ausmachte, mussfo 
dem liberalen Gesetze gemäss eingehen, um der heutigen mit 
ausgearteten Zugochsen und verkümmerten, nicht seltnen zum 
Spottpreise von 'M> Frs. zu erstehenden Pferden betriebenen 
Battbwirtscha£t Platz zu machen. 

Wenn nun nach diesen beiden Richtungen hin, nftmlich 

der Ueberbürdung der Bauern mit mannigfaltigen Lasten und 
der Zuweisung des nötigen Grund und Bodens, das organische 
Statut die niaterielh' Lage der Bauern nicht nur nicht ver- 
bessert, sondern verschlimmert hat ~ indem die Grundherren 
die Bauern liisher willkürlich ausbeuteten, wurden die letzteren 
von nun au im Namen des (lesetzes ausgehcutet — , wie steht 
es dann mit dem zweiten 'J'eile, dem reinrechtlichen? Hat man 
dem Bauern die ihm vom Gesetze von 174(> gewährte Freiheit 
aufrecht erhalten? Konnte der Bauer, falls ihm die Verhält- 
nisse auf dem Gute, wo er sass, zu schwer erschienen, auf 
ein anderes Gut gehen? Mit anderen Worten, war seine Frei- 
zügigkeit aufrecht erhalten worden? Rechtlich ja; faktisch 
aber war sie durch eine Menge erschwerender Vorschriften 
geradezu illusorisch gemacht. Erstens war die Uebersiedelung 
eines fiauem von einem Gute nach einem anderen von der 
Erlaubnis des Ereisvorstehers abhängig. Um diese zu erhalten, 
musste der Bauer sechs Monate vor dem Austreten seine lieber- 
siedelungsabsicht dem Kreisvorsteher und dem Gmndberrn 
bekannt machen. Er musste weiter dem Grundherrn das 
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AequiTalent der Arbeit and der sonstigen Leistangen — die 
Fixientog dieses Aeqnivalentes war der Willkür des Grund- 
herrn überlassen (!) für ein ganzes Jahr bezahlen; die Kopf- 
steuer (80 Piaster == 11,10 Frs. pro Jahr) bis zur nächsten 
Zählung^) entrichten; ferner mnsste er der Kommunalkasse 
des alten Wohnortes die Steuer für ein ganzes Jahr zahlen. 
Im Falle einer Uebersiedelun^^ sollten die ihm gesetzlich zu- 
gewiesenen GmiKlstiieke, sowie die Meliorationen des hislierigen 
Besitzes und sein Haus dem Grundherrn anlieimfallen. Nach 
dem Gesajrten unterliegt es keinem Zweifel, dass keiner von 
den Frohnl)auern den erwähnten Verpflichtungen nachkommen 
konnte, und infolgedessen stand die Freizügigkeit nur auf dem 
Papier. Welcher (irundherr aber hätte sich für den sich an- 
siedelnden Bauer dem alten (irundherrn gegenüber, auf dessen 
Gut der bisherige Sitz des b(;treffenden Bauern war, nach art. 
125 des Gesetzes zu einem Schadenersatz verpflichtet? Im 
Gegenteil, das Gesetz sprach dem Grundherrn das Recht zu, 
die widerspenstigen nnd uugehoi^amen Frohnbanern nach vor- 
hergegangener sechsmonatlicher Kündigung von seinen Gütern 
fortziyagen. 

£s ist noch hinzuzufügen, dass die im Laufe der Zeit 
ins Leben gerufenen gmndherrlichen Bannrechte aufrecht er- 
halten wurden. Das Hecht, Wein, Branntwein, Fleisch und 

derglei<'hen zu verschleissen, sowie in den Teichen zu fischen 
oder in den Wäldern zu Jagen, wurde den Baiici n ausdrück- 
lich untersagt. Der (Grundherr übte schliesslich nach art. 129 
des Gesetzes auch den Mühlzwang aus. 

Wir sehen nun die Folgen des organischen Statuts, das 
sich vornahm, ^den Wohlstand im Lande zu erhöhen*" und 
„die Existenz des Bauern, die bisher unsicher war, zu sichern** 
(art. 138). Durch unendliche Frohndienste, durch die Schollen- 
gebundenheit nnd durch die Knappheit des zugewiesenen Grund 
nnd Bodens ohne gleichzeitige Anerkennung der Bauern als 
volle Eigentümer der von ihnen bebauten Ländereien erstrebte 



1) Die VoUusfthlang fand von gieben sn neben Jahren statt. 
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das organische Keglement die Hebiiug des Woblstaodes im 
Lande! Der Bauer, der vor dem lokrafttreten des organischen 
Statutes der Willkür der Fürsten und Bojaren uoterla^' und 
VOD diesen ansgebentet wurde, sollte in Gemässheit des russischen 
Gesetzes „im yoraus wissen, was er für Pflichten zu erfüllen 
hatte**, aber bei der übertriebenen Menge dieser Pflichten sollte 
er jetzt im Namen, des Gesetzes ansgebentet werden. W&hrend. 
er die ganze Last der Natural-, Geld- und Arbeitsleistungen 
zu tragen hatte, erfreuten sich die Grundherren aller Ver- 
gÜDstiguugen und erlangten einen noch mächtigeren Einfluss 
auf die Staatsangelegenheiten. 

Wenn nun aber das (ilcsetz sich im Innern durch unfifci'cchte 
Regehiug der bäuerlichen in Bezug auf die grundlierrlichen 
Verhältnisse charakterisierte, lag die Sache ganz anders in 
geistiger und politischer Beziehung. Durch den russischen 
Einfluss wurde die bisherige türkische Herrschaft in den 
Fürstentümern vermindort, um selbstredend diese durcti die 
russische zu ersetzen. Das Volk gewöhnte sich nach und nach 
an das Gesetz und an die Dauerhaftigkeit der Regierung 
(die Fürsten wurden auf Lebenszeit auf den Thron gesetzt), 
an die Justiz und mehr an die Regelmässigkeit der Steuern, 
statt des bisherigen fortwährenden ungewissen Wechsels. Von 
nicht geriugerer Bedeutung war das Eindringen der Kultur 
in die Hasse der fieyölkerung und, was noch wichtiger für 
uns ist, die Ausbildung des nationalen Geistes. Es war ja 
wesentlich, dass die Abweisung der türkischen Herrschaft die 
Enianzipierung von der russischen liervorrutLJi niussle, und 
der Gedanke der Gerechtigkeit, der nur iu wenigen Beziehungen 
eingeführt war, sollte sich fernerhin auf das Ganze erstrecken. 
Die Bewegung, die durch das organische I\*eglement begann, 
hat sich nicht aufhalten lassen; die neue Ticbensweise der 
Bevölkeruug, die durch die Wiederherstellnng der nationalen 
Regierung und durch die russischen Keformen eingeführt 
wurde, weckte in der 8eele der Bevölkeruug das alte Streben 
nach Freiheit und Unabhängigkeit. Das rumänische Volk 
fühlte, dass in sdneu Adern noch das römische Blut fliesst> 
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und wollte sich als Nachkomoaen deijenigen, die seinerzeit der 
Stolz der Menschheit waren, onter die anderen unabhängigen 
Völker zftblen mid nicht mehr die immer leeren Hände der 
Türken fällen oder als Lasttiere der russischen Armee dienen. 
Aber diesem Volke sollten sich noch viele Schwierigkeiten 
und grosse Gefahren entgegeustelleu, bevor es das ersehnte 
Ziel erreichte. 

Wii der BedrückuDg der Arbeiterklasse durch das 
russisch!^ Statut und dessen Anwendung- seitens der Grund- 
lierreu wuclis das Freiheits- und .Selbstäudigkeitsgefühl mäch- 
tiger in den Fürstentümern. Die Eache des Volkes gegen 
die fremde Herrschaft sowie gegen seine Bedrücker erwart{;te 
nur den geeigneten Moment, um auszubrechen. Das Signal 
zum Aufruhr wurde erst 1848 gegeben. Die französische Re- 
Tolution wehte ihre It'uDken durch die Jugend Rumäniens, die 
während ihrer Studienzeit in den Abendlanden den neuen Ge- 
danken des liberalen Frankreichs aufgenommen hatte, bis zum 
Tore des Orients hin. Diese gebildete Jugend, die mit dem 
liberalen Gedanken in ihre Heimat zurückkehrte und den ge- 
waltigen Unterschied zwischen den Verhältnissen der zivili- 
sierten Welt und denen ihres Vaterlandes sab, stellte sich 
an die Spitze des unglücklichen Volkes und führte die Be- 
wegung in den Füi*steutümern an. 

F/S ist klar zu ei-sehen, wenn man die Verhältnisse ins 
Auge fasst, dass die niiuänische Kevolution von 1848 neben dem 
sozialen auch einen politischen Charakter hatte, und man hat 
mit Recht gesagt, dass sie eine Fortsetzung der Revolution 
von 1821 gewesen sei, die einen national-demokratischen Cha- 
rakter hatte. Während sich die Bewegung von 1821 in na- 
tionaler Hinsicht als glücklich erwies, obgleich nur für kurze 
Zeit» — denn nach der Beseitigung der griechischen Herrschaft, 
wurde diese den Fürstentümern durch die russische Autokratie 
ersetzt» — blieb ihr sozialer Teil ohne Erfolg. Die sozialen 
Verhältnisse hatten sich seit der Zeit durch die Einführung 
des russischen Gesetzes, des Reglement organique, wenn 
nicht yerschlimmert, so doch nicht Tiel gebessert. Dnd 
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gerade gegen dies und gegen die nissische Herrschaft, wie 
auch gegen die gmndherrliche BedrückaDg richtete sich jetzt 
die Bewegung und yeriaogte die Vernichtung des hetreffenden 
Statuts. 

Iii der Moldau hutte die iiewegiiug keine Bedeutiiug, 
da sie sofort nach dem Ausbruch des Aufruhrs im Keime er- 
stickt wurde. Ganz anders war es in der Walachei, wo die 
Bewegung^ eine praktische Bedeutung erlangte. Hier schlug 
das revolutionäre Kofiiitcc dem Fürsten Georg Bibescu vor, 
sich an die Spitze der Bevointion zu stellen. Aus politischen 
Grüuden aber lehnte der Fürst diesen Vorschlag ab, und io- 
folgedessen von dem Volke bedroht, das sich von Bukarest 
nftherte, gab er den Thron auf und ging Über die Grenze. 
Nach der Flucht des Fürsten blieb der Thron ohne Nach- 
folger, und es bildete sich eine provisorische Regierung, die 
sich ans den Gdnnem der national-sozialeu F^age zusammen- 
setzte. Am 15. Juli 1848 fand eine Versammlung des Volkes 
(ca. 15000 Seelen) auf dem Felde bei Bukarest, „Freiheits- 
feld" genannt, statt. Es bildete sich ein Ausschuss, der sich 
sowohl ans den \'ertretern der bäuerlichen als aus denen 
der ofniiulheniicht'ii lutoressen ziisammeusetzte, und dessen 
Zw(!ck die Regelung der Verhältnisse heider in Betracht 
kommenden Klassen war. Zu diesem Zwecke wurden am 
9. August dieses Jahres di(^ Mitglieder des Ausschusses von 
der fürstlichen Statthalterschaft zusammenberufen. Die Ver- 
handlungen konnten aber zu keiner Vereinharung führen, so- 
lange es sich um Angeklagte und Kläger handelte. Die Ver- 
treter der Bauern schilderten mit ausserordentlicher FJered- 
samkeit die Leiden der Bauern unter dem orgauischen Statut 
und verlangten zur Besserung der Jjage der ländlichen 
Arbeiter eine mit dem vollen Eigentumsi'echt versehene Zu- 
weisung von Grund und Boden. Das Ausroass des geforderten 
Grundeigentums wurde von den Bauern folgenderroassen 
festgesetzt: 
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für die Bewohner der Ebene: 
IV2 »pogou" (0,75 ha) Land für Wohnnng, Hof und Garten, 
SV« „ (1,75 „ ) Weideland, 

3 » (1,50 „ ) Ackerland für Winteriiiipf, 

3 „ (1,50 „) „ „ Soininunuig, 

3 „ (1,50 „ ) Wiesen; 

für die Bewohner der Donaugeg^end: 
nVogoü" (0,75 ha) Land für Wohnung, Hof und Garten, 
3Va » (1,75 „) Weideland, 

4 „ (2,0 „) Aclif'rland für Wiiitcnuiji:, 
4 , (2,0 „ ) „ „ Sommerung, 
3 n (1,50 , ) Wiesen; 

für die Bewohner der Weinbergsgegeiid (Hügel): 
IV2 »pogou" (0,75 ha) Laml iür Wohnung, Hof und Gailen, 
SVs » « ) Wcidclaiul, 

3 , (1,50 „ ) Ackerland, 

3 » (1,Ö0 n) Wiesen; 

für die Bewohner des Gebirges: 
IV2 »pogOD" (0,75 ha) Tiand für Wohnung, Hof und Garten, 
2V2 n (1.25 ) Weideland, 
2Vj n (1^25 „ ) Ackerland, 
2 . (1,0 „ ) Wald, 

IV2 n (0,75 ,) Wiesen. 

Wer von den Bauern mein- in Bebauung nehmen wollte, 
sollte dem Grundherrn Zehute liefern. 

Die Bojaren traten dieser „sozialistischen Doktrin" ent- 
gegen. Sie meinten, „die Grundherren ihres Grund und 
Bodens zu berauben, um denselben den Bauern zuzustellen, 
sei etwas Unerhörtes in der Geschichte der zivilisierten 
Völker; die Bauern würden bald darauf ihr Verlangen auf 
Vieh, Geld, Kleidung und sftmtliche Güter ausdehnen; wenn 
das Eigentumsrecht angetastet würde, so würde niemand mehr 
nach Reichtum streben und die Gesellschaft würde zu dem 
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primitiveu, tierischen Zustand znrücltkehren, . . . etc.** Sie 
verlangten von den Banem die Anerkennung des Eigentums- 
rechtes; die letzteren antworteten, sie wärden ihnen das 
Eigentumsrecht nach Verteilung des Grund und Bodens an- 
erkennen, vorher nicht. Da die Banem überwiegend waren, 
zogen sich die Grundherren zurück, indem sie in der Sitzung 
vom 18. August versprachen, den nächsten T»g die Antwort 
inbezns: nuf die VerteilniiG: des Grund und Hodens zu brinpfen. 
Es wai alit! wieder keine für die Bauern giiiistitre Antwort 
und von neuem wurde eine lebhafte Diskussion auffrenonimen. 
Um Autn'<,qinf,n'ii, die die russische Armee zum Einschreiten 
in die Kürstentiiiuer veranlasst hätten, zu vermeideu, löste 
die luterijnsre^2^ierun^ den Ausscbuss auf. 

Einen solchen Zustand, wo alle ihre Stimme gegen das 
russische Gesetz erhoben, konnte die russische Eegierung, 
deren Zorn bei folgender Handlung der rumänischen Be- 
völkerung wuchs, nicht länger dulden. Am 6. September 
bekam die Interimsregierung den Besuch einiger Einwohner 
von Bukarest, die das organische Statut und die »arhonto- 
logia* (das Bojarenbuch) verlangten, um beides zu verbrennen. 
Damit wollte das Volk dem moskovitischen Kaisertum den 
Beweis* für seinen Entschluss liefern, die russische Ein- 
mischung iu die inneren Angelegenheiten des Landes zu be- 
seitigen. Trotz des Widerstandes der Hegierung drang das 
Volk in das 8taatssekretariat ein, nahm die „fluchwürdigen 
Bücher" heraus, legte sie auf ein W'agengestell, und so fuhr 
der Trauerzug nach der Wohnung des russischen Konsuls, 
indeui die Musik einen 'i'i'auerniarscli intonierte und das Volk 
das tote organische Statut ironiscli luweiute. Vor der 
Wohnung des iHissischen Konsuls wurde nacli vorangegangener 
Andacht für die Seele des Verstorbenen ein Bauer mit 
dem Aufreissen und V^erbreuueu des berülunteu «Eeglemeut 
orgauiiiue" beauftragt. 

Bald darauf okkupierte die russi^^e und die türkische 
Armee die ITürstentümer, und so wurde die Revolution auch 
in der Walachei erstickt. Diesmal blieb auch die Revolution 



uiyiLi^ed by Google 



— 141 



in sozialer Hiiisiclit in den Fürstentümern erfolglos, und 

der dargelegte Zustand dauerte mit geringen vorgenomuienen 
Abänderungen bis 1804. Ks ist aber unsere Aufgabe, einen 
kurzen Klick auf die Modifikationen des organischen Statuts 
zu wei-fen, um die Verhältnisse der Grundherren zu deu Bauern 
bis zmn Jahi-e 1864 kurz besprechen zu köuueu. 

Obwohl das organische Statut nun abg;eschafft war, bea- 
teten die GmudherreD die ländliche Khisse doch weiter aus. 
Erst 1851 dachten die Fürsten Barbu Stirbei in der Wallachei 
und Grigore Ghika in der Moldau an die gedrückten Bauern 
und versuchten, obgleich mit wenig Erfolg, ihre Ijage zu ver- 
bessern. Das im Jahre 1851 erlassene Gesetz in der Wa- 
lachei charakterisierte sich durch die Vermehming der jährlich 
zu leistenden Ailjeitstage, gleichzeitig aber auch durch tiie 
Vermindtirung des an einem Tage zu leistenden Arb('its(iuantums. 
Die Zahl der Arbeitstage, die der Hauer jjiluiich zu leisten 
hatte, wurde verdoppelt, die der übrigen Arbeitsleistungen 
dagegen ve!-mindert, sodass im grossen und ganzen die Zahl 
der jährlichen Gesamtarbeitstage, die nach dem organisciien 
Statute mindestens 60 betrug, auf circa 45 reduzieit wurde. 
Was die Zuweisung von Grund und Boden anlangte, so wurde 
dasselbe Ausmass wie nach dem russischen Gesetze den ikiuern 
zur Bebauung überksscn, ausser dem Ansmasse des Weide- 
landes, das von 1/2 1 „pogon'^ (50 ar.) pro Stück Horn- 
Tieh vermehrt wurde. Sonst blieben dieselben Bestimmungen 
auch betreffs der Ablieferung der Zehnten. Beanspruchte 
der Grundherr mehr Arbeit oder der Bauer mehr Wiesen- und 
Weideland, so blieb dies der freien Vereinbarung beider Teile 
überlassen; das Gesetz fixierte das Ausmass des nur für 5 
Stück Hornvieh nötigen Wiesen- und Weidelandes, beschränkte 
also die Zahl des Hornviehes, das der Bauer besitzen sollte, 
gleich dem russischen Statute. Was die Freizügigkeit betrifft, 
so wurde diese in manchen Beziehungen erleichtert. Fand 
eine Übersiedelung statt, so nmsste ausser dem zugewiesenen 
Grund und Hoden und den darauf gemachten Meliorationen auch 
dus Haus, der Huf und der Garten des Bauern dem Grund- 
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herrn anheimfallen. Der (jimulherr hatte auch das Recht, 
falls er nicht vieler Arbeitskräfte bedurfte, einen Teil seiner 
Frohnbauern nach 6 monatlicher Kiliidigung: In j dem Kreis- 
vorsteher n:id nachdem er den betn.'ffenden ihre Meliorationen 
entschädig-t hatte, von seinem Gute zu entlassen. Das Gesetz 
vorpflichtete aber den Grundherrn, von den Frohnbaueru nicht 
mehr als die Hälfte sämtlicher Dorfbewohner auf eiumal ab- 
wechselnd zur Verrichtung der Feldarbeiten aufzufordern und 
di(; Hodeuertäge iuuerhalb 10 Tagen za verzehnten. Ging 
diese Frist vorüber, ohne dass der Grundherr za dem Verzehnten 
schritt, 80 war der Bauer selbst in Gegenwart des Dorf priesters 
und des Gemeinderates dazu berechtigt. Ein spezielles Land- 
gericht, das sich ans dem kommanalen Stenereinnehmer, einem 
Vertreter des Grandherrn and, Je nach der GrOsse der Gemeinde, 
aas zwei oder vier Delegierten der Bauern zusammensetzte, 
sollte in den Streitigkeiten zwischen den Grandherren and den 
Frohnbanem entscheiden. Die letztgenannten Kassregeln kamen 
besonders den Baueni zu gute, denn einmal lief durch das nicht 
rechtzeitige Verzt*huten ihre Ernte Gefahr zu verderben, und, 
was andererseits noch wichtiger ist, den Bojaren wurde das 
Recht genommen, in ihren Augelegenheiten mit den liauern 
Selbstricbter zu seiu. 

Was das Gesetz des Fürsten Ghika in der Moldau an- 
langt, so haben wir fast dasselbe zu sagen. Die Zalil der 
jährlich za leistenden Arbeitstage wurde hier allerdings nicht 
in demselben Masse wie in der Walachei rermindert, aber 
der Unterschied wurde durch die Aufhebung des Zehaten- 
rechtes der Gmndherren ersetzt. Das Recht, dessen sich die 
Grundherren vor dem Gesetze erfreuten, sich die unver- 
wendeten Arbeitstage mit 4, 3 oder 2 „Piaster" pro 'Jag, je 
nach der Klasse, zu der der Bauer gehörte, bezahlen zu 
lassen, fiel weg; die unverwendeten Arbeitstage sollten den 
Bauern zu gute kommen. Das (Tcsetz vennehrte das Aus- 
mass des den Baiiei ii zuzuweisenden Weidelandes um je 
20 Ruten; sonst wuide das von dem organischen Statute 
fixieile Ausuiaüs des ubiigeu Gruud und Budeus aufrecht er- 
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halten. Die Verpflichtungen der Bauern im Falle einer 

• « 

Übersiedelung wurden erheblich reduziert; das Recht des 
Austritts (die Freiziigigktät) wurde nur gewährt, weuu der 
Bauer besondere und ernste Gründe dazu hatte. 

Wir sehen also, dass die beiden Oeaetze eine Lindeniug 
der Leiden der ländlichen Arbeiterklasse (^strebten, und sie 
köimen somit als ein Mittelding zwischen dem organisdien 
Statute und dem Hauptagrargesetze, das wir noch m be- 
sprechen haben, angesehen werden. Das aosschUesslicbe 
EHgentamsrecht, das der Bauer au seinem Grund und 
Boden „ab antiqno* hatte, wurde ihm aber doch nicht zuer- 
kannt; dies wurde der Zukunft überlassen. Einen Schiitt 
aber zu dieser Besserung merken wir schon in der Walachei 
durch die Beschrftnkung der Bechte der Orundherreu an der 
menschlichen Arbeitskraft, besonders aber in der Moldau auch 
durch die Aufhebung des Zehntenrechtes der Grund beiren 
au den Erträgen der von ihnen zugewiesenen Ländereien. 

Als eine lobensweite Tat der beiden Fürsten wäre an 
dieser Stelle noch die Enuuizipierung der Zigeuner zu nennen. 
Die Dokumente sprechen schon in der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts von dem Vorhandensein der Zigeuner in 
den Fürsteutümeni. Vom Anfang an treten sie und die 
Tataren, die später mit den ersteren zusammenschmolzen, in 
der Geschichtr :tls Sklaven auf. Anfangs waren sie Begierungs- 
und Domanialsklaven, indem sie gegen eine Summe, die sie 
an den Hof- resp. Staatsschatz zu entrichten hatten, nicht 
an Private (Bojaren und Kldster) verschenkt oder verkauft 
werden durften. Im Laufe der Zeit erlangten aber die Bo- 
jaren und die geistlichen Körperschaften das Privilegium, 
Zigeunersklaven zu erwerben, und über sie als solche wie 
über andere Vermögensgegenstände zu verfügen. In diesem 
Falle bestand die alte Sitte, die Sklaven nicht abgesondert 
von Ihren Familien zu veräussern, also Eltern und Kinder 
nicht von einander zu reissen. Im 17. und 18. Jahrhundert 
wurde diese Sitte vollständig missachtet, und die Urkunden 
sprechen von abgesonderten VerkäufeU| obwohl diese ganz 



rochtswidriof waren. Die Zigeuner, die hauptsächlioh als 
HaiisgcsiiKlc (KutsclHT, Köche, Miisikantiui etc.) verwendet 
wurden, konnten nicht freigehissen werden; denn durdi die 
Freilassung" wären sie iierrenlose Sachen geworden, die jeder 
Hojai- sich hätte aneij^nen dürfen. Der Eigentümer hatte ein 
unbeschränktes „jus vitae necistiue" über sie und verfügte 
über sie als über eine »res immobilis*. 

Im Jabre 1785 wurde ein Diplom erlassen (siehe Hold. 
Ur. IL S. 74; zitiert von Nadejde „diu dreptul vechiu romän* 
S. 127), wodurch die Schenkungen, Verkäufe etc. der Zigeuner 
geregelt wurden. Danach sollte der Eigentümer, Bojar oder 
Kloster, dessen Zigeuner eine Zigeunerin, die Eigentum eines 
anderen Bojaren oder Klosters war, geheiratet hatte, den be- 
treffenden früheren Kigentümer mit 60 Lei für die ausge- 
tretene Zigeunerin entschädigen oder ihm au deren Stelle 
eine andere zuweisen. Ebenso konnte der Eigentümer, der 
die Zigeuni'rin besass, von dem, dessen Eigentum der Zigeuner 
war, diesen gegen Entschädigung von 70 Lei o(h'r Austausch 
mit einem anderen beauspruclien; der Heir, der den männ- 
lichen Teil besass, war bei der Wahl bevor/iiLit. Diese He- 
stimmnng war nur eine Anerkennung des alten Rechtes der 
Zigeuner, des Verbotes, die Mitglieder einer Familie von 
einander zu trannen. Keine Ehe durfte ohne Einwilligung 
d«'r Eigentümer, denen die beiden Personen gehörten, statt- 
finden; geschah es aber trotzdem, so wurden die Priester, 
die die Trauung vornahmen, verantwortlich gemacht. Der 
Eigentümer konnte in Gemässheit des erwähnten Diploms 
seinen Zigeuner resp. seine Zigeunerin freisprechen; die Frei- 
gesprochenen durften sich Jedoch nicht mit Bumänen Ter- 
heiraten. Die vor dem erwähnten Dokument zwischen 
Rumänen und Zigeunern abgeschlossenen Ehen blieben rechts* 
gültig; der freie Teil ging aber zur Sklaverei über. Die un- 
ehelichen Kinder waren frei; die ehelichen dagegen un- 
frei etc. etc. 

^\ alii «'nd der österreichischen Okkupation im .Talire 1789 
.dachte die kaiserliche Kegler uug daran, die Zigeuuei Sklaverei 
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aofzuheben, liess jedoch dann die Sache auf sich beraheD. >) 
Erst im 19. Jahrhundert (1844), unter dem Fürsten Bibescu, 
genossen die Domanial- und Klosterzigeuner die Fk^lheit 
Den Freigelassenen wurde eine Kop&teuer auferlegt, um 
damit die Pri?aten, die nicht dem Beispiele des Staates 
folgen wollten, für die Verluste, die ihnen durch Freilässung 
der Zigeuner erwnohseu, zu entschädigen. Durch das Gesetz 
vom 8. Februar 1856 unter dem Fürsten Ohika in der Moldau 
wurden alle Zif^euner Huni Kniens gegeu einen Betrag von 
10 »galbeni" pro Kopf frei erklärt. 

Seit der Kevolutiun vou 1848 (Iräng-ten sicli die uiodenieQ 
Gedanken auch in die I )üuaufürsteutiiiiu'r ein. Die alte 
Wirtschaftsweise sollte durch eine neue ersetzt werden, und 
die Selbstverwaltung des Grundbesitzes sollte iiu die Stelle 
dei- 1^1 uhuwii'tsehaft treten. Die Kroliiidienste, die den Bauern 
als eine Art von Leallasten oblagen, sollten abgeschafft 
werden und jeder Unterschied zwischen dem Ilofgut und den 
Gütern der Hintersassen — in dem bisherigeu Sinne — sollte 
aufhören. Jeder sollte ein volles Eigentumsrecht an dem 
von ihm beai'beiteten und mit dem Schweisse seioes Anger 
siebtes genetzten Grund und Boden ausüben. Ein gross- 
mütiger Aufschwung, der uns zu dem grossen sozial-wirt- 
schaftlichen Werk des Jahres 1864 führte, nahm in den 
Fürstentümern seinen Anfang. Diese grüsste Reform in 
unserem sozial-wirtschaftlichen Leben wurde aber nicht ohne 
grosse und schwierige Kämpfe durchgeführt. 

1) Siehe Akten im Wiener k. k. Archiv des Ministeriums des 
Innern sub IV. K. 2 (üntertansiiclien, Aufhebung der Leibeigenschaft); 
zitiert von Karl Grünberg (^^Bauernbefreiung in Rum&nien^ im 
Uaudwörterbuch der Staatawissenschafteo). 
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3. Die Periode der Arbeitsfreilieit. 



Das Hauptagrargese^z Tom 14./26, August 1864 und die 

ergänzenden Gesetze bis zum heutigen Tage. 

Der Pariser Koii^rress von \SM), der sicli auch mit den 
politischen, wirtschaftliehen und administrativen W'iederein- 
richtung^en der rumänisclien Füistentümer heseliäfti^ti», dekre- 
tierte (art. 24) die Hebung der ländlichen Arbeiterklasse. 
Zum ersten Male sollten die ßanern zor Besserung ihrer 
Lage zu Rate gezogen werden. Die Nationalversannulungen 
(divans ad hoc) beider Fürstentümer, die im Oktober 1857 
in Bukarest und Jassj zasamnienherttfen waren, sollten die 
Agrarfrage beraten und sie möglichst schnell lösen. Die 
Bauemklasse, die durch mehrere Abgesandte in dem Divan 
vertreten war, sprach ihre Forderungen klar ans. Sie yer- 
langte die Abschaffnng der ITrohndienste und die Aufhebung 
der Leibeigenschaft, verbunden mit dem Streben, die Bauern 
zu EUgentfimem zu machen. Die Arbeitsfreiheit und das 
ausschliessliche Eigentumsrecht auf die Lftndereien, die sie 
auf Grund des bestehenden Gesetzes (des organischen Statuts, 
modifiziert im Jahre 1851) bebauten, waren die heissen 
Wüiisrhe der Bauern. Sie verlangten aber nichts umsonst 
und fochten die Rechte niemandem an; sie forderten nur die 
Anerkeiniung ihrer alten Rechte, die im Laufe der Zeit von 
den Mächtigen usnii)iert worden waren. Die Erinnerung an 
den frühereu erblichen Besitz und überhaupt an die günstige 
Lage ihrer Vorfahren waren stets in ihren (iedanken lebendig. 
Trotz aller Gerechtigkeit der Forderungen der Bauern leisteten 
die Bojaren nicht unerheblichen Widerstand, uod die Lösung 
der Agrarfrage sollte im Interesse der Vereinigung der 
Fürstentümer verschoben werden. 

Auf Grund des art 46 der Pariser Konvention vom 
7. August 1858 <les Moldaves et les Valaques sont toas 
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4gaiiz devant les lois . . . Tons les privil^dB, exemptions 
Ott moDopoles dont joaissent encore certaiaes classes seront 
abolis et ü sera proc6d§ saos retard k la rövision de la loi 
qui rögle les rapports des propriötaires du sol avec les calti- 
vatenrs, en yae d'am^liorer Tötat des paysans» sollte nach 
der Vereiniguug der FfirsteDtümer (Januar 1859) nnter dem 
Fürsten Joan Cuza die Zentralkomtnisrion ans Focsani die 
Gesetze im allgemeinen Interesse beider Länder entwerfen 
und sie den Verhandlungen gosetzgeberischer Köiperschaften 
vorlegen. Eine der ereten Sorgen dieses Ausschusses war 
dei' Entwurf eines Ackergesetzes gemäss art. 46 der Pariser 
Konvention. 

Die Agrarfrage gab den Anlass zu den lebhaftesten 
Diskussionen zwischen der liberalen und der konservativen 
Partei,') deren Ansichten über diese Krage ganz versrliieden 
waren. Während die Liberalen den Bauer zum absoluten 
Eigeiitiiiiier zu machen und dadurch ihm die Selbstündigkeit 
dem Grundherrn gegenüber zu gewähren strebten, standen 
die Konservatiyen auf dem entgegengesetzten Standpunkte. 
Die letzteren wollten dem Bauern nur die Arbeitsfreiheit 
zuerkennen, während der dem Bauern gesetzlich zugewiesene 
und von ihm bearbeitete Gmnd und Boden dem Ornndherm 
anheimfallen sollte. Sie wollten also den Bauern die Flreiheit, 
ihre Arbeitskräfte nach Belleben zu verwenden, gewähren 
nnd sie durch den verhängnisvollen Arbeitsvertrag von den 
Grundherren weiter abhängig machen. Die Konservativen, 
die die Mehrheit in der Zentmlkommission ausmachten, trium- 
phierten. Sie entwarfen ein Gesetz, das den Bauern die 
Arbeitsfreiheit zuerkannte, ohne sie gleichzeitig zu Eigen- 
tümern zu machen. Zum Trost für die Bauern erkannte 
ihnen der Gesetzentwurf den für Anlage von Haus und Hof 
nötigen Grund und l>üdeii und einige Ruten Weideland mit 
absolutem Eigentumsrecht zu. Der Gesetzentwurf wurde nun 
den pariameutarischeii Körperschaften zur Debatte vorgelegt. 

1) Der Brach dieser beiden grossen Partden Bamttn|(ens voUsog 
sich auf Onmd der Agrarfrage. 

10* 
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Die Diskussioo dauerte vom 25. März, bis zum 6. Juni 1862. 
Die Liberalen griffen das Gesetz energisch an, indem sie es 
als ungenügend erlclärten und dass es somit nicht dem absolut 
notwendigen Bedarf der Bauern entsprechen könne. Michail 
Kogalniceanu, der spätere liberale Minister, verteidigte mit 
einer ausserordentlichen Beredtsamkeit das Interesse der länd- 
lichen Beydlkeruug, indem er der Kammer ein durch Urkunden 
belegtes Memorium voi legte, aus dem das Eigeutumsrecbt 
der' Bauern „ab autiquo" bervoigiiig:. Dies hinderte aber 
die. konservative Partei nicht, die Verteidiger der Bauern als 
„Kommunisten" zu bezeicliueu, olnvoli! diese die (iruudherren 
für die Expropriation der ^/^ des (Tesan>tareals ihrer Güter 
entschädigen wollten. Während der Verhanillungen der 
parlamentarischen Köipeischaften wuchs die Agitation im 
Lande; am 9. Juli wurde der Ministi rpräsident Dai lm < atargiu 
enntutlet, und die Kammer nahm am 11. Juni das (besetz, 
so mangeiiiaft wie es von dem Zentralaussrhuss entworfen 
war, au. Mau erkannte den Bauern die Arbeitsfreiheit zu 
uud überliess ihnen 8 „pogoii" (1,5 ha) Land in der Ebene, 
2 „pogon" (1,0 ha) in der Mitte des Landes und 1 V2 »po^^"" 
(0,7ö ha) in den Bergen zur Bebauung, nicht etwa als abso- 
lutes, erbliches Eigentum, sondern nur mit dem Rechte auf 
lebenslängliche Nut£nlessung; und dies auch nicht umsonst, 
sondern gegen einen jäbrUclien Pachtpreis, der von dem 
Provinzialrat bestimmt werden söUte..: pies Ackergesetz war 
aber seiner Mangelhaftigkeit wegen unanwepdbar. 

Am 11. Oktober kam an die Spitze der Staätsau gelegen- 
heiten Michail Kogalniceanu. Sein erster (ledanke war, eine. 
Klasse freier Kleiugi luidbesitzer ins Leben zu rufen. Um 
dies ausführen zu können, richtete der hervorragende Staats- 
mann seinen Blick zuerst auf die Klostergüter. 

Die Ausstattung der nationalen Klöster mit ausgedehnten 
(lütern war altes Herkommen. Wir haben aber gesehen, wie 
die Griechen resp. griechischen Mönche der lütkisclien Ver- 
folgungen wegen Zufluchtsstätten in den nnnänischen Fürsten- 
tümern suchten. Durch die Besitznahme der inländischen 
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Klöster nnter der Herrschaft der Phanarioten einerseits, anderer- 
seits durch die Schenicungen von Gütern seitens der Bojaren 
für heilige Zwecke an die griechischen Mönche, wuchsen all- 
mählich die Einkünfte dieser Breunpunkte der Unsittlichkeit 
und des Müssigganges, die yon den betreffenden Mönchen ein- 
fach ins Ausland geschafft wurden. Nach der Entfernung der 
Phanarioten trat Russland als Protektor der griechischen 
Mönche auf und wollte die Gelegenheit nicht versäumen, durch 
diese „Convents d«*di«''s aiix Saints-Lif'iix" seinen Kiufluss bis 
nach .lerusaleni auszudehnen. So entstand danials die sogen. 
Khisterfrage. Der Grund und Boden, der sieh in den Händen 
dieser grieehisch-orthodoxen Geistliehkeit befand, betrug 1803 
nach der Zeiitralkonnnission über 2().(MH) (|kni, was ungefähr 
des gesamten Grund und Bodens Rumäniens ausmacht. Aus der 
folgenden Tabelle (S. 150 und 151) ei-sieht man die Fläche des 
Gesamtareals ailei- rumänischen und griechischen Klostergiiter 
und dereu Einkünfte für das .lahr 1862. (Si(?he auch „Analele 
Statistice si economice*^ von D. F. Martian. Buk. 1862.) 

Der damalige Fürst Joau Cuza und sein Berater M. Ko- 
galniceanu woUten durch die Säkularisierung der Klostiu güter 
die ausgedehnten Lftndereien, die sich in den Händen der 

Mönche befanden, in Staatsdomäneu umwandeln, um diese au 

die BautM'ii zu verteilen, d. h. die letzteren zu selbständigen 
Eigentümern zu machen. Kin (4esetz zur Säkularisierung der 
Klostergüter wurde erlassen. Man fürchtete abei- den inter- 
naliunalen Widerstand; denn die Kiiisprih'he d(^r Mönche i?egt'ii 
solch töt liehen Streich fanden au^renblicklich bei den eu- 
ropäischen Mächten Geliör Der tüchtige Ministerpräsident 
abei" beseitigte dnrcli seine Beredtsanilceit jede dipi(nnatiscl)e 
Verwickelung und überzeugte die Mächte von den unseligen 
Folgen, die später aus diesem zum grössten Teil fremden Besitz 
für das ];rind entstehen könnten, und dass die iSäkulai'isierung 
der Klostergütcr das einzig'' Nüttel für die T/ösung der Kloster- 
frage sei. Am 17. Dezenümv 1863 wurde das Gesetz mit 37 
gegen 3 Stimmen von dem Parlamente angenommen, und als 
Entscliädigung für die dadurch erlittenen Schäden der Mönche 
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Namen 
der Distrikte 



Argesiu. . . 
Bnila. . . . 
Bnseu . . . 
DambovitE» 

DoH 

Goij .... 
Dfov .... 
Jalomitsft . 
Mehedintzi 
Mwcel . . . 

01t 

PrahoT» . . 
Bämuic.-S. . 
BomanatEi. 
Teleormaa . 
Välcea . . . 
Vlasca . . . 



frutnXUteter 
igrieoh. . 

|rum. „ 
\griech. „ 

(nun. 

igriech. „ 

(rum. 
tgrieeh. 

|rum. 
igriech. 

(runi. 
Igriech. 

|ruin. 
\griech. 

imm. 
Igriech. 

(rum. 
tgrieeh. 

fnini. 
(griech. 

Irum. 
\griech. 

(rum. 
tgrieeh. 

irum. 

tgnech> n 

frum. 
\p: riech. 

|rum. 
tgrieeh. 

jrum. 
tgrieeh. 

frum, 
\grieeh. ;; 



Ansahl 

der 
Ofiter 



107 
15 

8 

8 

108 
71 

79 
48 

47 

27 

178 
1 

44 

66 

3ö 
48 

45 

7 

101 
17 

48 
13 

131 
97 

46 
66 

58 
13 

87 
22 

84 
7 

39 
32 

1763 



Aekeriand 



Flftche 

unbebautes 
Land 



znaammen 



Angahl »»pogona" (h Ofi ha) 



85476 
6600 

15541 
30599 

48815 
81104 

25247 
18374 



71629 
18760 

43271 
62729 

60846 



68927 
8709 

13570 
4256 

25349 
8646 

25913 



18299 
31430 

5760t5 
9663 

10791 
8697 

24727 
3107 

33453 
34671 

1014853 



80597 
11820 

26019 
71637 

»4576 
36470 

64877 
53665 

188163 
56333 

60967 
155 

38352 
61207 

49987 
H81806 

86037 
8M1 

23167 

74089 
12279 

70801 
88048 

28689 
50816 

26248 
112721 

11726 
16698 

48966 
84491 

49465 
61060 

1925677 



116008 
17820 

41560 

102236 

133391 
67574 

90124 
78089 

191889 
18796» 

79717 

165 

81623 
113936 

110833 



148964 
5150 

36737 
10254 

99438 
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85395 

73693 
87588 

82906 
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Jahreseinkommen 



aus Pe- 
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51 
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25 
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4 
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1 — 
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— 


— 
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10997 
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952 
446 


21974 
3TO46 
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1847 
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13217 
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1739 
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101 
80 
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wurde erst oino Summe vod 82 Millionen Piaster, spater aber 
von 15(1 ]\rillionen bestimmt, worin al»er iHeHl Millionen (icTvon 
den Klöstern an den Staat nicht gezahlten Steuern einbegriffen 
waren. Sobald die Klosterfrage gelöst und die Klostergüter 
in Staatsdoniäoen umgewandelt waren, konnte nun die Uberale 
Partei ihre Agrarpolitik weiterführen. 

Im April 1864 legte M. Kogalniceanu der Kammer seinen 
Gesetzentwurf vor, der dem im Jahre 1862 von den Konserva- 
tiven angenommenen Gesetze entgegentrat. Die Grundlage des 
neuen Gesetzes war die Anerkennung der Bauern als absolute 
Eigentümer der von ihnen in Gemässheit des bestehenden 
Gesetzes bebauten Ländeieien. Der heftig^e Widerstand der 
gesetzgeberischen Körperschaften, die sich aus den Gross^jrnnd- 
besitzern und ihren Anhängern zusammensetzten , die die 
Expropriation von '■^/g des Gesanitareals ihrer Güter gfarnicht 
annehmen wollten, veranlasste den Füi*sten Joan (Aiza, der 
für die ländliche Bevölkerung auftrat, sein Ackergesetz im 
Wege eines Staatsstreiches zu oktroyieren. Am 2./14. Mai des- 
selben Jahres wurde die Kammer aufgelöst, und der Ifürst 
erliess an die Bauern folgenden Aufruf: 

,,Da8 Interesse und die Wärde des Landes, euere Wttnsche, 
euere dringendsten Bedürfnisse, all' dies ist verbrecherischen 
Leidenschaften geopfert worden . . . 

„. » . . Was blieb Mir da zu tun übiig? Ich hatte be- 
schlossen, einen letzten Appell an den Patriotismus der Ver- 
Sammlung zu richten; gemäss dem im art. 46 der Pariser 
Konvention ausgedrückten Wunsche der hohen Signatär- 
Mächte, gemäss den grossen Prinzipien der Gleichheit und 
Gerechtigkeit, welche utisere Zeiten beherrschen, hatte Ich 
gewollt, dass Jeder Rumäne um den Preis seiner Arbeit ein 
Stück unseres Bodens frei besitzen soll." 

„. . . . Wie die Versammlung die Vorlage des Acker- 
gesetzes beantwortet hat, ihr alle wisst es. Sie hat meiner 
Regierung ein Tadelsvotum eingebracht; ein Gesetz der Billig- 
keit, hat sie die Hoffnung von drei Millionen Bauern und den 
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ei^oneii Geiianken des Staatsoberhauptes io der Person seines 
Ministers getroffen." 

Durch das Plebiszit vom 15 /'^7 Mai 18H4 wurde von 
der Nation der Staatsstreich gebilligt und das Agrargesetz 
mit 713.000 gegen 57.000 Stimmen bestätigt. Am 2./14. 
Ang^ verkündete Joan (Uiza durch fürstUcheu Eriass ans 
eigener Machtvollkommenheit das von seinem Berater M. Ko- 
giüniceann entworfene Hauptagrargesetz, das noch heute die 
Bauern an die Na.men der Gesets^ber erinnert 

Dies Gesetz, das für die Beurteilung der heutigen wirt- 
schaftlichen Bechtsverfaältnisse von grundlegender Bedeutung 
ist — deshalb von uns nHauptagrargesetz* genannt — , enthielt 
zwei Bestimmungen, und zwar a) die Bauernbefreiung und b) 
das Pvigentumsrecht. Das (losetz bezieht sieb also erst auf 
die PYeiheit der Bauern, d. h. auf die Aufhehuag der Hörig- 
keit, Krbunteitäiiifjkeit oder Leibeigeiiscbaft. die überall in 
Kuropa mit dem Streben verbunden war, die Hauern zu F^igen- 
tümern zu machen, und zweitens auf die Eigentumsordninig. 

Was zuerst die Bauernbefreiung anlangt, so enthält das 
Gesetz im allgemeinen zwei Massregeln, und zwar a) die 
Aufhebung der Leibeigenschaft, d. h. der persönlichen Un- 
freiheit, denn die Leibeigenschaft im engeren Sinne war ge- 
setzlich schon gegen Ende der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
aufgehoben und b) die Abschaffung der Robot (Hand- und Ge- 
spanndienste), sowie derBeallasten (Geld- und Naturalabgaben). 

Die persönliche Unfreiheit sowie die Robot sollen für 
die beiden Fttrstentümer' aufgehoben werden (art. 10). Die 
Entschädigung für die aufgehobenen Frohndienste und Real- 
lasten, sowie für die Exiuoiiriation der Grundherren sollten 
TOtt dem Staate ge zahlt und die Beitragsleistung, zu der 
die neuen Kleingrundbesitzer nach art. 22 herangezogen 
wurden, sollte in 15 an den Staat zahlbaren jährlichen Kenten 
entl ieht et werden. Die Höhe dieser Beitragsleistung riebt ete 
sich nach der (Grösse des Vielistandes. Nach dem Agrar- 
gesetze von 1S()4. das ebenso wie das organische Statut von 
der Dreikiasseneinleilung der iiaudbovölkej uu^ nach der 
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GiKssc des Viclistuiidi's ausf^iug, beti'uguu die von deu Baaern 
zu zahleüdeu Jaliresrenten: 

In der Gegend diesseits des MilkoT (Walachei): 
für die erste Klasse: 193 »Piaster*' =49»20Frs. 
n », zweite „ : 100 „ 24 „paras" = 37,20 
„ „ dritte „ : 71 „20 „ =26,45 „ 

In der Geofend jenseits des Milkov (Moldau): 
für die erste Klasse: 94 „Piaster" 10 „paras'* = 34,85 Frs. 
„ „ zweite „ : 78 „ 2 „ =27,— „ 
„ „ dritte „ : öl 36 „ =19,20 „ 

Es muss berücksichtigt werden, dass diese Rente zu- 
gleich mit den Stenern (art. 22) bezahlt werden sollte, die 
schwer genng waren, denn im grossen und ganzen hatten 
die Bauern ca. 32 Frs. an Staats- und Kommnnalstenern zu 
zahlen, was nngeffthr 32 ^/q ihres Gesamteinkommens, das 
nicht über 500 Frs. betrug, ausmachte. ^) 

Eine weitere Bestimmung des Gesetzes, die an die per- 
sönliche Freiheit knüpfte, war die Freiheit des Vertrags- 
abschlusses (art. 12). Die landwirtschaftlichen A^erträpfe, die 
zwischen den Gruiidherieii und den I^aiarii abgfeschlossen 
werden soUtou, durfteu uur die Dauer vou hoclistens 5 Jalireu 
haben. 

Die zweite AulVab«; des Gesetzes, nämlich die Be- 
stinimung über das Kigentunisrecht, ist die wichtigste. Nach 
art. 8 sollten die Cirnndherren um <'iuen Teil ihrer Güter zu 
Gunsten der ländlichen i^evölkerung ('Xi)ropniert werden, und 
zwar sollte sich die Expropriation nur auf höchstens -/g ihrer 
Güter erstrecken. Das Gesetz unterscheidet zwei Kategorien 
von Bauern, und zwar a) die l)isher robotpflichtige Landbe- 
völkerung und b) die nichtrobotpflichtige. Die eiste Kategorie, 
zu deren Gunsten die Grundherren um ^/s ihrer Güter expro- 
priiert wurden, erhielt in Gemässheit des Gesetzes das Eigen- 
tumsrecht an den Ländereien, auf denen sie sass (art. 1). 

1) Joan Ghikas „Entrciiens ^conomiques^ Buk. Ib73. Bd. IL 
S. 361. \.nacli Morcgana op. cit. S. 4ö.) 
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Die Nichtrobotpflit'htij!:*'!!, dio auf (Tnuid besoiidficr Verträge 
mit den ( >nindlH'rren nur einen Kaum im Dorfe für Haus 
und Gart(Mi iniie, hatten und die, da die Expropriation der 
Grundlierren .sicli nur auf höchstens "'j-^ ihrer Güter erstreckte, 
entweder kein Land oder nicht genügend zur Behauung be- 
kamen, sollteu nach artt. ö und 6 des Gesetzes die Zuweisung 
von Ländereien in dem im art. 1 vorgescliriebenen Aasmasse 
auf den Staatsgütern, die durch die Säkularisierung der 
Klost^rgüter entstanden, verlangen. Nach art. 4 sollten 
kinderlose Wittwen, sowie Arbeitsunfähige nur die für das 
Haus und den Garten notwendigen Grundstücke zu eigen 
erhalten. 

Wie schon angedeutet wurde, ging das Gesetz von der 
Dreiklasseneinteiluug der ländlichen ßevdlkeruug aus. Ausser 
dem Baum für Hans und Garten im Dorfe betrug nach art. 1 
das Attsmass der jeder bisher robotpfüchtigen Familie zu- 
gewiesenen Läudercieu:^) 

a) In der Gegend diesseits des Milkov (Walachei): 

1. für Doppelhufige (Bauern, die vier Ochsen und eine Kuh 
besasseu) . .11 „pogon** ^ ö,ö ha 

2. für Binhufige (Bauern, die zwei Ochsen und eine Kuh be- 
sasseu) 7 „pogon" 19 Buten 3,86 ha 

3. für Halbhnfige (Bauern, die nur eine oder gar keine Kuh 
besassen) 4 „pogon" 15 Ruten = 2,30 ha 

b) In der Gegend jenseits des Milkov (Moldau): 

1. für Doppelhufige ... 5 „falcie" 4ü Kuten = 7S0,r) ar 

2. „ Einhufige . . . . 4 = 572,0 „ 

3. „ Halbhnfige (oder die, 
welche gar kein Hornvieh 

besassen 2 „ 40 „ = 357,5 „ 

1) Das Ansmass des Ackerlandes blieb fUr alle Klaswn dasselbe, 
nftmlich in der Walachei 8 „pogon" (1,5 ha) und in der Moldau nnd 

in Bessarabien 1 Vi »falcie*' (814,5 ar); denn das Agrargesets machte 
die bisher beMitzlosen Baueni zu freien Eigentümern nur auf jenen 
Grundstücken, die sie in Gemttssheit des organischen Statutes inne 
gehabt hatten. 
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c) In <ler Gegend jenseits des Pruth (im damals zu 
BuniäuieD gehörigen, seit 1878 wieder au Rassland gefalleneo 
Südbessarabien): 

1. für Doppelhufige ... 6 »falcie* 30 Ruten = 811,6 ar 

2. „ £inhitfige .... 4 „ 30 „ = 625,6 „ 

3. „ Halbhulige oder die, 
welche gar kein HoruTieh 

besasscn 2 „ 70 „ =411,0„ 

Nac.li artt. 5 und H des (tcscI/cs solltr den Niclitinbot- 
pfli<;htig(»n, di(» cntwodcT gar kein oder nicht <r('nii<^t'nd Land 
von den »rrnndlieirliclien exproi>riierten ]iänderei<'n erhielten, 
sowie den Neuverlieirateten das im ait. 1 vorgeseliene Aus- 
mass von den Staatsgütern verteilt resj». ergänzt wenh'n. 
Diese Bestimmiuig wurde aber 12 Jahre hindurch missachtet, 
und erst 187(5 erliess die Regierung einen Laufzettel an die 
Distriktsvoistelier zur Anwendung der betreffenden artt. In 
art. 04 w uide die Regierung ermächtigt, an die in artt. 5 und 6 
einbegriffenen Bauern Parzellen im Hdchstansmasso von je 
12 »pogon* (6 ha) zu dem In löjfthrlichen Renten zahlbaren 
Preise von 5 Dukaten (62 V2 ^^^*) pro nPO^on'* zu verkaufen. 

Die in Gemässheit der artt. 1, 5, 6 und 54 mit Land 
Bedachten durften nach artt 7 und 67 ihr Immobiliareigentnm 
im Laufe von 30 Jahren von der Publikation dos (Gesetzes 
an durch Rechtsgeschäfte unter Lebenden oder durch Testa- 
ment nicht veräussem oder verpfänden. Die (jemeiude oder 
event ein Dorfbewohner allein hat das Ankaufsrecht (art. 7). 
Nach Ablauf von 80 Jahren verfällt diese Beschränkung, 
indem der- Kif^entiimer über sein (irundsliiek nach dem ge- 
meinen Ixt'cht verfügen kann; alx-i- dann liat die liemeinde 
noch das Vorkaufsrecht. Zu erwähnen ist, dass die bereits 
aiiireführte Hestifumunir über die Veriiusserung der in (ge- 
mässheit des (Jesetzes von ISIU /,u<^ewieseneii Ländficim im 
Jahie 1S.S4 erneuert und deren llechtskraft bis lUHi ver- 
längert wurde. 

Die (gemeinde liat auch die Htd'ugnis, (bis P^igentum 
derjenigen Bauern sich auzueigueu, die „ab iule^tato'* sterben 
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oder koiiip legitimen Krbeii hintt rlasscii, und (h'i jenigt-n, die, 
da sie die ges«*tzlich liestiiniiitt' Bt^itiaj^'-slcistuns für di<* er- 
luilteuen Liiudereieu nicht entrichten konnten, ilir Kig-entiun 
aufgaben (art. 8). Im letzteren Kalle sollte die Gemeinde 
alle Geldlasteu tra<ren. Die Freiteilbai'keit im &Vege des 
Erbüberganges erkennt art. 7 an 

Art. 18 wahrte den iirundherren das Eigeutiinisrerht 
an dea DänimeD, Mühlen und 'rei(!l)en iuuerbalb des Dorfes. 
Nacb art. 19 hatten jedoch die Dorfbewohner gegen die Vei- 
pflichtung zugleich mit dem GrundheiTU znr Erhaltung der 
Dämme und der Tränken beizusteuern, die Befugnis, ihr Vieh 
in denselben zu tränken. 

Was aber von besonderer Bedeutung und noch wichtiger 
als die letztgenannten artt. erscheint, ist art. 9. Derselbe 
lautet: ,,Das Recht, . das den Dorfbewohnern in der Bloldau 
nach art. 44 des nur för vier Departements^) in Geltung 
gewesenen Berggesetzes, sowie den auf den walachischen 
Gütern ansässigen Landlenten in Cieinässheit des art. 140 
§ 4 des Gesetzes vom 23. April ISf)! (des Fürsten Stirbei) 
bisher znstand , bleibt aneh für die Zukunft unangetastet. 
Nach If) Jahren Jt'ddch stdh'u die (Tniiidiit'rrt'n btTt'rhtigt 
sein, durch stille Vei cinbai iiiii^ mit den Iranern »ider im ge- 
richtlichen Wege die Befreiung ihrer Wälder von dem er- 
wähnten Servitut zu verlangen. Die Grnndhcrren liabeu 
tatsächlich von diesem Recht (lebranch gemacht, sodass das 
Hecht der Bauern, Bau- und Brennholz ans den gruudherrlichen 
Walduugen zu beziehen, vollständig einging. Die Regierung 
bat selbst die im art. 9 des Agiargesctzes enthaltene Be- 
stimmung aufgehoben und zwar durch das im Jahre 1881 
erlassene Forstgesetz. Art. 19 dieses (Gesetzes lautet: „Wer 
ohne die Genehmignng des Grundherrn Bäume aus dem 
Walde fällt oder selbst die zufällig gestürzten stiehlt^ wird 
mit dem dreifachen Betrage des Wertes für das gefallene 
resp. gestöhlene Holz haften müssen.*^ Nach art 23 desselben 
Gesetzes sollten diejenigen, deren Vieh die grundherrscbaft* 

1) Putnai Bacau, Neamtzu uud Succava (legea muutelui). 
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liehen Waldweiden abgeweidet resp. betreten hat, eine Strale 
von: Je ein ^Leu" (1 Frs.) für ein Schwein, zwei »Lei** für 
ein Schaf, drei „Lei" für je ein Pferd, eine Knh, ein Ijanini 
oder ein Fohlen, fünf „Lei** für einen Büffel oder eine Ziege 
zahlen; nnd dies nur in dem Falle, dass der Wald länger 
als 10 Jahre bestand, sonst war die Geldstrafe doppelt 
so hoch. 

Dies wuren im grossen nnd ganzen die Hauptbestand- 
teile des A^nirgcsetzes vou 1H(>4. Bevor wir znr weiteren 
Piesprechuiiff der AgnirverliäUnisse und -politik unseres Vater- 
landes sehreiien, wollen wir kiiiz und in iillofemeineu Zügeu 
auf die Kritik des erwähnten Gesetzes eingt'lu n. 

Krst uach Verlauf von 16 dahreu nach der Revolution 
von 1H4.S brachten die damaligen Gönner der Bauernklasse 
ihr Voiliahen zur Ausführung, Die mittelalterlichen Ge- 
bundenheiten sollten für immer aufgehoben werden und an 
die Stelle des alten Regimes, des Arbeitszwanges, sollte ein 
neues, das der Arbeitsfreiheit, treten. Die demolcratischen 
Gedanken, die überall in Europa Platz grüben, bürgerten 
sich auch bei uns ein. Man hatte überall die Leibeigenschaft 
als eine Schmach der Menschheit, die überhaupt gegen die 
denkf&hige Natur des Menschen ist, aufgehoben, und überall 
war dies mit dem Bestreben verbunden, die Menschen im 
Kampfe mit dem sie umgebenden Komplexe zu bewaffnen. 
Um mannigfaltigen Katastrophen vorzubeugen, suchte nnd 
fand man sogar eine Organisation, durch welche jeder arbeits- 
fähige Bürger zu Fiigentum gelangen konnte. 

Es unterliegt gar keinem Zweifel, dass das Agrargesetz 
von 18()4 eine der wichtigsten Inslitulionen Rumäniens ist, 
denn dadurch wurde die alte Agrarveifassung durch eine 
neue ersetzt, und die Entwickelung der Verhältnisse trat in 
eine neue Periode ein, in die der Arbeitsfreiheit, wie wir 
sie bezeichnet haben, die sich bis auf den heutigen Tag 
erstreckt. 

Dass die Lage der Bauern durch das Agrargesetz nicht 
erheblich verbessert wurde und die Befreiung der Bauern 
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nicht die gewünschten Ei-folge hatte, zeigen utis die er- 
gänzenden Gesetze, die mW dem Jahre 1866 beginnen. Alle 
d(Mn Agrargesetz von 1864 folgenden Gesetze bemüliten sich, 
die Lücken des ersteren ansznfüllen, keinem von ihnen aber 
gelang* dies. Die Agrarpolitik war mehr eine fiskalische, 
nnd überhaupt fehlte die Meinnngs- und Richtungseinheit 
den späteren Regierungen gänzlich. Aber auch die öffentliche 
Meinung, die bis zum Hauptagrargesetze die Besserung der 
Lage der Bauern im Auge hatte, anstatt die neue Verfassung 
in ihrer Wirkung zu yerfolgen und die Pressfreibeit zu be- 
nutzen, um die Regierung auf die Schattenseiten des. Gesetzes 
aufmerksam zu machen, hörte auf, sich mit den agrarischen 
Fragen zu beschäftio^cii, als wenn die Lösung der lange Zeit 
vernachlässigton Agfrai*fi"age die vollkoninienste sowohl auf 
wirtschaftlichem als auch auf sozialem dlchipte gewesen 
wäre. Krst im Frühjahr des .liihrcs 188S nach einem Auf- 
stand der Bauern traten die agraiischen Fnigen wieder 
bedeutend in den Vordergrund; die iliiien gewidmeten Zeit- 
schriften und die Zahl der Solutionen zur Besserung der 
Verhältnisse nahmen immer uiebr zu, ohue aber eine radikale 
Beforiu Uerbeizufübreu. 

Wir sagten, die Bauemfreibelt hätte nicht die ge- 
wünschten Erfolge hervorgemfen. Wie konnte nun aber 
diese FYeiheit, in der es sich um eine versteckte Leib- 
eigenschaft handelte, die reale Hörigkeit hindern?! Die 
heftigen Bauernaufstände vom März 1888 liefern uns einen 
klaren Beweis für die neue Gestalt des alten Leidens der 
Bauern, die sich in dem mangelhaften Gesetze von 64 aus- 
drückte. Nur den Mänocehi dieses Gesetzes sind die späteren 
Kreio:nisse, die von ^-rosser Tragweite für die Zukunft des 
Mimäiiisclien Volkes waren, zuzuschreiheii, nicht etwa einer 
frlilizeitio^en Proklaniieiung der Freiheit, wie manche in ihrer 
naiven Logik behauptet haben. Vor allen Dinofen wunk' das 
Verhältnis zwischen Areal, Arbeitskraft nnd Betriebskapital, 
das für jede Wirtschaftsführung wichtig ist, nicht beachtet. 
Das deoi Bauer gesetzlich zugewiesene Ackerland genügte 



160 -r- 



nicht, um seinen nötio-en Bedarf zu decken. Man wird 
vielleicht sagen, die drei „poo^on" (1 '/o ha) Ackerland wären 
für den Hauer vollständig' genug gewesen, um für seine und 
seiner Familie Existenz zu sorgen. Gewiss wäre das der 
Fall gewesen, wenn eine iuteusive Landwirtschaft getrieben 
worden wäre. Mau darf aber nicht vergessen, dass der 
rumänische Bauer durch alle Zeiten hindurch aus Maagel ao 
Betriebskapital und an landwiitschaftlichen Kenntnissen zu 
einer fast ausschliesslichen Moorbrandwirtschaft gedr&ngt war. 
Bei dem ausacbiiessUchen Weizen- und Maisbau worden dem 
Boden Jährlich heträchtliche Mengen PflaDzenniUirstoffe ent- 
zogen, ohne ihm dieselben anf irgend eine Weise wieder 
zuzuführen. Eine bekannte Tatsache ist es beute noch, dass 
der rumänische Bauer aus Mangel an Holz den Mist yer^ 
brennen mnss, statt ihn der durch diese Raubwirtschaft er- 
schöpften Ackerkrume zuzuführen. Den Begriff „düngeu" 
kennt der ramänische Bauer überhaupt nicht Aber auch 
die Bearbeituug des Bodens ist bei uns eine himmelschreiende 
und noch schlimmer war es in den Zeiten, die uds jetzt be> 
schäftigen. Mit zwei an einen uralten Holzpflug gespannten 
katzenartigen Zugochsen kratzte ü»'i Bauer die Ackerkrume 
auf, säete die höchst unreifen Samenkörner, eggte sie mit 
einer Doi nsti aiichegge ein und wai'tete auf die himndische 
Gnade, die sich erbarm* ii sullt*', den von ihm in diesei- Weise 
bearbeiteten Acker zu Im'ic^ih'h. l>ie Krtiäge, die dei [»oden 
bei dieser Bebauung lii'ferte, waren trotz seiner günstigen 
uatiiiliclien Beschaffenheit und seiner grossen Fruchtbarkeit 
minimal, und da noch ein vollständiger Mangel an Sorgfalt 
herrschte, ziemlich schlecht. Aus dieser niaugelhafteu Be- 
bauung und schlechten Konservierung des Mais, der fast 
ausschliesslich die Nahrung der unteren Klassen bildet, ent- 
stand die Krankheit »Pelagra'' (ffautentzündung), die heut- 
zutage ungeheuere Fortschiitte im Lande macht und die 
ländliche BeTdlkerung dezimiert. Ans diesen angegebenen 
Gründen genügten dem Bauer die ihm gesetzlich zugewiesenen 
drei rPOfi^on^ Ackerland nichts um seine Existenz zu sichern. 
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Was üan das Weide- imd Wiesenland anlangt, so hatte der 
Gesetzgeber denselben Grundsatz wie das organische Statut 
im Auge, nftmlieh die Beschränkung der Zahl des Hornviehes 
auf höchstens fünf. Wie schädlich diese Massnahme auf die 
Viehzucht gewirkt hat, bedarf keiner weiteren Erörterung. 

Als einen zweiten wirtschaftlichen Nachteil des Agrar- 
gesetzes von 1864 können wir die Höhe der Expropriations- 
indemnität und die kurze Amortisationsdauer ansehen. Wie 

schon aiig^edeiitet wurde, betrug" die Beitragsleistung:, die in 
If) an den Staat zahlbaren 10 ^'/o jährlichen Renten entrichtet 
weiden sollte, durchschnittlich pro Jahr für ein Familien- 
oberhaupt 20 -50 Frs., je nach der Ausdehnung der zu- 
gewiesenen Liindereieu. Wie konnte nun derjenijre, der aus 
dt'in relativ wenigen Gi'und und Boden kaum seine Kxistenz 
fristen konnte, den jälirlichen Beti-ag von 50 Frs. zahlen? 
Und warum sollte der l^auei- gerade in 15 -lahren die Ge- 
samtsumme entrichten und nicht z. B. in 30 Jahren, sodass 
die jährlich zu zahlende Kente eine geringere war? 

Was aber noch schwerer auf die ländlich-wirtschaftliche 
Lage einwirkte, war die Bestimmung, die Bauern sollten die 
erwähnte Entschädigung zugleich mit den Steuern zahlen. 
Die letzteren betrugen auch nicht weniger als 32% des 
Gesamteinkommens des Bauern. 

Noch schlimmer war aber die Anerkennung der Freiteil- 
barkeit. Durch die Zersplitterung des Bodens wurde der 
Grundbesitz zum Zwergbesitz, und der Bauer war also noch 
weniger imstande, sich von dem eigenen Grund und Boden 
zu ernähren. Je kleiner das Areal ist, umsomehr verlangt 
di(^ Wirtschaft ein relativ griisserc^s Betriebskapital, und je 
kleiner das Areal und das Betriebskapital ist, unisoiuehr be- 
darf die Wirtscliaft einer relativ grosseren Aibeitsleistung. . 
Ei Mi' kapitallose Zwergwirtschaft konnte den Hauer nicht 
enuilircn, und er sah sich somit f^fiiDtigt, anderswo seine 
Existenz zu suchen. IndcMU der l>auer sein Stück Land 
durch S(;ine Familie bewirtsehaften Hess, arb<^'itete er bei dem 
Grundherrn für die weitere Überlassung von Grund und 

11 
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Boden. Es entstand notwendigerweise als erste Folge des 
Gesetzes der landwirtschaftliche Vertrag, d. h. das alte Ab- 
bän^gkeitsverhältnis des gesetzlich freigesprochenen Bauern 
zu dem mächtigen Graudherrn. Natürlich war der Bauer 
gesetzlich frei, einen solchen Vertrag mit dem Grandherm 
abzuschliessen, faktisch aber war er gezwungen, seine 
Arbeitskraft dem Grundherrn za überlassen. Was nun das 
Arbeitswesen betrifft, so werden wir es später bei der Be- 
handlang der landwirtschaftlichen Verträge kennen lernen. 
Hier sei nur erwähnt, dass trotz der Bestimmung des Agrai^ 
gesetzes yon 1864 (art. 12), dass der Bauer frei sei, einen land- 
wirtschaftlichen Vertrag abzuschliessen, und zwar auf die 
Dauer von höchstens 5 Jahren, wenn er sich mit seiner 
Arbeitskralt dem Grundherrn verpflichtete, die Verhältnisse 
durch das Gesetz vom 18. März 1868, das den Bauer „mann 
militari" zur Durchführung der abgescbloss^en Verträge 
zwang, erschwert wurden. 

Als einen weiteren Nachteil des Gesetzes von 1864 
können wir die in art. 9 entlialtdir Hcstiniuiung ansclicn, 
nämlich das INcht der (irundhcncn, nach 15 Jahren nach 
der Publikation des (Tcsetzes die Befreiung ihrei- Wälder von 
den bäuerlichen Servituten zu verlangen. Diese Bestiuimung 
wurde aber von dem Staate selbst inissachtet, wie wir bereits 
angedeutet haben, und das uralte Recht der Bauern, Bau- 
und Brennholz aus dem Walde zu holen» wurde aufgehoben. 
Das organische Statut, sowie das Gesetz von 18öl^) ge- 
währten den Bauern wenigstens das Recht, ihren Holzbedarf 
aus den grundherrschafüichen Waldungen zu decken; das 
Agraiigesetz fixiert die Dauer dieser Befugnis auf 15 Jahre, 
aber schon kurz darauf ging die Regierung mit dem Bei- 
spiele voran, diese Bestimmung niederzutreten. Weiter haben 
wir schon die Strafen genannt, denen sich der Bauer 

1) Dasselbe lautet : Auf denjeiiigren Gütern, wo sich Waldungen 
befinden, wird der Grundherr den Landleuten erlauben, abgestandenes 
Hol?: zu sammeln und das nötige Bauholz zu fäUeu. Analog, art. 44 
der »legea muntelui**. 
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aussetzte, falls er sein Vieh auf die grandberrlicbe Wald- 
weide trieb. 

Nicht zu leugnen ist aber, dass art. 7 sieb zu Gunsten 
der Bauern erwies, da in demselben die Unveräusserlicbkeit 
des Immobiliareigentums erklfirt wurde. Die erste Sorge der 
Staatsmänner war zweifelsohne in allen Zeiten die Vorbe- 
haltnng des Grundeigentums in den Händen der Staatsange- 
hörigen. Dies Streben, mit dem zugleich der Wunsch unserer 
Staatsmänner verbunden war, einen mittleren Bauemstand 
ins Leben zu rufen, gab den Anlass zu dem erwähnten Artikel 
des Gesetzes. Wie weit aber dieses ihnen gelungen ist, 
wird sieh ans unserer weiteren Betrachtung ergeben. Die 
rumänische Verfassung von 1866 bestimmte aus nationaler 
Rücksicht folg-endes: „Nur die Rumänen oder die Naturali- 
sierten (diejenigen, denen das Bürgerrecht verliehen war) 
dürfen ländliches Immobiliareigentum in Rumänien erweiben" 
(§ 5 art. 7 (h-r rum. Verfassung). Die Unveräusserlichkeit 
wurde im allgemeinen erklärt. Das Agrargesetz von 1864, 
sowie art. 1*}2 der Konstitution beziehen sich auf einen 
speziellen Punkt, und zwar erklären sie diejenigen Ländereien 
als unveräusserlich, die die Bauern in Gemässheit des Agrar- 
gesetzes von 1864 erlangt haben. Damit erstrebte man eine 
KousoUdiernng des Grundbesitzes in den Händen der Bauern. 

Trotz aller Hassregeln der Begiemngen, die Veräusser- 
lichkeit des Grundbesitzes zu verhindern, hat man doch das 
Mittel gefunden, den Grund und Boden der im Jahre 1864 
und später in Gemässheit der artt. 5, 6 und 64 des Agrar- 
gesetzes zu Eigentümern gemachten Bauern zu veräussem. 
Wir haben schon augedeutet, dass die Agrarpolitik unseres 
Vaterlandes eine solche war, die kein bestimmtes Ziel hatte. 
Bald yerfugte man über die Staatsdomänen mit einem rein- 
fiskalisehen, bald mit einem sozial -wiitschaftlichen Zweck. 
Ein Mittel, die Lage der Bauern zu verbessern, wären aller- 
dings bis zu einem gewissen Grade die Staatsdomänen ge- 
wesen, die aus den säkularisierten Klostergütern entstanden, 
weuü der Staat eine richtige sozial- wirtschaftliche Politik 

Ii* 
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durchgeführt hätte. Art. Ol des Agrargesetzes aber er- 
mächtigte die liegierung im Laufe von Jahren Dach Ver- 
öffentliclning des Gesetzes aus fiskalischen Kücksichten, die 
Staatsdomänen in Losen von lOO—öOO ha zu veräassein. 
l)ersell)e Grundsatz leitete auch die späteren Gesetze, und 
die Veräussernng der Staatsdomänen im Grossen oder in 
grossen Losen geschah auch an die Nichtbaucm» d. h. an 
Jeden, der mehr dafür bot Diejenigen, die im Dorfe sassen, 
aber keine ackerbautreibenden Bauern waren, konnten nichts 
mit dem zugewiesenen Grund und Boden anfangen. Zu 
dieser Kategorie gehörten aber auch die Bauern, denen in 
Gemässbeit des Agi*argesetzes Grund und Boden zugeteilt 
wurde, die aber, da der zugewiesene Grund und Boden nicht 
ffir die Deckung ihres Bedarfes genügte, ihn an die Nicht* 
bauem, d. h. an die Wirtsleute» oder an den Grundherrn 
selbst verkauften. Um diesem Übel zu steuern, Avurde am 
13. Februai- 1879 ein Gesetz erlassen, wodurch man die 
Durchführung des Gesetzes von 18iU hcstiinmte. Alle Ver- 
kaufskontrakte über die (lüter, die in (Tennissheit des Gesetzes 
von lS(i4 an die Nichtroboti)t'li( litigen sowie an die Kobot- 
pflichtigen verkauft und im Lanfe der Zeit V(in iliren Kigen- 
tiiniern veränsseit worden, sollten als nichtig erklärt werden. 
Kine Koiiiniission wnide <4egi'iindet, dei'en 'J^ätigkeit die 
Aufstellung von statistischen 'fabellon war über die seit lHt)4 
an die Nichtdorfhewohner oder nicht an die (Jenn-inde selbst 
veräusserten Läudereien. Veikäufe von solchen Ländereien 
wurden für ungültig erklärt. Solche Massregeln hinderten 
die Bauern aber auch nicht, ihre (rüter zu veräussern. Und 
wenn die Veräussernng nicht mehr im Wege des Verkaufs 
geschah, so doch durch die langfristige Verpachtung, die 
ungefähr einer Erbpacht entsprach. 

Seit dieser Zeit wurden bei uns viele Gesetzentwürfe 
ausgearbeitet und auch von den gesetzgebenden Körper- 
scliatten angenommen, deren Zweck es war, diesem Zustande 
entgegenzustenorn , alle sind ahoi- nur auf <lein Papiere stehen 
gebliübeu, ohne duiü> mau jemals ciaeu Gebrauch davon ge- 
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macht hat. Von der Bildung eines mittleren Grundbesitzes 
kann man heute wie damals bei uns überhaupt nicht sprechen, 
trotz aller Bemühungen der verschiedenen Regierungen, einen 
solchen ins Leben zu rufen. 

DiejeDio:e Klasse der mittleren Grundbesitzer (mosncni 
und razesi), die in Gemoinscliaft lebte, wurde von Ao-rar- 
gesetz vom 17./26. August 1864 in keiner Weise berührt. 
Selbst die später ergriffenen Massregeln, wie die zur Hebung 
der Landwirtschaft und dgl., trafen diese soziale Klasst; nicht, 
und die Kreditiustitult', die zu Gunsten der ackerbautreibenden 
Bevölkerung sein sollten, waren nicht für sie erricht(!t. Und 
doch besitzt diese Klasse heute noch, obwohl viel wt^iiifrcr 
als in den frühereu Zeiten, eiueu grossen Teil unseres Grund 
uud Bodens. 

Die natürliche Folge dieser Umstände ist, wie wir aus 
der bisherigen Betrachtung ersehen können, ein realer Gegen- 
satz zu der formellen und schablonenhaften Beform der 
Agrarrerfassung von 1864. Das neue Regime der Arbeits- 
f^iheit manifestiert sich in anderer Weise als das alte des 
Arbeitszwanges. Früher verpflichtete der Staat die beiden 
in Betracht kommenden sozialen Klassen zur Durchführung 
eines allgemeinen, von ihm sozusagen direkt auferlegten Ver- 
trags. In der neuen Periode überlisst man den Abschluss 
der Verträge der Vereinbarung beider Teile. Die Bauern 
wanderten jetzt nicht mehr wie früher aus, sondern sie blieben 
im Dorfe, und infolge des durch die Krbübert ragung immer 
knapper gewordenen Grund und Bodens mussten sie „frei- 
willig" mit dem Grundherrn die landwirtschaftlichen Verträge 
schlicssen. Der letztere legte dem Bauer, natürlich aus 
materieller Kücksicht, schwere Pflichten auf, und dieser 
musste sich damit zufrieden erklären, wollte er nicht der 
grössteu Not entgegengehen. Wenn dem Bauer die Ver- 
pflichtungen dem Ciiundherru gegenüber zu schwer schienen, 
so konnte er sich nicht mehr an die Begierung wenden, um 
sie um Milderung derselben in Anspruch zu nehmen, da er 
gesetzlich nicht gezwungen war, einen solchen Vertrag ab- 
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znschliessen. Er war frei» aber doch uicht selbstäodig und 
musste für Jeden Scheffel Weizen im Kotfalle seine JjVeiheit 
veräussem. 

Der Gedanke eiuer Vermittlung bei dem Abschluss von 
landwirtschaftlichen Verträgfen, die fast dio alleiuige Ursache 
dos landwirtschaftlichen Übels noch heute bei uns sind, liegt 
der Regierang noch immer vollständig fern. Der physio- 
kratischo Grundsatz „laisser faire, laisser passer", der unsere 
bisherigen Regierungen geleitet hat, würde Rumänien zu 
Gmnde richten, wenn nicht rechtzeitig Massregeln ergriffen 
werden. 

Das Kingreifen der Staat .s<>t'walt zu Gunsten der acker- 
bautreibenden Bevölkerung erwies sich nach dem (besetze 
von 1H64 als notwendig. Dies geschah im Wege der Gesetz- 
gebung. Die nach dem Hnuptagrargesetz folgenden (Tresetze 
streVtteii danach, die wirtschaftlichen Nachteile des ersteren 
durch die Vermindenuig des Konfliktes zwischen Areal, 
Arbeitskraft und Betriebskapital zu beseitigen. Sie beziehen 
sich also a) auf die P^igentumsverteilung (Gesetze zur Ver- 
äusserung der Staatsdomänen), b) auf den landwirtschaftlichen 
Kredit, und c) auf die landwirtschaftlichen Verträge. Diese 
drei grossen Gruppen von Massregeln haben wir nun zu 
besprechen. 

a) Nach dem Gesetz von 1864 wurde in Gemüssheit 
des art 24 desselben in jedem Distrikt je eine Kommission ^) 
eingerichtet, die die Zahl der auf jedem Gute befindlichen 
Robotpflichtigen und die Klassen, zu denen sie gehörten, 
festzustellen hatte. Nach der Untersuchung der Kichtigkeit 
der von dieser Koiiiinission aufgestellten Berichte und nach 
der Legalisierung derselVKUi durch den Distriktrat, wurden 
sie dem Zentralkomitee iu Bukai*est übergeben. Dieses sollte 



1) Jede Kommission .setzte sich aus einem J)ele^ierten , der 
von den Grossgrundbesitzern des betreffenden Distriktes gewählt 
wurde, aus einem von dem Kommunaliat gewfthlten Delegierten und 
ans einem Staatoverordneten (dä^ö da fiac) stuammen. 
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die Bauern iii den Bi'bitz des vom ml, 1 bestimiiiteu Ans- 
massos der Läudcrcieu setzeu. 

In Gemässheit des Gesetzes erhielten (siebe auch 
Handwörteibuch der Staatswissenschaften, Bauerabefreinng: 
in Bnm&nien): 

in dor Walachd: 
649iJ0 Familienhäupter, die je 5 Stück Hornvieh besassen, zus. 350915 ha 
188970 „ « n 3 „ „ » » 616B00 „ 

74600 n die nur 1 Kuh od. gar kein Hornvieh n „ 166000 « 

in der Moldan! 

6700 Faniilienhäupter, die Je 5 Stück Hornvieh besassen, zus. 51480 ha 
69000 , »nd» n 9 V 884620 „ 

68000 ,t die nur 1 Kuh od. gar kein Hornvieh „ ^ 177^ „ 

In beiden Fürstentümern erhielten also: 

die erste Klasse: 71630 Familienhäupter, zusammen . . 4028ÜÖ ha 

9 sweite „ : 197970 „ 861120 „ 

„ dritte n - 18S600 „ „ . . 348320 „ 

Es wurden also im Ganzen ca. 402200 Familienhäupter 
auf 159,^8.^5 ha zu Eigentümer pfemacbt. Von diesen betrug 
die Zahl der anf den sfrundherrschaftlicheu Gütern befindlichen 
Robotpflichtigen 254761 Familienhäiipter, die 1033900 ha er- 
hielten. Den übrigen 147439 Familienhäuptem, die garnichts 
oder sehr wenig ans den expropriierten gmndherrlichen Gütern 
erhalten konnten, wurden 561935 ha ans den Staatsgütern 
verteilt. 

Die Zahl der Robotpflichtigen betmg aber im Jahre 1864 
550000, nnd wir sehen, dass die Zahl der mit Land Bedachten 
nur rnnd 400000 betrug. Es blieben also mnd 150000 
Familien nach wie vor landlos. Von diesen hat allerdings 
ein grosser Prozentsatz (ca. 80%) in Gemässheit der artt. 5, 
6 und 54 des Gesetzes von 1864 Grundbesitz erworben. Die 
erwähnten Artikel wurden aber erst nach 12 .lahren nach 
Bekanntmachung des Hauptaj^rargesetzes, wie wir später 
erfahren werden, in Anwendung" gebracht. 

Wie schon erwähnt wurde, hat die rumänische Agrar- 
politik vom Anfang au kein bestimmtes Ziel verfolgt. Das 
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Gesetz von 1864 ging davon aus, die säkularisierteD Kloster- 
g^ter durch Verteilung iu die Hände der Bauern zu kon- 
zentrieren. Die oft wiederholten artt 5 und 6 sollten einen 
rem sozial-wirtschaftlichen Zweck haben. Man strebte durch 
die Verteilung von Staatsgütern an die Nichtrobotpflichtigen 
und an die ackerbautreibende Bevölkerung überhaupt, die 
keinen oder nicht genügenden Anteil an den expropriierten 
grundherrlichen Gütern hatten» alle ackerbautreibenden Bauern 
zu Grundeigentum gelangen zu lassen. Man dachte damit 
das ländliche Proletariat durch eine Klasse Kleingrundbesitzer 
zu ersetzen. Dies war der Hauptgedanke des Fürsten Joan 
Cuza und seines Beraters Kogalniceauu, dies war das Ziel 
der Generation von 1848 und überhaui)! der Traum der 
Bauern. Einen Widerspruch dieses sozial- wütschaftliclum 
Zwecks finden wir schon in art. 04 des Hauplagrargeset/es. 
Dieser spricht von der Veräusseriing der Staatsgüter aus icin 
fiskalischem Zwecke und uhue Rücksicht auf die Person, au 
die sie verkauft vvei'deii sollten. Nach diesem Artikel durfte 
jeder, der auch kein Ackerbautreibender war, zu Grund- 
eigentum gelangen. Man brauchte nur bei der Versteigerung 
mehr als seine Koukurreuteu zu bieten, um in den Besitz 
von Grund und Boden gesetzt zu werden. Was für Folgen 
eine solche Massnahme haben mussto, ist klar zu ersehen. 
Leute, die keine Vorstellung von der Landwirtschaft hatten, 
zogen aufs Land und kauften oder pachteten solche Parzellen. 
Jeder Wirt, jeder Handwerker, der Geld und Lust dazu hatte, 
durfte Grund und Boden erwerben. Indem die Bauern aber 
aus Mangel an Betriebskapital nicht genügende Erträge von 
ihrer Zwergwirtschaft erzielen konnten, sahen sie sich ge- 
nötigt, ihre Ländereien zu verpachten — und das geschah 
gewöhnlich auf lange Zeit — oder sie zu verkaufen, sich an 
den Grundherrn zu wenden, um von ihm gegen Überlassung 
ihrer Arbeitskräfte genügenden Grund und Boden zur Be- 
bauung zu erhalten. Wenn die Yeräusserung des Grund und 
Bodens, die durch verschiedene Massregeln bis zu einem ge- 
wissen Grade verhindert wurde, nicht in den ersten Jahren 
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nach der Bekanntoiachuog des Gesetzes von 1864 geschah, 
mnsste sie spftter doch notwendigerweise erfolgen, denn 
durch die Zersplitterung des Bodens im Wege der Erbüber- 
traguDg wurde derselbe immer knapper und konnte infolge- 
dessen noch weniger als früher den nötigen Bedarf der 
Bauern decken. An wen verkaufte aber der Bauer seinen 
Grund und Boden? Selbstrerständlich an denjenigen, der 
Geld hatte. Und wer hatte das nötige Geld dazu? Die 
anderen Bauern gewiss nicht! Wohl aber der Wirt des 
Dorfes, der GruDdherr selbst oder noch andere dem Ackerbau 
feriisteheDdc Personen. Auf diese Weise prelanj^ es den 
Gruudherren, ihre Latifimdieu mit den von den J^auern ge- 
•kauften Parzellen noch mehr auszudehnen, während den 
„freien" Bauern niehts anderes iibriir blieb, als den ver- 
hängnisvollen landwirtschaftlichen Vertrag- mit dem (iniud- 
l)esitzer abzuschliessen , um den für die Sicherung ihrer 
Existenz nötigen Grund und Boden zu erhalten. So fingen 
die Bauern an, ihre Selbständigkeit zu verlieren und sicli 
mehr und mehr von den Gruudherren abhängig zu machen. 

Nicht nur die erwähnte Bestimmung des Gesetzes von 
1864 begünstigte die Grundherren, die auf indirektem Wege 
ihre Besitzungen ausdehnen konnten, sondern noch mehr 
art. 61 desselben Gesetzes. Derselbe ermächtigte die Regierung 
im Laufe von 3 Jahren nach der Publikation des Gesetzes, 
falls sie es nötig hatte (!), die Staatsdomänen in Losen von 
100- 500 ha an jedermann zu veräussern. Man gab damit 
den Kapitalisten den Anlass, wenn sie auch nichts von dem 
Ackerbau verstanden — deini einerseits wusste man, dass 
die natürliche Fruchtbarkeit des BodcMis eine relativ «grosse 
ist, and(>rerseits hatte man freie Hand auf die Erscbwcnuig 
der landwirtscliaftücheii Verträge, um damit sicheres Ein- 
konnnen zu erzielen — Grundeigentümer zu werden, und 
bot selbst den Grossgrundbesitzern Gelegenheit, ihre Lati- 
fundien auszudehnen und damit eine höhere Stellung den 
Bauern gegenüber zu erlangen und, was noch schlimmer war, 
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sogar grüssLTeii Kiiifluss auf die Rfgieriiug zu gtnviuueu. 
Um abor uicht weiter über deu Bereich unseres Gegciistaudes 
hitmuszugehcn, müssen wir nun aEUgcbou, was tatsächlich der 
Fall ist» dass d^is Hauptagrargesetz durch die Vcräusscmng 
von Staatsdoinäuen in grossen Losen und auch ohne Rück- 
sicht aaf die Person, an die sie verkanft worden, hinderlicli 
für die Entwickehmg des Wohlstandes der ackerbautreibenden 
Bevölkerung war. Es war nun Sache und Pflicht der Staats- 
gewalt, entweder dnrch Gesetzgebung oder durch unmittelbare 
Unterstützung zu Gunsten der ackerbautreibenden Bauern 
einzugreifen; denn in dieser Periode der Volkswirtschaft, die 
ein eigenartig soziales Geprfige trägt, handelt es sich „um 
gerechte Güterverteilung, um eigene gemeinwirtschaftiiche 
Betätigung des Staates mit dem Zwecke, alle seine An- 
gehörigen nach ihren wirtschaftlichen Leistungen an den 
Gütern der Kulliu zu beteiligen".') 

Das Gesetz vom 28. Juli „für die Veräusserung 

eines Teiles der Staat.sdomänen" hiitte dens<'lb«!n Fehler wie 
das vorhergegangene Gesetz, nämlich die Veräusserung der 
Staatsgüter mit fiskalisehem Zweck. Avi. 1 dieses Gesetzes 
lautet: „Für das Zurückziehen der Staatsbons, die zur Zeit 
im Umlauf sind, und der bis zum Jalire 1866 aufgestellten 
Zahlungsanweisungen sowie für Deckung des aus dem Finanz- 
jahre 1866 entstandenen Defizits, ist die Regierung ermächtigt, 
bis zum Ausgleich von 75 Millionen Lei folgende Staatsgüter 
zu veräussern: alle Mühlen, die nach den bestehenden 
Verträgen je ein Einkommen von 500 „galbeni** bringen.*^ 
Die im art. 8 desselben Gesetzes enthaltene Bestimmung war 
allerdings eine für die Bauern günstigere, nämlich „alle zur 
Veräusserung bestimmten Staatsgüter, die Je ein Jährliches 
Einkommen von öOO „galbeni" bringen, sollen in Losen von 
je 6, 8, 12 und 50 „pogon*" verteilt werden**. Dies wäre 
allerdings eine heilsame Hassregel gewesen, denn dadurch 
hätten auch die Bauern, die gar keinen Grund nnd Boden 

1) Karl Rücher, „Entstehung der VolkswirtBcbaft*<. Dritte 
Auflage 1901. S. 164. 
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besasseu, zu Grundeigentum gelangeu können. £s bestand 
aber bei den verschiedenen Regierungen, was auch noch heute 
2tt bekl&gen ist, keine Kichtungseinheit, und die Agrarpolitik 
war eine schwankende. Das OeseU vom 31. März 1868 
änderte den art 8 des yorhergegangenen Gesetzes folgender- 
massen ab: .Die Staatsgüter sollen im Ganzen, so, wie sie 
heutzutage der Staat besitzt, yeräussert werden. . . .* Ferner 
aber lautet art 9 desselben Gesetzes: » Würden die Dorf- 
bewohner in befriedigender Anzahl die Zuweisung von Staats- 
gütern in kleinen Anteilen verlangen, so sollen die betreifenden 
Güter in Losen von 6, 8, 12 und 50 „pogon* verteilt werden. 
Diese Bestimmunpf darf aber nicht im (Teringsten art. 54 
des Hauptarriaigesetzes») ändern." Nach dem erwähnten 
Gesetze sollte den Hauern also (irund und Boden verkauft 
werden, nur wenn sie sicli in befriedigender Anzahl zu- 
saninienschliessen, um ein ganzes Staatsgut ankaufen zu 
können. Das Gesetz i)ehielt aber der Regierung das Recht 
vor, die Staatsdonuinpu zwecks Deckung der StaHtsschuUb^n 
zu veräussern, und zwar im Ganzen, so, wie sie sicii im Be- 
sitze des Staates befanden. 

Die folgenden Gesetze von 1873 und 1875 brachten 
keine Änderung des Zustande», was die Yeräusseruug der 
Staatsgüter anlangt. 

Nach Ablauf von 12 Jahren nach der Veniffentlichung 
des Hauptagrargesetzes erliess die Regierung (1876) einen 
Laufzettel an die Distriktvorsteher betreffs Anwendung der 
artt. 5 und 6 des Agrargesetzes von 1864. Es wurde dann 
in jedem Distrikt je ein Ausschnss gebildet, dessen Zweck 
die Verteilung von Grund und Boden in Gemässheit der er- 
wähnten Artikel war. Art. 3 dieses Laufzettels enthält noch 
folgenden Absatz: „Die Dorfbewohner, die bei der Publikation 
des Gesetzes von 1864 als Militär dienten, sollen in Gemässheit 
des art. 6 des Hauptagrargesetzes auf den Staatsgütern zu 
Eigentümer gemacht werden.** Am 20. Juli 1878 erliess die 
Regierung ein „Auwendungs-Keglement zur Durchführung der 

i) Yerttussening der Staatsdomänen mit fiskalischem Zwecke. 
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artt. 5 uod 6 des Gesetzes von 18(54**. Dadurch wtu'de die 
Errichtung von neuen Gemeinden bestimmt, und zwar sollte 
das da geschehen, wo die fianem Grund und Boden erhalten 
sollten. Der Staat behielt sich das Becht vor, falls die 
Bauern ihren Verpflichtungen nicht nachkämen» d. h., wenn 
sie sich mit ihren Wohnungen nicht auf den neuen Parzellen 
etablierten» ihnen den zugewiesenen Grund und Boden zu 
entziehen. Bei der Gelegenheit der Verteilung von neuen 
Losen traten aber viele Missbr&uche hervor; denn viele» die 
nicht das Becht hatten, solche Parzellen zu erhalten» kamen 
in deren Besitz. Erst am 6. Mftrz im Jahre 1887 wurde 
ein Gesetz betreffs „Einrichtiingf von Kommissionen zur 
Uutersuchuug der in Gemässlieit der artt. ö und 6 des (tg- 
setzes von 1864 verkauften Ländereieu" erlassen. In den 
Besitz dos Staates fielen die Güter derjenigen zurück, a) die 
nicht Ackerbau trieben, d. h., die nicht selbst ihren Grund 
und l^oden bebauten, b) die nicht grossjahrige Rumänen 
waren und c) die nicht ihre Wohnungen auf den vom Staate 
gekauften Tiäudereien hatten, ohne auf irgend einem anderen 
Gute Grund und Boden zu besitzen. 

In Gemässheit der artt. 5 und 6 wurden 48342 Dorf- 
bewohner anf 228329 ha zu Eigentümern gemacht. 

Am 12. April 1881 wurde ein neues Gesetz betreffs 
„Veränsserung der Staatsdomänen" erlassen. Die Grundlage 
dieses Gesetzes war dieselbe wie die der vorhergegangenen 
Gesetze. Die Staatsgüter wurden ihimer noch als Quelle 

zur Deckung des Budgetsdefizits angesehen, und als solche 

in grossen Anteilen und an einen jeden veräussert, ohne 
Rücksicht darauf, ob der Betreffende Bauer oder Nichtbauer 
war. Nach ai*t. 8 dieses Gesetzes sollte die Veräusserung 
von Staatsdomänen in zwei Arten erfolgen: a) duich Verkauf 
ganzer einzelner Güter und b) durch Veikauf in Losen. 
Nach art. 19 war die Regierung ermächtiget, die Staats- 
domänen in Losen von je 4, 6 und H ha an die Dorfbewohner 
zu veikaufen, wenn nur die letzteren alle zu einem Staals- 
gute gehörigen Parzellen ankauften, ^ach art. 2ö sollten 



aber durch Öffentliche \'orsteigorungf auch Lose vou je 26, 
50, 100 und hüc^tens bis 150 ha voi kauft werden, aber auch 
unter der Bedingung, dass die Forderungen für das ganze 
betreffende Gut geschahen. Ks durften also nicht vereinzelte 
Parzellen verkauft werden. Art. 13 hatte allerdings eine 
für die Bauern gunstige Bestimmung, aber auch nicht f&r 
jeden Bauer» sondern nur für diejenigen, die in der Nähe der 
Städte wohnten. Dieser art. lautet: „Die Staatsdomänen, 
die in unmittelbarer Nähe der Städte sich befinden, sollen in 
Losen von je 4, 6 und 8 ha an die in der Nähe wohnenden 
Landarbeiter verkauft werden. Dergleichen Lose können 
auch an andere Private veräussert worden, aber nur zwecks 
Errichtung industrieller Etablissements.** 

Ks ist klar, dass in dieser Weise die Hauern o^aniicht 
oder mir in geringer Anzahl zu Grundeio^entuni o;''l;uigen 
kouuten; denn wenn sich auch mehrere für den Ankauf eines 
ganzen (4utes zusammengeschlossen hätten, so stand ihnen 
doch die Kaufkraft der grossen Kapitalisten im Wege der 
öffentlichen Versteigerung entgegen, und die Konkurrenz 
zwischen den grossen und einflussreichen Kapitalisten und 
den Bauern fiel in den meisten B'ällen zu Gunsten der firsteren 
aus. Eins scheint uns aber auffallend, nämlich, warum die 
zum Verkauf bestimmten Güter in Anteile von 5, 10, 25 etc. ha 
zerfielen, wenn sie nicht parzelleu weise, sondern nur im 
Ganzen verkauft werden durften? Ja, in der Tat hatte man 
die Absicht, eine Klasse kleiner resp. mittlerer, freier Grund- 
besitzer ins Leben zu rufen; man wollte aber einerseits nicht 
auf die Überschüsse, die dnrch die öffentliche Lizitation 
entstanden, vei*zichten, andererseits hatte man den politischen 
Favoritismus im Auge Hätte man den rein sozial-wiitseliaft- 
liehen Zweck bei dem Verfahren mit der Vei aussei iino- dei- 
Staatsdomänen verfolgt, so wäre <^-ewiss heutzutaj^e die 
Agrarfnige bei uns eine nicht so akute, wie sie es in der 
Tat ist. Fast dieselbe fiskalische Politik leitete uusere 
Staatsiuäuuer bis zum Jahre 1889. 
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Das Gesetz von 1881 wurde am 11. Januar 1883 und 
am 28. Mftrz 1884 modifiziert. Beide gefien sich aber nur 
mit der Verwendung der aus den verftusserten Staatsgütern 
entstandenen BetrftjBfe ab. 

Durch (las Gesetz vom 14. April IH84 tritt die Politik 
der Veräussei-ung- von Staat sdomäueii in eine neue IVriode 
ein. Nach art. 4 dieses Gesetzes sollten die Staatsgüter im 
Ganzen odei" in grossen Anteilen durch öffentliche Ver- 
stciofcrunüf verkauft werden. In kUMiien Losen sollten teil- 
weise diejenigen Staatsgüter, deren Fläche nicht 20()() ha 
überstieg, an die lumänische ackerbautreibende Bevidkerung, 
sowie an die Dorflehrer und an die Diener der Dorfkircheu 
verkauft werden. Nach art. 19 betrug das Areal jedes An- 
teils höchstens 5 ha und die mit diesem Grund und Boden 
Bedachten durften nicht mehr als 2 Anteile besitzen. Art. 25 
des Gesetzes von 1881 betreffs Yeräusserung von Anteilen 
von 25, 60, 100 und 150 ha wurde aufrecht erhalten. Es 
wnrde ferner bestimmt, dass die zu Eigentümern geraachten 
Bauern neue DOrfer auf dem von ihnen gekauften Grund 
und Boden errichten sollten, was allerdings von den folgenden 
Gesetzgebungen im Auge behalten wurde. 

Es sei an dieser Stelle noch das Gesetz vom 4. .luni 1884 
erwähnt, das 12 Staatsgüter mit einem (iesaiiilaieal von 
ha in Kiongüter umwandelte. Als Ehrenpreis für 
den Sieg auf dem Kriegsfelde im .laliic 1877 gewährte die 
Regierung auf Veranlassung d»^s damaligen Ministerpräsidenten 
,Joan Rratianu dem unermüdlichen König Karl von kumänien 
die notigen materiellen Mittel, indem sie ihn zum ersten 
Grundbesitzer Rumäniens machte. < Le roi lui-meme a fait 
un pas pour devenir proprietaire roumain, et moi j'ai voulu 
qn'il devint le premier proprietaire terrien sagt(> Hratianu. 
Diese (TÜter, die unter der Leituug des Herrn Dr. Joan 
Kalinde-ru ein Mittel zur Förderung der Kultur nm\ des 
Fortschrittes wurden, sind heute tatsächlich Musterwirtschaften 
geworden, denen zum grOssten Teil die Hebung der rumänischen 
Landwirtschaft zu verdanken ist^ Da es aber nicht im Be- 
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reiche unseres Gegenstandes liegt, näher auf die Kron^üter 
einzngfchen , begnügen wir uns mit der Angabe folgender 
Tabelle, aus der das Areal jedes dieser 12 Güter, die Namen 
derselben und die Flächen, die als Ackerland benutzt werden, 
sowie die, die mit Waldungen besetzt sind, zn ersehen sind.^) 
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Borca 
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Sabassa-Farcasa . . 
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4705 
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Bicaz 






13164 
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13164 
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Dobrovetz .... 


1695 


52 


Ö032 


44 


6727 


96 
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Domnitza .... 


7786 


90 






7786 


90 
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Rusetzu 


5386 




464 




585(J 
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( 'lab. Taur & Carainian 






2509 


64 


2509 


64 
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Ghergbitza .... 


3475 


77 


1468 


73 


4944 


50 
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1226 


61 


3045 




4271 


61 


11 


Segarcea .... 


11756 




1 3244 




15000 




12 




16690 




3552 




20242 








48443 


20 


j 83669 


61 


132112 


81 



Das Gesetz von t881 wnrde wieder im Jahre J 855 und 
dann noch dnrch das Gesetz vom 5. April 1886 modifiziert. 
Die Staatsdomänen wurden immer noch in grossen und kleinen 
Anteilen verkauft. Die Verpflichtung, sich auf den gekauften 
Ländereien festzusetzen, wurde den mit Land Bedachten 
auferlegt. »Wer dieser Verpflichtung im Laufe von 3 Jahren 
nach der Vet&ffentlicbang des Gesetzes nicht nachkommt, 
der verliert das Eigentumsrecht an dem zugewiesenen Grund 
uud J>üdeii, der ohne weitere Föniilichkeiteu wieder in den 

1) Nach „Notice snr le doinaiiie de la ('ouronne de Roumame 
pour TexpositioD universelle de 19J0 ä Paris". 
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Besitz des Staates überlebt,-' lautet ait. 4, Absatz des 
Osetzes. Art. 19 dos Gesetzes von 1S84 betreffs Ver- 
äiisseiiuig der Staatsi^üter in Anteilen von 5 ha an die 
Hauern wurde aufrecht erhalten. Noch Sfiinsti<rer für die 
Bauern erwies sich art. 43 b des Gesetzes von ISSO. Tn 
Geniässlieit desselben sollte der Bauer, der f) ha erhielt, nur 
'/nj des (Tesanitbetrages l)pi der BesitznahnH^ des Grund und 
Bodens entrichteD; der Kest sollte im Laufe von 24 Jahren 
gezahlt werden, und zwar sollte dies durch eine im Jahre 
viermal zu entrichtende Abschlagszahlung mit einem Zinsfuss 
von 6% geschehen. In Gemässheit des Gesetzes von 1881 
erhielten 1717 Dorfbewohner 8128 ha. In Gemässheit der 
Gesetze von 1884 und 1886 wurden an 4959 ackerbautreibende 
Bauern 23070 ha verkauft. 

Durch das Gesetz vom 7. April ISHl), zu dem die Bauern- 
aiifstäiidc vom März 1H88 Anlass <,'-aben, vollzog sieh ein 
Zusaiiiiiieiibruch der bislu'ri<(en Agrarpolitik. Die Veräusseruno^ 
der Staatsdomänen geschah unter dem Gesetzgeber, dem 
damalitren Minister P. Carp, nicht mehr zu fiskalischen 
Zwecken, sondern trug nun einen demokratischen Charakter. 
Der Grundsatz, der duich dies Gesetz aufgestellt wurde, 
sollte von bedeuteudera Eiufluss auf die Kntwickelung der 
ländlichen Verhältnisse sein. Das erwähnte Gesetz verfolgte 
vor allen Dingen eine innere Koliuiisntion. Art, 3 des Ge- 
setzes bestimmte, dass die mit Land Bedachten auf dem ge- 
kauften Grund und Boden Dörfer errichteten, also ihre 
Wohnungen auf den zugewiesenen Ländereien aufschlagen 
sollten; nnd dies sollte spätestens bis zum Ablauf von 3 Jahren 
nach der Publikation des G^etzes geschehen* Wurde diese 
Massregel nicht befolgt» so verlor der Bauer den Grund und 
Boden, der wieder in den Besitz des Staates übei^ng. Die 
Durchführung einer solchen Kolonisation erforderte aber eine 
Reihe von finanziellen Aufgaben, die von dem Gesetzgeber 
allerdings nicht ausser Acht geladen wurden. So verpflichtete 
der erwähnte Artikel des Gesetzes die landwirtschaftliche 
Kreditanstalt unter der Garantie des 8t<uites zu einem Vorschuss 
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von 600 Frs. für Jisdeii neuen Grundeigentümer voti 5 ha 
zum Zweck der Erricbtupg von Bauten, Anschaffung von 
landwirtscbaftUcben Werkzeugen etc. Diese unverzinsliche 
Anleihe sollte zugleich mit der Zahlung des gekauften Grund 
und Bodens in vierteljährlichen Katen entrichtet werden. 
Die Summen, die nicht pünktlich entrichtet wurden, sollten 
mit 5% verzinst werden, und die (laiantie des Staates be- 
stand darin, falls die Grundeig^entümer ihre Raten nicht zahlen 
konnten, zum Verkauf der häuerlichen Tniniobiiien zu sclirciten, 
um die landwirtschaftliche Kreditanstalt zu entschädigen. 
Die landwirtschafUicheu Werkzeuge wurden für unveräusserlich 
erklärt. 

Das Gesetz verfolgte ferner neben der Vermehrung der 
Klasse der kleinen Grundbesitzer auch die Bildung einer 
Klasse mittlerer Grundeigentümer. In Gemftssheit des art 2 
des Gesetzes sollten alle Staatsgüter in Anteilen von je 5, 
10 und 25 ha an die rumänische adcerbautreibende Bevölkerung 
sowie an die Dorflehrer und an die Diener der Dorfkirchen 
verftnssert werden. Die Bauern, die weniger als ein ha be- 
sassen, durften nur 1— ö ha, die, welche 1—5 ha besassen, 
10 — 25 ha, und dii', welche mehr als 5 ha besassen, gleich- 
falls 10 -25 ha erwerben (artt. 14 und 17). Durch die Ver- 
teiluno- von 10 — 25 ha erstrebte mau, eine Klasse mittlerer 
Grundbesitzer ins Ijcben zu rufen; die Erfahrung- hat ai»er 
das (ieo-enteil erwiesen und später wurde dieser Artikel ge- 
ändert. Andererseits bot aber das (besetz denjenig-en Bauern, 
die gar keinen oder nur einen Zwergbesitz hatten, die Mög- 
lichkeit, sicli genügenden Grund und Boden zu verscliaffen 
und dadurch ihre Selbständigkeit den Grossgrundbesitzern 
gegenüber zu sichern. Zum ersten Mal wurde gesetzlich 
eine Instruktion betreffs des Betriebssystems der Güter ge- 
geben. Nach art. 10 uuisste die Fläche des zu veräussernden 
Grund and Bodens in drei Teile geteilt werden: a) Ackerland, 
b) Weide und c) Wiese, und man sollte von der bisherigen 
Brandwirtschaft zur geregelten Dreifelderwirtschaft übergehen. 
Der Preis Jedes Anteiles wurde fblgendermassen fixiert: als 

12 
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Grandlage für die Feststeihnig des Preises wurde die Paeht 
des Grund und Bodens angLuommen, die je nach der Be- 

scluiffeuheit des Bodens schwankte, aber auf keinen Fall 
sollte sie weni^ifer als 10 Frs. pro ha betragen; die Pacht 
wurde mit 20 nmllipliziert und somit erhielt man den Preis 
des Grund und Bodens. Der Preis sollte ratenweise in 
36 Jahren gezahlt werden und zwar mit einem Zinsfnss von 
5% und 1% für Amortisation. Für den zum Ackerhau 
ungeeigneten (irniul und Hodi'n. wie Moorwiesen, Hügel etc., 
sowie für die nuiidei'\veitii;('ii W'eiileii wurde der Preis von 
100 Frs. pro ha für das ganze Land festgestellt (ail. 16). 
Es durfte niemand mehr als einen Anteil kaufen, ausgenommen 
die ländlichen Gemeinden, die y.wv Gründung und Krhaltung 
von Schulen und Kirchen mehr Grund und Boden bedurften. 

Das Gesetz von 1889 wurde teilweise durch die Gesetze 
vom 3. April 1892, vom 9. Mai 1896, yom 19. H&rz 1899 
und vom 8. Juli 1899 modifiziert. Tor allem wurde art. 2 
des Gesetzes von 1889 abgeändert ;i) infolge der Knappheit 
der Staatsdomänen beschränkte man die Fläche der zu yer- 
äussernden Anteile auf höchstens 5 ha. Die Amortisations* 
dauer wurde auf 60 Jahre verschoben und der Zinsfuss von 
6®/o auf 4^/o reduziert. Das in dieser Weise modifizierte 
Gesetz ist noch heutzutage bei uns in Kraft. 

Durch diese Bestimmungen erlangte das Gesetz einen 
sozialen Charakter. Der im Höclistausmasse von 5 ha an 
die Hauern zu veräussernde Grund und ])odeii hätte nun die 
Kauern vollständig in die Lage versetzt, ihre Arbeitskräfte 
nicht nudir oder doch bedeutend weniger den Grossgruud- 
besitzeni durch Abschluss von landwirtschaftlichen Verträgen 
zu überlassen, wenn man die Bestimmungen des Gesetzes in 
der l*raxis durchgeführt hätte. Das Übel aber, das wir in 
hohem Masse Doch heute bei uns beklagen, ist die Nicht- 
dnrchfübmng der Gesetze gewesen. Viele Bestimmungeu, 
die vielleicht die bestehenden Zustände hätten verbessern 



1) Unter dem verstorbenen Ifinister FnUadi. 
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können, bleiben bei uns entweder auf dem Papiere in den 
Kästen des Ministeriums liegen, oder wenn die betreffende, 
mancliiiiiil höchst unwissende und uufähif]ct' Behörde sich zur 
Anwendung derselben «genötigt sieht, verfiilirt sie entweder 
um ihres politischen Ansehens willen so wie ihr persihjliches 
Interesse es ihr eing-iebt, oder, wenn sie den Text der (be- 
setze nicht versteht, richtet sie sich nach eigenen Gesetzen. 
So scheint es wohl auch mit der Anwendung des Gesetzes 
von 1889 gewesen zu sein. Wenn damals die Yeräusserang 
von (jiiind und Boden nur im Höcbstansmassc von 5 ha und 
nur an die ackerbautreibenden Bauern gescheheo wäre» so 
trügen die Verhältnisse hentsutage gewiss einen anderen 
Charakter. Viele ludividnen aber, die garnicbts mit der 
Landwirtschaft zn tun hatten, wie Diener, Oeiger (Zigeaner), 
Zigenner'NomadeD, Hirteo und dergleichen beteiligten dch 
an dem Staatsalmosen. Sie nahmen den Gruud und Boden 
in Besitz, aber aus Mangel an landwirtschaftlichen Kennt- 
nissen und an Betriebskapital konnten sie ihn nicht bewirt- 
schaften. Ein grosser Teil von ihnen hat die zugewiesenen 
Lftndereien bis beute noch nicht gesehen, und viele haben sie 
au die Wirtsleute der Dörfer und sonstige Pächter verpachtet. 
Auf der anderen Seite konnten aber die ackerbautreibenden 
Bauern nicht in genügender Anzahl zu Eigentum gelangen; 
sie wurden oft von der Veräusserung der Staatsdomänen 
ausgeschlossen. Dies Übel erkannte schon der damalige 
Minister V. Missir in der Kaiiiitkisitzuug vom 27. NovenilH i- 
1902 und betonte die Notwendigkeit einer g«'naueren Unter- 
suchung der Sache. Es bednii'te aber hier keiner Worte, 
sondern die Tat allein konnte helfen, und diese blieb aus. 
Und wenn auch nachher viele Vorschläge zni- Beseitiguno- 
des i'bels gemacht worden sind, so wurden sie, wie es aucli 
sonst bei uns üblich ist, nur für die Wände gesprochen. Es 
ist aber garnicht zu leugnen, dass das Gesetz von 1889 und 
die folgenden ergänzenden Gesetze einen Fortschritt in den 
ökonomischen Zuständen Rumäniens l)edeuten. Hauptsächlich 
die Bestimmung, dass die Staatsdomänen nicht mehr im Ganzen 

18* 
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oder auch in Jossen Anteilen veräiissert werden sollten, ist 
schon au sich ein iieweis gesunder Agraqxjlitik. Damit 
wuide der Kauflust der zum grössteu Teil auf dem politischen 
Wege reich gewordenen Personen, ausgedehnte Ländereieu 
zu besitzen, feste Grenzen gezogen. Wälirend man aber in 
dieser Weise den allgemein(in Wohlstand im Laude auszu- 
dehnen strebte, überliess man den Absrhluss landwirtschaft- 
licher Verträge, die als eine notwendige Kolge des infolge 
der Erbübertraguug und der Freiteilbarkeit immer knapper 
werdenden Unind und Bodens anzusehen sind, der freien 
Yereinbamng beider Teile. Der machtlose Bauer stand dem 
einflussreichen Grundherrn gegenüber, und trotz der gesetzlich 
wirtschaftlichen Freiheit war seine Lage faktisch von dem 
Grossgmndbesitzer abhängig. Nur der letztere konnte in 
jedem Falle entscheiden und sowohl die Arbeitsleistang der 
Bauern als auch den diafür zur Bebauung zu überlassenden 
Grund und Boden bestimmen. Zu welchen Folgen das führen 
mosste, werden wir später sehen. 

In Gemäsäieit des Gesetzes von 1889 kauften 1547 

Dorfbewohner Anteile von je 10—25 ha in einem Gesamt- 
areal von 20441 ha, und in Gemässheit der folgenden Ge- 
setze, besonders aber des Ges(»tzes von 181)6, wurde an 
102837 Familienhäupter in Anteilen auch vou 5 ha eine 
Gesamtfläche von 514185 ha verkanft. 

Aus der folgenden Tabelit; ersielit man die Anzahl dei- 
Bauern, die in Gemiisshcit verschiedener (iesc^t/o von 18()4 
an zu Kigentiimeru gemacht wurdeu, sowie ungefähr das 
Areal, das sie besitzen.^) 

^ ans Staats- 

Banem ■, , , ,^ 

citmiaiR'n 

In Gemässheit des Ges. von 1864 erhielten 147439 ötil'.i.Hrjha 
„ „ d. artt. 5 u. d. ( Jos. v. „ „ 48342 22832«) « 
„ des Gesetzes von 1881 „ 1717 8128 „ 

1) Kill grosstif Teil davon ist von den Iranern im Laute der 
Zeit veränssert worden, sodass die von uns angegebeneu Zahlen dem 
heute bestehenden Zustande nicht mehr genau entsprechen können. 
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_ aus St;iats» 

Bauern i 

In Gemässheit d. Ges. v. 1H84 n. 1886 erh. 4959 23U7ü Im 
„ „ des Gesetzes von 1889 ^ 1547 20441 „ 

(k 10— so ha) 

« „ der Gesetze Tonl889>-96 „ 102837 514185 , 

(b S ha) 

„ „ dor artt. 4, 8 und l.-i des 

bestehenden Gesetzes „ 51 1535 „ 

306892 1357623 ba 

Wenn w noch die Zahl der Bauern, die 1864 Gruod 
und Boden aus den expropriierten grandherrlichen Gütern 
erhielten, in Betracht ziehen, so haben wir: 

aus dun Staatsgütern erhiolt(;n 306892 Bauern 1357623 ha 
aus den grnndlicrrlichen Gütern 

im Jahre 1864 erhielten . . 254761 „ 1033900 „ 



Summa: 561653 Bauern 2391523ha 

Die Anzahl ha, die in Gemftssheit verschiedener Gesetze 
von 1868 an verschiedene Private (Nichtbanem) vom Staate 
verkauft wnrden, beträgft: 

in Gemässhcit dus (icsptzes v. 1868 77705 ha 

„ d. Ges. V. 1873 u. 1875 17763 „ 

n n « « l^^l »■ 31400 „ 

n n n n löH^ 1889 36693 „ 



Summa: 163561 ha an ca.800PriTate. 

Heute besitzt der rumänische Staat noch 385972 ha 
Grund und Boden ausser den Waldungen. Aus der folgenden 
Tabelle ersieht man die Anzahl ha, die der Staat 1864 besass: 

veräussert au verschiedone Private (Nichtbaueru) 163561 ha 
„ „ ackerbautreibende Bauern . . . 1357()23 , 

die Kiongiiter 11-^2112 „ 

der bestehende Besitz des Staates 385972 „ ^) 

2039268 ha 



l) Davon dürfen 242850 ha niclit veräussert werden; der Rest 
von 143122 ]ia soll in Geniässheit des bestehenden Gesetzes in kleinen 
Anteilen verkauft werden. • 
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Addiert mau dazu uoch tlic 1085038 ha Wald, den der 
Staat uoch heute besitzt und der von der staatlichem Forst- 
verwaltuntr bewirtschaftet wird, so haben wir 3X24301 ha^) 
Gesamtareal, das der Staat 1864 besass. 

Wir haben aber in Rnoi&nien ausser den erwähnten 
Kleingmndbesitzem noch eine Mengie Gmndbesitzer, die heate 
noch znm grössten Teil in Gemeinschaft leben, und die wir 
als mittlere Grundbesitzer bezeichnet haben. Es sind die 
„mosneni" nnd „razesi", deren Grundbesitz im Laufe der 
Zeit einerseits durch Usurpation, andererseits dnrch Erbüber- 
tragung erheblich vermindert wurde. Heute haben wir 240615 
solche mittlere Grundbesitzer, die zum grössten Teil die 
Berggegenden Rum&niens bewohnen, und die eine Gesamt* 
fläche von ca. 1460145 ha Ackerland besitzen. 

Aus Mangel an statistischen Angaben und' überhaupt 
iiu einer sysiematiscbcii Jüitastric-niug sehen wir uns genötigt, 
hier auf indirektem Wej>-e annähernd die Ausdehnuno; des 
Grossgruudbcsitzes anzugeben. Die Gesamtfläche Rumäniens 
beträgt 13135744 ha. Wenn man davon die zum Ackerbau 
ungeeigneten Tjändereien in Abzug bringt, so erhält man das 
Gesamtaieal des Ackerlaudes, und zwar: 

unbebaute Ländereien wie: Landstrassen, Bau- 
plätze, das Areal der Städte nnd Dörfer, Flüsse, 
Teiche, die Gesteinsfläche, Bergwerke, Salinen etc. 3166444 ha 

Wald 2774048 „ 

Weinberge und Zwetschenwiesen 216656 „ 

zusammen: 6157148 ha 

Gesamtareal .... 18135744 ha 
davon ab: Unbebaute Ländereie n 6167148 „ 

Gesamtackerland: 6978596 ha 

Zieht man von diesem Gesamtackerland das im Besitze 
der kleiueu und mittleren Grundbesitzer, des Staates, der 

1) Die Differenz 183771 ha [3124301 ha — 2940530 ha (aus den 
Klostergtitern ; sielie Tabelle S. 160. 151)] zeij;^t dns Gesamtareal, das 
der Staat vor der Säkularisierung der Klostergüter besass. 
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Krone uud der toten Hand befindliche Ackerland ub, so cr- 
giebt sich ungefähr das Ackerland des Grossgrundbesitzes. 



Somit haben wir: 

in Gemässheit des Cresetzes von 1864 ans 

Staatsdomänen 790264 ha 

in Gemässheit des Gesetzes von 1864 ans den 

grundherrlichen Gütern 1033900 » 

in Gemässheit der verschiedenen Gesetze von 

1881 an . : 667359 „ 

Mittelgmndbesitz 1460145 „ 

. die bestehenden Staatsdomänen 385972 „ 

die tote Hand 269077 » 

die Krongrüter . 48443 „ 

Simime: 4505160 ha 



Gesamtackerland: 6978596 ha 
davon ab: . , . 4555160 „ 

Grossgrnodbesitas (Ackerland): 2423436 ha>) 

Wir haben also zusammen: 

a) Kleingrundbesitz: 2391523 ha 

b) Mittelgmndbesitz: 1460145 „ (ohne Wälder) 

c) Grossg^mndbesitz: 2423436 » » » 

Ausserdem besitzen die erste und zweite Klasse Grund- 
besitzer zusammen noch 821500 ha Wald und 1200785 ha 
noch die Grossgrundbesitzer. Es ergiebt sich also zusammen: 

a) Klein- und Mittelgmndbesitz 4173228 ha 

b) Gros^grandbesitz .... 3624171 „ 

Rumänien hat, ohne die bereits erwähnten ha, die die 

Landstrassen, Flüsse, Bauplätze, Salinen etc. enthalten, eine 

Gesamtfläche von: 

1) Hier sind auch die 226829 ha einbegriffen, die in Gemaaah^t 
der artt. 5 und 6 des Agrargesetzes von 1864 veräussert wurden. 

2) Hierher gehören auch die 163561 ha, die in Geniässheit 
verschiedener Gesetze von 1868 an die ca. 800 Privaten verkauft 
wurden (siehe S. 181). 
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Waldungen: 277404S ha 

Weinberg-e und Zwetscheu wiesen: 216656 „ 
Ackerland: 6978596 „ 

zusammen : 9969300 ha 

wovon 417:3228 ha, d.h. 42^/0 die Bnuern und 8624171 ha, 
d. h. 36*V„ di(! Grossgi iuitlbesitzer besitzen. Der Rest von 
22% befindet sich im Besitze des Staates, der Krone und 
der toten Hand. 

Das Verhältnis nun zwischen dem Klein- und Mittel- 
grundbesitz zusammen (dem bäuerliciicn Besitze) und dem 
Grossgfruudbesitz ist 54 : 46 oder 1 : 0,85. 

Das Verhältnis zwischen dem Klein- und dem Gross- 
g-rundbesitz stellt sich: 

Kleingrundbesitz 2391523ha Ackerland + 150000 ha Waid' ) 

zusammen: 2541523 ha 
Grossgriindbe sitz: 3624171 , 

zuyammeu: 6165694 ha 

Das Verhältnis zwischen dem Klein- und Grossgrund- 
besitz ist also 41 : 59 oder 0,7 : L Aus den bisher von uns 
angegebenen Zahlen ersieht man, dass der Grossgrundbesitz 
in Rumänien vorherrscht. 

Rumänien zählt heute ca. 5Vs Mill. Einwohner, von 
denen mch 4 Mill. (ca. 80^/o) ausschliesslich mit Ackerbau 
beschäftigen. Nehmen wir an, dass von diesen 4 Mill. Bauern 
250000 der Klasse der Mittelgrundbesitzer (,,mosneni*' und 
„razesi*") auj^ehören, so haben wir die Zahl der Kleinbauern 
mit 8750000 zu verzeichnen. Wenn wir nun auf diese Zahl 
die Gesamtfläche des kleinen Grundbesitzes repartieren, so 
erhalten wir pro Kopf der Kleingrnndbesitzer ca. 0,7 ha, und 
pro Kopf der Mittelgrundbesitzer 6,75 ha. 

1) Wir kennen nicht die genaue Anzahl ha Wald, die sich im 

Besitze der Kleinfjrnndbesitzer befindet, /rlauVion aber, dass die von 
uns angregebeue Zahl ziemlich der Wirklichkeit entspricht, denn die 
beiden Klassen, Klein- und Mittelgrundbesitzer, besitzen zusammen 
321560 ha Wald. 
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Gehen wir nun zn einer kurzen Besprechnog des land- 
wtschaftlicbea Kredits über. 

Um den Bauern das Betriebskapital zn erml^Uchen nnd 
sie wttcheriseher Ansbentnng zn entziehen, ist man anf 
den Gedanken gekommen, eine landwirtschaftliche Kredit- 
anstalt zn errichten. 1881 erliess die Kegienuipr ein Gesetz 
betreffs Errichtuuf^ einer landwirtvSrhaftlichen Hypotheken- 
kreditanstalt. Das St<inimkapital ward.* zum Teil vom Staate 
selbst, der die Vermittlung des Kredits übernahm, zum Teil 
von verschiedenen Privaten g-estellt, und zwar wunlc ts 
durch Ausgabe von staatlichen Scliuldverschreibunfrcn uud 
durch Aktien, die an der Börse veihandelt werden konnten, 
zusamniengebiaelit. Ks wurde in jedem Distrikt eine solclie 
Kreditanstalt iregründet. Die Zentralisierung derselben in 
einem Zentralinstitute kam nicht zustande. Die Aktien 
lauteten auf einen bestimmten Namen in jedem Distrikt, so- 
dass die Verhandlnng derselben auf einem gemeinsamen Platz 
nnmöglich war. Die Schwierigkeiten bei der Übertragung 
derselben mangels eines gemeinsamen V'erhandluugsplatzes 
haben eine Wertherabsetznng derselben zur Folge gehabt, uud 
diejenigen, die ihre Kapitalien in solchen Aktien angelegt 
hatten, haben nicht unbedeutenden Schaden erlitten, sodass 
der Staat sich genötigt sah, die zur Gewährung des Kredits 
nötigen Anlagekapitalien ybn 1881 bis 1892 im Gesamtbetrage 
yon ca. 7 Mill. Frs. selbst vorzuschiessen. Andererseits ver- 
wechselte man aber den landwirtschaftlichen Kredit mit dem 
kaufmännischen, denn art 24 des Gesetzes lautete: „Der 
Kredit darf nicht länger als auf höchstens 9 Monate gewährt 
werden. Das Dariehn sollte also nur anf kurze Zeit ge- 
währt werden, was natürlich für den Landwirt ohne Nutzen 
war. Das Gesetz fixierte nicht ein Maximum des Kredits, 
sodass manche zu viel, manche nicht genügend Kai)ital er- 
hielten. Aber auch die Förnilichkeiten, die bis zur Ei langnng 
des Kredits erfüllt werden mussten, waren so zahlreich und 
kostspielig, dass sie den Kredit bedeutend verteuerten. Im 
grossen und ganzen waren diese iaad wirtschaftlichen Hypo- 
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thekeiikreditaiistalk'U im vorteilhaft iui den kk'iiicii Landwirt. 
Dnrelj das Gesetz von 1892 wurden alle bisher bestehenden 
landwirtschaftlichen Kreditanstalten aufgelöst, und an ihrer 
Stelle wurde ein Zcntralinstitut mit dem Sitze in Bukarest 
errichtet, das in jedem Distrikt eine Filiale hatte. Dadurch 
^ab man dem ^credit airncole-* den Charakter eiiii's Staats- 
instituts, dessen Zweck nicht etwa die Krzielung von Divi- 
denden oder die Schaffun«T: von iUid<j:etquellen war, sondern 
den Bauern auf möglichst billigonj Wege einen billigen Kredit 
zu gewähren. Diese neue staatlich-laudwirtscbaftiiche Uypo- 
thekenkreditanstalt zerfällt in zwei Abteilungen, von denen 
die erste sich die Aufgabe stellt, den ackerbautreibenden 
Bauern Darlehen auf Hypotheken za gew&hren; die zweite 
Abteilung soll in Qemftssheit des Gesetzes Tom 7. April 1889, 
wie schon erwfthnt wurde, den kleinen Grundbesitzern (den- 
jenigen, die 5 ha besassen) die zur Begründung neuer Dörfer 
nötigen Summen, Je 600 Frs., leihen. Das GrUndungskapital 
des „credit agricole** (1. Abteilung) wurde auf 20 Millionen 
Frs. fixiert (art. 3) und zum Teil durch Ausgabe von staat- 
lichen Schuldverschreibungen (art 12 einlösbare Benten- 
scheine), zum Teil durch den Betrag von 7 Mill. Frs., der 
in den früheren landwirtschaftlichen Kreditanstalten angelegt 
war, beschafft. Sollte diese Summe für die Befriedigung der 
Anforderungen nicht genügen, so ermächtigte das Finanz- 
ministerium den „credit agricoie", neue Fonds aus der „banque 
nationale de Roumaine" zu schaffen, und zwar sollte die 
letztere der landwirtschaftlichen Hypothekenkreditanstalt ein 
Kontokorrent von .H Mill. Frs. entffnen. Die Behi)rde des 
„credit agricole" wird von dem Finanzministerium eniuinit 
und steht unter seiner Aufsicht. Die Anstalt macht sich zur 
Aufgabe: a) den Hauein Darlehen zu gewähren; und zwar 
kann jeder Bauer für die Gewährung des Darlehns das Vieh, 
die landwirtschaft liehen Produkte und Werkzeuge, sowie die 
aus dem landwirtschaftlichen Nebengewerbe entstandenen 
Produkte und die dazu nötigen Werkzeuge hypothekarisch 
verpfänden. Die Darlehen dürfen aber nicht die Hälfte des 
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Schätzungswertes dos Pfandobjoktcs übersteigeD; b) sie gfe- 
wähit den nach dem Gesetze von 1889 zur Begründung 
neuer (lenieinden bestimmten Bauern Vorschüsse zur An- 
schaffung von Werkzeugen etc. und Errichtung von Wohnungen 
bis zum Höchstbetrage von (iOO Fi-s. Dies dai-f aber nur 
unter der Bürgschaft zweier Doi-f genossen geschehen, die 
dafür haften. Das Vieh , die «ämereieu und Werkzeuge 
werden von dem Tage der Gewährung des Darlelins an als 
hypothekarische Pfandobjekte betrachtet. Die mit den vom 
„credit agricole" entlieheneu Geldern erkauften Werkzeuge, 
Sämereien etc. können weder veräusscrt, noch Gegenstand 
eines mit einer anderen Person abzuschliessenden Pfand- 
TertiHgs werden. Der Gläubiger darf nicht die Hand darauf 
legen, bevor der Schuldner seinen Ver|»flichtungen der Anstalt 
gegenüber nachkommt (art 25); dann erst tritt das Gericht 
ihm zur Seite. Eine fernere Aufgabe der Anstalt ist, c) die 
von den Bauern ersparten Summen als Depositen anzunehmen 
oder den Betreffenden dafür ein Kontokorrent zu eröffnen; 
d) sich nur auf die von der Nationalbank bestimmten 
Operationen zu beschränken. Die Anstalt darf nicht andere 
Immobilien besitzen als die, die sie für ihre Verwaltung be- 
nötigt (art. 18). Art. 19 des Gesetzes stellt das Maximum 
.der Verschuldung auf 1000 Frs. fest, und die Höhe des Zins- 
fnsses darf höchstens 10" ,, betragen (art. 20). Die Tilgung 
der Hypotlieken sowie der Vorschüsse ist auf 3 Jahre fest- 
gesetzt (art. 22). Wird das Pfand nicht rechtzeitig eingelöst, 
so ist die Anstalt berechtigt, dasselbe ohne irgend eine 
juristische Ermächtigung zu veräussern (art. 2S). Veräusseit 
der Schuldner das Pfandrecht, so wird dies als ein Missbrauch 
des Vertrauens angesehen und als solcher bestraft; die Anstalt 
darf sein übriges Vermögen gerichtlich verfolgen, um dadurch 
Deckung zu erhalten. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die landwirtschaftliche 
Kreditanstalt sich zu Gunsten der ländlichen Klasse erwies, 
obwohl anfangs Darlehen auch an viele Pftcbter, zum grössten 
Teil an Juden und Griechen, gewährt wurden, von denen ein 
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grosser Teil bis zum heutigen Tage noch uiclit zurückerstattet 
ist. Das Gefühl der Ordnung und der Aibeit, der Sittlichlteit 
und liedlichkeit hat sich, obwolil niclit in genügendem Masse, 
doch UH^lir als je seit der Begründung dieses Instituts ent^ 
faltet. Jeder Bauer kann, wenn er ein redliclier Mensch ist, 
Kredit erhalten. Würden nun die entliehenen Kapitalien nur 
zu einer weiteren Produktion verwendet, so würde diese 
Einrichtung: wenig zu wünschen übrig lassen, obwohl die 
Tilgungsdauer eine relativ kurze ist. Das Schlimme aber ist, 
dass die Bauern die ihnen kreditierten Summen zum grössteu 
Teil zur Deckung ihres täglichen Bedarfs verwenden, sodass 
der Kredit fast ausschliesslich zur Konsumtion dient Aber 
auch der Verkehr der Bauern mit den |,cr6dits agriooles^ 
ist sehr schwierig, denn die Zahl solcher Institute im ganzen 
Lande beträgt nur 32, in jedem Distrilct eins, und deshalb 
ist ihre Tätigkeit eine beschränkte. Die yon den Provinz- 
hauptstftdten, wo die „crödits agricoles** ihren Sitz haben, 
lern wohnenden Bauern können sich doch nicht des billigen 
Kredits erfreuen und sehen sich noch immer genötigt, die 
zu Ihrem Bedarfe ndtigen Summen von den Wirtsleuten, 
Pächtern und jüdischen Wucherern, nicht selten zu einem 
himmelschreienden Zinstuss von 20U, ja bis über 3ü0*'/o ^u 
leihen. 

Eine andere Krediteinrichtung in Rumänien sind die 
sogen. Volksljiinken. Kist im .lahrc als die Syinptonie 

einer Agraikrisis viel zu dcnktn i^alx ii, trat man dem 
Gedanken an eine ökonomische Vereinigung nälit-r. Im 
Januar 18UI wurde ein landwirtschaftlicher Kredit verein ') 
unter dem NanuMi „liändunica" gegründet; aiif'anjrs hatte 
dieser Verein ein Kapital von nur 170 Frs. und zählte S5 
Mitglieder, zehn Jahre darauf aber (27. November 
betrug die Zahl der Mitglieder JJ87, und das Betrii'bskapital 
konnte mau mit der nicht unbedeutenden Ziffer von 64Htj 1 , 1 S Frs. 
verzeichnen. Am 3. März 1893 wurde eine neue Volksbank 
im Distrikte Dambovitza gegründet, anfangs mit einem An- 

1; iin Dorfe „Urziceui", Distrikt Jalumit^a. 
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lagekapital von 300 Frs. und mit 26 Mitgliedern, deren Zahl 
am 1. Dezember 1901 108» uud das Aulagekapital 14941,51 Frs. 
betrog. Ein dritter RreditTerein >) wurde am 1. Jrnii 1898 
gegründet, dessen ursprüngliches Anlagekapital 2412,20 Frs. 
betrug, das aber im Jahre 1901 auf 24093 Frs., nnd die Zahl 
der Mitglieder von 21 auf 78 gestiegen war. Eine andere 
Volksbank wurde im Jahre 1893 (Oktober) im Distrikt 
Prahova^} mit - 36 Mitgliedern und 600 Frs. Anlagekapital 
gegründet; am 1. Oktober 1901, also nach Ablauf von 8 Jahren, 
zählte die Bank ca. 1000 Mitglieder und hatte ein Anlage- 
kapital von 7866,^.^,62 Frs. In den Jahren 1898, 1895, 
1896 und 1897 wunlcii niehrere Volksbankon ^c^i^rüiKlet. Im 
Jahre 1898 wurden 11, 1899 20, 1900 44 und 1901 168 
Volksbanken jafe^^rüiidct. Die Zahl solcher landwirtschaft- 
lichen Kit'ditinstitutt' nahm immer mohr zu, und auch andere 
Produktions- und Konsumvereine schlössen sich ihnen an. 
Knde des Jahres l^)01 existierten 2o() Volksbanken, die ihre 
Bilanz mit 2346048,18 Frs. und 20604 Mitcrliedern abschlössen, 
und am 1. September 1902 zählte Kumänien ca. 700 solche 
Kreditinstitute mit einem Aulagekapital von 42ÖÜ00O Frs. 
uud mit 59844 Mitgliedern. Wir sehen also, dass in der 
kurzen Zeit von 8 Monaten die Zahl der Volksbanken um 
etwa 444, die der Mitglieder um 39240 und das Anlage- 
kapital um 1904562 Frs. zugenommen hat. Das bedeutet 
einen grossen Aufschwung des Vereinigungsgeistes. 

Unsere Volksbanken sind Vorschussvereine oder Dar- 
lehnskassenvereine, wie sie genannt werden, mit beschränkter 
Haltung, und wurden nach deutschem, französischem und 
italienischem Muster eingerichtet. Anschluss an diese Volks- 
banken haben die sogen. Kooperativgenossenschaften und 
noch andere Produktionsgenossenschaften gefunden. Der 
Zweck dieser Kreditinstitute ist, wie man aus den Statuten 
ersehen kann: a) die Ausbildung eines gemeinsamen Betriebs- 

1) Im Dorfe »Voinesd**, Distrikt Dämbovitza. 

2) Im Dorfe ,,Breaai de sus". 

B) Siehe Petre Popescu-Museel „Manual de banci populäre**. 
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kapitals durch obligatorische Zuscliüsse oder willkürliche 
Depositen (Sparkasson), h) ihroii Mitglicdorn sowie anderen 
Privaten im Notfalle und in landwirtscbaftlichon, industriellen 
und kanfmännischen Unternehmnngen durch Darlehen mit 
niedrigem Zinsfnss nnd auf kurze Frist Hilfe zn leisten, 
c) das Interesse der Landwirtschaft, der Industrie und 
des Handels nach allen Richtungen hin zu unterstützen und 
Missbrauch nnd Trug zu beseitigen, d) feste Verbindungen 
der Landwirte, Industriellen und Kaufleute miteinander 
hervorzurufen. Indem sie danach streben, eine direkte Be- 
rührung der Produzenten mit den Konsumenten zu ermög- 
lichen, e) zur Bildung neuer Produktions- und Konsnmgeuossen- 
schaften beizutragen und f) endlich auf alle Welse für die 
Besserung der materiellen, sittlichen und intellektwellen Lage 
dos ruiiiäiiischon Bauein und der ganzen rumänischen Nation 
im allgemeinen tätig zu sein. 

Dil' rntersuchung dieser einzohien Punkte würde uns 
zu weit fülii en. Wir werden aber doch die Krage, wie diese 
Kinrichtung auf die Besserung der Ijage der ländlichen 
Klasse gewirkt hat, nicht unbeantwortet lassen. 

Durch das Wirtschaftssystem unseres Vaterlandes, durch 
die sogen. Raubknltnr, wurde die natürliche Beschaffenheit 
des Bodens in hohem Orade vermindert Während man in 
den früheren Zeiten von einem ha durchschnittlich ein relativ 
grosses Quantum von 14 hl Weizen erzielen konnte, kann 
man heutigen Tages kaum auf die Hälfte dieses Ertrages 
rechnen, was, abgesehen von der auch nicht geringen Ab- 
nahme der Getreideprelse, eine beträchtliche Verschlimmemng 
in der Lage der Bauern hervorgerufen hat. Durch den 
Schwei-fälligen Indzernen J^flug wird die Ackerkrume nur 
obei-näclilicli aufgerissen, ohne regelrecht dureligearheitet zu 
werden, und die auf KlumpcMi fallende Aussaat wächst zwischen 
allem niiiglichen Dnkraut auf, sodass das Getreide immer 
niedrisr steht und so mindeiwertig ist, dass es mit dem aus 
Aiiieiika kotiiinenden (letieide nicht konkurrieren kann. Der 
Viehstaud, der mit einer rentablen Landwirtschaft im Zu- 
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sammenhange steht, ist hente bei uns ans mannigfachen 
Gründen vollständig in den Hintergrund getreten, und die 
Rasse unseres Hornviehes^) ist ganz ausgeartet Die be- 
rühmte Basse der moldauischen Ochsen ist dermassen entartet» 
dass man z. B. eine Feldarbeit, die früher mittelst zweier 
Ochsen verrichtet werden konnte, heutigen Tages ohne die 
Verwendung von mindestens vier Ochsenkräften kaum durch- 
führen kaun. 

Dem liodcii die ihm durrli die Kulluipflaiizeii im Laufe 
ihrer Wachstunifsperiode entzogenen Nährstoffe anf irgend 
eine Weise zurttclczufüluen , hat der rumänische Bauer alle 
Zeiten hindurch nicht verstanden. Den Mist wirft er hinaus 
und in vieh'n Fällen auf die Dorf Strassen, wo sich duicli 
Zersetzung und Verwesung für die menschliciie (ilcsundheit 
schädliche Gas(^ entwickeln und dadurch viele und endlose 
Krankheiten entstehen; oder aus Mangel au Brennholz ver- 
brennt er ihn, sodass «es eben gar ZU sehr Dach morgen- 
ländiscbeu Zuständen schmeckt". 

Ohne vervollkommnete landwii'tschaftliche Werkzeuge, 
ohne kräftige Lasttiere und ohne irgend eine Kenntnis der 
rationellen Bewirtschaftung des Grund und Bodens wäre und 
ist in der Tat bei den vorhandenen Zuständen die Land- 
wirtschaft unrentabel. Aber für die Anschaffung von Vieh, 
Werkzeugen etc. bedarf der Bauer Geld» das er selbst nicht 
besitzt, und doch ist die Landwirtschaft, von deren Gedeihen 
das Wohl unserer Nation abhängt, notwendig. Es nuiss dann 
der ackerbautreibenden Bevölkerung der Kiedit eiiiiöglicht 
werden. Ohne Kredit kann die Produktion nicht vermehrt, 
also das nationale Einkoninu ii, dass bei uns auf der Land 
Wirtschaft beiulit, nicht gesteigert werden. Ohne Kredit 
kann der Landwirt überhaupt und der kleine Landwirt ins- 

1) Als Zag- oder Lasttiere henutzt man bei uus für die 
Feldarbeiten und fiberbanpt in der Landmrirtgohaft Ochsen; ans den 
letzten statistiachen Angaben ergiebt sieh aber, dass die Ochsen in 
manchen Gebenden Bumftniena znm grOssten TeU durch Pferde er- 
setzt worden sind. 
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besondere, der n;uior, der nicht genügende mutericUe Mittel 
besitzt, die günstigen Konjunkturen nieht ausnützen, l'ni die 
für die Wirtschaft nötigen Ausgaben zu decken und die für 
seine und seiner Familie Existenz nötigen (4td(linittel zu 
schaffen, sieht sich der Bauer aus Mangel au Kredit genötigt, 
seine Ware bei ungünstigen Konjuuktureu und auch immer 
za einer bestimmten Zeit abzusetzen. Die Überfüllung der. 
Märkte zu einer bestimmten Zeit hat das Sinken der Waren- 
preise zur Folge, und der Schaden, den der Landwirt in 
einem einzigen Jahre erleidet, kann oft nicht durch zwei 
oder drei Jahre guter Ernte und Konjunktur ersetzt werden. 
Es unterli^ keinem Zweifel, dass hei der jetzigen geringeren 
Fruchtbarkeit des Bodens die Ermöglichung des Kredits von 
grosser Bedeutung ist. Den Kredit kann sich der Bauer 
auf zwei Wegen verschaffen: entweder von Privaten, die 
über Geldmittel verfügen, oder von den öffentlichen Kredit- 
anstalten. Sind die letzteren nicht vorhanden oder machen 
sie dem kleinen Landwirt Schwierigkeiten bei der Kredit- 
gewährung, so sieht sich der Bauer genötigt, sich an die 
Privaten zu wenden. Bittere Hoffnung! Der lianiilose Arme 
soll sich dein hinuiielsclireiL'ndeu Wucher aussetzen. In der 
Stadt wird ihm niemand den nötigen Kredit gewähr(Mi, da er 
garnicht oder nur sehr wenig bekannt ist. Kr muss sich 
entweder an den Doriwncherer wenden, der in den meisten 
Fällen ein Jude ist, um sein freiwilliger Sklave zu wei'Jen, 
oder an den Gi'nndhesitzer res]), an dessen Pächter, die auch 
nicht barndierziger und anspruchsloser sind als der Erstere, 
Die von dem Bauer zu zahlenden Zinsen sind fast unglaub- 
lich. Ein Zinsfuss von 100, 200 oder sogar 3()()X darf uns 
gar nicht wundem, denn wie aus einem Berichte des Ge- 
meindeamtes des Dorfes »Cotnaru***) zu ersehen ist, zahlen 
die Bewohner des erwähnten Dorfes an die Kaufleute von 
U&rlau" (Juden) 4 Frs. pro Monat auf 20Fr8. resp. 20 Frs. 
monatlieh auf 100 Frs., das sind 240^/o! Die Bauern müssen 

]) In der Moldau, Distrikt Jassy. Siehe Diinitrie S. Nenitzescu 
,Sarcinele proprietätei ruraie". S. 4Ü. 
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0,05 Fr. pro Woche auf 1 Fr. resp. 0,20 Fr. pro Monat 
auf 1 Fr. zahlen, also 260^/o! Wenn der Bauer die ge- 
liehenen Snmmen nicht zur Zeit znräckzahlen kann, wird 
der Wacherzins zum Kapital gerechnet, und wenn dieses 
vier- oder fünfmal grösser als das entliehene Kapital ge- 
worden ist, dann verfolgt der Wncherer seinen Schuldner 
durch Yermittlnng eines Machtspmches gerichtlich und l&sst 
ihm die Knh mit 50 Frs., den Ochsen mit 70—80 Frs,, das 
Schaf mit 4—5 ¥ts,, das Schwein mit 7—12 Frs. und das 
Kalb oder die FArso mit 20— 40 Frs. verkaufen, und oft 
ist er noch unzufrieden» wenn der £rlOs dieses Verkaufes 
ihm nicht die beabsichtigten hohen Zinsen einbringt. Solche 
Beispiele sind leider zahlreich, und nicht nnr in der Moldau, 
wo der Bauer kaum einen Schritt «-ehen kann, ohne von den 
Juden verfolg-t zu werden, sondern auch in der Walachei, wo 
er sich gewüliiilich die nötig-en Summen von den Pächtern 
verschaffen niuss. Nicht selten finden wir auch hier Fälle, 
wo die Hauer n 0,20 Fr. pro Tag auf 20 Frs. resp. 73 Frs. 
pro Jahr auf 20 Frs., also ^-^65% zahlen, und sehr oft ent- 
richten die Dorfbewohner ihre Schulden durch Veräusserung 
ihres Viehes oder ihres Grund und Bodens oder so^ar durch 
Leistung von Arbeitstagen an den Gläubiger, wenn dieser 
ein Pächter ist, und der Arbeitstag wird bei einer P2~- 14 
stüudigen Tagesleistung oft mit nur 0,5— 0|7Fr. gerechnet! 

Es ist Ja klar, dass der rumänische Bauer unter solchen 
Umständen wirtschaftlich nicht fortschreiten kann. Aber 
mit der materiellen Lage hängt die physische und die geistige 
zusammen. Unter den angegebenen Verhältnissen können 
sich die Bauern nicht menschenwürdige Wohnungsverhältnisse 
und Nahrungsmittel verschaffen. Gekochte weisse Bohnen 
und selten Käse oder getrocknete und gesalzene Donau- und 
Teiciifische bilden ausschliesslich ihre am meisten beliebte 
Zukost zum Maisbrei, zur „iiiHiiutliga". Ihre aus Strauchwerk 
errichteten und mit Lehm verkleideten Hütten, von denen 
die meisten keinen Schornstein haben, sodass der Kauch zu 
den Dachritzeu hiuauäspazieren muss, sind ihre Wohnsitze. 

13 
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Ihre Gelsundheit wird duich diese Tjcbeiisweise beschädiget 
und iiire geistig-isittliclie Tijige kiiuu somit keiue besondere 
seiu, denn „mens sana in corpore sauo". 

Es bleiben nun als alleinige Bezugsiiuelie des Kredits 
für die Bauern die öffentlichen Kreditinstitute. Aber es 
kommt auch auf die Einrichtung dei-selben sehr viel an, denn 
nicht ein jedes Kreditinstitut passt für alle Verhältnisse, 
und wir sahen, wie die staatlich-landwirtschaftliche Hypo- 
thekenkreditanstalt den Kredit nicht nur schwierig, sondern 
auch kostspielig macht. 

Um einen unmittelbaren Verkehr der Bauern mit den 
Kreditinstitnten za ermöglichen, wurden die von uns er- 
wähnten Volksbanken ins Leben gerufen, deren Grundsatz 
„hilf dir selbst" ist. Es ist bekannt, welch günstigen Ein- 

flnss diese Darlehnskassenvereine auf die Lage der Bauern 
in (Icii zivilisierten Ländern Europas, meistens aber in 
Deutschland, wo sie entstanden sind, ausgeübt haben. Noch 
günstiger aber erscheinen sie bei uns, wo der Mangel an 
Kapital und die enoiiiK^ Höhe des Zinsfusses eine bekannte 
Tatsache ist. Vor allen Dingen gewähren die Volksbaiiken 
den PersniKilki pdit, d. 1)., wo nui* die Person des Schuldners die 
Bürgschalt iilieinininit. Dei- Kealkn dit, der durch Hypothek 
oder Knust pfaiul geschieht, ist für unsere ländliche Bevölkerung 
ungünstig und manchmal auch verhängnisvoll. Wie viele 
Bauernfaniilien sind infolge niclit rechtzeitiger Einlösung des 
Pfandobjektes durch Veräussernng dcsselln ii an den Bettelstab 
gebracht worden! Der Landwirt ist durch die Natur seiner 
Wirtschaft gezwungen, die günstigste Zeit zur Absetzung 
seiner Produkte abzuwarten, um die nötigen Ausgaben dann 
deckAn zu können. Ist die Kündigung erfolgt und wird das 
Kapital nicht rechtzeitig zurückgezahlt, so kann ßfir Gläubiger 
das Pfandobjekt, in unserem Falle die landwirtschaftlichen 
Werkzeuge, Sämereien, Vieh etc., was also die unentbehrlichsten 
Sachen für den Landwurt sind, subhastieren, um aus dem 
Erlös Befriedigung zu erlangen. Der Landwirt ohne Vieh, 
Werkzeuge und dergleichen ist dem im Kriege unbewaffneten 
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Soldaten gleich zu stellen. Dieser Naciiteil wiid nun durch 
den Personalkredit beseitigt, der gerade von diesen Volks- 
kreditinstitatea gewährt wird. Diese lokalisierten Bauern- 
vereinigangen haben die Mtiirlii hkeit, durch das gemeinschaftlich 
zusammengebrachte Kapital nicht nur den Mitgliedern, sondern 
auch den übrigen redlichen und zahlungsfähigen Dorfgenossen 
unter solidarisch -beschränkter Haftung Kredit zn gewähren. 
Sie sind aber auch zu gleiche Zeit Sparkassen and bemühen 
sich, die Landwhtschaft mit ihrem Nebengewerbe nach allen 
Richtnngen hin zn fördern. Sie haben also neben dem sozialen 
auch einen sittlichen Charakter, indem sie die Bauern an 
den Sparsinn nnd an die solidarische Haftung gewOhnen. 
Welch ein Segen ist es für die DOrfer, wo solche Volksbanken 
gegründet wurden! Die Blutegel des Volkes, die Wucherer, 
sahen sich nun Teranlasst, diese Dörfer, die bisher das Feld 
ihrer Torteilhaften Tätigkeit waren, zu verlassen. Nur dort 
blüht die Landwirtschaft, und ein allgemeiner Wohlstand 
macht sich bemerkbai-. 

Die Volksbanken fungierten bis zum .Talire 190.*? als 
Privatiustitute , als das Einschreiten des Staates sich als 
notwendig erwies. Durch das Gesetz von 1903 wurden sie 
geregelt, nnd ihre Tätigkeit wmde in eine gleichförmige um- 
gewandelt. Um das Betriebskapital zn Termehren, wurden 
sie mit der landwirtschaftlichen Hypothekenkreditanstalt in 
Verbindung gesetzt, deren Kapital von 20 Millionen ¥ts, den 
Volksbanken zu Gute kommen sollte. Kurz, die Volkskredit* 
Institute wurden zentralisiert, und der staatliche „credit 
agricole", dem die Kontrolle der Volksbanken vorbehalten 
wurde, fungiert als Zentralkasse. Art 3 des Gesetzes erklärt 
die Volksbanken als Juristische Person, vorausgesetzt aber, 
dass sie den vom Gesetze bestimmten Vorschriften nach- 
kommen. Welches waren nun diese Vorschriften? Vor allen 
Dingen wurde die Solidaritäi mit unbeschränkter Haftung 
eingeführt. Unsere Volksbanken sollten also den ('harakter 
der Kaiffeisen'schen Darlehnskassenvereiue annehmen. Diese 
Massregel müssen wir aber als eine fehlerhafte bezeichnen, 

13* 
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denn die Verhältnisse unseres Vaterlandes sind ganz andere 
als die Deutschlands, wo auch die Kaiffcisen'selH'u \'()lks- 
banken sich seit einiger Zeit iiichi- im Sinne der Schultze- 
Delitzsch'schen Einrichtung ausg-ebildet haben. Das Gesetz 
>vurde aber angenommen, und wir müssen uns vorbinfi^- nur 
mit der Zentralisierung dieser N'olksinstitute zuiVieik'n er- 
klären, indem wir die Wirkuug des Gesetzes der Zukuuft 
überlassen. 

Ks seien noch als landwirtschaftliche Kreditanstalten 
Rumäuiens die Bodenkreditanstalt (credit foncier) und die 
„ban(iue agricole" zu erwähnen. Die erstere wurde durch 
das Gesetz FOm f). '17. April 1873 und die letztere durch 
das Gesetz Tom ö. Mai 1894 gegründet. Zwei Monate nach 
der Begründang der rumänischen Bodenkreditanstalt brachten 
136 Qrossgrandbesitzer ein Gesamtkapital von 5913372 Frs. 
anf, das auf dem Wege der Anleihe beschafft und durch ihre 
Guter im Werte von 26 Millionen Frs. g'arantiert wurde. 
In der ersten Zeit nach ihrer Begründung (1873 — 1881) gab 
die Anstalt 1% Obligationen bis zum Betrage von 64210200 Frs. 
aus, die 1881 mit 102% verhandelt wurden. Später wurden 
b% Obligationen ausgegeben. Der Knrs solcher (5%) Schuld- 
verschreibungen der rumänischen Bodenkreditanstalt schwankte 
1895 zwischen 89% und 97%. Die Gesamtsumme der von 
der Begrüuduug bis zum 31. Dezember 1895 verliehenen 
Kapitalien betrug 279380700 Frs.i) Die „banque agricole* 
ist eine anonyme Aktiengesellschaft, deren Kapital in Höhe 
von 20 Millionen i^rs. in 40000 Aktien angelegt ist. Sie 
steht als Privatiustitut unter staatlicher Kontrolle und hat 
vom rumänischen Staate manche Privilegien erhalten. Ihre 
Tätigkeit hegann im Jahre 18Ü4, und die von ilir gewährten 
Dailclien betrugen Ende desselben Jahres 32564 P2 Frs.') 
l^(üde Kreditinstitute gewälu-eu mir deu (Trossgrundbesitzern 
KealkK dit, und zwar ist das erstere eine Hypothekeiikredit- 

1) Siehe „Darea de seamä a consiliului de administratie al 
primei societati de credit fonciar roman din Bucuresci pe anul 1895". 
Bukarest 1896. 
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anstalt, währeud das letztere die Foini einer Darlehuspfund- 
anstalt auiiimmt. Gerade durch das Hypothekenwesen beider 
Institute sind sie bei den anderen JMstiiiununf^eu für die 
(Jrossgi-undbesitzer unvni trilhaft, die niclit etwa zur Besserung 
iiirer Wirtschaft Schulden machen, sondern mehr um ihrem 
Luxus zu fröhnen. Die hypotheliarische »Schuld unseres (iross- 
grundbesitzcs beträo^ ca. 423 Millionen Frs. ^) und der W<Mt 
des Grund und Bodens könnte mit 1 1 15 Millionen FrsJ) ver- 
anschlagt werden, was ungefähr eine Schuld von 38'V,, des 
\\'ertes des (iiossgiundbesitzes bedeutet. Ausser diesen land- 
wirtschaftlichen Kreditinstituten sind in Rumänien keine 
weiter vorhanden, und die ganze Hoffnung der Regierung 
und der Freunde des rumänischen Volkes liegt in der Ent^ 
wickelang der voo uns kurz besprochenen Volksbankeo. 

Gehen wir nun zur dritten grossen Gruppe der Mass- 
regeln des Staates zwecks Verminderung des Konfliktes 
zwischen Areal, Arbeitskraft und Betriebskaidtal, also zur 
Beseitiofung der wirtschaftlichen Nachteile des Gesetzes vou 
18(i4 über. Dies sind die Bestimmungen verschiedener Ge- 
setze von 18()4 an betreffs der landwirtschaftlichen Verträge. 

c) Die Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer unter der Bedingung, dass letzterer g^en eine 
bestimmte Vergütung dem ersteren seine Arbeitsleistung 
überlässt, bildet im allgemeinen einen Arbeitsvertrag. Der 
ländliche oder landwirtscbaftliche Vertrag ist eine Verein- 
barung zwischen den beiden hier in Betracht kommenden 
Teilen, dem Grundherrn und dein Bauer, wodurch sich der 
eine Teil verpflichtet, dem anderen gegen ein Bntgeld Grund 
und Boden zur Bebauung zu überlassen. Wir haben zwei 
Arten von landwirtschaftlichen Verträgen zu untersdidden, 
und zwar solche, die zwischen dem Grundbesitzer und seinem 
Bächter, und solche, die zwisihcii dem letzteren oder auch 
dem ei-steren und den Bauern abgeschlossen werden. Nur 
die zweite Kategorie hat uns hier zu beschäftigen. 

1) Siehe Note pag. 196. 
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Per laadwiTtschaltliche Vertrag ist ein PachtTertrag, 
der stattfindet, wo es sich nm die Verpachtung des Gmnd 

und Rodens ^e^eii eiue Geld-, Natural- oder Arbeitsleistuug 
handelt. .Sein llrspriiDff ist zu suchen in dem Maugel au 
Grund und Boden, resp. in dessen Knappheit einerseits, in 
der Verminderung der natürlichen Fruclitbarkeit des Bodens 
andererseits, vi(>lleicht auch in dem Steigen der Bedüriuisse 
der BevöUkeruug, soweit das bei uns der VaW ist. 

Schon in der zweiten Hälfte der Periode des Arbeits- 
zwanges in der geschichtlichen Entwickelnng des .\rbeits- 
weseus, nämlich unter dem Regime des organischen Statutes, 
finden Abschlüsse von landwirtschaftlichen Verträgen zwischen 
den Gmndheiren nnd den Baaem statt. Die in Ganässheit 
des organischen Gesetzes den Bauern zugewiesenen Ländereien 
waren, wie erwähnt wurde, im Vergleiche zu den dafür zu 
gewährenden Leistungen zu klein. Wir haben an einer 
anderen Stelle nachgewiesen, dass der zur Bebauung über- 
lassene Grund und Boden knapp war und kaum zur Deckung 
des bäuerlichen Bedarfes ausreichte. Um seine Existenz 
fristen zu können, sah sich der Bauer genötigt, sich an den 
betreffenden Grundherrn für die Nntzniessung des Grund 
und Bodens zu wenden. Dafür sollte ihm der Bauer seine 
Arbeitskraft überlassen, einen Teil der Ertrüge abliefern etc., 
und auf diese Weise entstand damals schon der landwirt- 
schaftliche Vertrag. 

Durch das Gesetz von 1804 ANurden die Bauern zu 
Eigentümern gemacht, aber die Grundlage ihrer Wirtschaft, 
der Boden, den sie erhielten, war relativ, d. h., im Vergleiche 
zu dem, der ihnen in Gemässhelt des organischen Reglements 
zur Bebauung überlassen wurde, zu klein. Wenn damals 
schon die Erträge seines Grund und Bodens zur Befriedigung 
seiner Bedürfnisse nicht genügten, um so knapper und zur 
Deckung seines Bedarfes unzm*eichender erschien das Grund- 
eigentum des Bauern nach dem Hauptagrargesetz. Die 
Zersplitterung des Bodens infolge des Erbüberganges — denn 
das Gesetz erkennt die Freiteilbarkeit an — setzte als Basis 
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der bäuerlichen Wirtschaft ein immer kleiner werdendes Stück 
Land. Der kleine Grundbesitzer yeräusserte sein Grund- 
eigentum und wendete sich an den Grossgnindbesitzer um 
Überlassuug des nötigen Grund und Bodens. War eine Ver- 
einbarung zwischen den beiden Teilen Torhanden, so schlössen 
sie den landwirtschaftlichen Yertrag. 

Wälirend in der Periode des Arboitszwanges der Staat 
selbst die Regelung der Verhältnisse der beiden in Betracht 
knmmeudea Jüassan übernahm und die Leistungen des Bauers 
für den zugewiesenen Grund und Boden feststellte, überliess 
art. 12 des Hauptagrargesetzes den Abschluss von landwirt- 
schaftlichen Verträgen der Vereinbarung beider Teile. Man 
kann ja sagen, dass der Staat wtthrend der Periode des 
Arbeitszwanges sowohl die Grundherren als auch die Bauern 
zu einem und demselben Vertrage verpflichtete, in der Periode 
der Arbeitsfreiheit aber sich mit der von ihm nur den Bauern 
auferlegten Verpflichtung zur Durchführung der freiwillig 
abgeschlossenen VertrSge begnügte. Man stellte zwei ungleiche 
Kräfte gegenüber und liess sowohl der einen als auch der 
anderen freie Hand zum Abschluss landwirtschaftlicher Ver- 
träge. Während die Bauern zur Durchführung des ab- 
geschlossenen Vertrages gesetzlich verpflichtet wurden und 
sogar auch „manu militari", wie wir sehen werden, durften 
die Grundherreu bei der Nichterfüllung desselben höchstens 
nur verklagt werden. Und doch herrschten diese Verhältnisse 
bis vor einem Dezennium in einem Zeitabschnitt, in dem Ge- 
rechtigkeit und Gleichberechtigung der Grundsatz der leitenden 
Politik war, und auch in einem Laude mit einer anscheinend 
liberalen Vertassuno-. (Terechtif^keit und Gleichbereditiofung 
aller Menschen ist heutzutage aber noch etwas Ideelles; denn 
obwohl durch die Vertiefung der Religion und durch das 
Licht der Aufklärung abgeschwächt, trotz des Christentums 
und der Zivilisation steckt uns noch etwas von den Vor- 
urteilen im Blute, die in der Überlieferung der Vergangenheit 
wurzeln. „Wenn wir die Gleichberechtigung aller Menschen 
in der Theorie willig zugestehen, verleugnen wir dies Prinzip 
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Id der Praxis, sodass wir zu einer aafricbtigen VersöbDung 
zwischen Theorie und Praxis anf diesem Gebiete noch nicht 
gelangt sind. Das moderne System der wirtschaftlichen 
* Freiheit stellt den Arbeiter auf sich selbst, es überlässt ihn 
seinem Schicksale, es entfremdet den Arbeitgeber dem Arbeiter, 
anstatt den erstereu aufzumnntern, dem letzteren die Bruder- 
hand zn reichen und dem Grundsatz Tollständiger Gleich- 
berechtigung und Gtgtiiseitigkeit gerecht zu werden." 0 

Um die LQcken der schablonenhaften Re^rm der Agrar- 
Verfassung von 1864 auszufüllen, erscliien auch anf diesem 
(lebiete das Kiiigreif(Mi der Staatsj^ewalt zu Gunsten der 
läiuUit'hen Bevölkernnfr notwendi;^ und i^cipchtfertigt. Wie 
schon anjredoutet, wurden die Frohndienste und verschiedenen 
Keallastcu in (iemässheit des art. 12 des (Gesetzes von l<S(i4 
aufgehoben. Den Abschluss von landwirtschaftlichen Ver- 
trägen überliess derselbe Artikel der freien Vereinbarung 
beider Teile; w»'nn sich der Hauer aber mit seinen Arbeits- 
kräften dem ( Jnindherrn get,n'uiiber verpflichtete, dann durfte 
der Pachtvertrag nur auf die Dauer von höchstens 5 Jahren 
abgeschlossen werden. Dadurch setzte man das Arbeitswesen 
unter die Macht des gemeinen Hechtes und die Nichtdurch- 
fährung der abgeschlossenen V^erträge sollte eine von dem 
Gerichte zu bestimmende Entschädigung für den Grundherrn 
nach sich ziehen. 

Nach Abhiuf von wenigen Jahren wurde ein neues 
Gesetz betrefft der landwirtschaftlichen Vertrage erlassen. 
Dadurch traten die letzteren ausnahmsweise in eine neue 
Periode, nämlich in die der gewaltsamen Durchführung. 
Der Dorfbürgermeister hatte die Verpflichtung (art. 13), mit 
Hilfe des Gemeinderates, der Gerichtsdiener, der Nacht- 
wächter etc. die Laudarbeiter zur rechtzeitigen Durchführung 
der abgeschlossenen Verträge anzutreiben! Störrige und 
widerspenstige Bauern sollten gerichtlich belangt werden (der 
Dorfbürgermeister sollte über sie das gerichtlidie UrteU voll- 

1) H. Sett€^astrPro8kau, „die Arbeit in der Landwirtschaft.*' 
& 12. Breslau 18S0, 
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strecken), und fremde Arbeiter sollten (art. 14) auf Kosten 
der erwähnten Banern zur Verrichtung^ der Landarbeiten in 
Dienst genommen werden. Noch einen Schritt weiter als das 
Oesetz von 1868 ging das Gesetz von 1872 betreffs der 
zwangsweisen Durchführung der Veilräge, indem es (art. 13) 
die Gemeindebehörde dazu verpflichtet, falls die wider- 
speustigen Flüchtliuge die Verrichtung der vereinbarten Arbeit 
verweigern, dieselben auf deren Kosten mit Hilfe der Infanterie 
zur Arbeit zu zwiujren. Mau zvvana also „niauu militari" 
die Bauern zur hurchführung der vüu ilmeu in bedräugtor 
Lage al »gesell losseueu Verträge! 

Das System der wirtschaftlicben Freiheit stellte deu 
Bauer auf sich selbst und überliess ihn seinem Schicksal. 
Der Grundherr hatte nicht mehr wie in den früheren Zeiten 
für seine Untertanen zu sot^gen, denn die Bauern waren ge- 
setzlich emanzipiert. Der Sprung aus der Knechtschaft in 
die neue Sozialverfassung war für den Bauer verhängnisvoll. 
Wenn auch der Bauer unter dem alten System verpflichtet 
wai*i seine beste Kraft hinzugeben, blieb der Grundherr 
seinerseits, natürlich im eigenen Interesse, verpflichtet, den 
ersteren vor gänzlicher Verarmung zu schützen, wenn schlechte 
Jahre ihn in Not und Elend versetzten. Es war für den 
Bauer ein trauriges, aber doch ein seine Existenz sicherndes 
Verhältuis. Das Band, das deu GrundlK i i ii bisher mit seineu 
Untertanen verbunden hatte, wurde zei rissen. Die Arbeits- 
freiheit wurde anerkannt, aber der mündige Bauer wurde 
dadurch selbstverautwortlich geuuicht. Trotz der unwürdigen 
Lage des Bauern unter dem alten System der Knechtscliaft 
W'ar Seine materielle Lage wenigstens damals bedeutend 
besser als die gegenwärtige. Die mensehliclie Arbeit wurde 
gering geschätzt, denn sie war billig und schlecht, letzteres 
aus dem einfachen Grunde, weil die Bauern kein Interesse 
an dem Blühen der Landwirtschaft hatten; von der Faulheit 
und Sorglosigkeit hatten sie ebensowenig zu verlieren, als 
sie von einer grösseren Anstrengung zu gewinnen hatten. 
Unter dem neuen System der wirtschaftlichen Freiheit galt 
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die Arbeit aJs Ware, die inau ebenso gering: schätzte und 
nicht teurer bezahlte; denn es war das Interesse der Grand* 
herren» einen möglichst hohen Beinertrag zu erzielen. Zu 
den Produktionsfaktoren gehört aber auch die Arbeit, und 
je billiger der Preis der Arbeit, desto billiger die Produktion 
und um so höber der Beinertrag. Infolge der immer grösser 
werdenden Knappheit des Bodens, verursacht durch die freie 
Teilbarkeit und durch die fichfibertragung, musste der Bauer, 
um seine Existenz fristen zu können — natürlich, wenn wir 
ihm das nicht versagen wollen, wie einst Voltaire einem 
hungrigen Supplikanten auf dessen Vorstellung, dass man 
doch leben iniisse, lächelnd zur Antwort gab, er sehe die 
Notwondiofkeit nicht ein — , sich an den Grundbesitzer wenden 
und mit ihm für den zur Bebauung überlasseuen Grund und 
Böllen einen Arlteitsvertrag abschliessen. Es standen sich 
aber in diesem iaile zwei ungleiche Teile gegenüber: der 
Grundherr, dvr zur Deckung des Bedarfes an Arbeitskräften 
sich solche auch von auswärts ^) hätte kommen lassen können, 
und der Bauer, der keinen anderen Ausweg als diesen vor 
Augen hatte. Der Grundherr konnte selbst sowohl den Preis 
des Grund und Bodens, als auch den der Arbeit einseitig 
beeinflussen. Die dem Arbeiter gewährte Arbeitsfreiheit 
blieb nichts als eine lUustration der Theorie, denn in der 
Praxis war er gegen seinen Willen von den ungünstigen 
Umständen gezwungen, die Bedingungen des Arbeitgebers 
anzunehimen. Es wäre Pflicht der Staatsgewalt gewesen, 
nach dieser Bichtung hin einzugreifen und wenigstens bis 
zu einem gewissen Grade den Bauer der' gutsherrschaftlichen 
Willkür zu entziehen und die der Arbeit gewährte Freiheit 
nicht in Abhängigkeit umschlagen zu lassen. Wir sahen 
aber, worauf die Begierung ihre Tätigkeit richtete! Der 
Zwang, durch die Administrativhehörde den schweren, in 
beschränkter Lage abgeschlossenen Vertrag durchzuführen, 

1) Arbeiter ans den Nachbarlftndem , deren Tätigkeit noch 
heute bei uns zur SommetsKeit in grossem Hasse in Anspruch ge* 
nommw wird« 
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trat in den Vordergrund. Die von dem Bauer gelieferte 
Arbeit in der Höhe zn bezahlen, dass es lohnt, ein Mensch 
za sein, daran dachte niemand. 

Fehlerhaft war die Politik der Veräosseruugen von 
Staatsdomänen, noch ungünstiger aber für die Bauern war 

die der landwirtschaftlichen Verträge. AVährend aber seit 
einiger Zeit durch \HMiumftige Massregeln nach der einen 
Richtung bis zu ciiu ni gewissen Grade eine Besserung der 
Lage der Bauern zustande gebraclit wurde, ist die fehlerhafte 
Tolitik hei Abschluss landwirtschaftlicher Verliäge, wie wir 
noch sehen werden, bis zum Ueutigcu Tage fast dieselbe 
geblieben. 

Im Jahre 1882 orliess die liberale Partei Joan Bratianu 
ein neues (:resetz betreffs der landwirtschaftlichen Verträge. 
Die Durchführung der abgeschlossenen Verträge trat wieder 
in den Vordergrund. Die barbarische Bestimmung aber, die 
Arbeiter „mann militari" zur Durchführung der landwirt- 
schaftlichen Verträge zu zwingen, lyurde aufgehoben. Die 
Bauern, die ihren Verpflichtungen dem Grundherrn gegenüber 
nicht nachkommen würden, sollten gerichtlich verfolgt werden, 
und die für den Arbeitgeber daraus entstehenden Schäden 
sollten aus der Subhastation des Vermögens des betr^enden 
Bauern, seines Hauses, Hofes und Gartens, gedeckt werden, 
ausgeschlossen die Ländereien, die er in Gemässheit des 
Agrargesetzes von 18(>4 erhalten hatte. Eine für die Bauern 
etwas günstigere Bestinmiung war die des art. 26 des Ge- 
setzes, wonach der Giundherr die Arbeitskraft der Bauern 
an zwei Wochentagen, Freitag uiul Sonnabend, nicht be- 
anspruchen durfte. Die erwähnten Tage sollten ausscliliesslich 
für die Venichtunfr der Feldarbeiten iui Interressc der 
Bauern selbst benutzt werden, und der Grundherr hatte kein 
Kecht daran. Art. 30 des Gesetzes veri)flichtete den Grund- 
herrn, sofort nach dem Ausernten zum Verzehnten der Kr- 
trägc zu schreiten, sodass dies innerhalb 10 Tage geschehen 
musste. Im Fall der Verzögerung eines der beiden Teile 
(Grundherren und Bauern) war die £ommunalbehörde dazu 
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berechtigt, und ilci- anwesende Teil durfte seioen Emtcauteil 
mit nach Hausn iißlimen, nur wenn er seinen Verpt'lichtiingen 
dem anderen Teil gegenüber nachgekommen war. Es unter- 
liegt keinem Zweifel, was den ersten Teil des erwähnten 
Artikels anlangt, dass das Verfahren der Kommnnalbehörde, 
selbst zum Yerzehnten zu schreiten, falls der Grundherr es 
yerzögerte, eine fnr den Bauer günstige Massnahme war; 
denn aus mannigfachen Gründen konnte bisher der GruiidheiT 
die Bodeneiträ^e nicht yerzehnten wollen, und infölgedessen 
war der Bauer bedroht, seine ganze Ernte zu Grunde gehen zu 
lassen, wenn schlechtes Wetter etc. eintrat. Der zweite Teil 
desselben art., dass der Bauer nur dann berechtigt sei, seinen 
Eruteauteil nach Hause zu befördern, wenn er ei-st seinen in 
dem abgeschlosseneu Vertraf,^ enlhalteueii W'rpflichtungeu dem 
(Truudherrn jSfefrenüber nachgekommen war, scheint aber ein 
tatsächlicher Widerspruch des ersten Teiles zu sein; denn jeder- 
zeit konnte der liiiniulhesitzer den Hauer chikauieien, indem 
er verschiedene Gründe der NichldurchfUhruug des Vertra^^es 
geltend machte. Sonst wurde diese Bestimmung auch vom 
Gesetze von 1898, das uoch heute bei uns iu Kraft ist, 
aufiticUt erhalten. 

Wenn nun eine Erleichterung der landwirtschaftlichen 
Verträge durch die Bestimmung betreffs ihrer Durchführung 
bis zu einem gewissen Grade zustande gebracht war, lag 
doch die Sache mit den Bedingungen, unter denen die Ver- 
träge abgeschlossen werden konnten, ganz anders. ¥ür die 
Erleichterung der Bedingungen der Vereinbarung zwischen 
den Grnndherren und den Bauern wnrde in keiner Weise 
gesorgt. Ks wurde immer noch, was sonst den (irumlsatz 
der wirtschaftlichen Freiheit bildet, der Abschluss von lund- 
wirtschaft Hellen Veiträgen der Vereinbarung beider Teile 
überlassen, und zwar dem verarmten und hungriireM Bauern 
und dem mächtigen Grundbesitzer. Von einer Kixiciung des 
Ausmasses des Grund und Bodens, den der Grundbesitzer 
dem Bauer zur Bebauung überliess, sowie des Arbeits- 
quautums und der Zehuten, die der Bauer dem Grundherrn 
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zu leisten hatte, war dabei keine Kede. Die Bciliiigiiii<>-en, 
unter denen der Gruiidlieir dein Kaner Grund und Boden 
zuwies, liingfen ganz von seiner Willkür ab. Um ein klares 
Bild von dieser rachtausbentunp: zu g-ewinnen, möchten wir 
hier einige Pacht veiträt^e wiedergeben, die zwischen den 
Grundbesitzern resp. deren Pächtern und den Bauern ah- 
^esehlüssen wurden, uiul die von einem hervorrairenden Kechls- 
gelebiten Humäniens, dem wir volles Vertrauen schenken, 
auf Grund seiner Beobachtungen aus verschiedenen (regenden 
beransgegriffen, in Geld berechnet und veröffeutlicbt wurdeu.^ 

1. Der Grundbesitz Liliecii Gemeinde Gatunesti-Mainoasa; 
Vertrag vom 10. März 1888. 

Der Grundbesitzer übcrliess den Bauern je 10 pugons 
(5 ha). 

Jeder Baner gab dem Grundbesitzer ab: 

a) NatnralleistuDgcn : Vs Ertrages, das macht 

2 Kilas (ä. 7 bl) Weizen (ungedroscben) k 52 Frs. 104 Frs. 

b) Arbeitsleistungen: der Bauer bearbeitet für den 
Grundbesitzer 3^/2 pogons (1,75 ha), und zwar: 
die Boackerung derselben k (> Frs. pro pogon 21 Fi"S. 
das Säen mit dem Samen des Grundbesitzers 

a 2 Frs. pro pogon 7 „ 

das Eggen k 2 Frs. pro pogon .... 7 „ 

das Mähen ä 6 Frs. pro pogon .... 21 « 
die Beförderang der Ernte zur Tenne des 

Grundbesitzers k 6 Ftb, pro Kila . .21 „ 

3 Arbeitstage (Spanndienst) ä 4 Frs. . . 12 « 



1) Diese kndwirtschafüiehen Vertrige (Siehe auch Morcjanu 
op. cit S. 64 und folg.) galten fttr den Distrikt Ofov (Bukarest) nnd 
Warden 1893 vom Jurist» n Pana Buescu in der Zt itunjä; „Buna Cre- 
dintza" und in seinem kurz gefassten, aber lehrreichen Buche „Con- 

tractele af^ricole pe teoria rentei' veröffentliclit, 

2) Der dnrchschnittbche Ertrag des Bodens ist 1 Kila (7 hl) 
Weizen pro pugon ('^2 ba) und der durchschnittliche Preis pro Kila 
Weizen (in Körner) ist 60 ¥n. 
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26,50 Fi-s. 



lüü Fi-s. 



n 



c) Geldleistuno'on: Weidegold für o Stück 

Hornvieh ä 4 h'rs 20 Frs. 

Weidegeld für 5 8tiick Schafe ä 1 Frs. ö „ 
Kiitweder 3 Hühner oder statt dei*selbeü 
für ein jedes 0,50 Frs 1,50 „ 

T>i(> für die Überlassung voo 10 {Kigons gezahlte 

( i esatntsamtne : 21 9,50 Fre. 

Pro pogon also: 21,95 » 

Die UukosteD des Bauern für die Bebauung dieser 
10 pogons: 

Das Sanieukorn a 1 2 Frs. pro pogon . . . 120 Frs. 

Die Bearbeitung dieser 10 pogons und zwar: 

die Beackemng 60 Frs.] 

das Säen . 20 

das Eggen 20 

das Ernten 60 

Die Beförderung von 8 Kfla^) Weizen zu 

seiner Tenne h 6 Fi-s 48 

Das Dreschen von 8 Kila W^Mzen ä 7 Frs. 50 

1 )as Srhwingen „ „ „ a 1 J^'rs. 8 

Ine vollständige Hearbeitung von 3^« 

l>()tr()iis für den Grundbesitzer ... 77 
Die Beförderung von 2 Kila') Weizeu zur 

Tenne des Grundbesitzers .... 12 

;i Arbeitstage (Spanndienst) 12 

Weidegeld für das Hornvieh (ö Stück) 

und die Schafe (5 Stück) . • . , 25 
3 Hühner i 0,50 Frs I,ö0 

Zinsen und Tilgung des Betriebskapitals {k 12 Frs.) 24, — » 

Gesamtunkosten: Ö4:5,ö0 Frs. 

Ziehen wir davon den Preis ab, den der Bauer für die 
8 Kilas Weizen k durchschnittlich 60 Frs. erhält, so haben wir: 

1) Von dem Gesinnt betrage ^10 Kila) musste der Bauer dem 
Omndherrn i|, (2 Kilas) abliefeni. 



112 



♦» 

n 



127,50 
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CTOsanitunkosten: 54.3,50 Frs. 
davon ab: . . 480, — „ 

Defizit . . . 63^0 Frs. für 10 pogons» also 6,35 Frs. 
pro ^lih&. 

2. Der Grundbesitz Mariutsa-Piscurile, Gemeinde Hagiesti. 

Der Päclitcr wi"s dein llaiuTii (i pogous (3 ha) zu; der 
letzton» niusste dem ersteren al)2feben: 

a) Natuiiilleistung: des F^rtrages, das macht 1 Kila 

Weizen (nng-e(h'()seheii) 78 Frs. 

b) Ai lieitsU'istnn«:^: BcRrhcitung eines 
„pügon ' (eiuschlicsshch der Brach- 

fiirche) 28 Frs. 40 

2 Arbeitstage Spanndienst ... 8 
2 . mit der Hand ... 4 



n 
n 



32,50 ¥r». 



c) Geldleistung: Weid^eld für 5 Stück 

Hornvieh k 5 Frs. ...... 25 Frs. 

Weidegeld für 5 Stück Schafe 
Ä 1,50 Frs 7,50 Frs. 

Gesamtleistung für die zur Bebauung über- 

lasscnen G pogons 1 50,50 FVs. 

Gesamtleistung für 1 pogon 25 „ 

Die Unkosten des Bauern für die Bebauung dieser 
6 pogons: 

das Samenkorn für 6 pogons k 12 Frs. . . . 



72 F^rs. 







Frs. 




... 12 


» 




... 12 


»» 




... 36 


n 


die Beförderung von 4^/2 


Kilas ') 




Weizen zu seiner Tenne . 


... 27 


n 



96 



das Dn^schcii vou 4^2 Kilas Weizen 81,50 „ 
das Schwiugeu » » » n '^i^^ » 



63 



1 ) Von d«^in Gesanitertrape dieser 6 pogons .6 Kilas) lieferte 
der Bauer dem Züchter Kila ah. 
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Die Befördcnui«'' von 1^/2 Kila') Weizen 

znr 'IViinc des l'ächters 9 

Die Bearbeitung eines „pogon" für den 

Pächter (einschliesslich der Beförderung 

der Krnte dieses „pogons" znr Tenne 81,60 

des Pächters) 2Ä 

2 Arbeitstage Spanndienste 8 

2 „ mit der Hand .... 4 

AVeidegeld 32,50 

Zinsen and Tilgung des Betriebskapitals . . . ' 24,00 

Gesamtnnkosten 336,50 Frs. 

Gesatntankosten pro V» 56,00 „ 

Ziehen wir ans den Gesamtnnkosten den Preis ab, den 
der Baner für seinen Ertragsanteil (4 V2 Kilas Weizen) erhält, 
so haben wir: 

Gesamtnnkosten: 336,50 Frs. 
davon ab: . . 270,— ^ 

Defizit Gü,öO Frs. für 6 pogous, also 11 Frs. 

pro ha. 

3. Der (irniidlK'sitz Closra, Gemeinde Catuuesti-AIaine- 
asa. Vertrag vom 12. Februar 1SH7. 

Der Pächter wies dem Bauern ü pogons (3 ha) zu; 
dafür nuisste der Bauer abgeben: 

a) Naturalleistuug: Vs t'cs Ertrages, das macht 2 Kilas 
Weizen (nnged roschen) ii 52 Fi'S 104 Frs. 

b) Arbeitsleistung: die Bebaunng eines pogons und zwar: 

die Brachfurche 6 Frs. 

die Saatfurche 6 

das Säen (mit dem Samen des 

Pächters) 2 

das Eggen 2 

das Ernten 6 

Die Beförderung der Ernte zur Tenne 

des Pächters 6 

3 Arbeitstage Spanndienst & 4 Frs. . 12 
8 „ mit der Haad a 2 Frs. 6 

1; Siehe Note pag. 207. 



n 
n 



22 



24 
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Frs. 



44 Frs. 



c) GeldleistuDg: Weidegfeld ffir 6 Stttck 
Hornvieh k 7 Frs 36 

Weidegeld für 5 Stück Schafe 

ä 1,50 Frs 7,50 

entweder 3 Hühner oder statt der- 
selben für ein jedes 0,50 Frs. . 1,Ö0 

OesamtleistuDg für die zur Bebauung über- 

lassenen 6 pogons 194 

pro pogon also 32,35 » 

Die Unkosten des Bauern für die Bebauung dieser 
6 pogons: 



Frs. 



Das Samenkorn A 12 Frs. pro pogon 


• • • 


• 


72 


Frs. 


Die Bearbeitung dieser ö pogons und 


zwar: 










36 


Frs. 








12 


n 








12 


n 


96 


t» 




3e 


n 






die Beförderung von 4 Eilas^) Weizen 












24 


fi 






das Dreschen von 4 Kilas Weizen . 


28 


n 


1 56 


Fht. 


das Schwingen „ „ „ 


4 


n 






die Bearbeitung von 1 pogon für den 










Pächter (einschliesslich der Be- 










förderung der Frnte dieses pogons 










zur Tenne des Pächters) .... 


28 


9 






die Beförderung von 2 Kilas ^) Weizen 










zur Tenne des Pächters .... 


12 


II 


102 




3 Arbeitstage Spanndienst .... 


12 








3 Arbeitstage mit der Hand . . . 


6 








Weidegeld fUr das Hornvieh und die 












42,60 








3 Hühner 


1,50 


» 







1) Von dem G aamtertrage (8 Ellas) gab der Bauer 2 Eilas 
Olg des Br^rages) ab. 

U 
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Zinsen und Tilgung: des Betriebskapitals . . . 24 Frs. 

Gesamtunkosten: 350 Fi-s. 

pro pugou: 58,35 „ 

Ziehen wir von den Gesamtnnkosten den Preis ab, den 
der Bauer für seinen Ertragsanteil (4 Kitas Weizen) erhält, 
so haben wir: 

Gesamtnnkosten: 360 Wk, 
davon ab: ' . . 240 „ 

Defizit: . , . 110 Frs. für ti pogous, also 18,35 Fi-s. 
pro ^'j ha, 

4. Der Grundbesitz Matarana, Gemeinde Hagiesti. Ver- 
trag vom 1. März 1887. 

Der Pächter wies dem Bauern 6 pogons zu; der letztere 
gab dem ersteren ab: 

a) Naturalleistung: ^/g des Ertraj^^os, das macht 

2 Kilas Weizen (ungedroschen) .... 104 Frs. 

b) Arbeitsleistung: Bearbeitung eines 

pogons (einschliesslich der Brach- 
furche) 28 Frs. 

2 Arbeitstage Spanndienst ... 8 

2 Arbeitstage mit der Hand . . 4 „ 
1 Transport nach Bukarest oder 

Oltenitza 12 

c) Geldleistuug: Weidegeld für ö 

Stück Hornvieh a 6 Frs. . . 30 Frs. 

Weidegeld für ö Schafe & l,öO Frs. 7^0 „ 
Gesamtunkosten für die zur Bebauung über- 

lassenen 6 pogons 193,50 Frs. 

Gesamtunkosten pro pogon 32,25 „ 

Die Unkosten des Bauern für die Bebauung dieser 
6 pogons: 

das Samenkorn für 6 pogons 4 12 Frs. ... 72 Frs. 

» 

die vollständige Bearbeitung derselben ... 159 „ 



52 



37,50 Frs. 
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die B<^arl)eituüg eines pogons für den 

i^ächter . . ' 28 Frs, 

die Beförderung der Ernte (2 Kilas) 

zur Tenne des Pächters .... 12 „ 

2 Arbeitstage Spanndienst .... 8 >, 

2 Arbeitstage mit der Hand .... 4 „ 

Weidegeld 37,60 „ 

1 Transport 12 ,» 

Zinsen und Tilgung des Betriel>skapital8 ... 2R 



101,50 Frs. 



Gesamtnnkosten: . . . i ... . . . 860,60 l^'ts. 

pro pogon 60 „ 

Zieht man aus den Gesamtunkosteu den Preis ab, den 
der Bauer für seinen Ertragsanteil (4 Kilas Weizen) erhält, 
so ergiebt sich: 

Gesamtunkosteu: 360,60 Frs. 
davon ab: . . 240 „ 

Defizit: . . . 120,60 Frs. pro 6 pogons, also 20 Frs' pro 

^2 ha. 

Ks bedarf keiner Erörterung weiter, dass der Land- 
arbeiter in Rumänien durch den landwirtschaftlichen Vertrag 
ausgebeutet werden kann und in der Tat ausgebeutet wird. 
Wie schon oft erwähnt wurde, ist das Verhältnis des Angebots 
und der Nachfrage kein normales. Der Arbeitnehmer muss 
unter allen Umständen die Bedingungen des Arbeitgebers 
annehmen, um wenigstens seine Existenz zu sichern, denn 
von einem Fortschritt in eine höhere soziale Stellung kann 
bei den angegebenen Verhältnissen nicht die Bede sein. Der 
Arbeitgeber, in den meisten Fällen ein Pächter, sucht sich 
auf alle Weise ein grösseres Einkommen zu sichern, und da 
er das betreffende Gut gewöhnlich nur auf relativ kurze 
Zeit gepachtet hat und auch zu einem im Vergleiche zu 
der Grundrente zu hohen Pachtpreis, so saugt er mitleidslos 
den Boden aus, an dessen Verbessoiing und Inkrafthaltuug 
seiner nattirlichen Beschaffenheit er kein Interesse hat, indem 
er das möglichst grosse Ertrags^uautum zu urzieleu stiebt, 

14* 
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und beutet die ländlichen Arbeiter ans, deren wirtschaftliche 

Lage ihn absolut nichts angeht. 

Im grossen und ganzen können wir in Rumänien zwei 
landwirtschaftliche Unteruehniungsformen unterscheiden, und 
zwar freschieht die Bewirtschaftung des Grund und Hodens 
entweder in der Form der von uns bereits charakterisierten 
Zeitpachtung durch Abschluss von laudwiilschaftlichen Ver- 
trägen, wo der Arbeitnehmer zugleich auch Unternehmer ist, 
oder durch die Selbstbewirtschaftung seitens des Grundherrn 
oder seines Pächters direkt, und dann haben wir es mit dem 
Unternehmer und den Lohnarbeitern zu tun. Das ei'ste 
System ist gewöhnlich in der Walachei üblich, das zweite 
dagegen in der Moldau. Von einer Zeitpachtung kann man 
allerdings auch in der Moldau sprechen; diese unterscheidet 
sich Jedoch von der walachischen Unternehmungsform dadurch, 
dass, während in der Walachei der Bauer den Pachtpreis 
für den ihm zur Bebauung überlassenen Grund und Boden 
in. der Form tou Naturalabgaben (Zehnten) und Aibeits- 
leistungen entrichtet, der Pachtpreis in der Moldau in der 
Form von Geldleistung gefordert wird. Aus dem Gesagten 
ist nicht schwer zu ersehen, dass die materielle Lage der 
Bauern in der Moldau ungünstiger ist als die der walachischen 
Bauern, denn sobald eine Misserute eintritt, sieht sich der 
Bauer in der Walachei nicht genötigt, sein Hab und Gut zu 
veräussern, um den Pachtpreis zahlen zu können; er hat 
natürlich auch materielle Schäden zu erleiden, aber diese 
sind doch für ihn nicht so veriiäuguisvoli wie für den 
moldauischen Bauern. 

Auf den ersten Blick könnte man die landwirtschaftliche 
ünteruehmungsform in der Walachei mit dem sogen. Teilbau, 
Sackbau, Halbbau (parceria, mezzeria, mötayage etc) ver- 
weichsein, denn auch der Teübauer (colonus partiarins, mezza- 
Jnolo, m^tayer etc.) kann als ein Pächter und der Teilbau 
demzufolge einerseits als eine Unterart der Pacht, anderer- 
seits als eine Form des Arbeitsvertrages angesehen werden. 
Ferner bedeuten sowohl die Zeitpacht als auch der Teilbau 
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einen Fortschritt in der Entwickelung der sozialen Lag-e der 
Bauern; denn sowoiil der Zeitpächter als auch der Teilbauer 
nehmen eine höhere Stufe eiu, als der nur in festem Lohne 
Stehende Arbeiter. Zieht man nur die Naturalabg-aben, die 
beide Kateg-orien (Zeitpächter und Teilbaaer) dem Grundherrn 
abzuliefern haben, in Betracht, so wäre man vollständig: be-. 
recbtigt, die rumänische Unternehmungsform mit dem Teilbaa 
zu ▼erwecbseln, denn sowohl der eine wie der andere Bauer 
pflegt die Bodenerträge mit dem Grundherrn zu teilem, und 
zwar im Verhältnis 1:1, 2:3, 1:4 oder 3 : 5 .etc., und ge- 
rade diese Teilung der Bodenerzeugnisse bildet den haupt- 
sächlichsten Grund des Abschlusses you landwirtschaftlichen 
Verträgen. Zieht man nun aber auch die Arbeit, die der 
mniänische Bauer seinem Grundherrn zu leisten verpflichtet ist, 
in Betracht, so macht sich sofort der Unterschied zwischen den 
beiden Landarbeitern bemerkbar. Der Bauer in Rumänien 
ist neben den Naturalabgaben auf Grund des von ihm in 
Bebauung genommenen Grund und Bodens noch zu einer 
Reihe von fast imeiidlichen Leistungen dem Grundherrn 
gegenüber verjjfiichtet. Er nuiss ihm heute noch Frohn- 
dienste tun, und zwar, je nach der Vereinbarung (!), sowolil 
solche mit der Hand als auch Spanndienste, er muss verschiedene 
Transporte und Fuhren macheu, eiu gewisses Quantum von 
Grund und Boden nni- füi* den (irundherrn bearbeiten, ohne 
dessen Produkte miteinander zu teih^n, verschiedene Gebühren 
leisten, wie das Zehntengeld (beim Verzehnten der Produkte), 
den Lohn für den Feldhüter, die Gebühren für das Recht, 
durch das herrschaftliche Gut durchfahren zu können etc., 
und dazu kommen noch die berühmten Geschenke, wie das 
iSchweiuefilet und die Schweiuezunge, Hühner, Eier, Butter, 
Käse etc. Durch diese Arbeits-, Geld- und Naturalleistungen, 
die uuzählich sind, und noch in auch nicht unbedeutendem 
Masse durch das Weidegeld, das heutzutage, da durch die 
Ausdehnung des Getreidebaues das Weideland immer mehr 
abnimmt, selbst immer mehr in die HOhe geschraubt wird, 
werden die Bauern im höchsten Grade ausgebeutet. Aber 
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auch was die Abliefening der Bodenerträpfe anlangt, so ist 
heutzutage das Quantum der Produkte, das der Bauer dem 
Grundbesitzer abzuliefern hat, bedenteod grösser als früher. 
Während in den früheren Zeiten, unter dem rassischen Statute 
zum Beispiel, der Bauer seinem Grundherrn gegenüber nur 
zu dem bekannten Vio Ertrages des Grand und Bodens 
verpfUcbtet war, ist dies Quantum heute bis auf Vs» Va 
nicht selten bis auf Vt gestiegen. Und wenn der Teilbauer 
in Frankreich, Italien etc. seinem Herra auch die flftlfte des 
Erträges abliefert, so ist er dadurch gar nicht ausgebeutet, 
denn der Grundherr selbst giebt dort neben dem Grand und 
Boden auch einen grossen Teil des zweiten Prodnktions- 
faktors, des Kapitals. Bei uns gehört das ganze Betriebs- 
kapital fast ausschliesslich dem Bauer, und in den meisten 
Fällen besitzt der Pächter weder lebendes noch totes Inventar. 

Diese Unternehmungsform und dieses kapitallose Be- 
triebssystem, wo der Unteraehmer sich ausschliesslich auf 
die Arbeitskraft der Bauern und auf die Gesetzgebung be- 
treffs Durchführung der landwirtschaftlichen Verträge stützt, 
war eine der wichtigsten Ursachen, die zur Vermehrang der 
Pächter und zur Ausdehnung der höchst extensiven Boden- 
kultur beigetragen hat Die städtischen Kapitalisten — so- 
weit man sie so nennen darf, denn man braucht bei uns 
nicht Yiel Geld zu haben, um ein Gut pachten zu können, 
gerade weil keine intensive Landwirtschaft getrieben wird, 
und auch die Verhältnisse sagen dem Unternehmer zu, 
dass man nur die erste Bäte des Pachtpreises nötig hat — , 
die keine landwirtschaftlichen Kenntnisse besassen, zogen 
aufs Land und pachteten ausgedehnte Grundstücke, in der 
Hoffnung, sich in wenigen Jahren durch die Handhabung 
der Verträge und di(; Sicherheit der Verhältnisse durch 
die Gesetzgebung zu bereichern. Man nimmt bei dem Pacht- 
anschlag gewöhnlich wenig Rücksicht auf die natürliche 
Fruchtbarkeit des Bodens, auf die Transportmittel etc., 
sondern mau erkundigt sich erst nach den landwirtschaft- 
lichen Verträgen zwischen den Bauern und dem vorigen 
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Pächter, und wenn diese f^üiistijr wureii, d. Ii., wenn man 
die Bauern dadimh möglichst viel ausbeuten kann, erhöht 
man den früheren Paehtpreis bis auf das Doppelte. Je 
schwerer die landwirtschaftlichen Verträge sind, um so 
rentabler ist das Unternehmen, und je grösser die Konkurrenz 
zwischen den Pächtern, um so rascher ist das Steigen des 
Pachtpreises. Die Reriihrung der Panern mit dem Grund- 
herrn oder mit dem J'achter gilt als eine Ausnahme; die 
Landbevölkerung wird der Ausbeutuug des Verwalters aus- 
gesetzt. Der Grundherr ist, solange er nur seine Rente 
regelmässig bezieht, mit seinem Päx^hter /uf Heden und braucht 
sich nicht mehr um die ländlichen Verhältnisse zu kiimmern. 
Kr treibt entweder Politik in der Stadt, wird dadurch ein 
einllussreicber Staatsmann und macht sich auf diese Weise 
zum Bescbfitzer seines Pftchters im Falle eines Konfliktes 
des letzteren mit den Bauern, oder er lebt verschwenderisch 
im Auslande, gewöhnlich in Paris, von den ans der mühsamen 
Arbeit der Bauern herausgesogenen Geldern; und wir kennen 
Fälle, wo der Grundbesitzer selbst nicht weiss, wo sein Gut 
sich befindet^ da er es überhaupt nie gesehen hat! Der 
Pächter seinerseits ahmt seinem Verpächter nach; er lebt 
auch nicht in unmittolbarer Berührung mit den Bauern, weil 
er in der Stadt leben muss, wenn er ein einftussreicher 
Mann werden will. Ist der Pächter ein Grieche oder Jude, 
so hat er sich gai nicht mit den politischen Dingen zu be- 
schäftigen, und auf diese Weise vermehrt er seiu Vermögen 
schneller, um dann noch ein neues Gut i)achten zu können. 
Ks ist gar kein Wunder, wenn man von einem Griechen 
oder Juden sprechen hört, er hätte 10, 20 oder noch mehr 
Güter gepachtet, da sowohl der eine wie der andere 
viel sparsamer als der Rumäne lebt; sie haben kein Ver- 
langen, im Auslände zu leben, sobald sie ein grosses Ver- 
mögen erworben haben; sie fahren nicht nach Monaco, um 
ihr Geld zu verspielen; sie haben keinen Klub oder gehen 
wenigstens nicht in solche, wo um Tausende gespielt wird, 
uud verschwenden ihr Geld nicht in der Politik. £s ist 
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fernor kein Wunder, dass die meisten Kapitalisten iu Kiimänieu 
Fremde, insbesondere .luden und Griechen sind, und dass die 
Mehrzahl der Grundbesitze hyiiothekarisch verpfändet sind. 

Kehren wir aber zu dem un£rliioklichen Bauer zurück, 
den wir nicht vernachlässio^eu dürfen; denn er macht die 
grosse Mehrheit der rumänischen Nation aus, und er ernähi-t 
die übrigen sozialen Klassen. \\ ir haben darauf hiiisre wiesen, 
dass der Bauer durch den landwirtschaftlichen Vertrag aus- 
gebeutet wird. Wir haben kurz bewiesen, dass die entstandene 
Konkurrenz zwischen den Pächtern, die das Steigen des Pacht- 
preises zur natürlichen Folge hat, nicht so sehr auf der 
natüilicheu Beschaffenheit des Bodens und dem zu einer 
rationelleren Bewirtschaftung desselben nötigen Betriebs- 
kapital, als viel mehr auf der Erschwerung der landwirt- 
schaftlichen Vertrttgo beruht Es unterliegt gar keinem 
Zweifel, dass in gleichem Masse mit der Erhöhung des Pacbt- 
preises auch die landwirtschaftlichen Verträge erschwert 
werden, weil nur auf diese Weise der P&chter die erhöhte 
Pacht zahlen kann; denn sowohl die naturliche Fruchtbarkeit 
des Bodens als auch die Gtetreidepreise nehmen immer ab. 

Wenn wir den Pachtpreis im allgemeinen analysieren, 
so ergiebt sich in erster Reihe die Grundrente und dann die 
Verzinsung der zur Verbesserung des betreffenden Grund- 
stückes verwendeten Kapitalien, wie Gebäude, Meliorationen 
etc. Ist letzteres nicht vorhanden, so darf der Grund- 
besitzer gar keinen Anspruch auf diese Verzinsung erbeben, 
und in diesem Falle wird die Pacht mit der Grundrente ver- 
wechselt. Der Pächter hat seinerseits das Becht an der 
Verzinsung seines Betriebskapitals und an dem Lohn för 
seine Intelligenz und Mühe (Arbeitsaufwand) und soll neben 
der an den Grundbesitzer zu zahlenden Pacht noch eine 
Eapitalsrente aus dem Boden ziehen. Dem Bauer, der den 
Boden bebaut, muss ein kulturgemftsser, gerechter Arbeitslohn 
gesichert werden, dessen Höhe allerdings nicht konstant sein 
kann; denn sie wird mit der Entwickelung der Kultur einer 
fortwährenden Veränderung unterworfen sein. Die notwendigen 
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Subsistenzmittel einer Arbeiterfamilie lassen sich also nicht 
in eine bestimmte Wertsnmme zusammenfassen; sie sind ver- 
schieden je nach den Zcitansprücheu und Kulturzuständen 
und selbst auch nach den Gegenden, sodass der Sonderertrng 
einer Arbeit nicht bestimmt werden kann. Sehen wir uns 
nun die Verhältnisse in Rumänien an und untersuchen wir, 
ob die Praxis die Verwirklichung- der Theorie ist. Darf nun 
die Pacht bei uns grösser als die Grundrente sein? Wir 
glauben nein; oder wenigstens darf der Überschuss der Pacht 
nicht Vio Cirundrente übersteigen. Es ist eine bekannte 
Tatsache, dass der Grundbesitzer, der sein Gut verpachtet, 
in den meisten Fällen nicht einmal eine für den Pächter 
menschenwiirdige Wohnung hat bauen lassen; von einer all- 
gemein knltnrentsprechenden Wohnung kann nicht die Rede 
sein, denn die Mehrheit der rumänischen Pächter rekrutiert 
sich aus deijenlgen Klasse der Bevölkerung, die keinen An- 
spruch darauf erhebt; denn entweder braucht der Pächter, 
der gewöhnlich in der Stadt wohnt, gar keine Wohnung auf 
dem Lande, oder, wenn er eine solche als Schutz gegen den 
Regen und die Sonnenhitze für einige Tage im Jahre braucht» 
80 lässt er sich gewöhnlich eine Hütte bauen, die er nach 
der Auflösung des Pachtvertrages mitnehmen kann. Das 
Gebäude für das Gesinde, die Viehställe oder die Gebäude 
zur Aufbewahrung- des Getreides und dergleichen, wenn solche 
vorhanden siiul, so sind sie ganz primitiv i^ebaut, und die 
Menschenwohnungen unterscheiden sich nicht viel von den 
ungesunden Viehställen, wenn letztere überhaupt vorhaiuifii 
sind; denn das Vieh kommt gewöhnlich in ^iir keine Stalle, 
sondern bleibt während des Sommers und des grössten Teiles 
des Winters im Freien und nur in seltenen Ausnahmefällen 
baut man einen ganz leichten Schuppen dafür auf. Das 
Gesindegebättde bietet ein Bild äussersten Mangels; diese 
Wohnungen sind aus Lehm und Stroh werk errichtet und bis- 
weilen zur Hälfte in den Boden hineingegraben, sodass sie 
„wenigstens im Winter einen warmen und im Sommer einen 
kühlen Aufenthaltsort bilden**; nur gesund können sie nicht 
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sein. Was die iibii{]^iMi \Virts(*lmftsg:»'l)HU(h' anlangt, so hat 
diose der Pachter nicht nütijj:; lietrcideschober und überhaupt 
Gebäude zur Aufbewahrung des Getreides braucht er ge- 
wöhnlich nicht; denn sofort nach dem Ausdresehen schafft er 
die Ernte, die manchmal schon im Frühling vor dem Ernten 
verkauft wird, Dach einem Stapelplatz oder Bahnhof. Von 
Meliorationen und sonstigen Verbesserungen des Bodens ist 
gar nicht die Hede; keinem fällt es ein, an den verarmten 
Boden zu denlcen, der mitleidslos ausgesogen wird. Uber- 
haupt von einem Betriebskapital seitens des Grundbesitzers 
kann gewöhnlich nicht die Rede sein; er verpachtet nur den 
Grund und Boden, und deshalb darf er nicht mehr als die 
Grundrente beziehen. Die Grundrente schwankt aber bei uns 
Je nach den Konjunkturen und nach der Entfernung von dem 
Hauptniai'ktplatze, sowie, obwohl selten, auch nach der natür- 
lichen Beschaffenheit des Bodens, zwischen 12 und 15 Frs. 
pro popon (^/o ha). Wenn nun die Fruchtbarkeit des Bodens 
nicht zug^enonimen, sondern im Gegenteil seit einiger Zeit 
bedeutend ab^^^enommeu hat, wmn dif Getreidepreise im All- 
gemeinen gesunken sind, was insbesondere hei uns der Fall 
ist, wo die (Qualität des Getreides eine schlechte ist, wenn 
übeiliaupt die Konjunkturen nicht günstiger als früher sind, 
wie ist nun die jährlich steigende Grundrente anders zu er- 
klären, als als Folge einer überwiegenden Nachfrage, einer 
Konkurrenz der Unternehmer? Kichtet aber diese über- 
triebene Konkurrenz die Konkurrenten zu Grunde? Leideu 
sie dadurch Einbusse an ihrem Vermögen? Die Tatsache, 
dass sich ein immer grosserer Zudrang nach solchen land- 
wirtschaftlichen Unternehmen und demzufolge eine jährliche 
äteigarung der Pacht bemerkbar macht, zeigt schon an sich, 
wie unvorteilhaft solche Geschäfte sind ! Das alleinige Mittel 
zum Ziel ist für den Pächter die Ausbeutung der Bauern. 
Der Pächter, so wie wir ihn charakterisiert haben, besitzt 
gewöhnlich nicht mehr als die Hälfte des Pachtbetrages, 
wenn er das Gut in Bebauung übernommen hat. Die Pacht 
wird gewöhnlich in vierteyährliehen Raten geleistet und wenn 
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der Pächter die erste Rate im Oktober zum Beispiel und die 
zweite im Januar gezahlt hat, so kanu er für die nächsten 
zwei Katen sorgen, indem er sich das nötige Geld dazu von 
den Zwischenhändlern, Kaufleuten und verschiedenen Speku- 
lanten durch Tenningeschäfte verschafft. Betriebskapital 
besitzt der Pächter gewöhnlich nicht; selbst die Ackerwerk- 
zeuge und das zur Landwirtschalt bei nns so unentbehrliche 
Vieh findet man selten bei ihm Tor, sodass, wenn eine Miss- 
emte eintritt und er nicht imstande ist, die Pacht zu zahlen, 
der Qmndherr ihn gar nicht gerichtlich belangen kann. Dieser 
Tatsache kOnnte bis zu einem gewissen Orade die hohe Pacht 
zugeschrieben werden, in die der Grundbesitzer neben der 
Grundrente auch eine Bisikoprämie mit hineinrechnet; das 
kann aber nicht als Bogel gelten. Der Pächter, der kein 
Betriebskapital nnd auch keine landwirtschaftlichen Kenntnisse 
besitzt, darf keinen Anteil an den Bodenerträgen haben, denn 
bei der Bewirtschaftung des Bodens giebt er keinen der 
Produktiousfaktoren hin. Der (^rund und Boden gehört nicht 
ihm, die Arbeit und das Betriebskapital gehören ausschliesslich 
den Bauern. Anders ist es mit einem richtigen Pächter, der 
rationell ^v^l'tschaftet und dazu Betriebskapital nötig hat, also 
ein tatsächlicher Unternehmer ist. Der muss sich seine In- 
telligenz und das von ihm verwendete Kapital bewerten 
lassen. Zu dieser Kategorie von Pächtern zählen leider bei 
uns sehr wenige; die grosse Mehrheit der Pächter setzt sich 
aus solchen zusammen, die gar keine laudwirtschaftlichen 
Kenntnisse und sehr wenig oder gar kein Betriebskapital be- 
sitzen. Vom Frühling biß spÄt im Herbst arbeitet der Bauer 
fast ununterbrochen, um im Winter der Gefahr entgegen zu 
g^hen, vor Hunger zu sterben, wenn er dem Pächter nicht 
seine Arbeitskraft für das nächste Jahr gegen einen spott- 
billigen Preis überlässt. Der Pächter, der kein Betriebskapital 
und keine technischen Kenntnisse besitzt, darf also keinen 
Anteil an den Bodenerträgen haben. Wir haben aber gesehen,^) 
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dass die vom Bauer bezahlte Pacht gewöhnlich zwischen 
25— 40Frs. pro pogon (V2 ii^i) schwankt ; es ergiebt sich also 
/wischen der Pacht und der Grnndrente eine Differenz von 
13—26 Fi*8. pro pogon. Natürlich wird dieser Überschuss 
unter dem Grundbesitzer und seinem Pächter verteilt; denn 
der Ornndbesitzer bezieht nicht nur die Grundrente, die nicht 
mehr als mit 12 — 15Frs. veranschlagt werden kann, sondern 
gewöhnlich ca. 20 Frs. pro pogon» sodass dem Pachtwncherer, 
in unserem Falle dem unwissenden und kapitallosen Pächter, 
ca. 5—20 Frs. pro pogon übrig bleiben. Man wird vielleicht 
sagen, dass sowohl der Grundbesitzer als auch der Pächter 
das Volk gemeinschaftlich ausbeuten. Wir glauben aber, 
dass das Steigen der Grundrente keine Ausbeutung seitens 
der Grundbesitzer bedeutet. Das ist nur als ein Konjunktur- 
gewinn anzusehen und als solcher anch gerechtfertigt. Die 
Nachfrage seitens der Pächter ist eine zu grosse, weil gerade 
die Killlichtung der laud wirtschaftlichen Verträge für sie 
vorteilhaft ist. 

Die Heilung der sozialen Misstäiide lässt sich aber 
durch freies Walten der wirtschaftlichen Kräfte nicht herbei- 
führen, und durch Gehen- und Geschehenlassen ist eine Heilung 
der wirtschaftlichen und sozialen Leiden nicht zu erwarten. 

Das Gesetz von 1882 betreffs des Abschlusses von 
landwirtschaftlichen Verträgen wurde durch das Gesetz vom 
28. Mai 1893 scheinbar einigennassen modifiziert. Im März 
des Jahres 1888 fand in Rumänien ein heftiger Bauern- 
aufstand statt. Die Leiden der Bauern manifestierten sich 
durch die Rache gegen die Grundbesitzer und Pächter. Be- 
amte, Gutsbesitzer und Pächtei* wurden misshandelt, Häuser 
und landwirtschaftliche Werkzeuge vernichtet und die Felder 
verwüstet. In VM) ländlichen Genieinden innerhalb fünf 
Distrikten ^) verlangten die Bauern J^aiul und Besserung der 
Lage. Ks war ein lebendiges Zeugnis für den traurigen 
Zustand der ländlichen Bevölkerung. Hätte die Kegieruug 
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Bücksicht auf die gerechten Ansprüche d<&r Anfstftndisdien 
genonunen und sie ganz objektiv betrachtet, so hätte der 
Gesetzgeber gewiss nicht das Oesetz von 1893 erlassen, das 
soviel wie gar nichts in der Besserung der Lage der Laud- 
arbeiter bedeutet. Von besonderem Interesse ist art 3 des 
erwähnten Gesetzes betreffe des Abschlusses der landwirt- 
schaftlichen Verträge für das Weideland. In Gemässheit 
desselben dürfen solche Verträge pro Kopf Hornvieh ab<,'c- 
schlossen werden, nur noter der Bedingung der Angabe des 
Ausmasses dos verpachteten Weidelandes. Wir liaben in 
Rumänien keine Gemeindeweide, und die Hauern treiben ge- 
wöhnlich ihr Vieh gegen eine Entschädigung auf die Weide 
der (-Jrundheiicn. Sie verpflichten sich dem Grundbesitzer 
gegenüber durch den landwirtscliaftlichen Vertrag, die Weide- 
v(irgütung entweder in Geld oder in der Fern» von Arbeit 
zu leisten. Der Grundbesitzer bestimmt einen Teil seines 
Grund und Bodens als Weide für das Vieh der Bauern, aber 
er ist gar nicht zu einem der Anzahl des Gesamthornviehes 
eutsprecheuden Ausmasse des Weidelandes verpflichtet. Ks 
liegt in seinem Interesse, dass er eine grössere Anzahl Vieh 
auf einem kleineren Stück W^eidelaud abfindet. Er nimmt 
das Weidegeid von Jedem Bauern je nach dem Bestand seines 
Viehes ein, und vor dem erwähnten Gesetze sah er sieb nicht 
verpflichtet, ein der Anzahl Vieh entsprechendes Ausmass 
von seinem Grund und Boden zur Weidenutzung zu bestimmen. 
In Gemässheit dej zitierten Gesetzes muss aber in den ab- 
geschlossenen Weidenutzungs- Verträgen das Ausmass des 
Weidelandes, das der Grundbesitzer den Bauern überlässt, 
ausdrücklich angegeben werden. Auf den ersten Blick sieht 
man, dass diese Bestimmung keine vollkommene ist, denn 
nach wie vor sieht sich der Grundbesitzer nicht für ver- 
pflichtet an, das für jedes Stück Hornvieh nötige Weideland 
zu überlassen. Es wird tatsächlich das Ausmass des Ge- 
samtweidelandes in dem Vertrag angegeben, aber ob das für 
den ganzen Viehstand der Bauern genügt, danach wir<i gar 
nicht gefragt. Es besteht mit anderen Worten kein normales 
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Verhältnis zwischen dem Gesanitweideland und der Aozahl 
des GesamtTiebes. Von einer Fixierung des Aosmasses der 
Weide, das jedes Stück Hornvieh nötig hat, war keine Rede, 
sodass der erwShnte Artikel keinen Fortschritt auf diesem 
Gebiete bedeutet Durch art 3 desselben Gesetzes also 
glaubte der Gesetzgeber die Lage des Bauern zu verbessern! 

Was die Massnahmen zur Durchführung der abge- 
schlossenen Vertrage anlangt, so sind diese in Gemftsshdt 
des Gesetzes von 1898 hentzuge nicht bedeutend milder 
als früher. 

Unter den bisher geschilderten Verhältnissen will man 

einen allgemeinen Wohlstand im Lande erzielen, fordert die 
Bauern auf, von ihrem spärlichen Erwerbe Ersparnisse an- 
zult'^^t'ii, verlangt von ihnen eine allgemein bessere Lebens- 
weise, und wenn sie die grösste materielle Not lieinisacht, wirft 
man iluien Müssiggang und einen ziellosen Lebenswandel 
ohne Streben vor. 8o also leben die Nachkommen der 
märhtig-en Ansiedler des Kaisers Trajan, in deren Händen 
dieses fruchtbare Land beständig seit 17 Jahrhunderten ge- 
wesen ist. 



Schlussbetrachtung. 



W ir kommen nun zum Ende unserer Betrachtung". Wir 
haben die Ent Wickelung des Grundbesitzes und der sozial- 
wirtschaftlichen hiiga der Bauern in Rumänien in allen 
Zeitabschnitten verfolgt und haben sowohl die alte als auch 
die neue Agrarverfassung besprochen. Wir haben die Vor- 
teile wie die Nachteile des alten Sj'stems des Arbeits- 
zwauges dem neuen, der Arbeitsfreiheit, geo^enüber gesehen, 
und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass, obwohl die 
rechtliche Lage des Bauern heutzutage eine im Vergleiche 
za der früheren bedeuteude Verbesserung erfahren hat, seine 
wirtschaftliche Lage, wenn nicht schlechter, doch auch nicht 
viel besser geworden ist. Wenn der Bauer heutzutage nicht 
mehr, sozasageu, gesetzlich der Sklave seines Gruudherra 
ist, 80 ist er doch der »freiwillige*' Sklaye seines Brodherm. 
Anfangs, bei Begründiing der mmftnischen Fürstentümer, 
hatten wir nnr mit freien Menschen zu tun. Jeder Bauer 
besass ein Stück Land und genügendes Vieh, womit er seine 
bescheidenen Bedürfnisse befriedigen konnte. Jeder Untertan 
hatte bestimmte Pflichten, vor allem die Militilrpflicht, zu 
erfüllen, und im grossen und ganzen kann man die Tätigkeit 
der ganzen BeTdIkemng als eine militärische bezeichnen. 

Bald nach dei- Begründuus* der Fürstentümer änderten 
sich aber die Zustände. Die freie eingeborene Bevölkerung 
erfuhr eine untergeordnete Stellung dem wohlhabenden und 
intellektuellen, aus Siebenbürgen kommenden rumänischen 
Element gegenüber. Im Laufe der Zeit erlangte diese 
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Aristokratie manche Privilegien nnd Übte ihre Rechte mehr 
nnd mehr über die Bevölkerung ans. Der Fürst, der ab 
Obereigentümer des ganzen Landes angesehen wnrde, konnte 
nach Belieben jeden seiner Untertanen für die geleisteten 
militärischen Dienste mit Gmnd und Boden belohnen. Von 
dem Vorhandensein ausgedehnter fürstlicher Ländereien hing 
bis zn einem gewissen Ginde die Lage der Bauern ab; denn 
solange der Fürst imstande war, die Kriegstfttigkeit der 
Landaristokratie mit Ornnd und Boden zu belohnen, solange 
konnte auch der Adel sein Einkommen extensiv vermehren; 
die Beilriirkun^ der Bauern hatte er nicht nötig. Als aber der 
Vorrat der füistlichen Güter sich verringerte und schliesslich 
ganz erschöpft war, und infolgedessen der Adel nicht mehr 
mit Grund und Boden belohnt werden konnte, suchte diese 
Landaristoki'atie einerseits intensiv durch die Bedrückung 
der l'ntertauen sein Ziel zu erreichen, andererseits machte 
sich mit dem Anwachsen der- Staatsbedüi-fnisse und der 
Ausdehnung der Staatsangelegenheiten ein immer grösser 
werdender Zndrang nach der ßureaukratie bemerkbar. Die 
Landaristokratie verwandelte sich in eine Stadtaristokratie 
und die freien Bauern wurden in Unterworfene umgewandelt 
und gerieten allmählich in Hörigkeit, P'.rbuntertänigkeit und 
Leibeigenschaft, sodass sie im Laufe des 17. Jahrhunderts 
als eine bewegliche Sache angesehen und infolgedessen mit 
wie ohne ihren Willen abgesondert von ihrem Grund und 
Boden und getrennt von ihren Familien verkauft wurden. 

Diese Zustände herrschten bis etwa in die Mitte des 
18. Jahrhunderts, als zum ersten Male an einen Versuch der 
Enianzipierung der Bauern von ihren Grundiierren gedacht 
wurde. Die vom phanariotischen Fürsten Konst. Mavrokordat 
zustande gebrachte Emanzipation war aber nur eine Modi- 
fikation der bislicrii^tMi Leibeigenschaft, denn die absolute 
Aufhebung der letzteren wurde, wie "wir gesehen haben, erst 
in dem 19. .Jahrhundert proklamiert. Nach der Emanzipierung 
wurde die materielle Lage der Bauern schlechter, und ihre 
lecUtUche La^e unterschied sich auch nicht viel von der 
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früheren. Der Grandberr war den Emanzipierten gegenüber 
weiterer Verpflichtungen ledig; er brauchte nicht mehr wie 
früher für ihre Existenz zn sorgen, und der Bauer war, auf 
sich selbst gestellt, seinem Schicksale überlassen. Es ist 
aber gar nicht zu leugnen, dass durch die Beform Mavro- 
kordats^eine neue Perlode in der Entwickelang der Ver- 
hältnisse eintrat, und der zu weiteren Reformen ein- 
geschlagen war. 

Zum ersten Male verpflichtete die Regierung im Jahre 
1790 dureli das l ibariuni des Fürsten Moruzzi die Grundherren, 
2/3 des Gesanitareals ilirer Güter den Bauern zur Bebauung 
zu überlassen. Die Mannigfaltigkeit und Unbestimmtheit 
der Gefreiileistungen änderten aber die Laere der ackerbau- 
treibenden l^evölkerung nicht besonders. Ihre Existenz und 
damit auch ihre Freiheit hing immer noch von den (Truudherren 
ab. Herabgedrückt durch die mannigfaltigen Steuern, die 
ihnen die Türken durch die Phanarioten auferlegt hatten, 
und ausgebeutet von den Gmudberren, gingen die Bauern 
wirtsch.iftlich zu Grunde; sie degenerierten physisch und 
moralisch und fanden einen Ausweg, sich diesen Ungerechtig- 
keiten zu entziehen, bald im Aufruhr, bald in der Aus- 
wanderung. Ende des 18. und Anfang des J9. Jabrbundei-ts 
war die Lage der Bauern nicht besser als im 17. Jahrhundert 
Die Fürstentumer waren infolge der Auswandemngsbewegung 
und der sich einbürgernden Pest nur noch schwach bevölkert. 

Die sozial-politische Bevolntion von 1821 hatte die Be- 
seitigung der plianariotischen Herrschaft und deren Ersatz 

durch die russische zur Folge. Unter der russischen Herr- 
schaft wurden die Landverhältuisse neu geordnet, aber die 
Lage der Bauern wurde nicht günstiger. Das russische Gesetz 
oder besser der Komplex von russischen Gesetzen, „"Reglement 
ürgani(iue" genannt, hatte sein Verdienst darin, dass es 
wenigstens den (übergriffen und der Willkür der (inind- 
herrschaft feste (irenzen zog und durch praktische Massnahmen 
die übrigen Kalamitäten des Landes, vor allen Dingen die 
Pest uud die Viehseuchen, die die Bevölkerung und das Vieh 

Id 
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dezimierten, beseitigte. Die Unfreiheit im eDgeren Siune des 
Wortes wurde nicht aufgehoben, die zagestandene Frei- 
zügigkeit war nnr illnsorisch, und das AbbängigkeitsTerhältuis 
der Banem yon den Orandherren wurde nicht beseitigt^ denn 
das Gesetz erkannte den Bauern das absolute Eigentumsrecht 
an den zugewiesenen Lftndereien nicht an. ^ 

Mit der Herabdrficknng der Klasse der ländlichen 

Arbeiter nach dein russischen Statut wuchs das Freiheits- 
und Selbstiiudigkeitsg-efühl iiiiichtio'er iu deu Füistviiiüniern. 
Nach der französischen Kevolutiun von 1848 begann nun die 
Bewegung, die zu der grössten sozial- wirtschaftlichen Reform 
unseres Vaterlandes im Jahre 1864 führte. Nach vielen Be- 
mühungen oktroyierte Fürst Joan Cuza im Jahre 1864 infolpfe 
eines Staatsstreiches sein Ackergesetz. Die Grundlage Uiesi^s 
Gesetzes war die Aufhebung der persönlichen Unfreiheit und 
der damit verbundene Gedauke, die freien Bauern zu Eigen- 
tümern zu machen. Um letzteres erreichen zu können, sollten 
zum Teil die säkularisierten Klostergüter, Zum Teil der iu 
Gemässheit des bestehenden Gesetzes, des abgeänderten 
„E6glement organique", den Bauern Ton den Grundherren 
zugewiesene Qrund und Boden dienen. Nach der Säkulari- 
sierung der Klostergüter billigte die Nation am 27. Mai 1864 
durch ein Plebiszit den Staatsstreich, und am 14. August 
yerkfindete Cuza durch fürstlichen Erlass ans eigener Macht- 
vollkommenheit das Hauptagraigesetz. Die persönliche Un- 
freiheit, die bäuerlichen Frobndienste, seien sie Hand- oder 
Spanndienste, sowie die Beallasten der Geld- oder Natural- 
abgaben wurden aufgehoben, und das Oesetz erkannte den 
Bauern gegen eine Entschädigung das absolute Eigentumsrecht 
„ab antiquo** an. 

Die schablonenhafte Reform von 1864 hat aber nicht 
die gcwüuschteii PMolge gehabt, und zwar ist das vor allem 
den Mängeln des Gesetzes zuzuschreiben. Der Grundbesitz 
der Bhucth war zu klein und wurde durch Zersplitterung 
infolge der Freiteilbarkeit zum Zwergbesitz, die gewährte 
luUenmität der Expropriation wai' zu gross und die Amoi^ 
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tisatioDSdaüer zo ku», und endlich sollten die Entadiftdignngs- 
snmmen zngleicb mit den Steoera, die schwer genug waren, 
gezahlt werden. Von Anfang an machte sich ein Konflikt 
zwischen Areal, Arbeitskraft und Betriebskapital bemerkbar. 
Das Eingreifen der Staatsgewalt erwies sich als notwendig, 
um die wirtschaftlichen Nachteile des Gesetzes Von 1864 zu 
▼ermindem und die Lücken desselben auszufällen. IHe 
Agrarpolitik bezieht sich' also Ton 1864 an auf die Eigen- 
tninseinteHung (Gesetze zur Verftnsserung der Staatsdomtaen), 
auf den landwirtschaftlichen Kredit und auf die landwirtp 
schaftlichen Verträge. Was die Veräiisserung der Staats- 
domänen anlangt, so war die Agjaipolitik eine schwankende, 
indem mau diese Staatsgüter bald zu rein-fiskaliscliem Zwecke 
in grossen, wie in kleinen Anteilen, und auch an die Nicht- 
baueru, bald zu sozial-wirtschaftlichem Zwecke, in kleinen 
Anti-'ilen veräusserte. Während der Kleingrundbesitz der 
Bauern intolire der Freiteilbarkpit durch Erbübertragnng und 
durch Veräusseruug durch die P^igentümer desselben allmählich 
kleiner wurde und noch weniger imstande war, ihre Bedürf- 
nisse zu befriedigen, wuchs der Grossgrundbesitz durch Ankauf 
von kleinen bäueriiclHMi Parzellen immer mehr an. Infolge der 
Erbübertragnng wurde die ( Grundlage der kleinbäuerlichen Wirt- 
schaft» der Grund und Boden, immer knapper, und wenn er nicht 
mehr zur Befriedigung der Bedürfnisse genügte, sah sich* der 
Bauer genötigt, ihn trotz aller gesetzlichen Massnahmen zu ver- 
kaufen oder auf lange Zeit zu verpachten, um sich anderweitig 
zu bemüheU) die nötigen Lftndereien zur Bebauung zu erhalten. 
Er war kein selbständiger Grundbesitzer mehr und musste 
entweder den nötigen Grund und Boden von dem Grund- 
besitzer pachten oder . für diesen als Tagelöhner arbeiten. 
Es entstand notwendigerweise der landwirtschaftliche Vertrag, 
der Pacht- oder der Ariieitsvertrag, dürch den, wie wir sahen, 
sich das Abhängigkeitsverhältnis zwischen dem Gmodherrn 
und den Bauern geltend macht. In Bezug auf die soziale 
und materielle Lage unterscheidet sich der walachische von 
dem moldauischen Bauer dadurch, dass, während der erstere 



Digitized by Google 



— 228 — 

Selbstunternehmer ist und infolgedessen bei günstigen Zeiten 
und Konjunkturen in eine höhere soziale Stellung aufsteigen 
konnte, wenn er nicht in so hohem Masse ausgebeutet wurde, 
der moldauische Bauer dagegen ein Tagelöhner ist, seine 
Arbeitskraft als Ware betrachtet wird, die billijj: bezahlt 
wird, und infolgedessen die für die Befriedij^iiii^- seiner Be- 
dürfnisse in der Form von Tage- oder übeiliaupt Zeitlohn 
erhaltene Arbeitsentschädigiuig nicht ausreicht, sodass im 
Winter, wo der Arbeiter sich ausruhen will, weil er keine 
Beschäftigung findet, er sich genötigt sieht, seine Arbeitskraft 
für das nächste Jahr zu verpfänden, um mit den voraus- 
gezahlten Geldern sein Leben während des Winters fristen 
zu können. Hier übersteigt die Nachfrage das Angebot, und 
die Konjunktur wird von dem Unternehmer benutzt, der 
nicht selten für einen Arbeitstag, der um vier früh beginnt 
und um acht abends aufhört, nicht mehr als öO — 70 cent. 
zahlt Der Bauer sieht sich gezwungen, entweder unter 
solchen Bedingungen den Arbeitsvertrag im Winter abzn- 
schliessen, oder er muss sich dem Wucher der Landjuden 
aussetzen, und in diesem Falle wird seine materielle Lage 
noch mehr als durch den Arbeitsvertrag gefährdet. Die 
ITolgen solcher Zustände sind eine immer steigende Ver- 
schuldung der Bauern und ein immer grösser werdender 
Mangel an Existenzmitteln, die wieder eine physische und 
geistige Degeneriemng der Bauern hervorrufen. Obwohl die 
Zahl der ramänischen Bevölkerung') zunimmt, ist jedoch 
diese Zunahme verhältnismässig zu gering und ganz ver- 
schieden in den verschiedeneu Gebieten. 

Aus folgender Tabelle ersieht man die Bewegung der 
Bevölkerung in Rumänien in der Periode von 1859—1878 
(siehe Morojanu op. cit S. 7ö): 



1) £s existiert keine offizielle Statistik der Bevölkerung seit 
1869. In diesem Jahre betrug die GtesamtbevOlkerung 44SS4961 Gin- 
wohner. (Siehe Morojanu op. cit. S. 74.) Rum. Statist. Jahrb. 
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Vou 1879—1893 war der Oberschnss der Geburten folgeuder:*) 
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1) Siehe Monyanu op. cit. S. 76. 
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Die Zunahme der Bevölkerung betrug in diesen 15 Jahren 
875 996 Einwohner; wir haben also due darchscbnittliche 
jftlulicho Zunahme von 58 400 Seelen zu verzeichnen. Was 
die Zahl der Geburten betrifft, so steht Rumänien mit den 
ersten Völkern Europas auf gleicher Stufe, wie wir aus 
folgender Tabelle ersehen können. Das Verhältnis der Zahl 
der Geburten (exkl. Totgeburten) zu der Bevölkerung stellte 
sich auf tausend wie folgt :^) 

1898 mi 1600 1888 1888 1887 1886 1876 

35,7 37,0 35,6 36,4 36,6 36,9 37,0 40fi 

36.3 37,7 36,6 37,0 37,3 37,5 37,6 40,3 

36.4 36,7 34,9 35,9 35,6 36,4 36,6 42,4 

40.0 41,3 40,1 42,8 42,6 42,3 42,0 45,4 

33.7 34,3 32,8 83,5 33,9 34,9 35,7 45.2 

— 38,4 36,7 38,1 38,1 38,4 38,2 40,0 

— 42,3 40,6 43,6 43,7 44,1 45,4 45,6 

22.4 22,7 22.0 23,1 23,2 23,7 24,1 26,2 

30.5 31,4 30,2 31,1 31,3 31,i) 32,8 36,4 

30.8 31,2 30,4 30,9 31,3 31,8 32,9 35,6 

22.5 23,1 22,3 22,7 22,8 23,1 23,2 26,6 

36.4 37,3 35,9 38,3 37,6 39,0 37,0 39,2 

28.1 28.3 26,7 27,7 27,8 28,0 27,9 32,8 

28.6 29,6 29,1 29,1 29,1 29,4 29,6 33,2 
32,0 33,7 32,7 33,4 33,7 33,7 34,6 37,1 
26,8 28,2 27,9 27,7 28,7 29,6 29,7 30,7 
30,0 30,8 30,2 29,9 31,0 30,9 30,9 31,9 

29.5 31,0 30,6 31,3 31,7 32,0 32,6 32,6 
42,0 45,3 40,6 42,3 43.6 41,6 42,2 — 

Die durchschnittliche Zahl der Geburten beträgt also 
in Rumänien 42,5 pro tausend Einwohner. Obwohl die Zahl 
der Geburten im allgeraeiuon in Riiiiiänion eine verhältnis- 
mässig grosse ist, so nimmt doch die BevölkiTung nur langsam 
zu, weil die Zahl der Todesfälle eine relativ grosse ist. Die 
offizielle Statistik von 1893 giebt 32,3 Todesfälle auf tausend 

1) Rielie Handwörterbuch der Staatftwisseiuchaften, £nter 
äupplementband Jena 1896. S. 2Xi. 
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Einwohner an. Im Jahre 1892 kann man die Zahl der 
Todesfälle mit 35,8 und im Jahre 1891 mit 30,9 pro tausend 
Einwohner verzeichnen.^) Die durchschnittliche Zahl der 
Toten ist also bei uns jährlich 33 pro Tausend. Es ergiebt 
sich somit nur ein jährlicher Überschuss der Gebarten von 
9,5 ^/oo- Was also die Zunahme der Be?öikentng anlangt, so 
Dittss Rumänien unter die letzten Völker Europas gezählt 
werden. Was nun die Zunahme der LandbeTÖlkenmg insbe- 
sondere anlangt, so kann man sagen, dass sie noch unbe- 
deutender als bei der Stadtbevölkerung ist, weil auf der einen 
Seite die Zahl der Geburten kleiner, auf der anderen die 
der Todesfälle grosser als in den Städten ist, und in manchen 
Dorfgemeinden nimmt die autochthone Bevölkerung fortwährend 
ab, und wird durch die fremde, besonders durch die jüdische 
in der Moldau, ersetzt. Wie aus folgender Tabelle 2) zu er- 
sehen ist, bedroht die nationale Gefahr die Moldau vielmehr 
als die Walachei. 
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1) Siehe Morojanu op. eit. S. 77. 

■2) Nach der Statistik von 1898 für 13 Stftdte, WOVon 11 in 
der Moldau liegen. (Siehe Morqjanu op. cit.) 
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Hieraus ersieht man, dass die jüdische Bevölkerimg: in 
Zunahme und die autochthonc rumänische iu Abnahme be- 
g^riffen ist, und dass mit der Zeit die rumänische fast ver- 
schwinden wird, um durch die jüdische ersetzt zu werden. 
Das Öesagte gilt nicht nur für die Stadtbevölkerung allein, 
sondern auch für die Landbevölkerung, deren Sterblichkeits- 
grad bedeutend grösser ist, und auch hier tritt die Moldau 
in den Vordergrand, deren rumänische Bevölkening viel ärmer 
als die der Walachei ist, und deren jüdische Bevölkerung 
einerseits durch den grossen Überschuss der Geburten, anderer- 
seits durch fortwährende Einwanderung aus Galizien und 
Russland täglich zunimmt. 

Es bedarf keiner Erörterung weiter, dass die grosse 
Sterblichkeit der runiänischen Bevölkerung einmal auf den 
geringen materiellen Wohlstand und die niedere Kulturstufe, 
abpi- anch nicht wenig auf den jüdischen SchiiKUdtzei' zurück- 
zuführeu ist. Ersleres, weil der Bauer nicht die Mittel besitzt, 
besser zn wohnen und sich rationeller zu ernähren, und wenn 
es vereinzelt unter den I^auein auch wohlhabende Leute 
giebt, so verstehen sie auch nicht die Wirkung einer besseren 
Nahrung und Wohnung zu schätzen, denn in Bezug auf 
Bildung stehen sie noch auf der untersten Stufe der Ent- 
wickelung, und letzteres, weil der Jude dort der Dorfwucherer 
ist und keine Gelegenheit versäumt, wo es sich um die Aus- 
beutung der Bauern handelt. Zu jeder Zeit stehen den 
Bauern jüdische Kapitalien zur Verfügung, die aber durch 
den grossen Wucher sehr oft für den Schuldner verhängnis- 
yoU werden. Aber neben dem schlechten Maisbrei, der aus 
dem verdorbenen Mais und in einer nur unvollkommenen 
Weise zubereitet wud, und durch den die furchtbare Krankheit, 
Pelagra (Hautentzündung) genannt^ entsteht, trägt auch der 
von den jüdischen Wirtsleuten und besonders in der Moldan 
verfälschte und den Bauern verkaufte Alkohol zur Schädigung 
der Gesundheit bedeutend bei. Die hauptsächlich ans diesen 
Misständen entstandenen Krankheiten, die sich in unseren 
Dörfern eingebürgert haben, köuuen durch unsere den moderneu 
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Zeiten allerdings wenig entsprechendeu hygienischen Mass- 
nahmen nicht beseitigt werden and dezimieren jahraus, jahrein 
die nnglücklicben Baneni. 

Es unterliegt gar keinem Zweifel, dass die sozial-wirt- 
schaftliche Jjage der Banem in Rumänien eine durchaus 
schlechte ist. Diese Tatsache wird auch nicht von denjenigen, 
die an der Ausbeutung der ländlichen Bevölkerung selbst 
interessiert »nd, und auch nicht von den ausgesprochenen 
Optimisten geleugnet, die noch im XX. Jahrhundert sich 
von dem physiokratischen Grundsatz „Gehen- und Geschehen- 
lassen** leiten lassen. Man erkennt das Übel und über- 
haupt das Vorhand^sein einer „sozialen Frage** in Bumänien 
au, man sieht aber die Driuglichkeit der Lösuuj? dieser Frapfe 
nicht ein, uud woim man sie auch ciusielit, so hat man nicht 
den guten Willen zu bessern. Erstens scheint die Lösung 
der sozialen Frage bei uns eine sehr schwere zu sein, was 
wir auch zugeben, zweitens lässt sich eine solche einerseits 
nicht vollständig uud auch nicht in kuizer Zeit, andererseits 
aber nur. von den besten Sachkennern durchführen. 

Eine genaue Untersuchung der Vorschläge, die zur 
Lösung der sozialen Frage in RuniUnien aufgestellt wurden, 
würde uns jedenfalls zu weit führen. Wir möchten uns aber 
doch nun zum Schluss unserer Betrachtung über die L0sung 
der sozialen Frage bei uns kurz folgendermassen aussprechen. 

Man hat nicht mit Unrecht behauptet, die bestehende 
schlechte Lage der Bauern in Bumänien sei hauptsächlich 
dem Mangel an Grund und Boden zuzusdireiben. Manche 
sind noch darüber hinausgegaugen uud wollten, was uns 

allerdings etwas übertrieben zu sein scheiut, das Elend der 
ländlichen Klasse Rumäniens ausschliesslich auf die Knappheit 
des (irund und Bodens zurückführen. Gewiss liegt das Vho\ 
in der Verteilung von Grund uud Boden, da in einem Lande, 
Wü der Ackerbau die einzige (Quelle des Reichtums ist, jeder 
freie Manu ein Stück Land besitzen muss, aus dem er seinen 
liebensuuterhalt gewinnen kann, nnd in der Tat kann man 
doch nicht leugnen, dass eiu grosser Teil der ländlichen 
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ackerl)Hiitreib(MidLMi Bevölkerung in Rniiiiinieii iiiclit im Besitze 
des zur Dockuiiir üin's Bedarfes iiutigen Gnuid und Bodens 
ist. Ks wäre aber ein vollständiger Irrtum, zu glanlxui, 
heutzutafjfe könnte die Regierung eine der von 18ö4 ähnliche 
Reform durchführen. Grund und Büden an die Bauern zu 
verteilen und zwar im W^ge der Expropriatiou der Grund- 
besitzer, ist ausgeschlossen. Aber auch der Grossgrundbesitz, 
der gewiss in Rumänieu viel ausgedehnter als der Kieio- 
gmiiUbesitz ist, muss aufrecht erhalten werden, denn den 
ganzen landwirtschaftlichen Fortschritt, soweit man von einem 
solchen bei ans sprechen kann, verdanken wir nur dem Gross- 
gruudbesitz. Auf der anderen Seite aber wollen wir eine 
selbständige soziale Klasse der ländlichen Bevölkerung in 
Rumänien haben. Gewiss ist das auch auf einem anderen 
Wege als dem der Expropriation der Grossgmndbesitzer 
möglich. Zu welchen wirtschaftlichen Folgen die Reform von 
1864 infolge ihrer Mangelhaftigkeit geführt hat^ haben wir 
bereits gesehen. Nicht also allein die Verteilung von Grund 
und Boden an die Bauern, ohne die Regelung der Erbschafts- 
verhältnisse zu berücksichtigen, sondern vielmehr die be- 
stehende Freiteilbarkeit einzuschränken, würde die Aufgabe 
des Staat(!S sein. Der Staat besitzt heutzutage noch, wie 
wir gesehen haben, einen grossen Teil unseres Grund und 
Bodens, der zur Verteilung an di(! ländiicht! ackerbautreibende 
Bevölkerung bestinmit ist. Durch eine vernünfti<j:e und über- 
legte V^erteilung desselben auf der einen Seite, durch die 
Regelung der Erbschaftsvorliältnisse, die lieutzutage besonders 
auf dem Lande bei uns viel zu wünschen übrig lassen, auf 
der anderen Seite, würde nuin in der Lage sein, einen mittleren 
Grundbesitz und eine selbständige Mittelklasse aufrecht zu 
erhalten. Die Freiteilbarkeit hat allein zu der Zersplitterung 
des Grund und Bodens und in nicht unbedeutendem Masse 
zur Ausdehnung des Grossgrundbesitzes geführt. 

Wir haben gesehen, wie die Knappheit des Grund und 

Bodens zu dem landwirtschaftlichen Vertrag geführt hat, der 
unter den heutigen Verhaiiuissen verhäugnisvoll für deu 
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Bauer ist. Das Eingreifen der Staatsgewalt nach dieser 
Richtung hio erweist sich als unbedingt notwendig. Die 
Einscbränkang der wirtschaftlichen Freiheit, durch die Fest- 
stellung der landwirtschaftlichen Verträge durch den Staat, 
und nicht nur auf den Staatsdomänen, sondern auch auf deu 
Frivatgfitem, ist erforderlieh. Die Folgen des zwischen deu 
sich gegenüberstehenden ungleichen Teilen abgeschlossenen 
landwirtschaftlichen Vertrags haben wir gesehen. Das Ein- 
greifen der Staatsgewalt bezüglich, des Abschlusses von land- 
wirtschaftlidten Verträgen ist die dringendste Aufgabe des 
Staates, denn der landwurtschaftliche Vertrag, dessen Abschluss 
beiden in Betracht kommenden Teilen tiberlassen wird, kann 
als das grösste V\)q\ unserer Agrarverhältnisse und überhaupt 
als die Ursache der schlechten wirtschaftlichen Lage der 
Bauern in Kumänien bezeichnet werden. Die Regelung der 
Erbschaftsverhältnisse durch die Kinschräukung der Freiteil- 
barkeit, die vernünftige Verteilung der Staatsdou'änen an die 
Bauern und vielleicht auch die Einführung cint r „casa rnrala" 
zum Ankauf von Gütern von den Grossgrundbesitzern und 
Verteilung derselben an die Bauern, und endlich die Regelung 
der landwirtschaftlichen Verträge durch die Einschränkung 
der wirtschaftlichen Freiheit, würden die Aufgaben des Staates 
sein, um das materielle Wohl der ländlichen Bevölkerung zu 
heben. 

Nicht nur die Förderung des materiellen Wohles der 
ländlichen Bevölkerung soll der Staat berücksichtigen, sondern 

auch die Hebung der niederen Kulturstufe, auf der sich das 
rumänische Volk befindet. Das soziale lieben der Menschen 
soll er in Betracht ziehen, da das wirtschaftliche vom sozialen 
Leben nicht zu trennen ist, und die Befriedigung der Be- 
dürfnisse des letzteren mit den ökonomischen Zuständen aufs 
innigste verwaclisen ist. Die beste Volkswirtschaft ist die 
Hebung und Ausbildung der Menschen. Der Staat, als die 
höchste sittliche Institution, bietet uns auf dem Wege zur 
Lösung der sozialen Frage durch die Schulo die Hand. Aber 
auch die Schule allein hilft wenig, wenn mit dem Verstände 
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nicht auch das Herz, mit dem Wisscu das Gewissen erfasst 
wird. Es muss, mit anderen Worten, der \\'irksamkeit der 
Schule auch der Eiufluss der Kirche und Keligion zu Hilfe 
kommeo. Das Rüstzeug des Staates auf dem Wege zur 
Lösung der sozialeu Frage ist also die Schule und die Kirche, 
und gerade bei uns, wo sowolil die eine wie die andere 
sehr viel zu wünschen übrig lässt, nioss der Staat darauf 
bedacht sein. 

Aber nicht nur der Staat allein, sondern auch die Gross- 
grundbesitzer müssen zur Besserung der Lage der Bauern 
beitragen. Vor allen Oingen wäre die unmittelbare Be- 
rüluung der Urossgrundbesitzer mit den Bauern erwünscht. 
Die ersteren müssen auf die Lage ihrer Arbeiter teilnehmend 
eingehen, sich um ihre Schicksale kümniern und ihnen unter 
ITmständen mit Hat und Hilfe zur Seite stehen. Der Arbeiter 
soll nach allen Seiten freudig mit dem Arbeitgeber zu- 
sammenwirken und sich mit seinem Lose zufrieden zeigen. 
Das Gefühl der Zufriedenheit soll also in den arbeitenden 
Klassen herrechen, und dazu gehört eine bestimmte Keife der 
Bevölkerung, und eine auf Sittlichkeit beruhende soziale 
Bildung muss dem Arbeiter den richtigen Weg in der Aus- 
übung seines Berufes zeigen. Und gerade diese Verpflich- 
tung liegt in bedeutendem Grade dem Grossgmndbesitzer ob. 
Der ewige Zwiespalt muss beseitigt werden, in dem der 
Grundbesitzer mit dem Bauer lebt, und zwar auf der einen 
Seite wegen der unfreundlichen Behandlung der Arbeiter 
durch den Grundbesitzer und sein Wirtschaftspersonal, zumal 
von derben Schimpfworten und Drohungen unterstützt, auf 
der anderen Seite aber wegen der Roheit und Verbitterung 
der ländlichen Arbeiter, die von der Feudalherrschaft gross- 
gezogen wurden. Solche Umwandlungen sind allerdings um 
so weniger schnell durchführbar, ie mehr der Beruf des 
Menschen „ihn an die Scholle fesselt, seine Beschftftignug 
Generationen hindurch die gleiche bleibt, zu schwerer Arbeit 
zwingt und ihm den Gesichtskreis verengt". Aber ein 
ki'äftiger Arbeiterstaud kann sich nur ausbilden und erhalten, 
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wenn seine materielle Wohlfahrt g^esichert ist. Solang;e die 

Grundlage der Bewirtschaftung des Grund und Bodens bei 
uns der landwirtschaftliche Vertrag sein wird, und zwar 
unter den l^t'dingungen, unter denen er heutzutage abge- 
schlossen wird, kann sich die materielle Lage der Bauern 
nicht verbessern, im Gegenteil wird der Kleingrundbesitz 
durch seine jährliche Verschuldung immer kleiner werden 
und allmählich verschwinden, und an die Stelle der Klein- 
bauern wird ein ländliches Proletariat treten. 

Man hat die Umwandlung des jetzigen landwirtschaft- 
lichen Betriebssystems bei uns vorgeschlagen,^) und zwar 
soll dessen Ersatz durch den sogen. Teilbau (metayage) er- 
folgen. Die diesem System zu Grimde liegende Absicht ist, 
den Arbeiter in der Ausübung s^iines schweren Berufes an- 
zuspornen und ihm ein erhöhtes Interesse an den Erfolgen 
des Wirtschaftsbetriebes einzuflössen. Damit ist ein gemein- 
schaftliches Zusammenwirken der Arbeit und des Kapitals, 
der ackerbautreibenden Bevölkerung und des Grundbesitzers 
resp. seines Pächters, bezweckt. Doch unterscheidet sich 
der Teilban von der sogen. Anteüwirtschaft (Partnership) 
dadurch, dass, während die erste landwirtschaftliche Untere 
nehmnngsform verlangt,' dass die Teilnahme am Geschäfts- 
gewinn durch Kapitaleinlage erworben werde und an die 
Übernahme eines entsprechenden Risikos geknüpft sein müsse, 
die Anteilwirtschaft, die vielmehr als ein kombiniertes Ab- 
löhuuugssy Stern bezeichnet werden kann, sich von diesem 
Prinzip lossagt. Letztere verlangt von dem Arbeiter keine 
kapitalistische Geschäftsbeteiligung, bezahlt ihm aber neben 
der Zusicherung einer (^uote vom Kapitalgewiiin seine 
Leistung wie einem gewöhnlichen Arbeiter. Es giebt aber 
noch eine landwirtschaftliche Unternehmuugsform, die man 
mit dem Namen Genossenschaftswirtschaft (Produktiv-Asso- 
ziation) bezeichnet, die die Aufbesserung des Einkommens 
der grossen Arbeitermasse bezweckt, die auf kunstlose, am 

1) P. S. Aurdian „Exploatarea mosiilor pria meteiagiu". 
Buk. WB, 



biyiiizeü by Google 



238 — 



schlechtesten hezahlte Arbeit angewiesen ist, und man g-eht 
davon aus, dass die Trennung des Arbeiters von seinem Er- 
zeugnis die QneUe seiner unbefriedigenden Lage ist. 

Ob solche landwirtschaftlichen Verelnigangen bei uns zu- 
stande zu bringen sind und ob sie Erfolg versprechen, da- 
rüber möchten wir uns jetzt nicht äussern. Doch glauben 
wir, dass es angebracht wäre, wenn der Staat auf seinen 
Domänen einen Versuch mit der Einführung des sonst ziem- 
lich veralteteu landwirtschaftlichen Betriebssystems, des Teil- 
baiU'S, ausführte. Aber, wie sclion oft ausgedeutet wurde, liegt 
der (iinnd der schlechten inateriellen Lage der Bauern iu 
Kuinänien in der Ausübung der wirtschaftlichen Freiheit 
beider beim Abschluss der landwirtschaftlichen Verträge in 
Betracht kommenden Teile, und diese Freiheit, die ebenso 
ungleicli ist wie die kontrahierenden Teile, muss beschränkt 
werden, ehe sich l)ei uns ein richtiges landwirtscliaftlirhes 
Proletariat entwickelt, und nach dieser Richtung hin muss 
der Staat als höchste sittliche Institution eingreifen. 

Noch ein nicht unbedeutendes Obel, unter dem unsere 
ganze Landwirtschaft leidet, ist die Ausbeutung der Bauern 
beim Verkauf des Getreides durch den jüdischen und 
griechischen Makler, und zwar infolge des Mangels an ge- 
nügenden Kreditinstituten und billigem Kredit. Als Hilfs- 
mittel gegen diese Ausbeutung hat man die Errichtung von 
Getreideverkaufsgenossenschaften vorgeschlagen. Die Be- 
sprechung solcher Genossenschaften und ihres Erfolgs bei uns 
sowie die Besprechung der Frage der Errichtung von Korn- 
häusern würde uns zu weit führen. Die Gleichmässigkeft der 
Ware fällt hier besonders ins Gewicht, und es ist eine be- 
kannte Tatsache, dass die Verschiedenartigkeit des Getreides, 
das bei uns sehr von einander abweicht und deshalb einen 
nicht unbeträchtlichen Einfluss auf die Getreidepreise ausübt, 
bei uns viel ausgedehnter als in den anderen Kulturländern ist. 

Es wäre noch schliesslich eine vernünftige Handels- 
politik in Bezug auf die Handelsvertiäge in Betracht zu 
ziehen, uuii besoudera der ökonomische Krieg mit Üsterreich- 
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Ungarn, der last die alleinige Ursache der bedentenden Ab- 
nahme unserer Rindviehaosfahr ist, mtiss aufgegeben, und 
das landwirtschaftliche Nebengewerbe, dass dem Bauer im 

Winter feste Beschäftigung gewährt, gefördert werden. 

Nur mit mühsanier und konsequenter Arbeit könnte man 
Fortschritte erzielen, und nicht nur die Städte und die Stadt- 
bevölkerung, wie es bisher bei uns der Fall war, sondern 
auch die Landbevölkerung, die viel zahlreicher ist, würde 
sich der Güter der Kultur erfreuen. 
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Lebenslauf. 



Geboren am 18. Dezember 1882 als Sohn des Grund- 
besitzers Gh. A. Ivanns zu Turnu-Magurele (Bezirk Toloorman) 
in Rumänieii, empfing ich den ersten Unterricht auf einer 
f^ementarschnle daselbst. Nach Verlan! von vier Jahren 
besuchte ich sieben Jahre das Oberrealgymnasinm (Lycenm) 
in Bukarest, wo ich anch die Reifeprüfung bestanden habe. 
Von Bukarest ging ich nach Berlin und studierte auf der 
dortigen Universität ein Semester National-Ökonomie, indem 
ich die Vorlesungen der Herren Professoren Schmoller, 
Wagner, Beinhold, Wolff und Dr. Eckert, besuchte 
Nach dieser Zeit ging ich nach Leipzig, wo ich Tier Semestei 
gründlich National -Ökonomie hei meinem verehrten Prof. 
Stieda, sowie bei dem Herrn Prof. Bücher und Dr. Eulen - 
bürg und Landwirtschaft bei den Herren Professoren Kirchner, 
Falke, Streclier, Eber und Howard studierte. Von 
Leipzig- kam ich nach Halle in der Absicht, den deutschen 
Altmeister der Landwirtschaft, seine Excellenz Prof. Dr. Kühn 
zu hören. Hier besuchte ich bis jetzt (.'^ Semester) Vor- 
lesungen über National-Okonomie, Landwirtschaft und Philo- 
sophie bei den Herren Professoren Conrad. Kühn, Cluss, 
Dr. Steinbrü(!k, Dr. Hode, Lektor Beeck und Prof. 
Dr. Riehl. Bei dieser (Telegenheil spreche ich an dieser Stelle 
allen meinen Lehrern, insbesondere meinem verbluten Prof. 
IStieda in Leipzig und seiner Excellenz Prof. Dr. Kühn in 
Halle a. 2:$. meinen besten Dank aus. 
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